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Vorwort. 



Wie so manche Arbeiten auf dem Gebiete des Gemeindefinanz- 
wesens, ist auch die vorliegende auf Anregung des Geh. Reg.-Kates, 
Herrn Prof. Dr. Conrad in Halle a/S., verfaßt worden. Für die 
Förderung dieser Arbeit, durch die mir in so freundlicher Weise ge- 
gebenen Ratschläge und Winke, möchte ich an dieser Stelle meinem 
verehrten Lehrer, Herrn Geheimrat Conrad, meinen herzlichsten Dank 
aussprechen. 

Das Material zu dieser Arbeit zu sammeln und zu ordnen war 
nicht leicht. Denn nicht nur das statistische, sondern auch dasjenige 
des verwaltungsrechtlichen Teiles, vom historischen ganz abgesehen, 
lag sehr verstreut da. Andererseits liegt für Rumänien, unseres 
Wissens, bis Dato gar keine diesbezügliche Literatur vor. Allerdings 
sind für das letzte Gesetz betr. die Organisation der ländlichen Ge- 
meinden (1904) von der Regierung Ermittlungen gemacht worden, 
die aber hauptsächlich auf die wirtschaftliche Lage des Bauernstandes 
hinzielten. Andere Ermittlungen der Regierung betrafen die Reform 
des Oktroiwesens (1903). Beide befinden sich in den Motivenberichten 
zu den erwähnten Reforingesetzen veröffentlicht. Sie kamen mir sehr 
zu statten. Jenen Kapiteln wurde auch, angesicht der großen Be- 
deutung dieser beiden Reformen, eine größere Ausdehnung gegeben. 

Als statistisches Material, betr. die Gemeindefinanzen, benutzten 
wir die im Stat. Jahrbuch für Rumänien im Jahre 1904 veröffent- 
lichten Arbeiten des „stat. Amtes des rumänischen Finanzministeriums^. 
Sie beziehen sich aber nur auf das Finanzjahr 1901/02. Für die 
Stadt Bukarest, welche besondere Berücksichtigung im finanzwirtschaft- 
lichen Teil dieser Arbeit fand, standen uns einige Jahrgänge der jähr- 
lichen Rechnungsausweise zur Verfügung. 

Wir trachteten die Dinge in ihrer historischen Entwicklung 
darzustellen, allerdings soweit das möglich war. Im finanzwirtschaft- 
lichen Teil versuchten wir eine Systematisierung vorzunehmen. Das 
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war schon deswegen notwendig, weil ganz besonders die Scheidung der 
Steuern und Gebühren usw. wenig korrekt durchgeführt ist. 

Alle Momente, die einen Einfluß auf das Gemeindewesen aus- 
übten, wurden soviel wie möglich berücksichtigt, und das ganz besonders 
für denjenigen deutschen Leser, dem die Verhältnisse in Rumänien 
nicht bekannt sind. Es wird den letzteren vielleicht wundernehmen, 
zu hören, daß z. B. die Finanzlage der Gemeinden von der jeweiligen 
wirtschaftlichen Lage des Landes, und letztere von der Ernte ab- 
hängt. Wie groß der Einfluß der Ernte auf die Finanzlage des 
Staates, der Gemeinden, und sogar jedes einzelnen Individuums ist, ersieht 
man am. besten in dem Hand in Hand gehen der Fiaanzkrisen mit den Miß- 
ernten. Nicht uninteressant ist es, um ein anderes Beispiel anzuführen, 
daß die Gemeinden Rumäniens, im großen Gegensatz zu denjenigen 
anderer Länder, kein sog. Kämmereigut (Domänen, Forsten usw.) 
besitzen. Dadurch fallen für die Gemeinden, besonders für die länd- 
lichen, beinahe sämtliche Einnahmen aus Erwerbseinkünften aus. Li 
anderen Ländern bilden aber gerade die letzteren die Grundlage, 
worauf sich dann das Besteuerungssystem aufbaut. In Rumänien 
mußte notgedrungen das ganze Besteuerungssystem auf Zuschläge zu 
den direkten Staatssteuern und ganz besonders auf Verbrauchssteuern 
(Oktroi) aufgebaut werden. 

Wir begnügen uns mit diesen Andeutungen. Dem geneigten 
Leser werden ohnehin diese und andere Sonderstellungen des Finanz- 
wesens der rumänischen Gemeinden nicht entgehen. 

Bukarest, im Juli 1906. 

Der Verfasser. 
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Erster Teil. 

Das Gemeindewesen in Rumänien. 



Erster Abschnitt. 

Die historische Entwicklung des Gemeindewesens. 

Einleitung. 

Die historische Entwicklung des Gemeindewesens in den 
beiden Donaufürstentümem, der Moldau und der Walachei, von ihren 
Gründungen angefangen (im XIII. und XIV. Jahrhundert) bis zu 
jenem Zeitabschnitt, wo die Gesetzgebung eingreift (1832), kann als 
eine der schwierigsten historischen Ai^ifgaben betrachtet werden. Ein 
dichter Schleier umhüllt diesen Zeitabschnitt des rumänischen Ge- 
meindewesens und Niemand hat sich noch, unseres Wissens, bisher 
herangewagt, diesen Schleier zu lüften. Andeutungen findet man 
wohl hie und da in Geschichts- und Rechtsbüchern sowie in ür- 
kundensammlungen. Gerade die letzteren wären für diese Forschung 
das beste Material. In letzter Zeit ist man sogar daran, nach alten 
Urkunden zu forschen und hat bis jetzt mehrere dicke Bände davon 
veröffentlicht. (Prof.N. Jorga, Studien und Dokumente.) Diese Urkunden 
zählen nach Tausenden, sind aber dermaßen zusammengewürfelt, daß 
es einer ganz bedeutenden Arbeit und Zeit bedarf, um darin, durch 
eine demnächste neue Veröffentlichung, Ordnung zu schaffen. 

Es liegt nicht in dem Bahmen dieser Arbeit, über die historische 
Entwicklung des Gemeindewesens in den Donaufürstentümern, der 
Moldau und der Walachei, für den obenerwähnten Zeitabschnitt, ein 
vollkommenes Bild zu geben. Denn wir legen den Schwerpunkt 
mehr auf die Entwicklung der Gemeindegesetzgebung sowie des 
Gemeindefinanzwesens, also auf die zweite Hälfte des XIX. Jahr- 
hunderts. Wir versuchten nur in dem Folgenden die wenigen lichten 
LV. 1 
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Momente, welche aus dem Wirrnis jener Zeiten hervorgeholt werden 
konnten, so zu geben, daß man einen kleinen Begriff über die histo- 
rische Entwicklung des Gemeinwesens erhalten soll, um auch dann 
begreifen zu können, warum die Lage des Gemeindewesens (und auch 
des Staatswesens der Fürstentümer) Anfang des XIX. Jahrhunderts 
einer gesetzlichen Reform bedurfte. 

Die beiden Donaufürstentümer, Moldau und Walachei, welche 
(mit der 1878 hinzugekommenen türkischen Proviuz Dobrudscha) das 
heutige Rumänien bilden, sind ein Teil des vom Kaiser Trajan er- 
oberten ^Dakien, Nach der Eroberung (106 nach Chr.) bekam 
Dakien eine von den anderen römischen Provinzen, nicht im wesent- 
lichen veränderte Organisation. Es sind fast dieselben Kolonien und 
Munizipien, mit denselben Rechten und Pflichten. Das dauerte 
aber nicht lange, denn schon im Jahre 270 nach Chr. waren die 
Römer durch die immerwährenden Angriffe und Vorstöße der Völker- 
wanderung genötigt, die Provinz Dakien zu verlassen und die Legi- 
onen über die Donau nach Moesien zurückzuziehen. Ein Teil der 
Bevölkerung, und zwar derjenige, der sich im Flachland zwischen dem 
Karpathengebirge und der Donau befand, ging mit den, Legionen. 
Derjenige dagegen, welcher den Karpathen näher wohnte, suchte im 
Karpathengebirge Schutz. Es ist bekannt, daß ein großer Teil der 
barbarischen Horden der Völkerwanderung, durch die Moldau und 
durch die Walachei zog. Ein Teil der Slaven, welche aus Asien 
komtnend das Flachland zwischen den Karpathen und der Donau be- 
setzten, wurden durch die nachfolgenden Völker verscheucht und ge- 
sellten sich zu den Dako- Romanen in das Karpathengebirge. Über 
diesen Zeitabschnitt der Völkerwanderung kennt man fast gar nichts 
Getiaues betr. die Dako-Romanen, höchstens daß sie in den Bergen 
Viehzucht trieben. Erst nach der Völkerwanderung kamen die Dako- 
Romanen mehr in die Donauebenen, wo sie, wie die Geschichte mit- 
teilt, mit df n Stämmen über der Donau ein rumänisch- bulgarisches 
Kaiserreich gründeten, welches aber bald in Verfall kam und aus dem 
sich dann wieder mehrere kleine Staaten mit republikanischen Cha- 
rakter herausbildeten. Diese letzt ren sind es, welche uns interessieren, 
da dieselben im XUL und XIV. Jahrhundert durch die Eroberung 
der aus Marmorosch und Siebenbürgen über die Karpathen ge- 
kommenen Fürstensöhne, die. Fürstentümer Moldau und Walachei 
bildeten , deren Gemeindewesen Gegenstand unseres I. Kapitels 
sein wird. 

In der Moldau gab es 4^^^? ^° der Walachei zwei solcher Staaten. 
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An der Spitze dieser Staaten war je ein „Yornic^^ Die Staate^ 
waren in Judikaturen (Departements) eingeteilt, an deren Spitze ein. 
Großrichter (marele judetz) stand, dem ein Bat von zwölf Grund- 
besitzer beigegeben war. Jede Burg, Stadt, Gemeinde, hatte als Stadt- 
oberhaupt, in der Moldau einen „Scholtuz", (Schultheiß), in der 
Walachei, einen „Jude" (judex). Diesen stand je ein Gemeinderat von 
„12 purgari", (Bürger) zur Seite. In den Dörfern war ein Jude de. 
yale" (Landrichter). Sämtliche Beamten und Gemeinderäte wurden 
für jede Burg, Stadt oder Dorf, von der Volksversammlung der be- 
treffenden gewählt. Jede Burg, Stadt oder Dorf verwaltete sich selbst. 
Die betreffenden Volksversammlungen hatten in der Erledigung der 
Gemeindeangelegenheiten immer ein Wort mitzusprechen. ^) Es ist 
möglich, daß die Angaben der Urkunden, welche obiges mitteilen, auf 
Wahrheit beruhen. Denn es ist geschichtlich erwiesen worden, daß 
die Gründung der Fürstentümer Moldau und Walachei durch Er- 
oberung geschah. Es ist also wahrscheinlich, daß die Eroberer Staaten 
vorfanden, welche eine den obigen Angaben wenigstens verwandte 
Organisation besaßen. Die Angaben späterer Zeiten über das Ge- 
meindewesen der Fürstentümer, lassen ebenfalls auf eine vorange- 
gangene stramme Organisation der Staaten, auf Autonomie und Selbst- 
verwaltung der Gemeinden schließen. 



Kapitel I. 

Das Gemeindewesen in den beiden Donaufürstentümem, 
Moldau und Walachei, von ihrer Gründung bis zur 
Einführung der russischen Reformgesetze (Reglements 

orgaoiques). (1290—1832.) 

Bei der Gründung der beiden Donau fürstentümer, der Walachei 
(1290) und der Moldau (1340) finden die^ aus Siebenbürgen und Mar- 
morosch gekommenen Fürsten die vorhin festgestellte Organisation 
der Dörfer vor. Dieselbe Organisation hatten aber auch die Mar- 
morosch und Siebenbürgen bewohnenden Rumänen besesseo^ und es 



^) Blaramberg: Essai compare aar les moeurs, les lois et les institations 
des Eoamains. Bukarest 1866. S. 49 fr« 
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war selbstverständlich, daß die Fürsten für die erste Zeit, wenigstens^ 
diese Organisation beibehielten und die Autonomie der Dörfer an- 
erkennen mußten. Der Fürst erklärte jedoch sämtliches von ihm be- 
setztes Land, als unter seiner Souveränität, und forderte von den 
Dörfern sowohl Geld und Naturalabgaben, wie auch persönliche Dienste. 
Er mußte den Dorfschulzen, der von der Dorfversammlung gewählt 
war, anerkennen, oder, späterhin, als seine (des Fürsten) Macht im 
Lande gestiegen war, aus der reichsten und ältesten Familie des 
Dorfes, welche bis dahin im Dorfe die Führung hatte, ernennen. Es 
ist bekannt, daß der Dorfschulze die Verwaltung und die Gerichts- 
l3arkeit inne hatte, in demselben Maße wie bis dahin. ^) Es sei darauf 
hingewiesen, daß diese Dörfer, welche wir bis jetzt vorfanden, ihre 
Freiheit und ihre besonderen Privilegien hatten. Sie nannten 
sich einfach „freie Dörfer" oder „libere moschnene" d. h. bewohnt 
Ton Grundbesitzer und Familiengemeinschaften, deren Grundbesitzer- 
rechte bis vor die Gründung der Fürstentümer reicht. Diese freien 
Dörfer verloren ihre Freiheit und ihre Privilegien nur in dem Falle, 
als sie sich etwas zuschulden kommen ließen. 

Mit der Zeit wurden jedoch auf den großen Domänen der Fürsten 
und Bojaren, sowie der Klöster neue Dörfer gegründet, welche dann 
den Namen von Krondörfer (domnesti), bojarische (boieresti), und 
klösterliche (manastiresti) annahmen. Es ist selbstverständlich, daß die 
Domänenbesitzer zur Bearbeitung des Bodens Arbeitskräfte nötig 
hatten. Den Bauern wurde also Land zur Nutznießung angewiesen, 
indem sie sich verpflichten mußten, an den Domänenbesitzer einen 
Teil des Bodenertrages teilweise in Geld, teilweise in Naturalien ab- 
zugeben. Auch der Domänenbesitzer war verpflichtet, dem Dorfe 
Wald und Weideland zur Nutznießung zur Verfügung zu stellen. Wir 
:finden hier also schon die Ausbildung der Hörigkeit. 

Nun finden wir aus den ältesten Zeiten noch die Sitte, daß der 
Landesfürst dem Adel und der Kirche ganze Dörfer verschenkte 
(beneficium). Er konnte aber nur Krondörfer verschenken und zwar 
verschenkte er aus den Benefizien, die er selbst aus dem Dorfe hatte, 
die „Zehntel" der Naturalabgaben, oder bisweilen die Dienstleistungen 
der Bauern, bisweilen auch einen Teil der Steuerabgaben des Dorfes. 
Wir sehen also, daß den Bauern dieser Dörfer in solchen Fällen 
keine andere Verpflichtung oblag, als die, dem neuen Besitzer (sei es 
ein Adeliger oder eine Kirchengemeinde) zuerkannte Nutznießung, 



*) Nadejde, J., Aus dem alten rumänischen Recht, Bukarest 1898. S. 104 
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abzuliefern* — Die Organisation dieser Dörfer war dieselbe wie der 
Torerwähnten freien. Sie hatten ebenfalls eine teilweise Autonomie 
und Selbstverwaltung, doch übte der sogenannte ,,Besitzer des Dorfes'^, 
sei es ein Bojar oder eine Klostergemeinde, sehr oft einen Einfluß 
auf den Gang der Dorfangelegenheiten. Und wir sehen nicht selten, 
daß sich das Dorf im Streitfalle mit dem Besitzer um richterliche 
Hilfe an den Landesfürsten wendet. 

Wie schon erwähnt, verloren die „freien Dörfer" ihre Freiheit 
und Privilegien, im Falle sie sich etwas zuschulden kommen 
ließen. Solche Dörfer wurden sehr oft von den Landesfürsten in 
solche Lage versetzt, wo es ihnen unmöglich wurde, ihren Verpflich- 
tungen, dem Fürsten gegenüber, nachzukommen. 

In der ersten Hälfte des XVI. Jahrh. war der Wechsel der 
Landesfürsten ein immer größerer geworden. Die Besetzung des 
Thrones mußte von den Türken (unter dessen Souveränität die Donau- 
fürstentümer verfielen) mit schwerem Gelde erkauft werden. Steuern 
wurden immer mehr geschaffen oder erhöht. Wenn man den wirt- 
schaftlichen Niedergang des Landes infolge der ununterbrochenen 
Kriege hinzufügt, dann kann man halbwegs einen Begriff von der 
Lage des Ende des XVI. Jahrh. Boden besitzenden Bauernstandes 
(moschneni) erhalten. Unter Michael dem Tapferen hatte die Krisis 
ihren Höhepunkt erreicht. Die Dörfer, welche die geforderten Steuern 
und Abgaben nicht zahlen konnten, wurden als fürstliche, boiarische 
oder klösterliche erklärt, die Güter konfisziert und den Favoriten des 
Fürsten oder den Klöstern verschenkt. Der freie Bauer (bis dahin 
„moschnean" genannt) war als „unfrei" erklärt worden.^) 

Wenn wir nun die Lage des Bauernstandes in den ersten Jahr- 
hunderten nach der Gründung der Fürstentümer betrachten, dann 
finden wir folgende Unterscheidungen: 

Der Bauernstand teilte sich bis jetzt in mehrere Klassen: 

1. Grundbesitzende Klasse (moschneni, razeschi), welche frei war 
und in Hauskommunionen lebte. (Freie Dörfer.) 

2. Freie Bauern (die sog. „Clacasi"). Ohne Grundbesitz. Sie 
besaßen die Freiheit, aber nicht in dem Maße der ersten Klasse, 
also schon ein Hörigkeitsverhältnis. 

3. Die Klasse der Leibeigenen gen. „vecini" (von vicus, 
Dorf) oder „rumani". 



^) Gidei, A. Y., Beiträge zur Sozialgeschichte unseres Bauernstandes. 
Bukarest 1904 S. 20. 
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' Wie wir sahen, verloren sehr oft die zur ersten Klasse zählenden 
Bauern ihren Besitz und damit ihre Rechte. Sie bearbeiteten weiter 
den Boden, waren jedoch Hörige des Fürsten, wodurch sie den Bei- 
namen „domnesti^^ (fürstlich) bekamen. Sie konnten verkauft oder 
den Bojaren und Klöstern verschenkt werden. Ihre Stellung war 
fast dieselbe wie die der Bauern der fürstlichen oder bojarischen 
Dörfer. Aus dieser Stellung konnten sie sich durch Geld wieder 
in den ersten Stand zurückkaufen, sehr oft zahlten sie jedoch be- 
deutend mehr als den Betrag, für welchen ihre Güter konfisziert 
wurden und sie in Hörigkeit verfielen.^) 

Die zweite Klasse findet man mehr auf den Gütern des Adels 
und der Kirchengemeinde. Die betreffenden Bauern waren verpflichtet, 
dem Gutsbesitzer eine bestimmte Anzahl Tage Arbeitsdienste zu 
leisten. Außerdem bekam der Gutsbesitzer noch ein Zehntel vom 
Ertrage des Bodens, welchen er diesen Bauern zu ihrer Ernährung 
zur Verfügung stellen mußte. Diese Klasse der Bauern hatte die Er- 
laubnis, das Dorf und das Gut zu verlassen und ein anderes zu be- 
ziehen, doch waren die Bedingungen, die erfüllt werden mußten, sehr 
schwere. Auch diese Klasse zahlte Steuern und Abgaben, doch unter- 
schied sie sich darin etwas von der ersten. 

In der dritten Klasse der Leibeigenen befanden sich hauptsäch- 
lich Zigeuner (meistens mit Gewerbe sich beschäftigend), dann Ta- 
taren, aber auch Rumänen. Sie waren verkäuflich; für sie war eine 
besondere Gesetzgebung geschaffen worden.^) Die Rumänen bildeten 
davon nur einen ganz geringen Teil und im XVIII. Jahrh. gab es 
keine Rumänen mehr, die dieser Klasse angehörten. 

Die erste und zweite Klasse bildete die Dorfbevölkerung. Die 
dritte war auch hier und da auf den Dörfern vorzufinden, doch 
meistens lebte sie an den Höfen der Bojaren und der Klöster. 

Die freien Dörfer, von „moschneni" oder „razeschi" bewohnt, 
welche wir zur ersten Klasse zählten, lebten in Haus- und Familien- 
kommunionen. Sie waren in großen Gruppen von Blutsverwandten 
geteilt, welche jede ihre Abstammung von einem gewissen Ahnherrn 
hatte („betrau*^ genannt). Das Erbe des Ahnherrn wurde nicht ge- 
teilt, obwohl eine Verpflichtung der Familienmitglieder aus der Güter- 
gemeinschaft nicht auszutreten, nicht bestand. Bei einem eventu- 
ellen Verkauf des Gutteiles eines Familienmitgliedes, war das Mitglied 



^) Jorga, N., Studien und Dokumente. 5. Bd. S. 122 ff. Bukarest. 
«) Nadejde, J., a. a. 0. S. 128. 
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verpflichtet, seinen Teil den Familienmitgliedern anzubieten/ und nur 
im Fälle einer Zurückweisung des Angebotes, an einen Fremden zu 
verkaufen. Das Guthaben eines jeden in dieser Mgentumgemeinschaft 
war ein ideelles. Bei Yerkaufsakten , die sich vorfinden, lautet die 
allgemeine Formel: ,, . . . ich verkaufe meinen Teil, sov^iel es mir 
zukommt, von dem Dorfbesitz, von Wald, von Flur, von der Weide, 
von der Mühle . . ."^) Die Familiengemeinschaften spielen aber 
auch im öffentlichen Leben eine Rolle. Bei Gerichtsverhandlungen 
wurden ganze Familien als Zeugen geladen. Dieses findet man auch 
in Schenkungsurkunden, wo das Gut z. B. nicht nur einer einzigen 
Person geschenkt wird, sondern auch deren Brüdern und Nach- 
kommen. 

Diese Gruppen von Familien waren als die Nachkommen eines 
„betrau" in Linien geteilt, die wieder in weiteren Verwandtschafts- 
graden sich teilten. Trotz dieser großen Verschiedenheit der Erb- 
berechtigungen, war jedem Familienmitgliede genau sein ideeller Teil ^) 
bestimmt. Wir finden oft Gruppen von 10 Personen, welche in Ge- 
meinschaft ein Gut besitzen. Andermals aber Dörfer, welche in zwei, 
drei, vier, sechs oder noch mehr „betrani" geteilt waren. Wir 
besitzen Urkunden, welche beweisen, daß die Eigentumgemeinschaft 
sowie die Hauskommunionen bei den Rumänen bestanden haben. 
So eine Urkunde vom Jahre 1648, worin es heißt, daß. eine Gruppe 
von 10 Personen, 4 Männer und 6 Frauen, Nachkommen des Toader 
Pitic, gemeinsam einen Teil des Dorfes besaßen. Auf der Rückseite 
der Urkunde steht es noch geschrieben, daß sie die Absicht hatten, 
auch den Teil, der ihnen noch gebührt, gemeinsam zu besitzen.^) 
Ebenfalls, in einer Urkunde aus Tirgoviste in der Walachei, vom 
Jahre 1520, adoptiert eine Witwe zwei Söhne ihrer Schwester und 
sagt: „unter ihnen soll keine Trennung (des Guthabens) stattfinden'^^) 

G. J. Lahovary sagt ebenfalls (in „Cuvintul rostit la 1893") über 
das Bodenrecht (obiceul pämentului), daß auch heutigentags man in 
der Bukovina und in Siebenbürgen Brüder antrifft, die ihr Landgut 
nicht teilen, sondern zusammen leben, die Familien alle in einem und 
demselben Hofe wohnen, und als führendes Oberhaupt den ältesten 
der Brüder anerkennen, den sie „baditza^^ nennen. 

») Nadejde, J., a. a. 0. S. 133. 
*) Nadejde, J., a. a. 0. S. 134. 

«) Codrescu, ürkundensammlung XVIU. Bd., S. 135—137. 
*) Veröffentlicht in der Zeitschrift „Foia Societatii Romänismul" von Prof. 
Gr. TocUescu, I. Bd. S. 88. Bukarest 1870. 
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Es bestanden aber in den beiden Fürstentümern Kommunitäten 
im größeren Maßstab. Das waren die Bezirke Vrancea in der Mol- 
dau, Tigheciu in Bessarabien, Oampulung in der Bukovina, sowie 
Gampulung in der Walachei. Diese Kommunitäten hatten ihre von 
altersher bestehenden Einrichtungen und Rechte (Privilegien). Die 
Bewohner dieser Bezirke hatten ihre Ahnherren und die Gruppen 
der Nachkommen, welche sich in Familiengemeinschaften organi- 
sierten, besaßen gemeinschaftlich die Berge ((Vrancea und die 
beiden Campulung) und die Wälder (Tigheciu), sowie das Acker- und 
Weideland usw. Jeder dieser Bezirke bestand aus 14 bis 15 Dörfern. 
Von den Bewohnern von Vrancea sagt man, daß sie keine, von der 
Regierung ernannte Richter hatten, sondern sich ihre eigenen Richter 
wählten, die sie nach eigenen Gesetzen richteten. 

Diese kommunistischen Bezirke zahlten eine gemeinsame Ab- 
gabesumme an den Landesfürsten. Die Größe der Abgabe wurde 
immer mit jedem neuen Fürsten bei der Thronbesteigung vereinbart. 
Als im Jahre 1814 der Bezirk Vrancea die Berge unter den Dörfern 
verteilte, blieben die Berge immer noch unverteilt unter den Dorf- 
bewohnern.^) So sah es also in Rumänien aus, mit dem Besitztum 
in communis, die der slavischen „Zadruga^* gleich ist, sowie mit 
diesen letzten Kommunitäten größeren Stils. 

Interessant wäre es zu wissen, ob diese Einrichtungen von den 
Slaven oder den Römern übernommen sind, oder ob sie dem rumä- 
nischen Volke eigen sind? 

Der rumänische Historiker A. D. Xenopol ist der Ansicht , daß 
diese Einrichtungen romanischen Ursprungs sind (Geschichte der 
Rumänen aus Dakien. VII. Buch, S. 71). Er begründet das dadurch, 
daß der Ausdruck „betran", mit welchem der Ahnherr bezeichnet 
wird, vom lat veteranus abgeleitet wird. Das erinnert jedoch an die 
Bodenassignation , die dem bejahrten römischen Krieger gegeben 
wurde, wenn er aus dem Militär ausschied. Das kann uns aber nur 
beweisen, daß die Einrichtung bei den Rumänen und nicht bei den 
neben denselben lebenden Slaven zu suchen ist Was aber die Ein- 
richtung an sich betrifft? Hat man hier mit einem slavischen Ein- 
fluß zu tun? Ich, für meinen Teil, glaube es nicht, obwohl 
diese Einrichtung auch keine romanische ist, da die Römer 
bei der Eroberung und Organisierung Dakiens diese Einrichtung längst 
schon nicht mehr besaßen. Ich bin der Ansicht^ daß die Ein- 



1) Nadejde, J., a. a. 0. S. 116 u. 136ff. 
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ricbtung dem rmnänischen Volke eigen ist , und ansdennatürliehen 
Verhältnissen herausgebildet wurde. — loh will das folgender- 
maßen begründen: 

Als die barbarischen Horden der Völkerwanderungen in Dakien 
einfielen, waren die Dako-Romanen gezwungen, in das Earpathengebirge 
zu flüchten. Sie führten dort ein Nomadenleben. Der Übergang von 
der Landwirtschaft (Bodenkultur) zur Viehzucht ist aus Not geschehen. 
Also sind es die Umstände, die die Leute zwangen, ihre Herden 
gemeinsam zu weiden und sich gegenseitige Hilfe zukommen zu 
lassen. Darin sehe ich den natürlichen Ursprung der kommunistischen 
Einrichtungen bei den Bumänen. — Der Reihe nach waren es die 
Gothen, Gepiden, Hunnen und Avaren, die Dakien vor den Slaven 
durchzogen. Bis also die Slaven kamen und sich dann später erst, 
mit dem Einzug der Mongolen in Dakien, zu den Dako-Bomanen ge- 
sellten, werden die Dako-Bomanen sicherlich diese Einrichtungen schon 
längst gehabt haben. Auch sind die kommunistischen Einrichtungen 
größeren Stils wie wir sie in den Bezirken Vrancea, Oampulung usw. 
weiter oben gesehen, in den Bergen gelegen, was wieder als Beweis 
dienen soll, daß dort der Ursprung zu suchen ist. 

Eine andere sehr interessante Einrichtung ist der gemeinsame Besitz, 
entstanden durch Verbrüderung. Wir sehen sehr oft, sich fremde 
Personen, einen Verbrüderungsakt eingehen, um ihre Besitzungen 
gemeinsam „brüderlich zu besitzen^^ („a stapani frateste^'). Eine Ur- 
kunde, ausgestellt in Bukarest am 17. November 1579, vom Fürsten 
Mihnea, der, Andreico und Oprea, zum gemeinsamen Besitz ihrer 
Landgüter verbrüdert.^) 

Es ist das eine bemerkenswerte kommunistische Einrichtung bei 
den Bumänen. Diese Einrichtung, meint Xenopol, sei ganz ent- 
schieden slavischen Ursprungs. ^) Er geht aber darüber hinweg, ohne 
seine Behauptung zu begründen. Ein anderer rumänischer Archeologe 
und Historiker, Gr. Tocilescu, betrachtet es als eine von den Bömern 
vom rumänischen Volke ererbte Sitte, wie es deren noch so viele gibt. 

Bis jetzt war die Bede nur von den Dorfbewohnern der freien 
Dörfer. Diese „freien Dörfer" gingen mit der Zeit durch die weiter 
oben erwähnten politischen Verhältnisse zugrunde, und verwandelten 
sich in hörige Dörfer. Mit ihnen ging auch die Selbstverwaltung, die 
Privilegien und auch die Familiengemeinschaften unter. Der jeweilige 

^) Mitgeteilt durch Tocilescu Gr., in der 'Zeitschrift „Foia societatü 
Aomänismul^ S. 90 u. 91. 

«) Xenopol A. D., a. a. O., VH. Bd. S. 72. 
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Besitzer, sei es ein Bojar, ein Kloster, oder auch der jeweilige Landes- 
fiirst übte durch seine Vögte und sonstigen Vertreter einen immer 
größeren Einfluß auf die Gemeindeangelegenheiten. Die Willkür- 
herrschaft der Gutsherren nahm durch die politischen Verhältnisse 
begünstigt immer größere Dimensionen an und brachte schließlich 
das ganze ländliche Gemeindewesen in einen unerträglichen Zustand, 
wie es weiter unten zu ersehen sein wird. 

Wie sah es aber in den Städten aus? Entschieden besser. Sie 
scheinen ihre administrative Autonomie länger und besser verteidigt 
zu haben als die Landbevölkerung. Urkunden beweisen, daß Dörfer, 
welche zu Städten heranwuchsen und also stärker und fähiger waren, 
die Waffen gegen diejenigen zu erheben, welche es gewagt hätten, sie 
zu unterdrücken, von Frohnarbeiten befreit waren. Die Einwohner 
der Stadt Huschi z. B. hatten, nachdem sogar das Landgut der Stadt 
an das Erzbistum verschenkt wurde, noch das Recht, die Nahrung 
von jenem Gut sich zu verschaffen, indem sie nur zu Zehntel und 
Geldabgaben (letzteres nur als Stadtbewohner) sich verpflichteten, ohne 
genötigt zu sein (wie die Bauern) eine Anzahl Tage für das Erzbistum 
zu arbeiten ; sie waren nicht einmal verpflichtet. Aus Zehntel der 
Produktion zum Erzbistum zu transportieren, sondern es steht aus- 
drücklich geschrieben, daß der Transport Sache des Erzbistums war. 
Dies ersieht man aus zwei Urkunden vom Jahre 1775 und 1813.^) 

Die Bevölkerung der Städte war also frei, außer den Zigeunern, 
die Leibeigene der in den Städten wohnenden Bojar'enfamilien waren. 
Dies kam aber auch davon, weil ein großer Teil der Stadtbevölkerung 
aus Fremden bestand, Türken, Griechen, Ungarn, Deutsche aus Sieben- 
bürgen, Armenier etc., welche sich mit Handel und Gewerbe be- 
schäftigen. Sogar das Zunftwesen war sehr ausgebildet. 

In den beiden Fürstentümern hatte sich die alte Einteilung in 
Departements in den verlaufenden Jahrhunderten hindurch nicht ge- 
ändert. Sie war dieselbe, wie sie noch vor der Gründung der Fürsten- 
tümer bestand. An der Spitze der Departements waren aber ge- 
wöhnlich zwei „purcalabi" 2) (Burggrafen). Sie hatten ihren Sitz 
in den Hauptstädten der Departements. Sie waren Siebter, hatten 
die Verpflichtung, die Steuern einzutreiben sowie auch „andere Ver- 



») Nadejde, J., a. a. O. S. 1X0 

^) Man findet in den Urkunden auch die Bezeichnung >■ diregatori, uriadnici, 
starosti usw. • 
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päichtimgen, welche die kommnnalen Interessen angingen^ (Xenopol 
a. a. O., V. Bd. S. 174). 

Die Organisation der Städte war folgende: An der Spitze der 
Stadt war der „judetz" in der Walachei, der „scholtuz" in der Moldau, 
sowie eine Stadtverordnetenversammlung, „sfatul purgarilor**, bald 6 
bald 12 an der Zahl, welche das Organ der Zentralgewalt darstellten. 
Sie waren verpflichtet, die Steuern der Städter einzutreiben und ihre 
Verteilung pro Kopf vorzunehmen, sowie den Ertrag an die Regierung 
abzuliefern. Außer den anderen Einkommen der Stadt, für die sie 
zu sorgen hatten, mußten sie tiachten, daß die Stadtbewohner auch 
ihren anderen Verpflichtungen der Regierung gegenüber nachzukommen 
haben. Der Schulze war der größte Stadtverweser und für die Stadt 
verantwortlich. Sowohl die Schulzen wie auch die Stadtverordneten 
hatten richterliche Befugnisse. ^) Außerdem beglaubigten sie die Ge- 
schäfts- sowie Verkaufsurkunden. Es gab sogar ein „Kataster der 
Stadt" wo die Eigentumsumschreibungen eingetragen wurden. Eine 
Urkunde vom Jahre 1617 spricht von der Anerkennung von selten 
des Fürsten Badu der Eigentumsrechte des Klosters St. Sava aus 
Jassy, über einen Verkaufsladen sowie mehreren Morgen aus einem 
Weingarten, und sagt wörtlich : „daß jene Weingärten und Verkaufs- 
läden auch in dem Kataster der Stadt (catastihul orasenesc) einge- 
tragen werden sollen , laut alter Sitte." ^) Die anderen Gemeinde- 
angelegenheiten, die die Stadtverordneten auf eigene Rechnung und 
Verantwortung für die Stadt erledigten, mußten dann nachträglich 
immer von der Stadtverordnetenversammlung genehmigt werden. Aus 
dem bisher Gesagten könnte man auf eine gewisse Selbstverwaltung 
schließen. Es konnte jedoch noch nicht festgestellt werden, ob die 
Schulzen und Stadtverordneten von der Stadt gewählt oder vom 
Fürsten ernannt wurden.') 

Wir gehen nun zur Organisation der Dörfer über, und finden 
da für den Dorfverweser die Titel: Knes oder Kneaz; Jude, judetz, 
vataman und vomicel; — sie alle waren Dorfverwalter und Dorf- 
richter insbesondere. 



^) In einer Urkunde vom Jahre 1458 heißt es : ...... diejenigen Leute. 

die dem Erzbistum von Roman angehören, sollen weder von den Schulzen noch von 
den Stadträten (purgari) gerichtet werden. Xenopol A. D., a. a. O., V. Bd. S. 179. 

•) Xenopol A. D., a. a. 0., S. 182. 

^) J. G. J onnescu-Gion meint, in seinerGeschichte Bukarests, daß 
die „purcalabi** vom Fürsten ernannt wurden, die Judetzi*^ wenigstens im XVI. 
Jahrh. gewählt wurden. S. 734. (Bukarest 1899.) 
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Die Knesen finden wir in den ältesten Urkunden genannt nnd 
fast ansschließlich in den Dörfern^ die zum Elrougute gehörten. Die 
Formel, mit welcher der Fürst die Dörfer an die Bojaren und Klöster 
verschenkte, lautete: „Wo Kneaz, Jude, vataman der und der ge- 
wesen" oder „ist" „wo der und der wohnt (haust)" oder „leht", „wo 
der und der gewohnt hat" oder „geleht hat", „wo der und der eine 
Dorfniederlassung errichtet hat." Mit der Verminderung der Kron- 
güter werden sie auch immer seltener erwähnt, so daß ihr Verschwinden 
aus den Urkunden schon mit dem Ende des XV. Jahrhunderts fest- 
gestellt werden kann.^) Manchmal gab es auch zwei Knesen in 
einem Dorfe, doch selten finden wir einen über zwei Dörfer. Sie 
hatten kein Erbrecht» da man, wie oben erwähnt, findet, daß sie in 
jenem oder dem anderen Dorfe „gewesen", „gelebt", „gewohnt" haben, 
als das Dorf verschenkt wurde. 

Die Knesen waren, wie wir wissen, die richtigen Herren der 
Dorfgemeinden und da die Gründung der Fürstentümer durch Er- 
oberung vor sich ging, war der Fürst gezwungen, die Autonomie der 
Dörfer anzuerkennen und mit ihr auch teilweise die Rechte der 
Kiiesen. Mit der Zeit werden die Rechte des Dorfes und der Knesen 
immer beschränkter. Die Dörfer sahen sich genötigt, um ihre Auto- 
nomie zu erhalten, sich schweren Steuern und Naturalabgaben zu 
imterwerfen und mit der Zeit verlor das Dorf auch das Recht, sich 
selbst den Knesen zu wählen. Der Knese wurde nun vom Fürsten 
ernannt. Als späterhin der Fürst begann, die Dörfer an die Bojaren 
und an die Klöster zu verschenken, verloren diese Dörfer ihre 
sämtlichen Selbstverwaltungsrechte und die Knesen wurden die Vögte 
der Bojaren oder der Klöster. Die Bojaren oder die Klöster wurden 
dann die Herren der Dörfer. Sie ernannten ihre Vertreter, die 
Knesen, judzi oder vatamani, als Verwalter und Richter in den 
Dörfern. Es ist selbstverständlich, daß die letzteren nur die kleinen 
Rechtsstreitigkeiten verhandelten und daß die größeren entweder vom 
Departementsgericht oder vom Fürsten gerichtet wurden.^) 

Neben dem Titel „Knese" (der, wie schon erwähnt, im XV. Jahrh. 
verloren ging) finden wir dessen rumänische Übersetzung: Jude oder 
judetz (vom lateinischen judex), sowie imd speziell in der Moldau 
den Titel „vataman" (tatarisch oder cumanisch?). Außerdem sind 



') Bogdan, J., Über die rumänischen Knesen (Bd. XXV, des Archivs für 
slavische Philologie v. Prof. Jagic, Berlin). 
«) Nadejde, J., a. a. 0. S. 104. 
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noch die ,,Yoriiicei^' zu erwähnen, doch scheint es, daß die letzteren 
nicht nur die Aufsicht über das Dorf, sondern über das ganze Gut 
hatten. 

Die Befugnisse der Knesen, judi und vatamani waren admini- 
strative, richterliche, polizeiliche und finanzielle. In den ersteren 
hatten sie als Beistand einen Dorf rat (sfatul satului), bestehend aus 
einer Anzahl Dorfaltesten, genannt „jurati" (Geschworene).^) Es ist 
möglich, daß diese Geschworenen vom Dorfe gewählt wurden. Die 
letzteren , die finanziellen Befugnisse , waren jedoch die Hauptsäch- 
lichsten und speziell war es die Eintreibung der Steuern und der 
Strafen, die den Dorfverwesem oblagen. 

Es gab Dörfer in der Moldau, wo man neben den „vatamani^^ 
auch die „vomicei^^ antri£Pt. In diesem Falle übten die „vatamani^' 
ihre Befugnisse nur im Inneren des Dorfes aus, die „vornicei" auch 
außer dem Dorfe über das ganze Gut und es ist sehr leicht möglich, 
daß die Autorität des „vomicel" auch über die Weiler sich ausdehnte. — 
Wir sehen auch daß , obwohl sie (die vornicei) für die Zahlungssumme 
der Steuern des Dorfes verantwortlich waren, kein Recht hatten, 
die Veranlagung und Erhebung der Steuern zu bestimmen, welches 
Recht ausschließlich den vatamani, judi usw. und den Dorfbewohnern 
zufiel. Die Dorfbewohner konnten auch vom Fürsten die Entfernung 
eines Vornicei und die Einsetzung eines von ihnen und aus ihrer 
Mitte Gewählten verlangen. Die „Vornicei" und „Vatamani" waren 
von den Steuern befreit, welche jedoch für sie von der Gesamtheit 
des Dorfes entrichtet werden mußten. Da dies eine schwere Last für 
die Dorfbewohner war, verordnete Fürst Konstantin Mavrocordat im 
Jahre 1742, daß die Dörfer entweder einen vornicei oder einen 
vataman haben sollen, damit das Dorf nicht unter der Last leiden 
soll, für zwei zahlen zu müssen (Jorga a. a. O. VI., S. 403). Es 
scheint aber, daß durch diese Reform die Stellung der „vornicei" 
im ganzen aufgegeben wurde, wie dazumal auch viele andere 
Stellungen von Staatsbeamten, die auf dem Lande ihren Dienst hatten. 
Im XVin. Jahrhundert ist aber auch der Dorfrat weggefallen 
und in den Urkunden fehlt die bis dahin gewesene Bezeichnung „vatamanul 
mit allen Dorfbewohnern", was auf eine Dorfversammlung schließen 
läßt. — Alles geht in jenen Zeiten der Wirrnis und der Plünderung 
zugrunde: die alte Organisation des Dorfes, wie wir sie bei der 
Gründung der Fürstentümer vorfanden, die Freiheit des Bauernstandes, 



1) Bogdan, J., a. a. 0. S. 531ff. 
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die okoiiomische imd speziell die finaDzielle Lage der Fürstentümer. 
Es ist erklärlich, daß unter solchen Umständen von einer ordent- 
lichen Organisation des Dorfes nicht mehr die Rede sein konnte. 
Mit kleinen Ausnahmen yon Reformversnchen von Seiten vereinzelter 
Fürsten^ welche aber speziell in der Festsetzung der Pflichten der 
Bauern 'dem Gntsherm gegenüber abzielten , erhielt sich diese Will- 
kürwirtschaft bis beinahe in die dreißiger Jahre des XIV. Jahr- 
hunderts hinein, wann durch die Intervention Bußlands in den beiden 
Fürstentümern gesetzliche Beformen eingeführt wurden. 

In der Gerichtsbarkeit scheint doch eine kleine Organisation ge- 
herrscht zu haben. Bei der Yerschenkung der Krongüter an die 
Bojaren und die Klöster, verleiht der Fürst den letzteren auch die 
Bechtssprechung in den dem Gute angehörenden Dörfern. Die judi, 
vatamani und vonicei, wurden also von den Gutsbesitzern ernannt 
und neben der Steuereintreibung auch mit der Gerichtsbarkeit be- 
traut. Sie hatten jedoch nur die kleinen Vergehen, sowie die ür- 
kundenbeglaubigungen bei Verkäufen und sonstigen Geschäften ob. 
Die größeren Vergehen, wie Mord, Baub, sowie die Streitigkeiten 
über Eigentumsrechte betr. Landgüter, wurden entweder vom Depar- 
tementsgericht oder vom fürstlichen Gerichtshof (sfatul domnesc), 
bestehend nur aus Bojaren und hohen Geistlichen, sowie dem Fürsten 
gerichtet. Da die Leute jedoch ihre Prozesse bezügl. der Güter in 
den meisten Fällen direkt bei dem fürstlichen Gerichtshof einbrachten 
und die Prozesse in großer Zahl waren, so ordnete Fürst C. Mav- 
rocordat an, daß diese Prozesse in erster Instanz vom Departements- 
gericht verhandelt werden sollen, und im Falle keine Einigung ge- 
schieht, als letzte Instanz der fürstl. Gerichtshof zu entscheiden habe. 
Die Prozesse konnten jedoch mit jedem neuen Fürsten von neuem 
begonnen werden. Andererseits gingen viele Urkunden, welche sich 
auf dies oder jenes Landgut in diesen Prozessen bezogen, verloren, 
oder sie wurden mit Fleiß vernichtet. Auch diesem Übel wurde durch 
die Reform des Fürsten C. Mavrocordat entgegengetreten, indem dieser 
Fürst verfügte, daß in jedem Departement ein Departementbuch 
(condica) eingeführt werden soll, wo jeder Kauf und Verkauf von 
Gütern einzutragen ist. 

In kriminellen Fällen finden wir das Dorf verantwortlich. Das 
Dorf war verpflichtet, für jeden in den Grenzen des Dorfes Ermordeten 
eine bestimmte Summe als Strafe zu zahlen. In den meisten Fällen 
verloren aber die Dorfbewohner, auf deren Gut die Mordtat geschah, 
ihre Güter. So eine Urkunde aus dem Jahre 1599, worin mitgeteilt 
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wird, daß einem Pfarrer wegen eines aui seinem Gute Ermordeten, 
das Gut weggenommen wurde, weil er die ihm als Strafe auferlegten 
50 Ochsen nicht liefern konnte. Und eine andere Urkunde' vom 
Jahre 1800, worin ein gewisser „Brehant, in alten Zeiten^ allein 
eine Summe von 100 Lei und ein Pferd als Strafe geleistet hat, wegen 
eines Menschen, der auf seinem Gute ermordet aufgefunden wurde/^^) 
Das Dorf verlor aber auch sehr oft seine Freiheit und die Bauern 
wurden Leibeigene.^ Wir finden hier die Institution des Wehr- 
geldes, wie es bei den alten Germanen bestand. Sie scheint aber 
eine von den Slaven den Kumänen übertragene zu sein. Die Slaven 
haben in Mordsachen in erster Keihe die Rache von Seite der 
Verwandten. Wenn sich kein Eächer vorfand, dann schritt die 
Behörde ein, welche dem Mörder eine Geldstrafe auferlegte. Es 
scheint, nur das letztere auf die Kumänen übertragen worden zu 
sein. (Xenopol a. a. O. S. 69.) 

Die Veranlagung der Steuern sowie Naturalabgaben und die Zu- 
teilung der dem Gutsherrn zu leistenden persönlichen Dienste der 
Bauern war Sache der Dorfschulzen (judi, vatamani). Es war neben 
der Kechtsprechung ihre Hauptbefugnis. Der Dorfschulze war ver- 
antwortlich für richtige Ablieferung der dem Dorfe auferlegten Steuer. 
Aber auch das Dorf, wenn es ein „freies^ war, war in corpore dafüt 
verantwortlich und wie wir schon am Anfang dieses Kapitels sahen, 
verloren viele dieser Dörfer im XVI. Jahrhundert ihre Freiheit, weil 
sie nicht imstande waren, die ihnen auferlegten kolossalen Steuer- 
abgaben zu entrichten. Es gab auch mehrere Klassen von speziellen 
Steuereinnehmern, welche nach dem Namen der Steuer, die sie ein- 
zutreiben hatten, benannt wurden. Manchesmal, und dies geschah 
nicht gerade selten, wurden Ausnahniesteuern auf reichere Dörfer 
gelegt, und wir sehen^ daß Bojaren vom Hofe sich in jene Dörfer 
begeben, um die Eintreibung der Steuern zu beaufsichtigen. Damit 
übernahm jedoch derjenige Bojar die ganze Verantwortlichkeit für die 
richtige Ablieferung der geforderten Summe. 

Die Eintreibung der Steuern war eine richtige Plünderung. Ur- 
kunden bestätigen dies, wo speziell die mit der Eintreibung der Steuern 
auch betrauten Stadtbewohner beschuldigt werden, in die Dörfer ein- 
zudringen, alles plündernd und Schandtaten begehend. 

Bemerkenswert ist, daß neben dieser ungesetzlichen Handlung sich 



1) Xenopol A. D. a. a. 0., 7. Bd. S. 68. 
•) Nadejde, a. a. O. S. 122. 
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eine sozusagen gesetzliche, durch das Gewohnheitsrecht geheiligte be- 
fand, durch welche ein Dorf gezwungen werden konnte, die nicht ab- 
gelieferten Steuern des Nachbardorfes für dasselbe zu entrichten. Wir 
finden deswegen außerordentliche Befehle der Fürsten, wodurch manche 
privilegierte Dörfer von dieser Ungerechtigkeit dispensiert werden. 

Es gab eine Personalsteuer als Hauptsteuer, außerdem eine 
Unmasse indirekter Steuern (Aufwandsteuem), von denen die 
bedeutendsten die Steuern auf Schafe, Borstenvieh, Bienenstöcke und 
die Steuern auf die vom Felde eingeheimsten Getreidemengen waren. 
Es seien noch die Zehntelabgaben anzuführen, von denen die be- 
merkenswertesten, diejenigen auf Honig, Wachs und Wein sind. Diese 
Zehntel wurden jedoch oft zur Eintreibung und zu ihren Gunsten 
den Klöstern überwiesen. Außer diesen bis jetzt angedeuteten Steuer- 
arten gab es noch eine große Anzahl von Strafen, welche jede 
ihren besonderen Namen trug, und bei deren Eintreibung oder Be- 
legung die Willkür schrankenlos herrschte.^) 

Das Bauten- und Wegewesen war sehr vernachlässigt. Brücken 
wurden von den Grundeigentümern auf eigene Kosten, oder im Verein 
mit den Bauern des Dorfes, welches sich auf seinem Grundstück be- 
^d. Es wurde immer bei Benutzung eine Brückengebühr er- 
hoben, und in letzterem Falle teilte das Dorf die Gebühreneinnahme 
mit dem Grundbesitzer. Es geschah oft, daß der Besitzer der an- 
grenzenden Grundstücke auch eine Brücke bauen ließ, wodurch sein 
Kachbar um einen Teil seiner Brückengebühreinnahme kam. Das 
gab sehr oft Anlaß zu Reibereien. Schließlich sahen sich die Fürsten, 
um dem abzuhelfen, veranlaßt, die Einschränkung des Brückenbau- 
wesens zu verordnen, indem späterhin dazu ein besonderes Privileg 
von der Regierung eingeholt werden mußte. Diese Verordnung 
hatte zur Folge, daß die Brücken immer weniger wurden, so daß man 
im XVIII. Jahrhundert die Verordnung aufhob. Auf den Kron- 
domänen gab es Dörfer, die sich ausschließlich mit dem Bau und 
Reparatur der Brücken beschäftigten. Diese Dörfer waren von Steuern 
und Abgaben befreit.-) 

Die Beschäftigung der Dorfbewohner war den Bodenverhältnissen 
angepaßt. Im Flachlande war der Ackerbau vorherrschend, im Berg- 
lande wurde der Weinbau auf hoher Stufe betrieben, hingegen im 



1) Xenopol A. D. a. a. O., 5. Bd. S. 179. 
«) Gidei a. a. 0. S. 82. 
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Gebirge die Bewohner sich meist mit der Viehzucht und den daraus 
entstammenden Gewerben beschäftigten. (Wollefabrikation, Felle, 
Weberei, Molkereiprodukte etc.) Dies sind die paar lichten Momente, 
die aus dem Wirrnis jenes Zeitraumes hervorgeholt werden konnten. 

Wenn wir einen kurzen Kückblick über das bisher Gesagte 
werfen wollten, da sehen wir die riesenhafte Veränderung, die das 
ländliche Gemeindewesen im Laufe dieser Jahrhunderte zu erleiden 
hatte. Die schönen republikanischen, man könnte beinahe sagen, 
fast „modernen" Einrichtuogen , die Administration des Staates, die 
stramme autonome Organisation der Dorfgemeinde, des Justiz- 
wesens usw., die gewaltigen kommunistischen Einrichtungen „in großem 
Stil", wie wir sie gesehen haben, das herrschende Prinzip der Freiheit! 
Und nun sehen wir, wie jede dieser schönen Einrichtungen untergeht. 
Zuerst die Autonomie der Staaten durch die türkische Eroberung. 
Die andauernden Kämpfe mit den Türken, wodurch die Länder 
materiell und moralisch geschwächt wurden. Dann kam der Handel 
mit den Landesthronen: die Erneonung der Fürsten zu Landesver- 
wesem nach Erlegung großer Geldsummen bei der Pforte. Die Folge 
davon waren die fürchterlichen Steuern, die über das Land geworfen 
wurden, damit der Fürst wieder zu seinem Gelde komme, denn die 
Folge der Fürsten war eine rapide. Wir sehen die großen Schenkungen 
an die Bojaren, Klöster und Favoriten des Fürsten. Dadurch der 
Untergang der persönlichen Freiheit des Bauern, der Untergang des 
Eigentumsrechts, die Ausbildung der Hörigkeit, die Ernennung der 
Dorfverweser, der Wegfall des Dorfrates, die anwachsende Willkür- 
herrschaft. Eines riß das andere mit sich in den Abgrund. Von 
Kultur konnte keine Rede mehr sein. Hier und da fand sich einer, 
gewöhnlich in den ruhigen von den Schrecknissen der Außenwelt ver- 
schonten Klöster, der sich einigen Bildungsgrad aneignete. Die Kirche 
hatte ihre Autonomie, ihre eigenen Einnahmen, ihr eigenes Verwaltungs- 
und Justizwesen. Selten finden wir Wohlfahrtsinstitutionen, die auch 
nur von Privatleuten geschaffen wurden. Alles giog durcheinander. 
Manchmal gab es einen sich des Landes erbarmenden Fürsten, der 
Reformen, hauptsächlich im Justizwesen, einzuführen versuchte. Allein 
was der Eine Gutes schaffte, wurde bald von seinem Nachfolger ver- 
nichtet. Die Kassen der Fürsten, Bojaren nnd Klöster wurden durch 
die Arbeit und mit dem Gelde des Bauern gefüllt. Nichts wurde 
für den Bauer getan, alles wurde ihm genommen. Nur die Städte 
wahrten sich noch einige Autonomie. So flössen die Jahrhunderte 
dahin bis in das zweite Viertel des XIX. Jahrhunderts hinein, zu 

LV. 2 
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welcher Zeit durch das Eingreifen Rußlands Reformgesetze in den 
beiden Fürstentümern Moldau und Walachei eingeführt wurden. Diese 
Reformen befaßten sich mit dem Verwaltungs-, Justiz- und Finanz- 
wesen des Landes insbesondere, sie regelten teilweise das Verhältnis 
des Bauern zum Grundbesitzer ; ordneten das Justizwesen in den Dörfern 
sowie das Verwaltungswesen der Städte. Von nun ab kommen wir 
in den letzten Zeitraum, den der Gesetzgebung, mit dem wir uns im 
nächsten Abschnitt zu befassen haben werden. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Gesetzgebung. 

Einleitung. 

Im Jahre 1826 wurde in Ackermann zwischen Rußland und der 
Türkei ein Vertrag geschlossen, durch welchen u. a. die Pforte sich 
verpflichtete, in den beiden Donaufürstentümern, der Moldau und der 
Walachei, gesetzliche Reformen einzuführen. Im Anschluß daran 
sendet die Pforte an die beiden Fürsten Gr. Ghica und Jon Sturza je einen 
„Ghatisherif" (Befehl), durch welchen sie aufgefordert werden, im 
Verein mit ihren Regierungen und den Landesversammlungen (be- • 
stehend aus den Bojaren und den Vorstehern des Klerus) Gesetze zu 
schaffen, durch welche geordnete Verhältnisse, in jeder Richtung hin, 
in den beiden Ländern geschaffen werden sollten. 

Als jedoch die beiden Länder an die Arbeit gehen wollten, 
brach von neuem der Kri^g zwischen Rußland und der Türkei aus, 
woraufhin Rußland die beiden Fürstentümer besetzte. Nun wurden 
unter der besonderen Aufsicht und Leitung der russischen Vertreter 
Reformgesetze geschaffen, welche unter dem Namen „Reglement 
organique*' (pour la principaute de la Moldavie und pour la princi- 
pautS de la Munt^nie) bekannt sind, und in den Jahren 1831 in der 
Walachei, 1832 in der Moldau in Kraft traten. Diese Reformgesetze 
waren von hohem Werte für die Schaffung geordneter Verhältnisse, 
sowie , daraufhin , für die weitere Entwicklung der beiden Fürsten- 
tümer. Sie befaßten sich in erster Linie mit der Organisation der 
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Länder. Das Verwaltimgs-, Justiz- und Finanzwesen wurden organi- 
siert. In. einem besonderen Kapitel beschäftigen sie sich aber mit 
der Organisation der Städte ; und schließlich regelten sie das Ver- 
hältnis der ßauem zum Gnmdbesitzer. Der Dorfjustiz wurde auch 
gedacht und es wurden in den Dörfern „Friedensgerichte" eingeführt. 
Soweit die Organisation der Städte sich immer mehr und mehr durch 
diese Gesetze einer „modernen" Organisation näherte, so kam man 
mit der Organisation der Dörfer doch nicht weiter. Von einer 
richtigen modernen „Gemeinde" konnte lange noch keine Rede sein, 
solange das Verhältnis zwischen den machthabenden Grundbesitzern 
(Bojaren oder Klöster) und Bauern nicht soweit geordnet war, daß 
der Bauer in einer bestimmten Unabhängigkeit vom Grundbesitzer 
dastehen konnte. Letzteres konnte aber nur dann eintreten, wenn 
der Bauer selbst zum Grundbesitzer wurde und ihm durch Gesetz 
das Eigentumrecht anerkannt wurde. Das war jedoch nicht geschehen, 
weil diese Gesetze eben nur von Grundbesitzern, Bojaren und Klerus, 
welche die Landesversammlung bildeten, ausgearbeitet wurden. Die: 
Bojaren und der Klerus wahrten sich nicht nur besondere Standes- 
rechte, waren aber auch nicht geneigt, das Börigkeitsverhältnis des 
Bauernstandes zu beseitigen. So ist es erklärlich, warum man mit der : 
Organisation der Dörfer nicht viel weiter gekommen war. Auf dem 
Lande also , wo die Macht des Grundbesitzers noch eine so gewaltige 
war, drangen nur mit größter Mühe die wenigen Vorschriften dieser 
Gesetze durch. 

Im Jahre 1851 wurden in der Walachei durch das Gesetz des 
Fürsten Stirbey, insofern die Einrichtungen des Reglements organique , 
modifiziert, als in jedem Dorfe ein Dorfausschuß (sfat) eingeführt 
wurde, welcher besondere administrative und gerichtliche Befugnisse 
erhielt. 

Diese Organisation des Dorfes dauerte bis zum Jahre 1864, wann 
durch das Gemeindegesetz vom 31. März jenes Jahres, die 
„moderne Gemeinde" in den „vereinigten Donaufürsten- 
tümern" eingeführt wurde. 



2* 
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Kapitel I. 

Die historische Entwicklung der Oemeindegesetzgebung, 
mit besonderer Berücksichtigung der Gemeinde- 
Organisation. 

A. Die ^Begl^ments organiques^ yom Jahre 1831 und 1832. 

Die unter obigem Titel veröffentlichten Keformgesetze , welche 
1831 in der Walachei, 1832 in der Moldau in Kraft traten, enthielten 
Bestimmungen über die Organisation der Städte, dann weiter über 
ihr gesamtes Finanzwesen, und allgemeine Bestimmungen über 
Sanitäts- und Verschönerungswesen. Außer kleinen Keformen in der 
Organisation der Dörfer, enthalten sie Bestimmungen über die Ein- 
führung eines Dorfgerichts (tribuual rustique), sozusagen ein Friedens- 
gericht, regelten das Steuer- und Abgabewesen der Bauern, sowie 
teilweise das grundherrlich-bäuerliche Verhältnis. 

Wie aus dem Folgenden zu ersehen sein wird, ist neben der 
großen Autonomie in der Verwaltung der Gemeinden, der Staats- 
aufsicht ein größeres Feld eingeräumt worden. 

a) Die Stadtgemeinden. 

Die Organisation der Städte war folgende: Der Ge- 
meinderat bestand aus fünf Stadtvorstehern in der Hauptstadt (Jassy 
oder Bukarest) und drei Stadtvorstehern in den anderen Departements- 
städten. Von diesen fünf bzw. drei bezeichnete die Landesregierung 
einen Präsidenten und einen Stadtkassierer. Die Stadtvorsteher 
wurden auf ein Jahr gewählt. Sie wurden nicht besoldet. Außerdem 
wurden noch für jede Gemeinde ein Sekretär, ein Spezialbeamter, 
ein bis zwei Schreiber und mehrere Diener, letztere je nach Bedarf, 
bestimmt Die fünf Stadtvorsteher für die Hauptstadt oder die drei 
in den Departementsstädten wurden von den Stadtbewohnern gewählt. 
Außer obengenannten wählte man noch zwei Stellvertreter, im Falle 
der eine oder andere der Stadtvorsteher verhindert sein sollte, seinen 
Verpflichtungen nachzukommen. 

über das Wahlrecht war folgendes bestimmt: Jeder Stadt- 
bewohner christlicher Religion, welcher das fünfundzwanzigste Jahr 
erreicht hatte, konnte Wähler sein, d. h. a) jeder Bojar, welcher seine 
Wohnung und Immobilien in der Stadt hatte, b) jeder Kaufmann, der 
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ebenfalls in der Stadt ein Haus oder Grundstück besaß, c) die Vor- 
steher der verschiedenen Korporationen (Innungen). 

Stadtverordneter konnte nur ein Einheimischer werden, welcher 
das 30. Jahr überschritten und in der Stadt einen Besitz im Werte 
von 8000 Piaster für die Departementstädte, 20000 Piaster für die 
£[auptstadt hatte. Unter solchen Bedingungen wurden aber auch 
Fremde als Kanditaten zugelassen, doch mußten sie mindestens zwei 
Jahre in der Stadt ansässig sein und sechs Monate vor der Wahl 
dem Gemeinderat die schriftliche Erklärung abgegeben haben, daß 
sie sich freiwillig sämtlichen, den Stadteinwohnern auferlegten Bürden 
und Pflichten unterwerfen, um dieselben Gemeinderechte erwerben 
zu können, welche den anderen Stadteinwohnern zuerkannt waren. 

Des weiteren wurden im Gesetze genaue Bestimmungen über die 
Technik der Wahlform und des Wahlganges festgestellt. Die Wahl 
der Spezialbeamten und der Stadtschreiber wurde dem Präsidenten 
des Gemeinderats überlassen, doch mußte nachträglich noch die Ge- 
nehmigung des Ministers der inneren Angelegenheiten eingeholt 
werden. 

Sämtliche Pflichten und Befugnisse des Gemeinderats, waren auch 
seinem Präsidenten auferlegt, welcher alle Stadtangelegenheiten zur 
Prüfung und zur Debatte dem Gemeinderat zu unterbreiten hatte. 
Bei der Abstimmung war Stimmenmehrheit entscheidend; im Falle 
Stimmengleichheit vorlag, entschied die Stimme des Präsidenten. 

Der Stadtkassierer war verpflichtet, Geldsummen einzunehmen 
und, laut geschriebenem Befehl der Stadtverordneten, Beträge aus- 
zuzahlen, sowie genaue Bechnung zu halten und die Ausweise dem 
Gemeinderate vorzulegen. Die Buchführung oblag den Stadt- 
schreibern. Der „Spezialbeamte" hatte den Befehlen, welche ihm der 
Gemeinderat schriftlich zu geben hatte, nachzukommen. 

Die Pflichten der Stadtverordneten waren folgende: 
sie mußten Sorge tragen: 

1. iür die Einnahmen und Ausgaben der Stadt. 

2. für die Aufbewahrung der Geldbeträge, welche in die Ge- 
meindekasse flössen, sowie für die genaue Eechenlegung darüber. 

3. für die freiwilligen Gaben, welche dem Gemeinderat anver- 
traut wurden. 

4. Bewachung der Ausführung von Regierungsmaßnahmen zur 
Sicherheit der Existenzmittel in den Städten. 

5. die Beseitigung der Hindemisse, welche dem Handel ent- 
stehen könnten. 
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6. die Aufsicht über die Sorten von Verpflegungsartikel, welche 
in dem folgenden angedeutet werden: 

a) Nachdem eine Bäcker- und eine Fleischerinnung geschaffen 
sein wird und den beiden Innungen der Preis des Brotes und des 
Fleisches für einen gewissen Zeitraum nach genau angestellten Unter- 
suchungen und Versuchen, festgestellt und von der Eegierung ge- 
nehmigt sein wird, muß der Gemeinderat diesen Tarif dem Polizei- 
vorsteher zur Kenntnis bringen und Sorge tragen, daß er genau 
beachtet und ausgeführt werde. 

b) Es ist dem Gemeinderat zur Pflicht auferlegt, die Einfuhr 
von Lebensmitteln und Anderem, in die Stadt, dem Bauern zu er- 
leichtern, und jede Schikane von selten der Zoll- und Polizeibeamten 
zu beseitigen. Diesbezüglich kann sich der Gemeinderat je nach den 
Umständen mit der Polizeibehörde oder mit der Departements Ver- 
waltung in Verbindung setzen. 

7. Den Stadtverordneten wird endlich die Verpflichtung noch 
auferlegt, den Bedürfnissen der Stadt die größte Aufmerksamkeit 
zuteil werden zu lassen, insbesondere Löschapparate, Schulbauten, 
Gefangnisse, Salubrität, Verschönerung der Stadt, Cistemen- und 
Brückenbau, Beleuchtung, Erhaltung des Bürgersteigs, mit einem Worte, 
alles, was auf das Wohlergehen der Bürger und das Aufblühen der Stadt 
sich bezieht und aus den Gemeindefonds erhalten und hergestellt wird. — 
Dies ist in kurzem von der Organisation der Städte zu sagen. — 

Die Gesetze enthalten aber auch, wie schon erwähnt, Bestimmungen 
über das Finanzwesen der Städte. Es möge hier nur ange- 
deutet werden, welches die Bestimmungen über die Einnahmequellen 
der Städte, über die Ausgaben sowie über das Kechnungswesen waren 

Jede Stadt konnte erstens ihre Einnahmen durch „Zehntel"-Zu- 
schläge von der Kopfsteuer (Personalsteuer, Staatssteuer) sowie von 
der Gewerbesteuer, von sämtlichen in den Städten und Marktflecken 
wohnenden Steuerpflichtigen , und zweitens eine „Zehntel"-Abgabe 
von der „Judensteuer" beheben. 

Außerdem wurden für die Städte ganz genaue Vorschriften für 
die Oktroierhebungen festgesetzt. Die Artikel, auf welche Oktroi 
erhoben wurde, sind : Wein, Branntwein, Weingeist und Teerprodukte. 
Dieses Oktroi der Städte wurde von sämtlichen Einwohnern aller 
Klassen behoben, seien sie Bojaren, Klerus öder Kaufleute, welche 
die obenerwähnten Produkte in die Stadt einführten. Das Gesetz 
sagt aber ausdrücklich, daß jene Waren, welche in die Stadt ein- 
geführt werden, um am anderen Ende der Stadt wieder ausgeführt 
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zu werden, also in der Stadt Dicht zum Verschleiß kommen, vom 
Oktroi ausgeschlossen sein sollen (Durchfuhr Vorschriften). 

Außer den beiden genannten Einnahmequellen waren die Stadt- 
gemeinden berechtigt, eine Steuer in der Form einer Monatstaxe von 
den Platzdroschken und sonstigem Mietsfuhrwerk zu fordern« Die 
Besitzer dieser Wagen und Fuhrwerke waren in diesem Falle von 
der Kopf- und Patentsteuer gegen den Staat und somit auch von 
dem der Stadt gebührenden „Zehntel" dispensiert. Es gab auch noch 
eine Wagegebühr, für welche die alten bestehenden Bestimmungen 
beibehalten wurden. 

Diese Einnahmequellen wurden, wie schon bemerkt, für sämtliche 
Städte und Marktflecke festgestellt. Den Hauptstädten wurden außer- 
dem eine B;eihe anderer Einnahmequellen genehmigt, wie z. B. für 
die Hauptstadt der Moldau: eine Taxe auf die ünschlittausfuhr ; die 
Einnahmen in sämtlichen Städten aus dem Spielkartenmonopol ; Spezial- 
taxen für die Einfuhr von ausländischen Weinen, sowie eine Steuer 
auf Schnupftabak. 

Es sind das in kurzem die vom Gesetze den Haupt- und De- 
partementsstädten bewilligten Einnahmequellen, für welche die Tarife 
genau festgesetzt waren. Das Gesetz räumt jedoch dem Gemeinderat 
der Städte das Eecht ein, außer diesen genannten auch andere Ein- 
nahmequellen, welche sich als notwendig und den Gesamtinteressen 
nicht als schädlich erweisen sollten, zu schaffen, jedoch nur mit der 
Zustimmung der gesamten Stadteinwohner. Diese neuen Einnahmen 
konnten nicht erhoben werden, als nur mit der Genehmigung der 
Landesregierung. 

üeber die Formierung der Gemeindebudgets sowie insbe- 
sondere für Ausgaben wurden vom Gesetze beinahe bis ins Kleinste 
Detailbestimmungen getroffen. Jeder neue Gemeinderat einer Stadt 
war verpflichtet, nach der Wahl, welche alljährlich im Monat November 
stattfand, im Verein mit den Departementsvorstehern, dem Gerichts- 
präsidenten und dem Landtagsabgeordneten des diesbezüglichen De- 
partements die flnanzielle Situation des verflossenen Jahres festzu- 
stellen, sowie das Budget für das laufende Jahr auszuarbeiten, welches 
dann der Eegierung zur Genehmigung unterbreitet wurde. Außer 
den im Budget festgesetzten Ausgaben war es den Gemeinden ge- 
stattet, außergewöhnliche, jedoch genau begründete Ausgaben zu 
machen. Wenn die Ausgaben über die vom Gesetze festgesetzte 
Höchstsumme hinausgingen, dann mußte nachträglich noch die Ge- 
nehmigung des Landesfürsten, begründet auf das Gutachten der Re- 
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gieruDg, eingeholt werdeD. In jedem Falle mußten die Rechnungs- 
bücher der Gemeinden, samt den darüber gemachten Prüfungen der- 
selben, dem Minister des Innern zur Einsichtnahme vorgelegt werden, 
welch letzterer, im Falle er Unregelmäßigkeiten vorfand, sie an die 
Kontrollbehörde weitersandte. Die Ausgaben der Städte mußten so 
geregelt werden, daß sie durch die Einnahmen gänzlich gedeckt 
ohne die Gemeinden in die Lage zu bringen, Anleihen aufnehmen 
zu müssen. 

In dem Kapitel „Allgemeine Bestimmungen" scheidet das 
Gesetz die Polizeibehörde von den städtischen Behörden, indem letzteren 
die ökonomischen Angelegenheiten der Stadt, ersteren diejenigen der 
öffentlichen Ordnung zugewiesen werden. Doch müssen sowohl Stadt- 
wie Polizeibehörden sich gegenseitig zur Erhaltung der guten Ord- 
nung und öffentlichen Buhe beistehen. Sämtliche Gemeinderats- 
beschlüsse mußten dem Minister des Innern zur Genehmigung unter- 
breitet werden. Der Polizeivorsteher war mit der Exekution der 
Beschlüsse beauftragt. Der Departementsvorsteher durfte sich über 
sämtliche Bestimmungen usw. der Stadtgemeinde seines Departements 
informieren und dem Minister des Innern, im Falle er etwas gegen 
die Interessen einer Gemeinde gewahrte, referieren, welcher dann 
seine Bestimmungen nach Einlauf des Berichtes des in Klage stehen- 
den Gemeinderats fällte. Endlich werden den Stadtvorstehern, da 
sie in dieser Beziehung ein Ehrenamt bekleiden, diverse Steuern er- 
lassen, sowie mehrere öffentliche Ehrungen zuteil. In mehreren 
anderen Kapiteln trifft das Gesetz Bestimmungen oder gibt sehr oft 
auch nur Anleitungen über das Sanitäts- und Eeinigungswesen der 
Städte, Verschönerungswesen, Umbau und Reparation von Kirchen 
und Klöstern, Schaffung von öffentlichen Parkanlagen. Es bestimmt 
sogar die Plätze, wo die Spitäler und Gefangnisse hinzuhauen sind. 
Dann wieder über Wasserleitungen, Beleuchtung der Städte, Ein- 
richtungen gegen Feuersgefahr und Löschvorrichtungen, sowie auch 
über die Organisation der Polizeibehörden. 

Wie zu ersehen, ist dieses Gesetz auf dem System der Zentrali- 
sation und der ausgedehntesten Staatsaufsicht aufgebaut. Bis ins 
kleinste Detail hinein trifft es bald hier Bestimnxungen, gibt bald 
dort praktische Anleitungen, ist emsig darum besorgt, das Schikanen- 
wesen zu beseitigen und durch strenge Maßnahmen geordnete Ver- 
hältnisse im Lande zu schaffen. 
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b) Die Dorfgemeinden. 

Von einer richtigen Dorfgemeinde kann eigentlich noch nicht 
die Rede sein, weil eine solche nicht durch das Gesetz geschaffen 
wurde. Das Dorf bestand jedoch als Einheit mit seinen bestimmten 
Grenzen, Pflichten und Gewohnheiten. Wir wollen nun in diesem 
Paragraphen uns kurz die wenigen Verfügungen des „Eeglements 
organique" vergegenwärtigen. 

Die Dörfer waren noch immer vom Krongute, vom Kloster oder 
Bojarengute abhängig; der Bauer bekam sein Teil Erde vom Guts- 
herrn, vom Ertrage derselben er ihm „Zehntel" abzugeben verpflichtet 
war. Außerdem war er dem Gutsherrn auch zu dienstlichen 
Leistungen, sogenannten Frohnarbeiten verpflichtet. Manche Fürsten 
hatten sich bemüht, doch ohne Erfolg, die Höhe der Abgaben und 
Leistungen gesetzlich festzustellen, weil die Willkür des Gutsherrn 
schrankenlos waltete und der Bauer beinahe zum Spielzeug in der 
Hand des Gutsherrn wurde. In den „Reglements organiques" wird 
das Verhältnis des Bauern zum Grundbesitzer wiederum zu regeln 
versucht, so daß die gegenseitigen Verpflichtungen der Grundherren 
einerseits, andrerseits die Verpflichtungen über Abgaben und Dienst- 
leistungen der Bauern den Grundherren gegenüber festgestellt werden. 
Dies waren jedoch Verordnungen auf dem Papier geblieben, denn 
sie schafften dem Bauern keineswegs eine bessere Lage, änderten 
auch wenig die bis dahin gewesene. Im Inneren der Dörfer wurde 
das Steuerabgabewesen, sowie das Justizwesen einigermaßen geordnet. 
Es wurde eine Kopfsteuer eingeführt, welche in einem Zeiträume 
v9/n mehreren Jahren immer wieder festgesetzt werden mußte. Jedes 
JDorf bekam ein Formular, auf welchem die Zahl der Familien und 
/die Gesamtsumme der Kopfsteuer eingetragen wurde. 
/ Die Dorfbewohner waren solidarisch verantwortlich für die rieh- 

/ tige Ablieferung der Steuersumme ihrer Gemeinde. Um dies zu sichern, 
/ sowie unvorgesehenen Notfällen hilfreich entgegenarbeiten zu können, 
wurde in jedem Dorfe eine sog. „Gemeindekasse" errichtet, zu 
welcher jeder Steuerpflichtige ein „Zehntel" über die jährliche Kopf- 
steuer beizutragen hatte, sowie ein kleiner Beitrag von den Neu- 
vermählten, welche gesetzlich von den Steuern eine Zeitlang befreit 
waren. 

Aus dieser Gemeindekasse wurden die ordentlichen und außer- 
ordentlichen Ausgaben der Gemeinde gedeckt. Die Verwaltung der 
Kasse wurde dem Dorfgeistlichen im Verein mit dem Friedensgericht 
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und dem staatlichen Steuereinnehmer anvertraut. ^i«^.?^°^®'/J" 
die Gemeindeauagaben wurden vom DorfgeistUchen gefuhrt und yon 
den anderen Obgenannten verifizirt. , 

Im Justizwesen wurde außer den großen E'°"«^f °S«;. ,,^^^ 
Departementsgericbte, Appellationsgerichte in den ß«fd«°^«T*;°; 
sowie dem höchsten fürstlichen Gericht, die sogenannten »Tnbuna^ 
rustique" geschafiFen,\elche einfache Friedensgenchte waren £.in 
solches Friedensgericht, waches in jeder Kirchengememde e'°g«J;j^'J 
wurde, bestand aus dem Äeisdi^l^«» und drei vom Dorfe jahrl ch 
gewählten Geschworenen. Son&g« oder Feiertags ^«^"^"»"«"^.^ ^ 
die streitigen Parteien nach der^sse im Hause des Geistlichen, 
wo sie ihre während der Woche abgetauchten B«f ^^'«^^^^ J"" 
führten. Die erste Pflicht des Geric&^war die S*r«^*;f °^*~ 
söhnen. Wenn das nicht gelang, und diö^^*'^®^"^®^ . , .. 
richtsnrteil nicht einverstanden waren, so komP*'®'^ ®^, - 

das Departementsgericht wenden. Doch war \JJ^ ^ , , 

gestellte Summe das Gerichtsurteil dieses FriedensgeKJ^*^ ^ ^ . 

r.- ' ji A' !?• • i,^ ^i^v,J^^«)>i5h diese Reform- 

Dieses sind die neuen Einrichtungen, welche dur^" 

gesetze geschaffen wurden. Man wollte alles mit eineä^ • uf h 
geändert haben. Das ging aber nicht und konnte auch v^| . ' 

solange der Einfluß Rußlands auf die beiden Fürstentm'^ . 
beseitigt wurde. Das zentralistische System gewährte dem tI^ 
Vertreter einen tiefen Einblick in den inneren Gang der An^"^ ^ 
heiten in den Fürstentümern, so daß er immer wußte, was für ^ ®^ 
Druck er auf die fürstlichen Regierungen ausüben soll. Ruß- 
hoffte nämlich, mit der Zeit die beiden Fürstentümer einzuverleiK^®"- 
Doch sei über den politischen Gang der Dinge hier hinweggegangÖA^* 
Wir wollen nur noch feststellen, daß diese Gesetze, so vorsichtig, so 
groß und so schön sie auch vorbereitet und angelegt waren, die\ 
versprochenen Erfolge nicht aufweisen konnten und es mußte nun 
einer späteren Zeit' überlassen bleiben, durch ein nach belgisch- 
französischem Muster verfertigtes Gesetz, die „moderne Gemeinde" in 
den vereinigten Fürstentümern zu schaffen, und das Gemeindewesen 
gründlich zu organisieren. 



In der Moldau wurden die Einrichtungen des Reglement organique 
durch das Gesetz des Fürsten Grigore Ghica vom Jahre 
1851 nicht geändert. Dagegen wurde in der Walachei durch das 
Gesetz des Fürsten Barbu Stirbey, vom 30. März 1851, 
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in jedem Dorfe ein Dorfrat errichtet, bestehend ans dem Stener- 
einnehmer, aus einem Vertreter des Grundherrn und zwei oder vier 
von der Dorfversammlung gewählten Dorfabgeordneten, je nachdem 
die Zahl der Familien, kleiner oder größer als hundert war. Die 
Befugnisse dieses Dorfrates waren : die innere Verwaltung des Dorfes, 
die Gerichtsbarkeit in kleinen Streitsachen unter den Bauern, aber 
auch in den Streitigkeiten zwischen dem Bauer und dem Grundherrn 
bezgl. der Frohnarbeiten, den Zehntelabgaben von der Ernte und den 
Bodendifferenzen. Die Abgeordneten durften nicht zwei Jahre hinter- 
einander gewählt werden. 

Dieser Stand des Gemeindewesens in den beiden Fürstentümern 
dauerte nun bis zum Jahre 1864, als das „erste Gemeindegesetz", durch 
welches die „moderne Gemeinde" geschaffen wurde, in Kraft trat. 



B. Das Gemeindegesetz yom Jahre 1864. 

Die Grundlage, auf welcher die heutige Organisation Rumäniens 
errichtet wurde, ist durch die Gesetze, welche nach der Vereinigung 
der beiden Donaufürstentümer, Moldau und Walachei (im Jahre 1859) 
geschaffen wurden, gelegt worden. Emsig waren die damaligen 
Staatsmänner bestrebt, von den politischen Kämpfen absehend, alles 
daran zu setzen, um Rumänien durch Schaffung von modernen grund- 
legenden Gesetzen eine der Zeit entsprechende Organisation zu geben. 
Dies Ziel haben sie auch glücklich bis auf unsere Tage hinein ver- 
folgt und trotz der Finanzkrisen vor und nach dem Befreiungskriege 
gegen die Türkei, trotz der leider in letzter Zeit sich so häufig ein- 
stellenden landwirtschaftlichen Krisen, trotz der mannigfachen Schwierig- 
keiten, welche sich bei der Einführung von Reformen einstellten, es 
80 weit gebracht, Rumänien durch eine Reihe von Gesetzen das An- 
sehen eines modern organisierten Staates zu verleihen. Es ist 
selbstverständlich, daß man mit den kulturellen Verhältnissen des 
Bauernstandes insbesondere , noch lange nicht dazu gekommen ist 
und kommen wird, den Bauern auf die Stufe des westeuropäischen 
zu bringen. Man ist aber immer noch bestrebt, die Kultur des 
Landes durch die größten Opfer zu fordern. Und außerordentlich 
ist der Aufschwung, den Rumänien in den letzten vierzig Jahren zu 
verzeichnen hatte. In jener Periode der Gesetzgebung (die sechziger 



Jahre des verfloaaeoeii Jahrhunderts) wurde als eines der ersten Ge- 
setze das Qememdegesetz geachafFen , durch welches die moderne 
Gemeinde formiert und der Gemeinde eiiie jener Zeit entsprechende 
Selbstverwaltung gegeben und auf der Basis des /entraLtsationssyatems 
der Staateaufsicht das nötige Feld eingeräumt. Gleich im Anschluß 
an dieses Gemeindegesetz wurde noch im selben Jahre durch ein 
Gesetz (vom 16. Ängust 1864) die Freiheit des Bauern erklärt, so- 
wie die Hegulierung des ländlichen Bodenbesitzes vollzogen, indem 
der Bauer zum Eigentümer des bis dahin ihm vom Grundherrn an- 
gewiesenen Bodens erklärt wurde. Gleichzeitig wurden auch die 
ÄmortisationsbedingUDgen der Zahlung in Geld, für den Boden und 
den Dienstleistungen festgestellt, erstens auf 15 Jahre, von 1864 an- 
gefangen , dann aber durch die Verfassung (Art. 132) von 1884 , auf 
weitere 32 Jahre verlängert. Nebenbei bot der Staat den besitzlosen 
Bauern Grund von seinen Domänen auf Abzahlung an. Der Bauer 
durfte den Boden vor Ablauf von 30 Jahren nicht verkaufen, als 
nur höchstens wieder an andere Bauemfamilien. So wurde der Bauer 
an seine Scholle gebunden, um es ihm sur Pflicht zu machen, sich 
auf eigene Füße zu stellen, unabhängig vom großgrundhesitzenden 
Nachbarn , einzig und allein auf sich selbst angewiesen. Es könnte 
hier scheinen, als wäre das im Widerspruch mit seiner Freiheit, wenn 
man den Bauern auf diese Weise an seine Scholle band. Näher 
betrachtet ist es jedoch nichts anderes als eine zeitgemäße Maßregel 
gewesen, um ihn eben von der Abhängigkeit des grundherrlicben 
Nachbarn za echtttzen. Wenn man durch dieses Gesetz noch nicht 
die Erfolge erzielt hat, die man erwartete, so ist man trotzdem einen 
bedeutenden Schritt weiter gekommen, wenn auch die Unabhängig- 
keit des Bauern zu VFÜnschen übrig läßt. In seinem Dorfe ist der 
Bauer aber nunmehr, dank dieses Gesetzes, unabhängig und frei 
geworden, so daß, was die Elntwicklung des Gemeindewesens anbe- 
trifft, die Hindemisse zum großen Teil von dieser Seite beseitigt 
wurden. Das G^emeindegesetz Ton 1864, welches vrir nunmehr zu 
besprechen haben werden, bildete wie gesagt die Grundlage der 
lüchBten, bis auf die beatigen Tage erlassenen Gemeindegesetze. 
Erat war es zehn Jahre in Kraft, als ein neues, etwas von dem 
enten TerBohieden, in Kraft gesetzt wurde. Dieses aweite Gemeinde- 
gewtz von 1874 erwiea noh als fSr das Gemeiiideweaen so schädlich, 
daB es sshoD nach 16 monaUichem Bestehen beseitigt und durch das 
' ^ Gememdagasete top 1B64 eiwtrt wurde. Das dritte Gemainde- 
) des ersten Gemeinde- 
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gesetzes gebildet worden, ist aber zu einer größeren Entfaltung in 
seinen Bestimmungen gekommen. Bis dahin waren die Gemeinde- 
gesetze, sowohl für die Stadt, wie für die ländlichen Gemeinden 
gültig. Das letzte, dritte Gesetz vom 1887, blieb für die ländlichen 
Oemeinden bis 1904 in Kraft, wann ein spezielles Gesetz für die 
ländlichen Gemeinden geschaffen wurde. Für die städtischen Ge- 
meinden wurde ein spezielles Gesetz 1894 in Kraft gesetzt. Die 
beiden letzteren, also dasjenige für die Städte von 1894 und das- 
jenige für das Land von 1904, bestimmen die heute bestehende 
Organisation der städtischen wie der ländlichen Gemeinden. 

Das Gemeindegesetz vom 31. März 1864 beschäftigt 
«ich zuerst mit der Bildung der Gemeinde, dann mit ihren Pflichten, 
weiter mit der Gemeindebehörde, den Gemeindewählern und Gemeinde- 
wahlen, mit den Pflichten und Befugnissen des Gemeinderats, mit 
dem Bürgermeister und seinen Atributionen, dem Gemeindeschreiber, 
-Sekretär, sowie Steuereinnehmer, und schließlich mit den Ausgaben 
und Einnahmen der Gemeinden. 

Bildung der Gemeinde. „Die Dörfer, Marktflecke, kleinen 
und großen Städte werden fürderhin selbständige (independente) Ge- 
meinden (Kommunen) bilden, dem vorliegenden Gesetze unterworfen." 
(Art. 1.) Sie werden in Ruralgemeinden, bestehend aus. ein oder 
mehreren Dörfern, Weilern etc., und in städtischen Gemeinden 
(Urbangemeinden) , bestehend aus kleinen und großen Städten, ein- 
geteilt. Die Gemeinde muß sich selbst verwalten und auf ihre 
Interessen sorgen. Sie ist juridische Person. Keine Gemeinde darf 
weniger als 100 Familien oder 500 Einwohner haben. Die Dörfer 
und insbesondere Weiler und isolierten Häuser, welche diese Zahl 
Dicht erreichen, werden sich mit der nächsten Gemeinde zu vereinigen 
haben. Diejenigen Dörfer von weniger als 100 Familien, welche 
trotzdem erklären würden, sich selbst zu erhalten und zu verwalten, 
könnten als Gemeinden anerkannt werden. Diejenige Gemeinde, 
welche ihren Pflichten nicht nachkommen könnte, hat das Becht sich 
mit anderen Nachbargemeinden zu vereinigen, um mit denjenigen 
r(wa8 jene Pflichten anbetrifft), eine einzige Gemeinde zu bilden. 

Wenn die Verwaltung einer Gemeinde auf Schwierigkeiten stoßen 

^sollte, sei es infolge ihrer zu großen Ausdehnung oder der zu großen 

Familieniatd , dann kann sie sich in mehreren Sektionen einteilen; 

:fiie mnfi jedoch, was sowohl die inneren wie die auswärtigen In- 

*teres86ii anbetrifEt, „eine'' bleiben, sowie auch Verwaltungseinheit be- 
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Eine Gemeindevereinigung oder Loslösung kann nur von drei 
in drei Jahren erfolgen. Das Gemeindevermögen einer ganzen oder 
eines Teiles einer Gemeinde, welche sich mit einer anderen vereinigt^ 
bleibt der ersteren unangetastet bestehen. 

Die Gemeindepflichtigen. Jede Gemeinde ist verpflichtet, 
ein Rathaus zu besitzen. Sie muß für den Kultus, für die Kirche 
oder den Kirchen, der Religion, welcher sie angehört, sorgen und die 
Geistlichen sowie die Kirchendiener besolden. Der Kirchenbeitrag 
der Gemeindebewohner ist nicht in den anderen Abgaben eingerechnet, 
und muß ein besonderer sein. 

Jede Gemeinde ist verpflichtet, für ihre Erwerbsunfähigen zu 
sorgen, sowie für Findlinge und Waisenkinder, und eine oder mehrere 
Knaben- und Mädchenschulen zu haben. 

Jede Stadtgemeinde muß ein gut diszipliniertes Eeuerwehrkorps 
haben. Diejenige Stadtgemeinde, welche über 6000 Einwohner hat, 
muß ein Krankenhaus für Kranke und Nichterwerbsfähige, in den 
Grenzen ihrer Mittel, besitzen, wo nicht schon ein Zentralkrankenhaus 
(von einer Stiftung oder dem Staate erhalten) sich befindet, ohne 
jedoch auf den Departements- oder Staatsbeitrag zu diesem Ge- 
meindekrankenhause, rechnen zu dürfen. 

Jede Ruralgemeinde , von 500 Einwohnern aufwärts ist ver- 
pflichtet, Bullen, Widder guter Rasse, sowie Hengste zur Verbesserung 
der Zucht zu halten. Außerdem muß jede Ruralgemeinde noch einen 
Garten mit Maulbeerbäumen anlegen, letzteres zur Förderung der 
Seiden kultur. 

Die Gemeindebehörde. Jede Gemeinde ist durch einen 
Gemeinderat (rum. consiliul comunal; franz. conseil municipal) ver- 
treten. Die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten ist einer Person 
anvertraut, welche den Namen trägt: „Primarul comunei" d. h. 
Bürgermeister (Schulze) der Gemeinde. 

Der Gemeinderat besteht aus einer bedeutenden Anzahl Mit- 
gliedern oder „Gemeinderäte" je nach der Größe der Gemeinde 
und zwar: 

Von 5 Mitgliedern in Gemeinden bis 1500 Einw. 

„ 7 „ „ „von 1500— 3000 „ 

„ 9 „ „ « „ 3000— 5000 „ 

„ 11 ^ „ » „ 5000-15000 „ 

13 „ « » ^ 15000—30000 „ 



9) 

n 



16 „ „ „ n 30000—50000 

17 „ „ „ „ 50000 aufwärts. 
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Es kann nur derjenige Gemeinderatsmitglied werden, der schreiben 
und lesen kann. ^) 

Die Mitglieder werden direkt von der Wählerversammlung der 
Gemeinde gewählt. Die Gemeindewahlen finden in den städtischen 
Gemeinden alle vier Jahre statt, doch wird durch Los alle zwei Jahre 
die Hälfte der Gemeinderäte erneut. In den Ruralgemeinden finden 
die Wahlen alle zwei Jahre statt und geschieht die Erneuerung der 
Gemeinderäte alljährlich, jedoch nur der dritte Teil derselben. Es 
gab nur einen Wahlkörper. Die Mitglieder des Gemeinderates haben 
bei ihrem Dienstantritt, vor einem Eegierungsdelegierten, in Bukarest 
vor dem Minister des Innern, folgenden Eid zu leisten: 

„Ich schwöre, Treue dem Fürsten, Unterwerfung den Landes- 
gesetzen, und Stütze den Gemeindeinteressen. So wahr mir Gott 
helfe." 

Den Gemeinderäten ist es verboten: 

a) der Beratung des Gemeinderats beizuwohnen, bei welcher sie 
ein persönliches Interesse haben; b) einer Steuereinnahme beizuwohnen ; 
c) bei einer Gemein denn temehmung als Teilhaber unter den Bewerbern 
zu fungieren, oder als Gerant aufzutreten; d) sie dürfen in einem 
Rechtsstreit, weder gegen noch für die Gemeinde als Verteidiger 
fungieren. 

Wenn der Gemeinderat (conseil communal) von seinen vom Ge- 
setze vorgeschriebenen Pflichten sich entfernen würde oder wenn seine 
Bestimmungen der Art sein würden, um die öffentliche Ordnung zu 
stören, so kann durch den Fürsten die Auflösung des Gemeinderats 
und die Annulierung seiner Bestimmung erfolgen. Zwei Monate nach- 
her haben die neuen Wahlen stattzufinden. Während dieser Zeit 
wird von der Regierung eine Kommission, bestehend aus denjenigen 
Personen, die bei den letzten Wahlen eine größere Anzahl Stimmen 
erhielten, ernannt und mit der Leitung der Gemeindeangelegenheiten 
betraut. 

Die Befugnisse des Gemeinderates sind nach erfolgter 
Beratung folgende: 

1. Die Aulbewahrung, die Verbesserung und die Verwaltung des 
Gemeindevermögens, damit es nicht veratreut werde, damit es immer 



^) Aus dem „Annuaire statistique de la ßoumanic" 1904 ersehen wir, daß 
es am 1. November 1903 1384 Bürgermeister und Vizebürgermeister gab, d. i. 
23,68%, die weder lesen noch schreiben konnten. 
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den größtmöglichsten Nutzen bringe und den Gemeindeeinwohnern 
von Nutzen sei. 

2. Die Bedingungen der Verpachtungen der Gemeindegüter und 
Gemeindeeinnahmen, wenn die Pachtzeit drei Jahre nicht übersteigt, 
wie auch die Bedingungen der Lizitationen festzustellen. 

3. Der Gemeinderat regelt die Art der Benutzung und der Ver- 
teilung der Gemeindewiesen und Weidelandes, soweit solche vor- 
banden, sowie die Bedingungen, denen sich die zu verteilenden 
Parteien zu unterwerfen haben, wenn nicht gegen die Bestimmung 
des Gemeinderates Einspruch erhoben wird. Im letzteren Falle wird 
darüber der Departementsrat oder das Ministerium des Innern (laut 
Art. 47 dieses Ges. letzteres nur für sieben größere Städte) zu ent- 
scheiden haben. 

• _____ 

4. Im Falle die Gemeinde Wald besitzt, stellt der Gemeinderat 
die Verteilung an die Gemeindeeinwohner, gemäß dem Porstgesetze, 
fest. Die Gegenstände, über deren Bestimmungen die Genehmigung 
des Departementsausschusses (comitetul permanent) eingeholt werden 
muß, sind folgende: 

1. Das Budget der Gemeindeausgaben und die Mittel zu ihrer 
Deckung. 

2. Die jährlichen Summen der Einnahmen und Ausgaben der 
Gemeinde festzustellen. 

3. Die Ver- und Ankäufe, Vermögenswechsel von Gemeinde- 
immobilien , Hypothekenaufnahme , Regulierungen und Verteilungen 
im Falle von gemeinsamem Grundbesitz, insofern eine Verteilung 
nicht durch die gerichtlichen Behörden angeordnet wurde. 

•fr 

4. Die Feststellung oder Änderung von Gemeindeabgaben, sowie 
die diesbezüglichen Reglements. 

5. Bauten und Wegewesen. 

Der Gemeinderat ist mit der Ausarbeitung der Reglements für 
die innere Verwaltung der Gemeinde beauftragt, sowie mit den Ver- 
ordnungen der Gemeindepolizei. Er kann für die Zuwiderhandelnden 
Strafen feststellen, wenn sie nicht schon gesetzlich festgestellt sind. 
Diese Strafen können jedoch in keinem Falle die einfachen Bestim- 
mungen der Polizeistrafen überschreiten. 

Der Gemeinderat ernennt folgende Personen: 

a) Die Beamten jeden Grades in der Gemeinde. 

b) Architekten und Beamte für Bauten oder zur Erhaltung de: 
befindlichen Bauten. 
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c) Direktoren etc. für die Institutionen der öffentlichen Wohlfahrt. 

d) Arzte, Chirurgen und Tierärzte; welche von der Gemeinde 
besoldet werden. 

Der Bürgermeister und seine Befugnisse. 

Jede Stadt- oder Landgemeinde hat an ihrer Spitze einen Bürger- 
meister. Er wird in den Ruralgemeinden zugleich mit den Gemeinde- 
ratmitgliedern gewählt und vom Präfekten bestätigt. In den Stadt- 
gemeinden wird er vom Fürsten ernannt und zwar einer von 
denjenigen Gemeinderäten, die bei den Wahlen die meisten Stimmen 
erhalten haben. 

Neben dem Bürgermeister werden von den Gemeinderäten noch 
ein bis sechs Helfer (in Prankreich „maire-adjoints" genannt) je nach 
der Größe der Gemeinde (bis 40000 Einw, 6 HeKer) ernannt. Der 
Bürgermeister und seine Helfer werden in den Städten alle zwei 
Jahre, in den Buralgemeinden alle Jahre ersetzt, und scheiden mit 
denjenigen Gemeinderäten aus, die durchs Los dazu bestimmt werden. 
In den Stadtgemeinden wird dann der Bürgermeister aus den neu- 
gewählten Gemeinderäten ernannt, seine Helfer aber von sämtlichen. 

Der Bürgermeister ist ganz allein mit der Verwaltung der Ge- 
meinde betraut, kann aber einen Teil davon auch an seine Helfer 
abgeben. 

Der Bürgermeister, in der Eigenschaft als Delegierter der 
Zentralverwaltung (Art. 88) befindet sich unter der 
Autorität der Regierung. Er ist betraut mit der polizeilichen 
Aufsicht, mit der Erhaltung der öffentlichen Ordnung, mit der Er- 
greifung von Maßnahmen zur Erhaltung der guten Ordnung und der 
Ruhe der Gemeindebewohner und mit jeder von den Gesetzen vor- 
geschriebenen Verpflichtung. 

Der Bürgermeister ist weiter, als unter der Autorität der 
obersten Verwaltungsbehörde sich befindend, noch mit 
folgendem betraut: 

a) Der Veröffentlichung und der Exekution der Gesetze und den 
allgemeinen Verordnungen. 

b) Mit der Exekutierung der Maßnahmen der öffentlichen 
Sicherheit. 

c) Mit der Gemeindepolizei. 

d) Der Erhaltung und der Verwaltung des Gemeindevermögens, 
und der Wahrung ihrer diesbezüglichen Rechte. 

e) Der Herbeischaffung von Dingen für die Gemeindebedürfnisse. 
LV. 3 
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f) Der Sorge bezüglich der Einnahmen, der Beaafsichtignng der 
Gemeindeetablissements, und mit der Gemeindekomptabilität. 

g) Der Redigierung des Budgets sowie der Ausgabenausweise, 
h) Dem Gemeinderat zu beantragen, neue Gemeindeeinnabmen 

zu verschaffen. 

i) Mit der Erneuerung von Geschäften, der Ausführung von Ver- 
trägen und Lizitationen gemäß den Bestimmungen des Gemeinderats 
und in den Grenzen der Gesetze und der bestehenden Verordnungen. 

k) Mit der Vertretung der Gemeinde vor den Rechtsinstanzen 
(Gerichtsbehörden) sei es als Kläger oder als Verteidiger, oder mit der 
Weiterverleihung dieses Rechts an Fachleute. 

1) Mit der Redigierung der Wahllisten. 

Da man von dem Bürgermeister und seinen Helfern nicht er- 
warten konnte, daß sie, in Anbetracht der großen Verpflichtungen, 
denen sie dem Gesetze nach unterworfen waren, auch noch in aus- 
reichender Weise für die Aufsicht und die Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung sorgen könnten, so bestimmte dieses Gesetz, daß für Ge- 
meinden über 3000 Einwohner dieses Polizeiamt an einen Spezial- 
beamten, vom Fürsten damit betraut, abgegeben werden soU. In 
Bukarest trägt dieser Beamte den Titel „Polizeipräfekt", in den anderen 
Städten „Polizeikommissär" (Art. 91). 

Des weiteren hat der Bürgermeister noch folgende Befugnisse, 
und zwar: die Aufsicht der öffentlichen Wohlfahrtseinrichtungen, der 
Gemeindeschulen, der Gemeindegefängnisse und der Kirchen, soweit 
es sich um ihre Erhaltung handelt. 

Dem Bürgermeister wird weiter zur Pflicht gestellt, die Aufsicht 
über die prostituierten Personen, sowie über ihre Wohnungen zu 
haben ; alle Maßnahmen zur Sicherung der Gesundheit, der Morali- 
tät und der öffentlichen Ruhe zu treffen. 

Die Polizei der öffentlichen Aufführungen ist ebenfalls dem 
Bürgermeister anheimgestellt worden. 

Der Stand der Gemeindekasse muß mindestens einmal pro Monat 
vom Bürgermeister oder von seinem Helfer verifiziert werden. 

Die Besoldung des Bürgermeisters erfolgt aus der Gemeindekasse. 
Die Höhe der Summe wird durch den Gemeinderat festgesetzt. Die 
Helfer werden nicht besoldet, bekommen jedoch für die Tage, wo 
sie tätig sind, Diurnen. Im Falle in einer Gemeinde die öffentliche 
Ruhe und Sicherheit durch Volksaufstände usw. gefährdet sein sollte, 
so kann der Bürgermeister das Eingreifen der Mihtärbehörden zur 
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Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung verlangen, und ist letztere 
Behörde verpflichtet, diesem Verlangen sofort Folge zu leisten. 

Die weiteren Bestimmungen dieses Gesetzes, welche die Organi- 
43ation der Gemeinden noch anbetrifft, beziehen sich schließlich noch 
auf den Gemeindeschreiber, den Gemeindesekretär, sowie den Ge- 
meindesteuereinnehmer. 

Jede Stadtgemeinde hat einen Sekretär, jede Ruralgemeinde 
einen Schreiber. Dieser Beamte wird vom Gemeinderat ernannt und 
^Lntersteht den Befehlen des Gemeinderates, des Bürgermeisters und 
seiner Helfer. 

Der Gemeindesteuereinnehmer, in Frankreich „receveur" genannt, 
konnte vom Gemeinderat ernannt^ suspendiert oder auch abgesetzt 
werden, jedoch nur mit der Genehmigung des Departementsaus. 
Schusses. Der Gemeinderat stellt das Gehalt für den Steuer- 
einnehmer fest, sowie die »Kautionssumme, die dieser zu erlegen hat. 
Der Steuereinnehmer ist allein betraut und hat die alleinige Ver- 
antwortung zu tragen für die richtige Einnahme der Abgaben. Er 
hat auch die Zahlungen laut geordneten Befehlen auszuführen, die 
^ahlungssummen laut jedem Artikel des Budgets oder der außer- 
ordentlichen Ausgabenbestimmungen. — — 

Nachdem wir in kurzem einen Überblick über die Bestimmungen 
•dieses Gemeindegesetzes bezüglich der Gemeindeorganisation gegeben, 
wollen wir nun sehen, inwieweit diese Bestimmungen sich bewährt 
haben, welches die Mängel gewesen, die ein Vorwärtsschreiten in der 
Entwicklung des Gemeindewesens verhinderten. 

Das Hauptmerkmal des Gesetzes ist die Bildung der Gemeinde ; 
und da konnte man anfangs nicht wissen, ob die Bestimmung, welche 
man zu treffen haben wird, eine richtige ist. Das Gesetz bestimmt, 
daß alle Dörfer, Marktflecke, kleine und große 
Städte selbständige Gemeinden bilden sollen, die sich 
selbst verwalten. Es bestimmt aber auch gleichzeitig, daß keine 
Gemeinde weniger als „100 Familien oder 500 Einwohner" 
zählen darf. In letzterer Bestimmung hatte man sich getäuscht. 
Denn es stellte sich gleich nach Inkrafttreten des Gesetzes heraus, 
daß die Zahl von 500 Einwohnern zu klein anberaumt war, denn 
darunter war die Zahl der Steuerzahler zu gering und folglich konnte 
die Gemeinde nicht in die Lage kommen, den ihr vom Gesetze auf- 
erlegten Pflichten nachzukommen. Es ist das übrigens eine der aller- 
schwierigsten Bestimmungen sämtlicher noch nachfolgenden Gemeinde- 
gesetze gewesen, und wie wir sehen werden, hat sich noch jede Ge- 

3* 
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setzesYorlage seither, bis in allerletzter Zeit hinein, mit diesem Punkte- 
beschäftigt. Schon im Jahre 1865, also kaum ein Jahr Dach In-^ 
krafttreten des ersten Gemeindegesetzes, unterbreitet man den gesetz- 
gebenden Körperschaften einen Gesetzentwurf, durch welchen 
die Abänderung mehrerer Paragraphen des Gesetzes von 1864 ver- 
langt wurde, und zwar wollte man die FamiUenzahl auf 300 Familien 
als Mindestmaß einer zu bildenden Gemeinde ansetzen. Eine weitere 
Gesetzesvorlage vom Jahre 1871 forderte eine Mindestzahl 
von 200 steuerzahlenden Pamilienhäuptern. Zur Er- 
reichung dieses Zweckes wurde in beiden Gesetzesvorlagen die Ver- 
einigung von mehreren Dörfern, Weilern usw. empfohlen, wie es im 
Gesetze von 1864 auch der Fall war. 

Ein zweiter grober Fehler lag in den Bestimmungen über 
die Ausführung der Gemeinderatsbeschlüsse. Das Gemeindegesetz 
bestimmt, daß bezüglich der Landgen^inden die Gemeinderats- 
beschlüsse je nach ihrer Wichtigkeit dem Departementsausschuß 
zur Genehmigung unterbreitet werden mußten oder eines besonderen 
allerhöchsten Erlasses, wenn nicht eines Gesetzes bedurften. Sogar in. 
den kleinsten Ortsbestimmungen mußte die Genehmigung des De- 
partementsausschusses gefordert werden, denn sie konnten erst dann 
in Kraft treten, wenn im Zeitraum von 30 Tagen nach Mit- 
teilung an den Departementsausschuß dieselben nicht vom letzteren 
als unzulässig zurückgewiesen wurden. Außerdem hatte der De- 
partementspräfekt noch das Recht, im Falle er es für nötig hielt, 
eine Verschiebung von weiteren 30 Tagen zu verordnen, mit der 
Bedingung aber, die vorgesetzten Staatsbehörden davon zu benach- 
richtigen. — Wenn das Gesetz von 1864 der Zeit entsprechend auf 
das System der Zentralisation aufgebaut, demgemäß also der Staats- 
aufsicht die größte Entfaltung geben wollte, so hat man sicherlich 
die Form, unter welcher das geschehen sollte, so schlecht gewählt, 
daß sie eher zu einem Hemmnis für den Gang der Gemeindeange- 
legenheiten wurde, denn zu ihrer Entwicklung von Nutzen sein konnte. 
Aus dem vorher Angedeuteten geht das, glauben wir, klar hervor. 
Eine weitere Gesetzesvorlage vom Jahre 1866 trachtete die 
Gemeinderatsbeschlüsse, soweit sie nicht in den Bereich der Inter- 
essen anderer Gemeinden hineinreichten, der Kontrolle des Departe* 
mentsausschusses zu entziehen. In der schon erwähnten Gesetzes- 
vorlage von 1871 sehen wir aber, daß der Gesetzgeber wieder auf 
das Gesetz von 1864 zurückgreift und seine diesbezüglichen Be- 
stimmungen aufrecht erhält. Ob hier politische Gründe vorgelegen 
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haben, ist uns unbekannt. Wahrscheinlich machte sich Anfang der 
siebziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts die Strömung bemerk- 
bar, der Staatsaufsicht noch größere Rechte einzuräumen, als die bis 
dahin schon bestehenden. Das beweist uns das zweite Gemeinde- 
gesetz vom Jahre 1874. 

Als ein drittes Moment ist hervorzuheben, daß ein sogroß 
angelegtes Gesetz, welches nicht nur an die Organisation der Ge- 
meinden große Anforderungen stellte, sondern den Gemeindebehörden 
Pflichten auferlegte, welchen sie, mit bestem Willen, nicht imstande 
waren, nachzukommen, sicherlich der Zeit noch nicht entsprechend 
war. Wenn man auch glaubte, durch die Staatsaufsicht den länd- 
lichen Gemeinden an die Hand gehen zu können, so hatte man sich 
darin wieder verrechnet, indem man die Kulturstufe des Bauern- 
standes weit überschätzt hatte. Es fehlte eben ein den Anforderungen 
des Gesetzes entsprechend geschultes Verwaltungspersonal. — Die 
weiteren kleinen Mängel des Gesetzes, welche sich als eine Folge der 
obengenannten einstellten, sollen nun übergangen werden. Wenn 
man die drei obenerwähnten Punkte ins Auge faßt, so kann man 
nicht umhin, zuzugeben, daß unter solchen Umständen von einer 
Entwicklung des ländlichen Gemeindewesens insbesondere, nicht gut 
die Rede sein konnte. Die Grundlage wurde aber durch dieses Ge- 
setz gelegt. Während der zehn elahre, solange dieses Gesetz in 
Kraft war, hat man Gelegenheit gehabt, seine Vorteile und Mängel 
zu beobachten. Die Gesetzesvorlagen von 1865, 1866, 1871 sind ein 
Beweis dafür, wie sehr die Staatsregierungen bestrebt waren, durch 
Modifizierung des Gesetzes von 1864 die begangenen Fehler wieder 
gut zu machen. Die 1874 eingebrachte Vorlage wurde endlich zum 
Gesetz. Das ist das zweite Gemeindegesetz Rumäniens. 



C. Das Gemeindegesetz vom 9. April 1874. 

Nach zehnjähriger Dauer des ersten Gemeindegesetzes wurde ein 
neues Gemeindegesetz in Kraft gesetzt. Dies ist das Gemeindegesetz 
vom 9. April 1874, welches sich wesentlich vom Gesetze von 1864 
unterscheidet. Man hatte eingesehen gehabt, daß die Finanzen der 
Gemeinden bei einer Mindestbevölkerung von 100 Familien oder 
500 Einwohner sich schlecht stellten, da die Zahl der Steuerpflichtigen 
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eine zu geringe war. Deswegen bestimmte dieses Gesetz, daß eine 
Gemeinde eine Mindestzahl von 500 Steuerpflichtigen haben 
muß. — Während es im ersten Gemeindegesetz nur einen einzigen 
Wahlkörper für die Gemeinderatswahlen gab, werden in diesem 
zweiten zwei Wahlkörper geschafifen. Dem ersten Wahlkörper ge- 
hörten diejenigen Steuerpflichtigen an, die eine Grundsteuer von 
mindestens 120 Frcs. an den Staat zahlten, mit dem besonderen 
Rechte für dieselben, entweder persönlich oder durch ihre mit Voll- 
machten versehenen Vertreter zu wählen. Im zweiten Wahlkörper 
befanden sich diejenigen, die' an den Staat die Personal- oder die 
Wegesteuer zahlten. Andererseits war die Bestimmung noch getroff'en/ 
worden, daß, im Falle im ersten Wahlkörper sich im ganzen drei 
oder weniger Grundbesitzer befinden sollten, sie als solche schon dem 
Gemeinderat angehören sollen, ja sie konnten sogar ihre Rechte an 
andere Personen, außer Pächter, weitergeben.' Es scheint, daß der 
Gesetzgeber von 1874 durch diese Bestimmung dem Gemeinderate 
der ländlichen Gemeinden Mitglieder beigeben wollte, die auf einer 
höheren Kulturstufe standen. — Im Gemeindegesetz von 1874 werden 
auch die Pflichten und Aufgaben der Gemeinden wesentlich ver- 
mehrt. 

Der Bürgermeister, welcher bisher von den Wählern gleichzeitig 
mit dem Gemeinderate gewählt wurde, wurde von nun an auf Vor- 
schlag des Departementspräfekten vom Ministerium des Innern aus 
der Mitte der Gemeinderatsmitglieder ernannt. Entweder 
hat der Gesetzgeber hier die französische Gemeindegesetzgebung vor 
Augen (1844) gehabt, oder haben hier politische Motive mitgespielt. 
Es ist aber auch noch möglich, daß der Gesetzgeber es für richtiger 
gehalten hat, den Staatsbehörden die Wahl des Bürgermeisters des- 
wegen zu überlassen, weil er vermeinte, daß sie sicherlich eher den 
Brauchbarsten unter ihnen wählen würden. 

Das Recht des Gemeinderates, über die inneren Gemeindeange- 
legenheiten zu beraten und zu beschließen, bleibt bestehen. Die Be- 
schlüsse werden wie bisher den Staatsbehörden zur Bestätigung oder 
Annullierung vorgelegt. Man hat sich jedoch diesmal mit einem 
Zeitraum von 30 Tagen für die Annullierung der Beschlüsse begnügt, 
ohne daß derselbe auf weitere 30 Tage verlängert werden könnte. 

Dieses Gesetz war nicht von langer Dauer. Denn es stellten 
sich soviel Hindernisse in seiner Ausführung entgegen, daß man es 
für gut fand, nach kaum 16 Monaten des Bestehens, es zu beseitigen 
und durch dasjenige von 1864 zu ersetzen. 
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Das Gresetz von 1864 dauerte mit kleinen während der Zeit er- 
littenen Veränderungen bis zum Jahre 1887. 



D. Das Gemeindegesetz yom 7. Mai 1887. 

Dieses Gesetz ist eine Ausbildung und Modifizierung des Ge- 
meindegesetzes vom Jahre 1864. Die schlechte, finanzielle Situation 
der ländlichen Gemeinden veranlaßte den Gesetzgeber eine Neu- 
bildung der Gemeinden vorzunehmen und zwar diesmal nach der 
Zahl der Steuerpflichtigen. Keine ländliche Gemeinde durfte weniger 
wie 200 Steuerpflichtige haben. Da aber der Ausführung 
dieser Bestimmung (infolge der topographischen Lage der Dörfer in 
manchen Gebirgsgegenden insbesondere) die größten Hindernisse 
entgegenstanden, so hat man für die in diese Lage kommenden Ge- 
meinden dieses Erfordernis ausnahmsweise fallen gelassen. 

Der Gemeinde wird die Selbstverwaltung gesetzlich zugesichert, 
sowie das Recht des Gemeinderats, sich aus seiner Mitte den Bürger- 
meister und Seine Helfer selbst zu wählen. Die Zahl der Mitglieder 
des Gemeinderats wurde verhältnismäßig erhöht. Der Gemeinderat 
besteht aus: 

7 Mitglieder in Gemeinden bis 1000 Einwohner. 

9 „ „ „ von 1000— 3000 

11 „ „ „ „ 3000—10000 

15 „ „ „ „ 10000—20000 

19 „ „ „ „ 20000—35000 

23 „ „ „ „ 35000—50000 

27 „ „ „ „ 50000—65000 

31 „ „ „ über 65000 

Laut diesem Gesetz wurden die Gemeinderatsmitglieder auf vier 
Jahre gewählt, ohne daß ein Teil davon alljährlich ersetzt zu werden 
brauchte. Es wurden die Befugnisse des Gemeinderats wesentlich 
vermehrt und präzisiert. Der Gemeinderat trat mindestens einmal 
im Monat zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. Die Beschlüsse 
des Gemeinderats unterlagen je nach ihrer Bedeutung der Genehmigung 
der zuständigen Departementsausschüsse, der höheren Verwaltungs- 
behörden, dem Könige oder den gesetzgebenden Körperschaften. Die 
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Gemeinderatsbeschlüsse mußten binnen 8 Tagen für die Eesidenz- 
städte dem Ministerium des Innern, für die sonstigen Städtchen und 
ländlichen Gemeinden den Departementsausschüssen zur Genehmigung 
unterbreitet werden. Dem Bürgermeister stand alleine die Verwaltung 
der Gemeinde zu; er konnte mit einem Teil derselben seine Helfer 
oder andere Gemeinderatsmitglieder beauftrasjen. Je nach der An- 
zahl der Gemeinderats mitglieder war die Zahl der zu wählenden 
Helfer eins bis vier. Der Bürgermeister und seine Helfer wurden 
ebenfalls auf vier Jahre gewählt. — Die Befugnisse des Bürgermeisters 
sind im Vergleiche zum Gemeindegesetz von 1864 in außerordentlicher 
Weise vermehrt worden. Man hat dem Bürgermeister juristische 
Kenntnisse zugemutet, denen die ländlichen (von denen ein großer 
Prozentsatz weder schreiben noch lesen konnte!) gar nicht gewachsen 
waren. Es wurde festgestellt, daß sie den Inhalt von nicht weniger 
als 118 Gesetzen und Verordnungen kennen mußten.^) Die Gemeinde- 
räte der Stadtgemeinden wählten einen Sekretär, dessen Wahl durch 
den Bürgermeister genehmigt werden mußte. In den ländlichen Ge- 
meinden hieß er Notar und mußte vom ständigen Departementsaus- 
schuß genehmigt werden. In den ländlichen Gemeinden war der 
Notar sozusagen die rechte Hand des Bürgermeisters , , denn er war 
sehr oft das einzige lese- und schreibkundige Organ der Gemeinde- 
behörde. Er hatte sämtliche schriftlichen Angelegenheiten zu er- 
ledigen und die Register des Standesamtes in Ordnung zu halten. 

Die anderen Gemeindebeamten wurden vom Bürgermeister er- 
nannt, außer denjenigen wie z. B. Ingenieure, Architekten, Arzte usw., 
die von den maßgebenden Behörden ernannt wurden. 

Über dieses Gesetz wird noch in der Einleitung zum Kapitel 
über die heutige Gemeindeorganisation die Rede sein. Dieses groß 
angelegte und sowohl für die Stadt- wie auch für die Landgemeinden 
geltende Gesetz war für die Stadtgemeinden bis zum Jahre 1894, 
für die Landgemeinden bis 1904 in Kraft. An seine Stelle traten 
1894 ein besonderes „Gesetz für die Organisation der städtischen 
Gemeinden" und 1904 ein neues „Gesetz für die Organisation der 
ländlichen Gemeinden" in Kraft. 



^) Siehe über den Kulturzustand der Bürgermeister und ihrer Helfer die 
statistische Tabelle S. 43. 
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Kapitel IL 

Die heutige Gemeindeorganisation und Gemeindegesetz- 
gebung, als Ergebnis der geschichtlichen Entwicklung. 

Die ländlichen Gemeinden. 

Einleitung und Kritik. 

Die heutige Organisation der Ruralgemeinden in Rumänien ist 
das Ergebnis einer mühevollen, gewissenhaften und langjährigen 
Arbeit. Wir haben uns bemüht, Schritt für Schritt ihre historische 
Entwicklung darzulegen und haben gesehen, zu was für einer Ent- 
faltung sie mit dem im Jahre 1887 geschaffenen Gemeindegesetz ge- 
langt war. Das Gemeindegesetz vom Jahre 1887 war für die Rural- 
gemeinden Rumäniens bis zum Jahre 1904, also ganze 17 Jahre 
in Kraft, während welcher Zeit man die weitgehendsten Beobach- 
tungen über seine guten und schlechten Seiten machen konnte. Daß 
man unentwegt mit Verbesserungen herantrat, beweisen die seither 
den gesetzgebenden Körperschaften vorgelegten fünf Gesetzentwürfe, 
von denen der letzte das Gesetz von 1904 wurde. In den nun vor- 
zubringenden Ursachen, welche zur Schaffung eines neuen Ge- 
setzes führten, wird sich die Kritik zum Gesetz von 1887 befinden, 
welche wir am Ende des letzterwähnten Gesetzes deswegen absichtlich 
ausgelassen haben. Es sei noch hier vorauszuschicken, daß gleich- 
zeitig mit der Organisation der Gemeinden die Regulierung des 
Finanzwesens der Gemeinden stattfand in der Reform des Oktrois 
und der Einführung des Kommunalfonds. 

Wir glaubten dies besonders hervorheben zu müssen, da, wie 
wir jetzt sehen, eine Entwicklung des Gemeindewesens insbesondere 
. auch von ihrer finanziellen Situation abhing. Durch eine zeitgemäße 
Regulierung des Finanzwesens der Gemeinden hat man gesucht, das 
Grundübel, das der Entwicklung des Gemeindewesens anhaftete, aus 
dem Wege zu räumen. Ob, nach genügender Erwägung der Gründe, 
die eine neue Reform des Gemeindewesens erforderten, durch die 
Bestimmungen des neuen Gesetzes nun endlich die lang ersehnten 
Ziele erreicht sein werden, wird erst die Zukunft zeigen! 

Die Gründe, welche eine Reform der Gemeindeorganisation 
herbeiführten, sollen nun kurz erörtert werden. 
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An erster Stelle müssen wir wieder einmal darauf hinweisen, daß 
die Pflichten, die den Gemeinden durch das Gesetz von 1887 auf- 
erlegt wurden, immer noch nicht im Verhältnis zu ihren finanziellen 
Mitteln standen. Durch die Aufhebung des Oktrois und der Ein- 
führung des Kommunalfonds wurde jeder Gemeinde eine bestimmte 
Einnahmesumme gesichert. Wenn wir einen kleinen Blick in die 
Statistik werfen, so sehen wir, daß mehr als ^/^ derGemeinden 
ein Einkommen von weniger als 8000 Frcs. haben, welches als 
die mindeste Summe für einen noch so kleinen Gemeiodehaushalt 
vom Gesetzgeber des Gemeindegesetzes von 1904 an genommen wurde. 
Das Gesetz von 1887 bestimmt, daß keine Gemeinde weniger als 
200 Steuerpflichtige haben soll; außer in dem Falle, wo es erwiesen 
ist, daß die Gemeinde über genügende Mittel verfügt, um selbst 
bestehen zu können. Die Folge davon war, daß man im Jahre 1903 
durch die Statistik nachweisen konnte, daß es 49 Gemeinden mit 
33—100 und 609 Gemeinden mit 100—200 Steuerpflichtigen gab. 
Es lag also die Tendenz vor, aus jedem Dorfe eine Gemeinde zu 
machen, ohne Rücksicht darauf, ob das Dorf auch wirklich über die 
Mittel verfügte, um den vom Gesetz vorgeschriebenen Pflichten nach- 
zukommen. 

Zweitens sei auf die Befugnisse hingewiesen, welche das Gesetz 
dem Gemeindebürgermeister, den Notaren, Sekretären, Helfern, Ge- 
meinderatsmitgliedern etc. auferlegte. Man ersieht aus der Tabelle 
anbei, daß unter solchen Kulturverhältnissen und sehr oft lächer- 
lichen Beamtenbesoldungen man die Gemeindemitglieder und speziell 
die besseren Elemente nicht nur nicht dazu bewegen konnte, durch 
Annahme einer solchen Funktion sich diesen Pflichten zu unterwerfen, 
diese Kenntnisse sich anzueignen, und womöglich infolge der mise- 
rablen Besoldung auch noch für sich und ihre Familie sorgen zu 
müssen. Aber die besseren Elemente der Ruralgemeinden zogen es 
vor, in die Städte zu wandern , wo ihnen eine Aussicht auf besseren 
Erwerb zu Gebote stand. Hierin hat der Gesetzgeber von 1904 ver- 
sucht, durch geeignete Maßregeln diesem Übel abzuhelfen. 

Man muß sich nun fragen, ob unter solchen Verhältnissen die 
Organisation der Gemeinden, wie sie vom Gesetze gefordert wurde, 
auch wirklich bestanden habe? Ist den, zur Gemeinde gehörenden 
Dörfern, in gleicher Weise die Gemeindeorganisation zu Teil ge- 
worden? Hierin hat unglücklicherweise schon das Gemeindegesetz 
von 1864 einen groben Mißgriff zu verzeichnen. Wir wollen uns be- 
mühen, ganz kurz dies darzulegen. Als im Jahre 1864 der Gesetz- 
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geber sich anschickte, die Dörfer in Gemeinden zu formieren, unter 
den bekannten Bestimmungen, da hat er im Lande 8000 Dörfer 
vorgefunden, welche unabhängig voneinander waren, sich selbst ver- 



Tabelle der Besoldung der Bürgermeister^ Notare und ihrer 

Helfer pro 1903/4 ') (ländL Gemeinden). 



Monats- 
gehalt 

Frcs. 


Bürger- 
meister 


Notar 


08 

s 

B 

3 


% 


Monats- 
gehalt 

Frcs. 


Helfer d. 
Bürgerm. 


Helfer d. 
Notars 


00 

B 

B 

m 


0/ 

/o 


von 1 — 5 

5— 10 

10- 15 

15 20 

20— 30 

30— 40 

40— 50 

50 60 

60— 80 

80—100 

100 150 

über 150 


12 
177 
204 
384 
592 
470 
384 
208 
246 
142 
74 
12 


54 

94 
159 
311 
271 
438 
364 
681 
409 
120 
4 


12 
231 

298 
543 
903 
741 
822 
572 
927 
551 
194 
16 


r 

5,1 

9,3 

15,5 

12,8 

14,2 

9,8 

16 

9,5 

3,2 

0,3 


bis 5 

von 5 — 10 
10—15 
15 20 
20—30 
30—40 
40—50 
50—60 
60—70 
70—90 

über 90 

Mit 2 Frcs. 

Tagesgehalt 


999 

792 

272 

253 

244 

96 

34 

22 

13 

9 

5 

97 


163 

127 

79 

168 

256 

183 

105 

39 

21 



1 


1162 

919 

351 

421 

500 

279 

139 

61 

34 

14 

6 

97 


29,2 
23,1 
8,8 
10,6 
12,6 
7 

3,5 
1,5 
0,9 
0,3 

0,1 
2,4 


Summa 


2905 


2905 


5810 


100 


Summa 


2836 


1147 


3983 


100 



Eulturzustand der Bürgermeister und ihrer Helfer (ländl. Ge- 
meinden) am 1. November (a. 8t.) 1903. 





Können schreiben 
und lesen 


Analphabeten 


Bürgermeister ^) 
Helfer 


2672 
1789 


212 

872 


Summa 


4461 


1384 


7. 


76,32 


23,68 



walteten und jedes seinen Dorfrat hatte.*) Daraus schuf man 2900 
Gemeinden (laut einer Statistik von 1872). Der Gesetzgeber hatte, 
wie bekannt, bei der Formierung der Gemeinde eine Vereinigung von 

*) Tabellen aus dem Stat. Jahrbuch für Rumänien 1904. S. 143. 
*) Für 21 Bürgermeister und 125 Helfer konnte der Kulturzustand nicht fest- 
gestellt werden. 

») Siehe S. 26 u 27, Gesetz von 1851. 
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mehreren Dörfern vor Augen gehabt, hauptsächlich weil er hofifte, 
daß dadurch ein großer Teil der Verwaltungskosten erspart werden 
würde und die finanzielle Situation der Gemeinden eine 
günstigere demnach sein würde. Es hat sich aber nun herausgestellt, 
daß die Situation der ländlichen Gemeinden trotzdem und bis in 
allerletzter Zeit hinein nicht diejenige wurde, wie man erwartete, 
andererseits aber, daß diejenigen Dörfer insbesondere, welche sich an 
das Hauptdorf, in welchem sich das Rathaus mit den Gemeindebehörden 
befand, anschließen mußte, in den allermeisten Fällen in ihren 
Hoffnungen betrogen wurden. Das Hauptdorf wurde organisiert, das 
sich anschließende Dorf desorganisiert. Wenn man jetzt noch hinzu- 
fügt, daß die ganze Autorität der Gemeindebehörde sich in der 
Person des Bürgermeisters befand, welcher ganz alleine die Zentral- 
verwaltung repräsentierte und ihr einziges ausführendes Organ war, 
so kann man leicht begreifen, wie stiefmütterlich die Dörfer behandelt 
worden sind, wenn noch dazu der Bürgermeister wie gewöhnlich Ein- 
wohner des Hauptdorfes war. 

Die Gemeinden ohne genügende Mittel, die Gemeindebehörden 
in den obenerwähnten Kulturzustand, ungenügend vorbereitet den 
gesetzlichen Erfordernissen nachzukommen, und endlich das Dorf des- 
organisiert! Dies ist das Resultat vierzigjähriger Arbeit.^) Nun wird 
es verständlich sein, warum die Entwicklung des Gemeinde wesens in 
Rumänien trotz der kolossalen Arbeit, die geleistet wurde, so viel zu 
wünschen übrig läßt. Wenn wir nun aber nur einen Blick werfen 
wollten, um zu sehen, inwieweit die Gemeinden ihren gesetzlich ge- 
forderten Pflichten nachgekommen sind, da bietet sich uns ein kläg- 
liches Bild dar. Der Verpflichtung, daß jede Gemeinde ihr eigenes 
Rathaus haben soll, war man bis dahin (1904) in den meisten Rural- 
gemeinden nicht nachgekommen. Hygiene und das öffentliche 
Reinigungswesen lassen sehr viel zu wünschen übrig. Die Folgen 
davon sind die Seuchen und Epidemien, die sich so häufig einstellen. 
Bauten und Wegewesen, Alinierung der Dörfer, Bebauung der Wege 
mit Bäumen etc.; nichts davon! Es gab in keinem einzigen Dorfe 
eine öffentliche Gemeindeanstalt für Hilfeleistung im Notfalle oder 
eine Einrichtung des Feuerlöschwesens. (Wenn schon etwas geschah, 
war das sicherlich eine private Einrichtung.) Von einer Dorfpolizei 
wollen wir gar nicht sprechen, und wie es mit dem Gesundheits- 



^) In der Motivenbegründung zum Gemeindegesetz von 1904 vom damaligen 
Minister V. Lascar, auch teilweise ausgeführt. 
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zustand in den ländlichen Gemeinden aussah, wird ein später zu 
besprechendes Kapitel die nötigen Aufklärungen geben. 

Alle diese in kurzem mitgeteilten Dinge haben die Staats- 
behörden dazu getrieben, der erwähnten Sachlage durch ein neu 
zu schaffendes Gesetz ein Ende zu machen. Es ist klar, daß Rumänien 
als agrikoles Land seine ganze Kraft auf die ländliche Be- 
völkerung zu gründen hat. Eine Entwicklung des ländlichen Ge- 
meindewesens ist eine Kräftigung des Staates. Ordentliche Organisation 
der Ruralgemeinden , ordentliche Gemeindefinanzen , im Anschluß 
daran Organisierung des Polizeiwesens, Förderung des Gesundheits- 
wesens, sowohl bei Tieren wie bei Menschen, sowie andere notwendige 
noch vom ersten Gemeindegesetz von 1864 geforderte Einrichtungen, 
werden den den Boden bearbeitenden Bauernstand heben und damit 
auch die volkswirtschaftlichen Verhältnisse Rumäniens bessern. Dies 
hat der Gesetzgeber von 1904 vor Augen gehabt, und danach traf 
er auch seine Bestimmungen. 

Das Gesetz für die Organisation der Landgemeinden vom Jahre 1904. 

1. Allgemeine Bestimmungen über das Gemeindewesen. 

Die Ruralgemeinde besteht aus ein oder mehreren Dörfern 
und Weilern, von denen eines als Residenz dient. Sie ist juristische 
Person. Die Gemeinde darf nicht weniger als 200 Steuer- 
pflichtige als Angehörige haben. Wenn eine Gemeinde keine 
200 Steuerpflichtige hat, muß sie sich mit einer Nachbargemeinde 
vereinigen , indem man dann ihre topographische Position zu berück- 
sichtigen haben wird. Nur ein Ausnahmegesetz könnte , nachdem 
der Departementsausschuß, sowie der Departementsrat sein Gutachten 
darüber abgegeben, eine Gemeinde von dieser Bestimmung dispen- 
sieren. Es ist jedoch die damalige (1904) bestehende Gemeinde- 
einteilung als vorübergehende und zu ändernde Gesetzesbestimmung 
aufrecht erhalten worden (Art. 247). Jede Gemeinde, welche ihren 
Verpflichtungen nicht nachzukommen imstande ist, hat das Recht, sich 
mit der nächstliegenden zu vereinigen. Das Dorf muß mindestens 
100 Einwohner besitzen, andererseits wird es als Weiler zu gelten 
haben. Keine Gemeinde, kein Dorf oder Weiler kann sich selbständig 
konstituieren. Dies kann nur durch Gesetz und nachdem der 
Departementsrat sein Gutachten darüber abgegeben hat, geschehen. 
Jeder Einwohner ist Mitglied der Gemeinde und ist als solches 
steuerpflichtig. Der Fremde, welcher sich in der Gemeinde nieder- 
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zulassen beabsichtigt, muß die Erlaubnis des Gemeinderats einholen. 
Diese Erlaubnis kann nur dann gegeben werden, wenn der Fremde 
durch ein Zeugnis, ausgestellt durch die Behörde seines letzten 
ständigen Aufenthaltsortes, beweist, daß er sich eines guten Eufes 
und guten Betragens erfreut; weiter, daß er, wenn er großjährig, 
sich den Forderungen des Rekrutierungsgesetzes unterzogen hat, 
daß er nie wegen Verbrechen oder Delikten verurteilt und endlich, 
daß er ein Gewerbe betreibt oder ein Kapital von 1000 Eres, besitzt. 
Die Erlaubniserteilung des Gemeinderats muß durch den Departements- 
präfekten genehmigt werden, um rechtskräftig zu werden. 

Die Pflichten, die einer Gemeinde obliegen, sind folgende : 

a) ein Gemeindehaus zu besitzen, sowie für Lokalitäten für die 
Versammlung des Dorfrates zu sorgen; 

b) nötige Lokalitäten für Schulen^) besitzen, sowie für den 
professionellen Unterricht zu sorgen, gemäß den bestehenden Gesetzen ; 

c) für den Kultus und für die Kirche, den Bedürfnissen der 
Bevölkerung Rechnung tragend, zu sorgen. Weiter hat die Gemeinde 
noch für folgende Dinge zu sorgen: für Waisenkinder, für Kranke, 
darunter auch Geisteskranke, für die Wöchnerinnen, sowie für die 
Krüppel in der Gemeinde, für die Beerdigung der verstorbenen 
Bettler oder Armen, sowie für die Erhaltung der Friedhöfe, für 
Aufsicht und gute Ordnung in der Gemeinde, für die Verbesserung 
der Rasse der Tiere, für Anlage von Obstbaumschulen, sowie anderen 
zu Wegeanlagen nötigen Baumsorten, für die Hygiene sowie öffent- 
liches Reinigungswesen. 

Die Gemeinde hat Maßregeln zu treffen zur Verhütung oder Er- 
löschung epidemischer oder infektiöser Krankheiten und Tierseuchen, 
Maßregeln gegen Überschwemmungen sowie gegen Feuersgefahr etc. 
und zur Ausrottung schädlicher Tiere oder Insekten. Die Gemeinde ist 
schließlich verpflichtet, für die Viehmärkte und Viehhöfe zu sorgen, 
die Gemeindegrundstücke zu umzäumen, eine telephonische Ein- 
richtung zwischen dem Residenzdorf der Gemeinde und den Dörfern 
und Weilern zu schaffen, sowie sich sämtlichen weiteren gesetzlichen 
sowie reglementären Bestimmungen zu unterwerfen. 

2. Die Verwaltung der Buralgemeinde und des Dorfes. 

Sämtliche Geipeindegesetze haben sich bis jetzt ausschließlich 
mit der Organisation der Gemeinde beschäftigt. Die alte Organisation 



^) Gemäß den Gesetzen : für den Volksunterricht, für Schulbauten etc. 
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des Dorfes wurde durch das Gemeindegesetz vom Jahre 1864 be- 
seitigt. Die Eolgen dieser Beseitigung war der Niedergang der 
Dörfer. In der heutigen Organisation, welche man den Eural- 
gemeinden gegeben, hat man auch den Dörfern eine gleichartige 
Organisation zuteil werden lassen. Wir wollen nun bei Besprechung 
der Organisation der ßuralgemeinden, gleichzeitig auch diejeDige der 
Dörfer heranziehen, da das Dorf als Bestandteil einer Ruralgemeinde, 
mit letzterer in engster Verbindung steht. In der Besprechung der 
Gemeindeverwaltung wird über den Gemeinderat und den Dorfrat 
und ihre Befugnisse die Rede sein; in zweiter Reihe sei über deo 
Bürgermeister , seinen Helfer , dann über den Dorfdelegierten und 
deren Befugnisse, schließlich über die Kommunalbeamten die Rede. 

a) Die Zusammensetzung und die Funktionierung des 

Gemeinderats und des Dorfrats. 

Jede Gemeinde hat einen Gemeinderat, einen Bürgermeister und 
einen Helfer. Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderats ist neun 
für Gemeinden bis zu 5000 Einwohner, darüber hinaus elf. Die 
Mitglieder des Gemeinderats werden auf vier Jahre gewählt. Um 
gewählt werden zu können, muß man (neben den sonstigen gewöhn- 
lichen Wahlrechtserfordernissen) das Alter von 25 Jahren über- 
schritten haben. Es können in den Gemeinderat folgende Personen 
nicht gewählt werden und zwar: 

1. Sämtliche vom Staate, Departements oder von der Gemeinde 
besoldete Beamte oder andere Personen. 

2. Personen, welche direkt oder durch Zwischenpersonen mit der 
Gemeinde Verträge haben. 

3. Gutspächter oder die Stellvertreter des Gutsherrn. 

4. Branntweinverschleißer. 

Es können ferner in ein und demselben Gemeinderat Verwandte, 
wie Brüder, Onkel und Neffen, nicht gleichzeitig Mitglieder sein. 
Auch darf niemand Gemeinderatsmitglied gleichzeitig in mehreren 
Gemeinden sein. Und schließlich kann niemand in den Gemeinderat 
gewählt werden, wenn er Mitglied des Departementrats ist, und um- 
gekehrt. 

Nach seiner Zusammensetzung, und nachdem die Wahl bestätigt 
wurde, beruft der Departementspräfekt die Mitglieder in das Ge- 
meindehaus, wo sie folgenden Eid zu leisten haben: „Ich schwöre 
Treue dem König, Unterwürfigkeit der Verfassung (Konstitution) und 
den Gesetzen meines Landes. Ich schwöre Stütze den Gemeinde- 
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Interessen. So wahr mir Gott helfe." — Der Eid geschieht in öffent>- 
licher Versammlung in Gegenwart eines Regierungsvertreters, vom 
Departementspräfekten ernannt, sowie in Gegenwart eines Priesters. 
Die ordentlichen Sessionen des Gemeinderats beginnen am 15. Januar, 
wann speziell das neue Gemeindebudget festzustellen sein wird, und 
am 1. Juni. 

Die Beschlüsse des Gemeinderats werden durch Abstimmung^ 
und zwar mit absoluter Majorität, gefaßt. Bei Stimmengleich- 
heit wird die Sache, worüber beschlossen werden soll, als abge- 
lehnt betrachtet. Der Bürgermeister, an seiner Stelle der Helfer 
oder der Alteste der Gemeinderatsmitglieder, welcher den Vorsitz 
führt, wählt als letzter. Sämtliche Beschlüsse des Gemeinderats 
werden dem Datum nach in ein Register, welches vom Bürgermeister 
paraphiert und vom Sekretär aufbewahrt wird, eingetragen, sowie 
von diesem letzteren unterfertigt. Das Register steht jedem Gemeinde- 
einwohner oder jedwelcher Behörde zur Einsicht frei. 

Der Gemeiuderat wird durch königliches Dekret aufgelöst, wenn 
er sich von seinen Pflichten entfernen sollte, oder wenn seine Hand- 
lungen die öffentliche Ordnung stören oder den Gemeindeinteressen 
zuwiderlaufen würden, wenn durch Demission oder auf andere Weise 
seine Mitgliederzahl unter die Hälfte gesunken ist, oder wenn sich 
unter den Mitgliedern keiner befindet, der zum Bürgermeister oder 
Helfer gewählt werden kann, weil alle Analphabeten sind. Zwei 
Monate nach der Auflösung des Gemeinderats haben die Neuwahlen 
stattzufinden. Während dieser Zeit wird eine durch königliches 
Dekret zusammengesetzte Kommission, bestehend aus Wählern, die 
lesen und schreiben können und die meisten Steuern zahlen, die Ge- 
meindeangelegenheiten weiterführen, sich jedoch nur auf Verwaltungs- 
maßregeln beschränken. 

Die Organisation des Dorfes ist eine Nachbildung der 
Gemeindeorganisation. Man hat dem Dorfe dieselbe Selbstverwaltung 
eingeräumt, wie sie die Gemeinde besitzt. Die Bestimmungen, welche 
bezüglich des Dorfes getroffen werden, unterscheiden sich wenig von 
denjenigen der Gemeinden. 

Jedes Dorf besitzt einen Dorfrat, sowie einen Dorfdelegierten^ 
der die Interessen des Dorfes beim Gemeinderat vertritt. Das Re- 
sidenzdorf der Gemeinde besitzt weder einen Dorfrat, noch einen 
Delegierten. Die Interessen der Weiler werden vom nächstliegenden 
Dorfe, bei dessen Dorfratswahl der Weiler teilnimmt, vertreten. 

Der Dorfrat besteht aus fünf Mitgliedern, die auf vier Jahre 
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gewählt werden und zwar nach denselben Bestimmungen, wie sie für 
den Gemeinderat lauten. Die Dorfratswahl wird vom Gemeinde- 
bürgermeister einberufen. Für den Dorfrat finden nur dann Nach- 
wahlen statt, wenn die Zahl der Mitglieder auf drei gesunken ist. 
Der Bürgermeister ist verpflichtet das Wahlresultat dem Departe- 
mentsausschuß bekannt zu geben. Wenn nach Ablauf von sieben 
Tagen keine Proteste gegen die Wahl beim Wahlbureau eingebracht 
wurden, oder wenn diese Proteste vom Departementsausschuß zurück- 
gewiesen und die Wahl durch diese Behörde genehmigt wurde, dann 
wird der Dorfrat unter denselben Formalitäten wie beim Gemeinderat 
zur Eidesleistung einberufen, in Gegenwart des Gemeindebürger- 
meisters und eines Priesters. Der Dorfdelegierte, welcher aus dem 
Dorfrat von dessen Mitgliedern gewählt wird (sozusagen alao den 
Eang eines Dorfschulzen besitzt), beruft den Dorfrat ein, so oft die 
Interessen des Dorfes es erfordern oder die Majorität der Mitglieder 
es von ihm verlangt. Die Sitzungen des Dorfrats finden gewöhnlich 
Sonntags oder Feiertags statt. Der Dorfdelegierte ist verpflichtet, 
die Einberufung des Dorfrats dem Bürgermeister bekannt zu geben. 
Präsident des Dorfrats ist der Delegierte, oder in seiner Abwesenheit 
der Alteste der Mitglieder. Die Beschlüsse des Dorfrats werden mit 
Majorität der anwesenden Mitglieder gefaßt und in ein Register, 
welches in der Aufbewahrung des Delegierten sich befindet, einge- 
tragen. — Dieselben Bestimmungen, welche zur Auflösung des Ge- 
meinderats gelten, sind auch auf den Dorfrat anwendbar. 

Sowohl für den Gemeinderat, wie für den Dorfrat gilt die Be- 
stimmung, daß niemand das Mandat als Mitglied ablehnen oder vor 
der Zeit demissionieren darf, als nur aus folgenden Gründen: das 
Alter von 60 Jahren überschritten; weil er zum Staats- oder De- 
partementsbeamten ernannt wurde; oder Krankheit und andere Ur- 
sachen dieser Art, welche eine Ausführung des Mandats nicht zu- 
lassen. Die Strafe der Zuwiderhandelnden ist auf 20—100 Frcs. 
zugunsten der Gemeindekasse fixiert. Im Falle eines Ausbruchs einer 
Epidemie hat sofort sowohl der Gemeinderat wie der Dorfrat zu- 
sammenzutreten, bei deren Beratung der Kommunalinspektor, der 
Bezirksarzt, der Sanitätsagent wie auch der Priester und der Lehrer 
anwesend sein müssen, um die Maßregeln, die ergriffen werden sollen, 
zu beschließen. Im Falle einer Tierseuche muß auch noch der Tier- 
arzt und der Tierrevisor den Beratungen zugezogen werden. Ebenso 
ist der Bürgermeister sowie der Dorfdelegierte bei Strafe ver- 
pflichtet, so oft der Gemeinderat oder der Dorfrat über Schule 
LV. 4 
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und Kirche zu beraten hat, den Schullehrer bzw. den Priester zur 
Beratung hinzuzuziehen, die ihre Gutachten darüber auszusprechen 
haben werden. Man ersieht aus alledem, wie man darauf bedacht 
ist, der im großen Ganzen sich auf niedriger Kulturstufe befindenden 
Dorfbewohnerschaft bei ihrer Beratung aufgeklärte Elemente beizu- 
geben, welch letztere, obwohl vom Stimmrecht ausgeschlossen, ledig- 
lich zur Aufklärung dienen sollen. 

B. Die Befugnisse des Gemeinderats und des Dorfrats. 

Der Gemeinderat hat in erster Linie zu beraten, dann zu 
beschließen, und so oft es von ihm verlangt wird, sein Gut- 
achten abzugeben. Die Befugnisse des Gemeinderats sind erstens 
die Reglements der inneren Verwaltung sowie der Gemeindepolizei 
auszuarbeiten, welche erst rechtskräftig werden, nach der Genehmigung 
durch das Ministerium des Innern und nachdem sie im Gemeindehaus 
veröffentlicht (angeschlagen) wurden. Rechtmäßig ungültig sind die- 
jenigen Gemeinderatsbeschlüsse, welche er außer den gesetzlichen 
Grenzen faßt oder den bestehenden Verwaltungsgesetzen und Regle- 
ments des Staates entgegenstehen. 

Die Beschlüsse des Gemeinderats sind durch sich selbst aus- 
führbar, außer denjenigen, für welche gesetzlich die Genehmigung 
der höheren Staatsbehörden gefordert wird. Sie unterliegen je nach 
ihrer Wichtigkeit zur Genehmigung dem Präfekten, dem Departements- 
ausschusse, dem MiDisterium des Innern, dem König imd endlich den 
gesetzgebenden Körperschaften. 

Dem Departementspräfekten unterliegen beiläufig folgende Be- 
schlüsse zur Genehmigung: 

1. Gemeindebauten im allgemeinen, wenn der Wert 500 Frcs. 
übersteigt. 

2. Eröffnung von Plätzen in der Gemeinde. 

3. Annahme von Schenkungen bis zum Werte von 10000 Frcs. 
und Dinge dieser Art von kleinerem Umfange. 

Der Genehmigung des Departementsausschusses unterliegen: 

1. Das Budget und die sonstigen finanziellen Bestimmungen so- 
wie das ganze Rechnungswesen. 

2. Ankäufe, Verkäufe von Immobilien; Hypothekenaufnahmen 
von 300 — 3000 Eres. usw. 

Der Genehmigung des Ministeriums des Innern unterliegen die 
Schenkungen, welche 10000 Frcs. übersteigen, sowie die An- und 
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Verkäufe, sowie sonstige Geld- und Immobilientransaktionen zwischen 
3000 und 25000 Eres. 

Der Genehmigung des Königs unterliegen: 

1. Die Fixierungen, Veränderungen oder Abschaffung der Ge- 
meindebeiträge sowie sonstigen Gebühren usw., in den Schranken der> 
bezüglichen Gesetze. 

2. Die Immobilientransaktionen über 25000 JFrcs., jedoch nur 
bis 100000 Frcs. 

3. Konzessionsgenehmigungen für Arbeiten, die in Annuitäten be- 
zahlt werden sollen. 

4. Die Schaffung oder Abschaffung der Wohltätigkeitsanstalten. 

5. Die Immobilienschenkungen der Gemeinde an den Staat, De- 
partements oder einer Wohltätigkeitsanstalt. 

In diesen sämtlichen Fällen muß aber der Genehmigung des 
Königs die Einwilligung des Ministerrats vorangehen. 

Der Gemeinderat hat noch, nachdem er das Gutachten des 
betreffenden Dorfrats eingeholt hat, Reglements für Hygiene, 
für Bautenwesen und ländliche Polizei ausarbeiten, die aber ebenfalls 
der Genehmigung des Ministers des Innern unterliegen und im Ge- 
meindehaus angeschlagen werden müssen. 

Dies sind in Kürze die Befugnisse des Gemeinderats. 

Die Befugnisse des Dorfrats beziehen sich ausschließlich 
auf die Interessen des Dorfes, d. h. der Schule, Kirche, Gesundheits- 
wesen, Wegewesen, Dorfpolizei usw. 

Die Beschlüsse des Dorfrats müssen dem Gemeinderat mit einer 
beiliegenden Begründung vorgelegt werden, der sich binnen 15 Tagen 
nach Empfang darüber zu äußern hat. Wenn der Gemeinderat die 
Beschlüsse des Dorfrats nicht berücksichtigt oder den Interessen des 
Dorfes zuwiderlaufende Bestimmungen trifft, dann kann der Dorfrat 
dagegen Einspruch beim Präfekten oder beim Departementsausschuß 
erheben und zwar, binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung des Ge- 
meinderatsbeschlusses. Gegen den Beschluß dieser Behörden steht 
dem Dorfrat, als letzter Instanz noch der Minister des Innern frei, 
welcher sich binnen 30 Tagen zu äußern hat. Der Dorfrat muß 
jedesmal, so oft es von den höheren Staatsbehörden oder dem Ge- 
meinderate verlangt wird, sein Gutachten über die verlangten Gegen- 
stände (Dinge) geben. 

4* 
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C. Der Bürgermeister, sein Helfer,, der Dorfdelegierte 

und ihre Befugnisse. 

Der Gremeinderat wählt aus seiner Mitte einen Bürgermeister und 
einen Helfer. Die beiden müssen lesen und schreiben können. Der 
Bürgermeister ist ganz allein mit der Verwaltung der Gemeinde 
verpflichtet. Er kann jedoch mit manchen seiner Befugnisse den 
Helfer oder auch Gemeinderatsmitglieder betrauen. Desgleichen auch 
die Dorf delegierten, in dem Rahmen seiner gesetzlichen Befugnisse. 
Der Bürgermeister wird jedoch als Delegierter der Zentral- 
verwaltung angesehen und ist deshalb unter der Autorität 
der Regierung. Die Bestimmungen, die der Bürgermeister befugt 
ist zu treffen, unterstehen entweder der Genehmigung des Departe- 
mentspräfekten, der Aufsicht der höheren Verwaltungsbehörde oder 
der Kontrolle durch den Gemeinderat. Er kann jedoch auch eigen- 
mächtige Bestimmungen treffen oder ausführen, welche sich im Rahmen 
der Gesetze und Reglements befinden müssen. Der Genehmigung 
des Präfekten untersteht z. B. die Betrauung der Dorfdelegierten 
durch den Bürgermeister, manche Polizeimaßregeln auszuführen. 

Unter der Autorität der höheren Verwaltungsbehörde ist er ver- 
pflichtet mit der Veröffentlichung und Ausübung der Gesetzes- 
bestimmungen, mit der Ausübung der Maßregeln der öffentlichen 
Sicherheit usw. Unter der Aufsicht der höheren Verwaltungsbehörde 
ist er betraut mit der Gemeindepolizei, der Ruralpolizei und mit der 
Ausführung der Verwaltungsbestimmungen im Innern. Unter der 
Kontrolle des Gemeinderats und gleichzeitig unter der Aufsicht der 
Tiöheren Staatsbehörden ist er verpflichtet, für das Eigentum der Ge- 
meinde Sorge zu tragen; die Gemeinde in Rechtsstreitigkeiten vor 
Gericht zu vertreten ; die Aufsicht über die Einnahmen der Gemeinde, 
über ihre Etablissements sowie das Rechnungswesen ; das Budget vor- 
zubereiten und vorzulegen, sowie die Ausgaben zu verordnen usw. 

Der Bürgermeister sorgt für die genügende Beschaffung von 
Lebensmitteln. Er hat die Aufsicht über die Kirchen, Spitäler, 
Wohltätigkeitsetablissements , Schulen usw. Er ist verpflichtet, und 
im Falle er verhindert sein sollte, sein Helfer, den Stand der Ge- 
meindekasse mindestens einmal im Monat zu verfizieren. Dem 
Bürgermeister liegen die Pimktionen des Standesamtes ob, er kann 
aber damit seinen Helfer betrauen. Die Maßregeln, welche be- 
züglich der Ansiedlung der Fremden, durch die Gesetze und Re- 
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glements getroffen werden, müssen vom Bürgermeister vollzogen 
werden, und schließlich untersteht dem Bürgermeister außer der 
Gemeindepolizei noch die Verwaltungspolizei, kraft welcher er hefugt 
ist Maßregeln für die Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Buhe 
in den Straßen, Märkten, bei öffentlichen Ceremonien, in öffentlichen 
Anstalten usw. zu treffen. Die militärische Hilfe steht ihm auf Ver- 
langen zur Verfügung, er muß aber in diesem Falle den Präfekten, 
den Staatsanwalt, sowie den Gemeindeinspektor davon sofort in 
Kenntnis setzen. 

Der Bürgermeister ist (laut Art. 3 des Gesetzes für die Ge-^ 
meindegerichte von 1898) Präsident des Friedensgerichtes. 

Die erste Befugnis des Dorfdelegierten ist in erster 
Beihe die Interessen des Dorfes zu wahren und die Beschlüsse des 
Dorfrates vor dem Gemeinderat zu verteidigen. (Der Bürgermeister 
und der Helfer können nicht gleichzeitig auch Dorfdelegierte sein.) 
Die Dorfdelegierten besitzen im Gemeinderat nur ein beratendes 
Stimmrecht. In seinem Dorfe vollzieht der Delegierte vom Bürger- 
meister dazu ernannt, die Funktionen des Standesbeamten, jedoch 
nur was die Geburten und Todesfälle anbetrifft. Wie der Bürger- 
meister im Besidenzdorf der Präsident des Friedensgerichtes ist, so 
auch der Dorfdelegierte in seinem Dorfe. 

Da dem Dorfrate die Sorge um Schule, Kirche, Sanitätswesen 
usw. obliegt, so hat natürlich der Dorfdelegierte die Ausführung der 
genehmigten diesbezüglichen Bestimmungen zu verwirklichen. Dem 
Dorfdelegierten ist es zur Pflicht gemacht worden, sich mindestens 
einmal in der Woche beim Dorfpfarrer und Schullehrer über den 
Gesundheitszustand der Einwohnerschaft zu erkundigen, um im Falle 
von Epidemien oder Tierseuchen sofort davon den Bürgermeister zu 
verständigen und den Dorfrat, zur Ergreifung von Maßregeln, ein- 
zuberufen. 

D. Die Gemeindebeamten. 

Jede Gemeinde muß einen „Gemeindehaussekretär" haben. Dieser 
ist eine wichtige Persönlichkeit in der Gemeinde, denn man verlangt 
von ihm die ganze Buchführung der Gemeindekanzlei, die Statistik 
der Impfungen, der Sanitätsinspektionen und die Haltung der 
Korrespondenz. Er muß die Protokolle der Gemeinderatssitzungen 
ausarbeiten und unterfertigt mit dem Bürgermeister sämtliche Akten 
und Kundmachungen der Gemeindebehörden, indem er die Verant- 
wortung für die Eichtigkeit dessen, was er unterfertigt hat, trägt. 
Außerdem hat er auch noch die Stelle des Schriftführers beim 
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!b^riedensgerichte inne. Im Falle in der Gemeinde kein staatlicher Post- 
dienst oder besondere Agentien eingerichtet sind, muß der Sekretär 
noch den ländlichen Post- und Telephondienst verrichten. Um ernannt 
zu werden, müssen die Sekretäre zuerst eineBefahigungsprüfung ablegen. 
Diejenigen Gemeinden , welche eiu Einkommen von mindestens 
8000 Frcs. haben und nicht in Kreise gruppiert sind, ^) sind yer- 
pflichtet, noch einen Sanitätsagenten, eine Hebamme und einen Gens- 
darmen zu haben. Außer diesem obligatorischen Beamtenpersonal 
kann die Gemeinde im Notfalle selbständig oder im Verein mit 
anderen Nachbargemeinden einen Tierrevisor , ein oder mehrere Grenz- 
wächter, einen Postboten, sowie auch ein besonderes Personal für 
den Feuerlöschdienst halten. Der Bürgermeister ernennt und verab- 
schiedet die Gemeindebeamten, wo nicht das Gesetz anders bestimmt. 
Alle Gemeindebeamten müssen beim Dienstantritt den Eid leisten. 
Die Postboten unterstehen der Generaldirektion des Post- Tele- 
graphen- und Telephonwesens, die Tierrevisoren der Geueraldirektion 
des Sanitätswesens. Diese Behörden ernennen und entlassen respek- 
tive die obengenannten beiden Beamten. Wie sich das Beamtenwesen 
im allgemeinen in den Gemeinden, welche unter 8000 Frcs. jährliche 
Einnahme gestaltet, wird in kurzem bei Besprechung der Zusammen- 
setzung der Gemeinde in Kreise, besprochen werden. 

3. Die Assoziation der Gemeinden und der Kommunalkreis. 

Den Gemeinderäten zweier oder mehrerer Gemeinden steht es 
frei, sich zur gemeinsamen Ausführung von Arbeiten die jenen Ge- 
meinden von gleichen Interessen sind (also zu Lokalinteressen), zu 
diesem Zwecke zu assoziieren. Z. B. für Errichtung von praktischen 
Schulen für Landwirtschaft, Industrie, Hausgewerbe, für Ankauf von 
Instrumenten und landwirtschaftlichen Maschinen; Errichtung von 
Krankenhäusern, Irrenhäusern, Waisenhäusern; Ankäufe von Zucht- 
tieren (zur Verbesserung der Rasse) usw. Die Versammlung der 
Abgeordneten der assoziierten Gemeinden (je zwei Gemeinderats- 
mitglieder für einen Gemeinderat) bestimmt die Summe der Bei- 
steuerung für jede Gemeinde. Die Assoziation geschieht mit der 
Erlaubnis des Departementsausschusses. Die Beschlüsse der Ver- 
sammlung der assozierten Gemeinden unterliegen den Gemeinderäten 
in erster Reihe, und zweitens dem Departementsausschusse zur Ge- 
nehmigung. Im Falle einer Abweisung der Beschlüsse durch den 



^) Darüber wird weiter unten, S. 54 u. 55 die Rede sein. 
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Departementsausschuß , steht den Gemeinden die Berufung an die 
höheren Verwaltungsbehörden frei. Eine gesetzlich festgestellte Ver- 
einigung Ton Gemeinden ist diejenige des Gemeindekreises. 
Es wurde weiter oben (Seite 45) gesagf, daß die damalige 1904 
existierende Einteilung der Dörfer in Gemeinden aufrecht erhalten 
wurde. Bekannt ist es auch, daß es unter den Gemeinden einen 
sehr großen Prozentsatz gibt, die den Gesetzesforderungen unter 
dieser Verfassung nicht genügen (siehe S. 42). Und schließlich möge 
speziell darauf hingewiesen werden, daß der Gesetzgeber als Mindest- 
maß des Einkommens für eine Gemeinde die Summe von 8000 Eres, 
angenommen hat, um den ihr vom Gesetze auferlegten Verpflich- 
tungen nachkommen zu können. Eine Neugestaltung der Gemeinden 
nach dieser Norm hätte aber, infolge der topographischen Verhält- 
nisse der Dörfer, andere und noch dazu schwere Inkonsequenzen nach 
9ich gezogen. Deshalb hat man es vorgezogen, die bestehende],Ge- 
meindegestaltung aufrecht zu erhalten, eine Gestaltung aber der 
Gemeinden in Gemeindekreise vorzunehmen, mit der Hauptbestimmung, 
daß das Einkommen sämtlicher Gemeinden eines Kreises nicht 
weniger als 8000 Eres, betragen soll. Dem Kreise liegt nun, ebenso 
wie den großen Gemeinden mit 8000 Eres. Einkommen, die Ver- 
pflichtung ob, das obligatorische Personal des Sanitätsagenten , der 
Hebamme und des Gensdarmen, für die Bedürfnisse des Kreise zu 

engagieren. 

4. Die Staatsaufsicht. 

In den vorangegangenen Paragraphen war bei Besprechung, 
z. B. der Befugnisse des Gemeinderates, des Dorfrates, des Bürger- 
meisters usw., an maßgebender Stelle immer auch von den Aufsichts- 
organen die Bede. Wir können daraus also feststellen: die 
Departementsausschüsse und die höheren Verwaltungsbehörden. 
Außer diesen Aufsichtsorganen hat der Gesetzgeber für gut befunden, 
ein weiteres Organ den Buralgemeinden beizugeben, welches erstens 
als Vertreter der Zentralgewalt ein Informations- und Exekutionsorgan 
der Zentralverwaltung ist, dann besonders die direkte Aufsicht, 
Kontrolle, Aneiferung usw. in den Gemeinden obliegt. Das ist der 
Kommunalinspektor. Er muß einen höheren Kulturgrad besitzen 
(z. B. Lizenziat der juristischen Fakultät sein), um den Anforderungen, 
die an ihn gestellt werden, auch zur Genüge nachkommen zu können. 
Der Kommunalinspektor ist Vorsteher eines ganzen Bezirks« Er 
meldet sofort dem Präfekten die in seinem Bezirk vorgefallenen 
wichtigen Geschehnisse. Insbesondere hat er die direkte Aufsicht 
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über die Gemeinden, in denen er die Yerwaltungsmaßregeln kon- 
trolliert. Er vergewissert sich darüber wie die Bürgermeister, Dorf- 
delegierten, Gemeinde- und Dorfräte ihren Verpflichtungen nach- 
kommen, kontrolliert die Gemeindekassen usw. Er ist nicht nur als 
Aufsichtsorgan tätig. Er soll besonders trachten, die Gemeinde- 
behörden dazu anzuhalten , ihren Verpflichtungen nachzukommen. 
Andererseits ist er, wie weiter oben schon mitgeteilt, in wichtigen 
Fällen ein beratendes Mitglied des Gemeinde- und des Dorfrates. Es 
ist dem Kommuualinspektor strengstens verboten (außer der Aus- 
übung seines Stimmrechts) Politik zu treiben. 



Die heutige Organisation der Stadtgemeinden. 

Das Gesetz für die Organisation der Stadtgemeinden vom Jahre 1894. 

Allgemeines über das Wesen der Stadtgemeinden. 

Die städtische Gemeinde in Rumänien unterscheidet sich wesentlich 
von der ländlichen. Während wir bis jetzt nur sehr geringe Fort- 
schritte in der Entwicklung der ländlichen Gemeinden zu verzeichnen 
hatten, nehmen wir mit Zufriedenheit wahr, daß die Entwicklung der 
städtischen Gemeinden mit Riesenschritten vor sich gegangen ist. Der 
Grund, glauben wir, ist darin zu suchen, daß man den städtischen 
Gemeinden schon durch die Reglements organiques (vom Jahre 1831) 
eine Organisation gegeben hat, welche als eine gute Grundlage einer 
Portentwicklung sich augenscheinlich erwiesen hat. Denn die städtischen 
Gemeinden sind nicht nur finanziell in der Lage, allen gesetzlichen 
Anforderungen nachzukommen, aber sie sind auch auf einer be- 
deutenden Höhe der Kultur gelangt. Dieses nun ist wieder als 
eine Ursache anzusehen, warum die städtischen Gemeinden notwendigen 
Bedürfnissen, welche die Kultur mit sich bringt, nachgekommen sind 
und den westeuropäischen Städten, soweit es selbstverständlich die 
Mittel gestatteten, mit großem Eifer, sich (in der Entwicklung) zu 
nähern suchten. 

Schon das Gemeindegesetz von 1864 hatte keine wesentlichen 
nachteiligen Folgen für die städtischen Gemeinden zu verzeichnen. 
Durch das Gesetz von 1887 hatte man aber insbesondere die länd- 
lichen Gemeinden ins Auge gefaßt gehabt, so daß sich mit der Zeit 
die Notwendigkeit fühlbar machte, ein besonderes Gesetz für die 
städtischen Gemeinden zu schaffen. Dies ist durch das Gesetz für 



— 57 — 

die Organisation der Stadtgemeinden vom Jahre 1894, welches auch 
jetzt noch in Kraft ist, geschehen. Dieses Geaetz basiert im großen 
nnd ganzen auf das erste Gemeindegesetz rom Jahre 1864. Wir 
woUen es nun einer kurzen Besprechung unterziehen. 

Zu den städtischen Gemeinden y^rden alle Departementsresi- 
denzen gerechnet, sowie diejenigen f^, welche gesetzlich dazu 
erhoben wurden. / 

Die Stadtgemeinde teilt su^jn Bezirke (Zirkumskriptionen) und 
diese wieder, wenn die Not^digkeit vorliegt, in Sektionen. 

^^ Pflichten der stäcÖtischen Gemeinden sind die schon bekannten, 
über Unterricht, Kr^g^ Kirche, Versorgung der Findlinge, Kranken- 
und AnnenwesenX Irrsinnigen ^^ Hygiene, öffentUches ßeinigungs- 
wesen, Feuerlös^y^^^sen usw. 

le ^6'/ Haltung. Jede städtische Gemeinde ist durch einen 
emein erat^.' repräsentiert. Die Verwaltung der Gemeindeinteressen 
ausscnü ^ßy^jj ^^.^ Bürgermeister anvertraut. 

. ®^ jremeinderat setzt sich zusammen aus 9 Mitgliedern in Stadt- 
gememde ^j^ bis zu 10000 Einwohner, 



a? 



/ 






as 11 Mitgliedern in Stadtg. von 10000— 25000 Einw. 

.'„ 15 „ „ „ „ 25 000— 60000 „ 

„ 19 „ „ „ „ 60000—80000 „ 

„ 25 „ „ „ „ 80.000—200000 „ 

und 31 „ „ „ „ über 200000 „ 



.^ l Die Mitglieder werden auf vier Jahre gewählt. Sie wählen aus 
Arer Mitte den Bürgermeister, sowie einen oder zwei Helfer (letzteres 
"in Gemeinden über 20000 Einwohner. Die Wahl des Bürgermeisters 
lund seiner Helfer muß durch königliches Dekret genehmigt werden. 
• Die Mitglieder des Gemeinderates müssen den Eid ablegen. Der 
.Gemeinderat hat 4 ordentliche Sessionen zu 15 Tagen, außer def 
/ ersten im Januar, die bis zu 30 Tagen vom Bürgermeister verlängert 
/ werden kann. Es ist bemerkenswert, daß dem Gemeinderate Vor- 
/ schlage nicht nur seitens des Bürgermeisters und der Gemeinderats- 
mitglieder unterbracht werden können, sondern auch seitens des De- 
■ partements und der höheren Verwaltungsbehörden. Im Falle der 
Gemeinderat aus gewissen Ursachen aufgelöst werden sollte (dies 
nur durch königl. Dekret) tritt eine interimistische Kommission, 
durch königl. Dekret ernannt, an seine Stelle. Diese Kommission 



/ 
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besteht aus 5 Mitgliedern für Städte bis zu 25000 Einwohner und 7 
Jditglieder in Städten iiber 25 000 Einw. 

Die Befugnisse des Gemeinderates sind, über die Ge- 
samtinteressen der Gemeine!^ zu beraten und zu beschließen. Er kon- 
trolliert die Maßnahmen iJer Kommunalverwaltung, arbeitet die 
iReglements der inneren Verwaltung, der Gemeindepolizei usw. aus. 
Er beratet und genehmigt das GV^eindebudget, und kontrolliert das 
ganze Eechnungswesen der Gemeinde. Er befaßt sich schließlich 
mit sämtlichen weiteren Interessen diäs^emeinde, wie Bautenwesen, 
Verschönerungswesen, Sanitätswesen usw. 

Schließüch ist noch zu bemerken, daß eM|^ Gemeinderat ver- 
boten ist, sich mit Gemeinderäten anderer Staote®^®^'^^®^ ^^ Ver- 
bindung zu setzen als nur dort, wo gegenseitige ö^almteressen es 
erfordern. Es ist ihm auch verboten, Protestkunate®^^°S®^ ^^^^ 
Proklamationen politischen Charakters zu veröflfentUchel 

Dem Bürgermeister, der allein mit der GemeinoJ®^®^^*™°8 
betraut, liegen eine Menge Befugnisse ob, die er aber seiw®'^ Helfer 
teilweise abzugeben berechtigt ist. Er ist unter der Koi»^^^"® "^^ 
Gemeinderats und der Aufsicht der höheren Verwaltungs|"®^^™®^ 
mit folgendem betraut: 

1. Mit der Verwaltung der Gemeindeeigentümer. '^v 

2. Mit der Aufsuchung von Gemeindeerwerbsquellen oder so^^^^S^'i 
Einnahmequellen. 

3. Mit der Vorbereitung und Vorlegung des GemeindebudjjS®^^' 

4. Mit der Aufsicht der öffentlichen Gemeindeetablissements. 

5. Mit der Vertretung der Gemeinde vor Gericht. 

6. Mit der Ausführung der Gemeinderatsbeschlüsse. 
Der Bürgermeister oder sein Helfer als Stellvertreter ist mi^ 

der Funktion des Standesbeamten betraut, doch kann diese Funktion^ 
auch einem anderen Gemeinderatsmitgliede übertragen werden, welches 
in diesem Falle ein Tagessold erhält, der vom Gemeinderat festgesetzt 
wird. Einmal im Monat muß die Gemeindekasse vom Bürgermeister 
und seinem Helfer kontrolliert werden. Dem Bürgermeister liegen 
noch die Aufsicht, Kontrolle und Ausführung von Reglements über 
Sanitätswesen , Beamten wesen , öffentliche Aufführungen (Theater, 
Konzerte etc.) Gemeindekirchen etc. ob. Der Bürgermeister und der 
Helfer geben ihre Demission an den Minister des Innern. Der 
Bürgermeister, seine Helfer oder deren Stellvertreter bekommen eine 
Besoldung aus der Gemeindekasse, welche für den Bürgermeister der 
Departementsresidenzen auf 300 — 1500 Frcs., in den anderen Stadt- 
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gemeinden auf 100 — £00 Frcs. sich beläuft. Die Helfer bekommen 
die Hälfte der für den Bürgermeister festgesetzten Besoldung. 

Die Stadtgemeinden besitzen eine größere Zahl von Beamten, 
von denen besonders der Sekretär, der Kassierer und der Schrift- 
führer hervorgehoben zu werden verdienen, weil sie als obligatorisch 
vom Gesetze gefordert werden. In kurzem sind das die BestimmuDgen 
über die Organisation der Stadtgemeinden. Die Staatsaufsicht ob- 
liegt den höheren vorgesetzten Staatsbehörden, in den Departements 
besonders dem Fräfekten, für die Stadt Bukarest dem Minister des 
Innern. 



Zweiter Teil. 

Das Gemeindefinanzwesen in Rumänien, 



Erster Abschnitt. 

Die Aufgaben der Oemelnden in ihrer auf geschicht- 
licher Entwicklung beruhenden Gestaltung. 

Kapitel I. 
Allgemeine Aufgaben. 

Einleitung. 

Schon das erste Gemeindegesetz von 1864 teilte die Ausgaben 
der Gemeinden in ordentliche und außerordentliche und bestimmte 
durch die ersteren die den Gemeinden zufallenden obligatorischen 
Aufgaben. Dies, sowohl für die ländlichen wie für die städtischen 
Gemeinden. Dieselben sind, wie aus den einzelnen Besprechungen der 
allgemeinen Aufgaben hervorgeht, nicht in dem vom Gesetze ge- 
forderten Maße durchgeführt worden. Die Ursachen sind in erster 
Reihe in den finanziellen Verhältnissen der Gemeinden zu suchen. 
Andererseits fällt auch das geistige Moment dabei sehr ins Gewicht. 
Nun hat der Gesetzgeber in besonderer Erwägung des letzten Moments 
es für gut gehalten, einen Teil der Aufgaben teilweise den Departe- 
ments, teilweise dem Staate selbst, zu übertragen. Dieselbe Verteilung 
der Aufgaben findet man im großen und ganzen auch in der fran- 
zösischen Gesetzgebung. 

In Rumänien haben (z. B.) die Departements einen Teil des 
Wege- und Bautenwesens, sowie das Sanitätswesen zugewiesen be- 
kommen, wofür sie Zuschläge zu den direkten Staatssteuem erheben, 
während der Staat selbst die Sorge des Kirchen- und Schulwesens 
auf sich genommen hat, den Gemeinden darin aber nur die Erhaltungs- 
sowie Installationskosten derselben auftrug. Wie weit der eigene und 
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obligatorische Wirkungskreis der Gemeinden festzustellen ist und 
wie weit der ihnen übertragene, andererseits aber inwieweit eine Ent- 
lastung der Gemeinden durch die Departements und den Staat statt- 
gefunden hat und noch stattfindet, ist schwer jetzt schon hier zu be- 
stimmen. Das kann man in klarer Weise nur aus den Einzel- 
betrachtungen der allgemeinen Aufgaben und der Sonderaufgaben 
•der ländlichen und städtischen Gemeinden ersehen. 

I. Rechtspflege und Militärwesen. 

In der Zeit, wo die Dörfer zum Besitz der Krön-, Kloster- oder 
Bojarendomänen gehörten, lag die Rechtspflege in den Händen der 
•Gutsherren, welche für gewöhnlich die Dorfschulzen mit der Recht- 
sprechung beauftragten.^) In den russischen Reformgesetzen (1831 
und 1832) wurde das Justizwesen des Landes besonders organisiert 
und, wie schon bekannt,^) in jeder Kirchengemeinde ein Friedens* 
gericht, bestehend aus dem Geistlichen und drei vom Dorfe gewählten 
Geschworenen, eingeführt. Das Gesetz vom 30. März 1851 änderte 
die Zusammensetzung des Priedensgerichts in den Dörfern insofern, 
als es nunmehr aus dem Steuereinnehmer, einem Vertreter des Guts- 
herrn, sowie zwei oder vier vom Dorfe gewählten Geschworenen be- 
stand.^) Das Gesetz für die Bezirksgerichte vom Jahre 1879 bildet 
die Grundlage des letzten Gesetzes für die Friedensgerichte vom 
Jahre 1898. Letzteres teilt die Friedensgerichte in Gemeindegerichte 
und Bezirksgerichte. Die Gemeindegerichte unterstehen der Aufsicht 
der Bezirksgerichte, während letztere dem Departementstribunal unter- 
stehen. In jeder Land- oder Stadtgemeinde, wo sich nicht schon ein 
Bezirksgericht vorfindet, muß ein Gemeindegericht geschaffen werden.*) 
Dasselbe besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzenden und zwei 
von der Gemeinde gewählten Geschworenen. Laut dem letzten Ge- 
meindegesetz vom Jahre 1904 sind in jedem Dorfe (abgesehen vom 
Oemeindegericht im Residenzdorfe) Friedensgerichte geschaffen worden. 
Als Vorsitzender fungiert hier der Dorfdelegierte. Die Sitzungen 



*) Siehe darüber S. 14. 
2) Siehe S. 26. 
«) Siehe S. 27. 

*) Der Zweck, der hier verfolgt wurde, ist, den Landbewohnern die Möglichkeit 
zu geben, Streitsachen vom geringen Werte in ihrer Gemeinde erledigen zu können ; 
wo sich schon ein Bezirksgericht vorfand, war die Schaffung eines Gemeinde- 
gerichts selbstverständlich unnötig. 
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werden im Gemeindehaus oder für die Dörfer in dem „Hause des 
Dorfrats*' abgehalten. 

Die erste Pflicht dieser Friedensgerichte ist, zwischen den 
Streitenden einen friedlichen Ausgleich vorzuschlagen. Gelingt das 
nicht, dann fällt es sein urteil. Die Gemeindegerichte können sofort 
in Kraft tretende urteile ohne Appellationsrecht bis zur Summe von 
4 Mk. fällen, die Bezirksgerichte bis zur Summe von 40 Mk.^) Die 
Berufung gegen das Gemeindegerichtsurteil ist an das Bezirksgericht 
zu richten, während dasjenige des letzteren an das Departements- 
gericht (Tribunal) zu richten ist. Den Gemeindegerichten unterstehen 
auch die kleineren polizeiwidrigen Vergehen. Soweit sie nicht Ge- 
fängnis oder eine Strafe von 4 Mk. nicht überschreiten, sind sie 
(ohne Appellationsrecht) vollstreckbar. 

Die Straf betrage werden der Gemeindekasse einverleibt. 

Es ist schwer festzustellen, inwieweit bezüglich des Militär- 
Wesens den Gemeinden in früheren Zeiten Aufgaben erwuchsen, da 
in den Fürstentümern, Moldau und Walachei, schon frühzeitig sich 
das Soldheer einbürgerte. Für die gegenwärtige Zeit liegen den 
Gemeinden die in den Militärgesetzen getroffenen Bestimmungen ob, 
welche sich hauptsächlich auf die Erhebung der Bekruten, wie auch 
auf die allgemeinen bekannten Hilfeleistungen im Mannöver beziehen. 

IL Polizei. 

Die Organisation des Polizeiwesens ist verschieden für die 
städtischen und für die ländlichen Gemeinden in Rumänien. Schon 
1868 wurde ein Gesetz für die Ruralpolizei geschaffen, welches teil- 
weise auch heute noch in Kraft ist. Dieses Gesetz betrifft ins- 
besondere die Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem Lande, die 
Aufsicht über Flur- und Weideland, damit durch rechtswidriges 
Weiden von Vieh auf fremdem Grundstück dem Grundbesitzer keine 
Schäden erwachsen sollen,^) und schließlich die Jagdpolizei, sowie die 
Sanitätspolizei (insbesondere in Epizootie fällen). Die Leitung befindet 
sich in der Hand des Bürgermeisters, welchem der Flur- und Nacht- 



^) Der Kompetenz der Gemeindegerichte untersteht noch durch das neue 
Gesetz für die Volksbanken (1903) die Rechtsprechung a) in erster und letzter 
Instanz für die ^von diesen Institutionen eingebrachten Klagen bis zum Werte von 
16 Mark, b) Mit ßerufungsrecht an die ßezirksgferichte von 16 — 80 Mark. (Art. 13 
des Gesetzes für die örtlichen Yolksbanken 1903.) 

') Es bestimmt hier auch die in solchen Fällen zu zahlenden Strafbeträge. 
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Wächter, sowie der sogenannte „Garnisonchef" (von der Militärbehörde 
ernannt) usw. zur Seite stehen. 

Das Polizeiwesen wurde 1903 durch ein besonderes Gesetz, 
welches das gesamte Folizeiwesen des Staates betrifft, neu organisiert. 
Es unterstellt dasselbe im großen und ganzen dem Ministerium des 
Innern. 

In den Hauptstädten Bukarest und Jassy befinden sich danach 
je eine besondere „Polizeipräfektur" als Polizeibehörde, welche un- 
abhängig von der Departementspräfektur funktioniert. An deren 
Spitze befindet sich je ein Polizeipräfekt, sowie ein ganzer Polizei- 
beamtenapparat von Direktoren, Inspektoren, Kommissären usw. In 
den anderen Departementsstädten untersteht die Polizeibehörde dem 
Departementspräfekten oder einem Polizeimeister (letzteres in Städten, 
die keine Departementsresidenz sind). In den ländlichen Gemeinden 
befindet sich die Leitung der Ortspolizei in der Hauptsache in der 
Hand des Bürgermeisters oder der Dorfdelegierten, doch haben auch 
die Kommunalinspektoren polizeiliche Befugnisse. 

Die Aufgaben, die die Gemeindebehörde als Polizeibehörde zu 
erfüllen hat, sind folgende: 

1. Sie trifft Maßnahmen zur Sicherheit und Erleichterung des 
Kommunikationswesens, wie für Wege, Brücken, Kais usw. 

2. Sie sorgt für die Sicherheit der Gemeindemitglieder, für Rein- 
lichkeit im Orte, für Beleuchtung der Straßen und Plätze, für die 
Abtragung von baufälligen Gebäuden, sowie sonstigen Dingen, die die 
Sicherheit der Mitglieder gefährden könnten. 

3. Sie bestimmt die Art der Totenüberführung zum Friedhofe. 

4. Sie bewacht den Verschleiß von Nahrungsmitteln, damit die 
Mitglieder nicht durch unrichtige, schlechte Wagen oder Maße über- 
vorteilt oder durch verdorbene Nahrungsmittel geschädigt werden 
sollen. Auch übt sie die Kontrolle über die Metzgereien, Gasthäuser, 
Branntweinstuben usw. aus. 

6. Sie trägt Sorge für das Feuerlöschwesen. 

6. Sie übt die Gesundheitspolizei aus (sowohl zur Verhütung von 
Epidemien sowie auch von Epizootien). 

7. Sie sorgt für die Irrsinnigen, damit die Sicherheit der Menschen 
und des Besitzes, sowie die Sittlichkeit nicht gefährdet werde. 

8. Sie trifft Maßnahmen zur Ausrottung schädlicher Tiere. 

9. Die Gemeinde hat die Aufsicht über die Kirchen, Schulen, 
Spitäler und anderen Wohlfahrtseinrichtungen, welche sich in der 
Gemeinde befinden. 
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10. Sie übt die Baupolizei aus. 

11. Der Gemeinde obliegt die Führung des Zivilstand wesens. 

12. Schließlich sorgt die Gemeinde für die Erhaltung der Ord- 
nung und Buhe auf den Straßen, Plätzen, auf Märkten, bei öffent- 
lichen Zeremonien, Aufführungen, Lustbarkeiten in Gasthäusern, 
Caf6s usw. 

Diese Aufgaben gelten im großen und ganzen sowohl für die 
städtischen wie auch für die landlichen Gemeinden. Die Aufgaben, 
welche im Funkt 12 festgesetzt, und zwar diejenigen der Sicherheit 
und der öffentlichen Ordnung, sind den durch die Organisation des 
Folizeiwesens besonders geschaffenen Polizeibehörden zur Ausführung 
anvertraut, dieses aber nur in den städtischen Gemeinden, während 
sie in den ländlichen Gemeinden den Gemeindebehörden anheimfallen. 
In derselben Weise wird die Aufsicht über verdächtige, unter polizei- 
licher Aufsicht stehende Personen oder über Fremde, die in der Ge- 
meinde ansässig werden woUen, gehandhabt. Wir ersehen aus alle- 
dem, daß die Leitung des Sicherheitswesens in den Händen des 
Staates sich befindet und zwar ähnlich so, wie es in Preußen der 
Fall ist, wo für die größeren Städte die Polizeibehörden vom Staate 
«mannt und auch besoldet werden.^) Die Gemeinden in Rumänien 
haben ihrerseits für die Verwaltungspolizei die Kosten zu tragen, 
welche sie an die Staatskasse entrichten.^) Die Verkehrs-, Flur-, 
Markt- und Lebensmittelpolizei, die Gemeinde-, Gesundheits- und 
Baupolizei, die Feuerpolizei usw. sind Aufgaben, die insbesondere den 
Gemeindebehörden anheimfallen. Die Polizeieinrichtungen der Stadt 
Bukarest sind denjenigen von Paris nachgebildet.*) 

Wenn in den städtischen Gemeinden der öffentlichen Sicherheit, 
dem Markt-, Bau-, Gesundheits- usw. Polizeiwesen die größte 
Aufmerksamkeit geschenkt wurde, so daß man schon sagen kann, es 
genüge halbwegs den zeitgemäßen Forderungen, so muß an dieser 
Stelle hier zugestanden werden, daß es mit den ländlichen Gemeinden 
noch recht schlecht steht. Hier kommen wieder einmal in der 
Hauptsache die Gemeindefinanzen der ländlichen Gemeinden in Be- 
tracht. Wir wollen andererseits als ein Hindernis für die Ausbildung 



^) Conrad, Handwörterbuch der Staatswissenschaften S. 116. 

*) Die ländlichen Gemeinden besolden die sogen. „Garnisonchefs" sowie ihre 
Wächter direkt aus der Gemeindekasse. Für die Stadt Bukarest gibt der Staat 
•auch einen Zuschuß für die Verwaltungspolizei. 

') ßowe, L., Die Gemeindefinanzen von Paris und Berlin. S. 70. 
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des Polizeiwesens auf dem Lande auch den tiefen Kulturst^nd nicht 
außer acht lassen. 

III. Armenwesen. 

Sowohl die städtischen wie die ländlichen Gemeinden in Bumänien, 
wurden noch durch das erste Gemeindegesetz von 1864 und neuer- 
dings durch das letzte Gesetz für die ländlichen Gemeinden von 1904 
verpflichtet für Waisenkinder, Findlinge, Kranke, darunter Irrsinnige, 
für Wöchnerinnen und für die Krüppel der Gemeinde zu sorgen. 
Jede Gemeinde sollte von Rechts wegen auf ihre Kosten eine Kranken- 
anstalt (Infirmerie) gründen, oder bei eventueller Benutzung der staat- 
lichen Krankenhäuser durch ihre Mitglieder, dem Staate die Unkosten 
vergüten. Die ländlichen Gemeinden zu zwingen, ihren Verpflich- 
tungen nachzukommen, war infolge ihrer schlechten Finanzlage aus- 
geschlossen. Von einer Verpflichtung der Gemeinde, für ihre Armen 
zu sorgen, so wie es z. B. in Bayern der Fall ist, wo die Gemeinden 
für die Heimatsberechtigten zu sorgen haben, ^) konnte eben keine 
Bede sein. £rst in letzterer Zeit haben etwas besser situierte länd- 
liche Gemeinden Krankenanstalten errichtet, und wie aus dem Para- 
graphen über Sanitätswesen zu ersehen sein wird, gibt sich der Staat 
die größte Mühe für die Wohlfahrt der ländlichen Bevölkerung ins- 
besondere, sein Möglichstes zu tun. 

Etwas anders steht es schon in den Städten, wo nicht nur durch 
eine Reihe wohltätiger Stiftungen, aber auch die Gemeinden in der 
Lage sind, ihr Schärflein beizutragen. Allen Städten geht natürlich 
die Haupt- und Residenzstadt Bukarest voran, wo sich teils durch 
Stiftungen in städtischer Verwaltung, teils durch eine Anzahl wohl- 
tätiger Vereine (auch mehrere deutsche oder österreichische darunter), 
dann noch durch die Beträge, die die Gemeinde selbst alljährlich 
spendet, für die allgemeine Wohlfahrt sehr viel geleistet wird. Es 
befinden sich nämlich in Bukarest mehrere Armen- und Siechen- 
häuser, dann ein Nachtasyl, Speiseanstalten, Findelhäuser (nach neuestem 
Muster), und schließlich bieten die großen Spitäler mit den neuesten 
von der Wissenschaft geforderten Einrichtungen jedermann (ohne 
Unterschied von Glauben und Nationalität) Aufnahme und kosten- 

*) Conrad, Handwörterbuch S. 117. — Siehe weiter die Bestimmungen 
über die Arbeiterversicherung in Deutschland. Dann bzgl. des Unterstätzungs- 
wohnsitzes, Reichsgesetz vom 6. Juni 1870; Preuß. Gesetz vom 8. März 1871, er- 
gänzt durch Novelle vom 12. März 1894. Graf Hue de Grais, Handbuch der 
Verfassung und Verwaltung in Preußen und dem Deutschen Reiche. 16. Aufl. 
3erKn 1904. 

LV. 5 
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lose sorgfaltige Verpflegung und ärztliche Hilfe. Die ländliche Be- 
völkerung partizipiert, soweit sie sich in der Nähe der Städte befindet, 
auch an diesen Wohlfahrtseinrichtungen, doch das „nach der Stadt 
gehen^ oder auch „fahren^ hält viele, oft auch aus Geldmangel zurück, 
weswegen es wünschenswert wäre, wenn mit der demnächst zu er- 
wartenden Besserung der ländlichen Gemeindeünanzen den Wohlfahrts- 
einrichtungen auf dem Lande ein besonderes Augenmerk geschenkt 
werden würde. 

IV. Sanitätswesen. 

Für die ländlichen Gemeinden Rumäniens gibt es vielleicht gegen- 
wärtig keine bedeutendere Aufgabe zu erfüllen, als das Sanitätswesen. 
Wirft man einen Blick auf die mit Mühe und Not gesammelten 
statistischen Daten über den Gesundheitszustand der Landbevölkerung 
und zählt man noch hinzu die schon seit Jahren im ganzen Lande 
wütenden und leider unauslöschbaren Epizootien, dann entrollt sich uns 
ein für westeuropäische Verhältnisse erschreckendes Bild. Wir lassen 
hier ganz kurz ein paar Zahlen folgen. Sie geben ein Bild über den 
Stand der Dinge zwischen 1898—1902.1) 

Die hauptsächlichsten epidemischen Krankheiten, welche während 
dieses Zeitraumes geherrscht haben, sind: Scharlach, Diphteritis, 
typhöses Fieber, Masern, Dissenterie, Pocken und Keuchhusten. 

Die Zahl der heimgesuchten Dörfer ist auf 9940 gestiegen, 
die Gesamtzahl der Kranken war 304066, diejenige der infolgedessen 
Verstorbenen 28397. 

Vom Jahre 1898—1902 ist die Zahl der Kranken von 54593 
auf 93 963, diejenige der Verstorbenen von 4979 auf 8320 gestiegen. 

Manche von diesen epidemischen Krankheiten waren von 1898 
bis 1902 in stetem Steigen begriffen, so z. B.: 

Zahl der Kranken im Jahre Zahl der Verstorb. im Jahre 



» 


1898 


1902 


1898 


1902 


Scharlach 


1671 


16 283 


461 


3372 


Dissenterie 


464 


3 542 


67 


503 


Masern 


25 272 


42 177 


1646 


2440 


Keuchhusten 


17 935 

1 


26 525 


1300 


1256 



. . ^) Diese Zahlen sind ans den statistischen Tabellen^ welche dem Gesetzentwurf 
zum Gemeindegesetz von 1904 beigefügt waren, entnommen. 
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Außer diesen epidemischen Krankheiten gibt es aber auch noch 
endemische, welche in den letzten Jahren besonders auf dem Lande 
sich ausgebreitet haben. Wir verzeichnen die Tuberkulose, Pelagra, 
Syphilis und Paludismus (Malaria). Dazu ein paar statistische Daten : 

Für Tuberkulose haben wir 1898 die Anzahl von 2376 Fällen. Sie 
stieg bis 1902 auf 3170. 

Die Pelagra war 1898 mit 20 370 Fällen registriert, 1902 mit 
34873. 

Die Syphilis stieg von 9811 Fällen im Jahre 1898 bis beinahe 
auf 11000 im Jahre 1900, um 1902 wieder auf 9111 Fälle herunter 
zu gehen. Für den Paludismus haben wir die erschreckende Zahl 
von 133949 im Jahre 1898 zu verzeichnen. Wir sehen aber, daß 
diese Zahl im Jahre 1900 auf 82476 sinkt, um im Jahre 1902 auf 
105567 heraufzugehen. 

Die Kindersterblichkeit auf dem Lande ist besonders groß; 
einerseits infolge der herrschenden Epidemien, andererseits infolge 
FehlcDS zur nötigen Zeit der ärztlichen Hilfe, sowie des Mangels an 
gebildeten Hebeammen. 

Es ist nun festzustellen, welche Hilfeleistung auf dem Lande 
gegen diese Epidemien und Endemien sich 1902 vorfanden. Da finden 
wir folgende Zahlen: Im ganzen Lande waren 140 Kreisärzte, (d. h. 
soviel, wie ein Arzt zu 36000 Einwohnern,) welche im Durchschnitt 
auf 65 Dörfer hätten verteilt sein müssen. Außerdem 478 sanitäre 
Agenten und 405 Hebammen, welche von den Departements oder 
von den Gemeinden besoldet wurden. Endlich gab es 62 Rural- 
spitäler mit 1586 Betten (vom Staate und von Gemeinden erhalten).^) 

Auch mit den Tierseuchen stand es nicht besser ; die Seuchen 
waren in nicht weniger als 330 Dörfern, verteilt auf 23 Departe- 
ments, -) festgestellt worden. ^ 

Im Anschluß daran sei bemerkt, daß von 1902 — 1904 Maß- 
nahmen getroffen wurden, und zwar von Seiten des Staates, 
um gegen die herrschenden Epidemien, Enden)ien und Tierseuchen 
anzukämpfen. So, wurden z. B. zuerst eine Anzahl von acht Infirmerien 
in acht Gemeinden geschaffen, welche sich in der Weise bewährten, 
indem sie ergaben, daß die Sterblichkeit darin 13% zu derjenigen 
von 26% außer den Infirmerien war. Die Zahl der Infirmerien 



■ . I 

^) Sämtliche Daten aus beigefügten stat. Tab. zum Gemeindegesetzentwurf 
von 1904. 

^) Rumänien ist im ganzen in 32 Departements eingeteilt. 

5* 
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"Wurde daraulhin auf 43 erhöht ^ so daß die Epidemien beinahe 
gänzlich verschwunden sind. Außerdem wurden mehrere Spezialasyle 
für Pelagrakranke und für Syphiliskranke geschaffen. Die Zahl der 
Sanitätsagenten in den ländlichen Gemeinden wurde um 58, diejenige 
der Hebeammen um 51 erhöht. Wir bemerken ausdrücklich, daß 
diese Maßnahmen von Seiten des Staates getroffen wurden. 

Wir brauchen nur auf den kolossalen Schaden hinzuweisen, den 
die ganze Volkswirtschaft Eumäniens in diesen Jahren davongetragen 
hat. Man bedenke die vielen Epidemien, von Endemien abgesehen, 
und die Tierseuchen! Menschen, die erstens krankheitshalber den 
Acker nicht bestellen konnten, und zweitens weil infolge der Tier- 
seuchen die dazu nötigen Tiere fehlten. 

Es soll nun die Frage aufgeworfen werden, inwieweit in diesem 
Falle das Sanitätswesen Aufgabe der Gemeinden ist? Wenn von 
Epidemien, Endemien und Tierseuchen die Eede ist, kann man 
-unseres Erachtens von den in schwachen, finanziellen Verhältnissen 
sich befindenden ländlichen Gemeinden nicht verlangen, daß sie die 
nötigen Mittel aufbringen sollen, um dagegen rasch und mit Erfolg 
ankämpfen zu können. Die Aufgabe liegt ihnen in erster Beihe ob, 
die nötigen sanitären Maßnahmen beizeiten zu treffen, um erstens 
solche epidemische Krankheiten oder Epizootien zu vereiteln oder 
nicht aufkommen zu lassen. Im Falle letzteres nicht gelingt, ist die 
Hilfe der Nachbargemeinde oder des Kreises, wenn nicht sogar auch 
diejenige des Staates vonnöten. 

Im Gemeindegesetz von 1904 hat man auch in besonderer Wür- 
digung der sanitären Verhältnisse der letzten Jahre demgemäße Be- 
stimmungen getroffen. Der „Gamisonchef" ^) z. B. ist verpflichtet, 
alles was in der Gemeinde vorfallt, dem Bürgermeister und dem 
Kommu^alinspektor sofort zu rapportieren, um beizeiten die nötigen 
Maßnahmen treffen zu können. Im Falle des Ausbruches einer 
Epidemie oder Epizootie hat er die nötigen Mannschaften von seiner 
Garnison zur Verfügung zu stellen. Der Bürgermeister benachrichtigt 
in solchem Falle sofort den Gemeinderat und beschließt die zutreffenden 
Maßnahmen, während der Kommunalinspektor die Staatsbehörden zu 
verständigen hat. 

Außerdem schreibt das Gesetz ein obligatorisches Personal vor, 
welches Gemeinden, deren jährliche Einnahmen 8000 Frcs. erreichen 
oder Gemeindekreise ^) halten müssen. Dies sind: 

») Siehe S. 63 bei Artikel „Polizei". 

*) Siehe darüber Gesetzgebung S. 54 u. 55. 
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Einen Sanitätsagenten, 

eine Hebamme und 

einen Gensdannen (zu Fuß oder zu Pferd). 

Dort, wo die Notwendigkeit es erfordert, kann noch ein Tier- 
revisor, (welcher von der „Generaldirektion des Sanitätswesens" er- 
nannt wird) von den Gemeinden engagiert werden. Er hat unter der 
Kontrolle seines Vorgesetzten, eines Tierarztes, die Statistik der Tiere, 
(Rinder, Schafe, Pferde etc.) zu halten, er beaufsichtigt ihren Ge- 
sundheitszustand und ihre Erhaltung, beaufsichtigt die Erhaltung und 
Verwertung der Zuchttiere usw. Wie wir sehen, ist durch das Gesetz 
genügende Vorsorge getroffen worden, um die Aufgabe der Gemeinden 
bezügL des Sanitätswesens lösen zu können. 

Bemerkenswert ist, daß der Staat die Schaffung und Erhaltung 
von Spitälern in den Ruralgemeinden ^) teilweise auf sich genommen 
hat, teilweise damit auch die Departements verpflichtet hat. Nach 
einer Statistik von 1902 befanden sich in Rumänien 34 Buralspitäler 
vom Staate erhalten und von den Departements verwaltet; 28 Kommu- 
nalspitäler von den diesbezüglichen Stadtgemeinden erhalten; 54 
Departementsspitäler von den Departements erhalten. Außerdem 
sind aber die beiden großen Institutionen: die „Ephorie der Zivil- 
spitäler" und die „Ephorie St. Spiridon" hervorzuheben, die insgesamt 
24 große Spitäler erhalten und verwalten. Diese beiden Institutionen 
besitzen ihr eigenes Vermögen (dasjenige der Ephorie der Zivilspitäler 
beläuft sich auf 67 000000 Eres.), von deren Einkünften die Spitäler 
erhalten werden. Aus kleineren Stiftungen wären noch 21 kleinere 
Spitäler sowie 7 Hospizien zu nennen. ^) Da sich diese letztgenannten 
Spitäler der beiden Ephorien und Stiftungen größtenteils in den Städten 
befinden, sind den Stadtgemeinden dadurch bedeutende Erleichterungen 
zu Teil geworden. Die Aufgaben des Sanitätswesens sind in den Städten 
durch die modernsten sanitären Einrichtungen in vielen Richtungen 
schon zum Teil gelöst. Auch hier hat die finanzielle Situation der 
Städte, sowie der vorgeschrittenere kulturelle Stand der Bevölkerung 
viel dazu beigetragen. Wenn wir letzteres noch für die ländlichen 



^) Wie wir erfahren, soll die ramänische ßegieruDg in der Parlamentssession 
1905/1906 eine Gesetzesvorlage einbringen, zur Bildung einer Staatslotterie, deren 
Ertrag ausschließlich zur Vermehrung und Equippierung der Ruralspitäler 
dienen soll. 

^) Es ist zu bemerken, daß in den sämtlichen Spitälern Rumäniens jeder 
Kranke ohne Unterschied yon Nationalität oder Religion aufgenommen wird und 
kostenlose Verpflegung genießt. 
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Gemeinden in Betracht ziehen wollten, da ersieht man, welche Hinder- 
nisse der Lösung dieser schwierigen, für das Gemeindewesen und die 
Volkswirtschaft Eumäniens so wichtigen Aufgaben noch entgegen- 
stehen. 

V. Unterrichtswesen. 

Mit dem ünterrichtswesen stand es in Rumänien in allen Zeiten 
schlecht, und man könnte noch behaupten, daß, was den Elementar- 
schulunterricht auf dem Lande besonders antrifft, es auch heute noch 
nicht sehr viel besser steht. In älteren Zeiten kümmerte sich keine 
Gemeinde um den Unterricht. Selten wird hier und da eine Schule 
für die Bojarensöhne angetroffen, welche von einem Fürsten ge- 
gründet wurde. Oder man traf auch in diesem oder jenem Kloster 
einen sogenannten „Didaskalos^^ an, der Unterricht im Lesen und 
Schreiben gab. Die Anfange eines geregelteren Unterrichtswesens 
können zur Mitte des 19. Jahrhunderts festgestellt werden. Dieses 
aber nur in mehreren größeren Städten Rumäniens, wo katholische 
und protestantische Missionare, deutsche Volksschulen sowohl für 
Knaben wie auch für Mädchen errichteten. 

Als man anfangs der 60 er Jahre des vergangenen Jahrhunderts 
an die Organisierung der vereinigten Fürstentümer ging, da wurde 
den Gemeinden aufgetragen, die nötigen Lokalitäten für Schulen 
sowie die vom Schulgesetz geforderten nötigen Einrichtungen zu ver- 
schaffen.^) Dies galt und gilt auch noch heute für den Elementar- 
unterricht. 

Die Ernennung und Besoldung des Lehrkörpers ist Sache des 
Staates. Ebenso hat auch der Staat den gesamten Mittel- und Hoch- 
schulunterricht auf sich genommen.^) In Deutschland und Frankreich, 
z. B. ganz besonders in den größeren Städten, fallen die Kosten des 
Elementarunterrichts nicht nur ganz auf Seite der Gemeinden, aber 
die Gemeinden beteiligen sich auch am Mittel- und Hochschtd- 
unterricht.^) 

Wie schlecht es in den ländlichen Gemeinden mit dem Schul- 
unterricht steht, beweisen ein paar statistische Daten aus dem Schul- 
jahr 1901/1902. Danach war die Zahl der schulpflichtigen Kinder 
728093, d.h. 389 777 Knaben und 338 316 Mädchen. Die Schule 



*) Gemeindegesetz von 1864 Art. 14. 

*) Der Unterricht in den Volks- und Mittelschulen wird in Rumänien kosten- 
los erteilt, bis 1^1 war er kostenlos auch für die Universitäten. 
^ Rowe, L., a. a. O. S. 46. 
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haben davon besucht: im ganzen 162 229 Knaben, das sind 41 ^/q, 
und nur 34232, das sind 10%, Mädchen. Die Folge davon ist, daß 
über 60% von der Gesamtbevölkerung Rumäniens Analphabeten sind.^) 
Die Ursache des mangelhaften Schulbesuchs auf dem Lande ist darin 
zu suchen, daß die Schulen sehr oft sich in anderen, kilometerweit 
entfernten Dörfern befinden, wodurch sich speziell im Winter große 
Beförderungsschwierigkeiten einstellen. Zweitens, eine große Gleich- 
gültigkeit der Eltern bezüglich des Unterrichts der Mädchen^ und 
schließlich immer noch Mangel an Volksschulen. Letzteres berück- 
sichtigend, ist der Staat durch ein Gesetz vom 10. März 1896, der 
gesetzlich gestellten Aufgabe für die Gemeinden, die nötigen Schul- 
lokalitäten zu schaffen, zu Hilfe gekommen. Er gründete ein Institut, 
genannt „Kasse der Schulen", gab ihm die Bechte einer juridischen 
Person und dotierte es mit einem Kapital von 30 Millionen Eres. 
Der Zweck dieser Institution ist: 1. Sämtliche Schulfonds zu ver- 
walten und 2. den Gemeinden die nötigen Summen zum Bau von 
Volksschulen sowie zu Schuleinrichtungen leihweise zur Verfügung 
zu stellen. Die Gemeinden zahlen für die geliehenen Summen, 
an die „Kasse der Schulen" denselben Zinsfuß, den die letztere 
an den Staat zu entrichten hat.^) Es ist- das für die Gemeinden 
und besonders für die ländlichen, eine bedeutende finanzielle Hilfe- 
leistung, da, wie wir bis jetzt gesehen haben, die sämtlichen 
Aufgaben der ländlichen Gemeinden infolge ihrer finanziellen Situation 
• scheiterten. Durch die Hilfe, die der Staat den Gemeinden dadurch 
zukommen ließ, gibt er ihnen die Möglichkeit ihr kulturelles Niveau 
zu heben. Daraus folgt naturgemäß, daß die Hindernisse, welche 
sich in der Erledigung der anderen Gemeindeaufgaben einstellten, 
mit der Zeit beseitigt werden. Sind aber einmal diese Hindernisse 
aus dem Wege geschafft, dann kann man hoffen, daß die ländlichen 
Gemeinden sich zu ihren und zugunsten der gesamten Volkswirt- 
schaft Rumäniens entwickeln werden. 



') Die im Stat. Jahrbuch angegebene diesbezögliehe Perzentenzahl ist mangel- 
haft ausgearbeitet und deswegen in jener Form hier nicht verwertbar. Die von 
uns angenommene Perzentenzahl (von 60 7o) ist nur annähernd angenommen. Stat. 
Jahrbuch für Eumänien. S. 34 und 35. 

*) Das Gesetz zwingt die Eltern, bei einer Greldstrafe, für den regelmäßigen 
Schulbesuch ihrer Kinder zu sorgen. 

') In den Jahren 1898 — 1899 wurden durch die Mittel der „Kasse der 
Schulen" 209 Schulen mit einem Kostenaufwand von 4822550 Frcs. erbaut. Stat. 
Jahrbuch für Rumänien. S. 86. 
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VI. Wege- und Bautenwesen. 

Schon 1868 wurde ein „Wegegesetz" geschaffen, durch welches 
die Einwohner der ländlichen Gemeinden verpflichtet wurden, für die 
Erhaltung und den Bau von neuen Chausseen oder Wegen, sowie sonstigen 
Arbeiten, wie Entwässerungen, Flußregulierungen usw. in Form von 
Arbeit oder Naturalleistungen, Sorge zu tragen. Außerdem wurden 
noch Zuschläge zu den direkten Staatssteuem erhoben, dies besonders 
zu Brücken- und anderen Bauten. Das letzte Gemeindegesetz von 
1904 enthält ein besonderes Kapitel für Wegebauten, worin von 
neuem der ländlichen Bevölkerung die Pflicht der Spann- und Hand- 
dienste auferlegt wird. Dieselben können jedoch wie bisher auch in 
Geldbeträgen ersetzt werden. Neu kommt noch hinzu, daß für jeden 
Gemeindeweg und Kanalweg, welcher permanent oder zeitweise durch 
schwere Transporte, z. B. bei Steinbrüchen, Minen, Abholzungen usw., 
die interessierten Gemeinden mit Zustimmung des Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten den Unternehmern oder Besitzern eine besondere 
Benutzungsgebühr auferlegen können. Dieselbe kann entweder in 
Arbeit oder Naturalleistimgen oder auch in Geldbeträgen erlegt 
werden. Dieselben (Geldbeträge) müssen aber ausschließlich zu 
Wegebauten verwendet werden.^) Dasselbe geschieht übrigens, wenn 
auch nur in Form von Benutzungsgebühren, sowohl in Frankreich 
wie auch in Deutschland.^) Den Gemeinden wurde es weiter zur 
Pflicht gemacht, die Gemeindewege mit Bäumen, insbesondere Obst- 
bäumen zu pflanzen. Die Nutznießung fällt der Gemeindekasse zu. 
Im Innern des Dorfes muß jeder Hauseigentümer vor seinem Hause 
auf seine eigenen Kosten Obstbäume pflanzen, deren Nutznießung ihm 
zufallt. Ist nach Ablauf von drei Jahren (vom 1. Mai 1904 an ge- 
rechnet) die Anpflanzung der Gemeindewege noch nicht erfolgt, dann 
übernimmt der Staat die Ausführung derselben auf Kosten der Ge- 
meinden und für das Dorf, der Gemeindemitglieder. Auch der Staat 
übernimmt, ganz abgesehen von den Aufgaben des Wege- und 
Bautenwesens für die Gemeinden, durch die Departements, die Aus- 
führung von Chausseen, Brückenbauten, Errichtung von Gerichts-, 
Gefängnis- und Spitalbauten. ^) Die Gemeinden haben dort, wo sich 
die Notwendigkeit einstellt, Gebäude für Kirchen, Schulen, Gemeinde- 



^) Art. 163 des Gemeindegesetzes von 1904. 

2) Eheberg, Finanzwissenschaft, 1903. S. 486. 

3) Siehe S. 69 beim Kapitel über Sanitätswesen. 
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häuser usw., Dach den vom Staate angewiesenen oder genehmigten 
Plänen auszuführen. 

Vn. Kirche. 

In früheren Zeiten, als die Kirche ihr eigenes Vermögen hatte, 
wo es außerdem noch viele Dörfer gab, welche Eigentum der Klöster 
waren, waren die Dörfer verpflichtet, Abgaben sowie Spann- und 
Handdienst für die Kirche zu leisten. Im Jahre 1862 wurden jedoch 
die Kirchengüter vom Staate eingezogen. Der Staat unternahm eine 
Neuorganisierung vor und übernahm die Gesamtkosten für das Kirchen- 
wesen. Den Gemeinden wurde zur Pflicht gemacht, dort, wo die 
Notwendigkeit es erfordert, Kirchen auf eigene Kosten zu bauen. 
Die Besoldung der Geistlichen ist Sache des Staates. Der Geistliche 
hat jedoch außerdem noch Einkünfte aus den für die Gläubigen vor- 
zunehmenden persönlichen kirchlichen Handlungen, wie z. B. bei 
Hochzeiten, Taufen usw. Der Staat ist wie bei dem Bau von Schulen 
so auch für Kirchen den Gemeinden zu Hilfe gekommen, indem er 
eine „Kasse der Kirchen" gründete, welche den Zweck hat, das Ver- 
mögen der Kirchen zu verwalten, sowie für die Interessen der Kirchen 
zu sorgen.^) Der Staat läßt auch den Kirchen anderer Religionen, 
wie z. B. den Moscheen des Landes. Subventionen zukommen. 

Leider wirken die Gemeinden viel zu wenig für die Kirchen ; die 
Dorfgeistlichen befinden sich auf tiefer kultureller Stufe, deswegen 
kann von einen guten Einfluß der Geistlichen auf das Volk nicht 
viel erwartet werden. 



Kapitel 11. 

Sonderaufgaben der städtischen und ländlichen Gemeinden. 

Zu den Sonderaufgaben der ländlichen Gemeinden in Eumänien 
sollten in erster Linie diejenigen gerechnet werden, welche zur Auf- 
klärung der Landbevölkerung in der Landwirtschaft führen sollen. 
Von einer rationellen Bodenkultur, Viehzucht oder von Gärtnerei ist 
beim rumänischen Bauern wenig zu merken. Wir bemerken aus- 
drücklich, beim rumänischen Bauern,^) denn auf den Domänen der 



^) Subventionen bei Xirchenbauten. 

^) Es gibt in Rumänien sogar Musterwirtschaften der Landwirtschaft, Vieh- 
zucht und landwirtschaftlichen Produkte, Obstbau, Weinbau, Gärtnerei usw. z. B. 
auf den Krondomänen oder den Latifundien der Bojaren. 
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großen Pächter oder Großgrundbesitzer ist die Landwirtschaft be- 
deutend vorgerückt. Die Gesetzgebung schreibt den Gemeinden vor, 
praktische Schulen für Landwirtschaft zu errichten und zu er- 
halten, wie z. B. für Gärtnereien, für Handarbeiten (Manufaktur), für 
landwirtschaftliche Gerätschaften. Dann werden den Gemeinden 
noch aufgetragen, Baumschulen zu pflanzen, gute Samensorten zu 
verschaffen, für die Verbesserung der Tierzucht zu sorgen usw. Ob- 
wohl dies in den sämtlichen Gemeindegesetzen zum Teil schon vor- 
gemerkt war, ist es bis heutigentags nicht zur Ausführung gelangt. 
Die Viehzucht, welche in den 80 er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
in schönem Aufblühen war, ist teilweise durch die Seuchen im Lande, 
teilweise durch einen Mangel an künstlichen Heuwiesen, teilweise 
durch Sperrung der Grenzen nach Osterreich-Üngam, kolossal zurück- 
gegangen. Wenn man aber erst sieht, wie verwahrlost das Vieh des 
rumänischen Bauern ist, dann muß man annehmen, daß die Kenntnisse 
der Bauern in der Behandlung des Viehes noch sehr geringe sind. 
Hier ist es Aufgabe der Gemeinden, sofort die nötigen Maßnahmen 
zu treffen, um diesem die ganze Volkswirtschaft schädigenden Übel- 
stande abzuhelfen. In letzter Zeit haben sich auch landwirtschaftliche 
Genossenschaften unter den Bauern formiert zum Zwecke von Ankauf 
von Gerätschaften zu gemeinsaaien Gebrauch. Sie haben sich er- 
freulicherweise bewährt. Von großer Bedeutung sind die durch ein 
Gesetz im Jahre 1904 gegründeten oder zu gründenden dörflichen 
Volksbanken, unter der Aufsicht des Staates. Die Zahl der Banken 
ist bis zum 1. Juli 1904 auf 1693 gestiegen.^) 

Die städtischen Gemeinden stehen auf einem ganz anderen Niveau 
als die ländlichen. Die Fortschritte, die sie in den letzten vierzig* 
Jahren zu verzeichnen haben, sind ganz bedeutend. Sie eifern in 
der Erfüllung ihrer Sonderaufgaben den westeuropäischen Städten 
durch Einführung der modernsten Einrichtungen nach. Die Mittel 
dazu waren ihnen durch ihre bei weitem bessere finanzielle Lage als 
diejenige der ländlichen Gemeinden gegeben. Die Beleuchtung der 
Städte wird mit Leuchtgas oder elektrischem Lichte (ersteres meistens 
in den Händen von Privatgesellschaften), die Nebenstraßen auch mit 
Petroleum (Stadtbetrieb) bewerkstelligt. Es gibt außerdem elektrische 
und Pferdebahnen, ebenfalls in den Händen von Privatgesellschaften, 
aber unter der Kontrolle der Gemeinden. Weitere Aufgaben, die 
schon gelöst, sind folgende: Modern eingerichtete Schlachthäuser und 



1) Stat. Jahrbuch f. R. a. a. O. S. 480. 
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Markthallen ; Parkanlagen, Plätze, Promenaden, StraßenpfiastemngeD, 
Kehrrichtabfuhr, Straßenbesprengung usw. Die Schlachthäuser und 
Markthallen werden von den städtischen Gemeinden errichtet und er- 
halten. Die Einnahmen, die aus dem Schlachthof und den Schrannen- 
gebühren fließen, fallen den Gemeinden zu. Für das Keinigungswesen 
sowie für die Wasserleitungen und Kanalisation erheben die Gemeinden 
Benutzungsgebühren. Zu erwähnen wären noch das Nachtasyl, die 
Badeanstalten, sowie die Volksküche von Bukarest, welche besonders 
für die arme Bevölkerung von der Stadt gegründet wurden und wo 
man, für einen geringen Betrag, Verpflegung erhält. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Ausgaben. 

Die Ausgaben werden in ordentliche, d. h. in jedem Jahre wieder- 
kehrende, und außerordentliche eingeteilt. Demgemäß gab es auch 
ein ordentliches und ein außerordentliches Budget. Andererseits be- 
stimmte die Gesetzgebung einen obligatorischen Teil von Ausgaben 
(für staatliche oder kommunale Zwecke), die im Budget aufgenommen 
werden mußten, und Ausgaben, welche für fakultativ-kommunale 
Zwecke den Gemeinden anheimgegeben wurden. Die Ausgaben 
richteten sich nach den Einnahmen. Bis zum Jahre 1902 liegen 
keine Veröffentlichungen der Budgets der ländlichen Gemeinden vor, 
ebensowenig übersichtliche für die städtischen Gemeinden. Nur die 
Gemeinde Bukarest veröffentlicht seit einigen Jahren alljährlich ihre 
finanzielle Situation. Die Daten, die im folgenden angegeben werden, 
beziehen sich auf das Finanzjahr 1901 — 1902.^) Bei Besprechung 
der Ausgaben wollen wir a) diejenigen für staatliche Zwecke, b) die- 
jenigen für obligatorisch-kommunale Zwecke und c) diejenigen für 
fakultativ-kommunale Zwecke vornehmen. 

A) Ausgaben der Gemeinden für staatliche Zwecke. 

Es gibt Aufgaben, die der Staat den Gemeinden zur Ausführung 
.überläßt. Erstens infolge der Ortskenntnisse und zweitens aus Rück- 
sicht auf die Ortsinteressen. ^) Die Ausführung derselben geht auf 

^) Durch Gesetz wurde 1902 ein statistisches Bureau beim Finanzmimsterium 
gegründet, welches als erste Arbeit die finanzielle Situation der Gemeinden für 
das Finanzjahr 1901/1902 veröffentlichte. 

2) Eheberg a. a. 0. S. 475. 
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Kosten der Gemeinden. Der Staat kommt jedoch bei vielen dieser 
Aufgaben den Gemeinden mit bedeutenden Summen zu Hilfe. Zu den 
Aufgaben, welche die Gemeinden für staatliche Zwecke erfüllen, ge- 
hören erstens aus dem Gebiete der inneren Verwaltung die Sichei:- 
heits-, Gesundheits- und Baupolizei, das Zivilstandswesen, die Volks- 
zählungen , die Besorgung politischer Wahlen , ^) die Bildung von 
Steuerkommissionen und die Erhebung gewisser Steuern (Finanzver- 
waltung) ; die Verquartierung und Verpflegung der Mannschaften und 
Pferde, sowie die Aushebung der Rekruten (Militärverwaltung). 

Inwieweit die Gemeinden in B.umäDien angehalten werden, diese 
Aufgaben für staatliche Zwecke zu erledigen, wurde bei den Kapiteln 
über die einzelnen Gemeindeaufgaben erörtert. Die Erledigung dieser 
Arbeiten erfordert natürlich einen größeren Behördenapparat; die 
Kosten werden teilweise unter der Rubrik „Zentral Verwaltung" in die 
Budgets der Gemeinden eingetragen. Sie bilden den größten Teil 
der Gemeindeausgaben und für viele ländliche Gemeinden waren sie 
vielleicht die einzigen.^) Unter diesen Ausgaben sind eingerechnet 
die Besoldung der Bürgermeister und des sonstigen Beamtenpersonals, 
das zur Sicherheits-, Gesundheits- und Baupolizei der Gemeinden 
gehört, dann die Mieten der von den Gemeinden benötigten Lokali- 
täten, Kanzleiutensilien usw. Die Verwaltungskosten ^) gestalten sich 
für die Departementsresidenzen, für die sonstigen städtischen Ge- 
meinden, sowie für die ländlichen folgendermaßen: 

1. Für die Departementsresidenzstädte 

6 071050,41 Frcs. zu den Gesamtausgaben von 34476446,79 Frcs., 

das sind 17,6%. 

2. Für die sonstigen städtischen Gemeinden 

785456,76 Frcs. zu den Gesamtausgaben von 4420607,71 Frcs., 

das sind 17,7%. 

3. Für die ländlichen Gemeinden 

6174823,32 Frcs. zu den Gesamtausgaben von 13075114,58 Frcs., 

das sind 60,89%. 

Aus obigem ersehen wir, daß die Verwaltungskosten der länd- 

*) In Deutschland auch die Mitwirkung bei den verschiedenen Arbeitsver- 
sichemngsgesetzen. 

^) Vor der Heform der Oktrois gab es 25 Gemeinden mit einem Einkommen 
bis zu 500 Frcs. und 146 mit einem Einkommen von 500 — 1000 Eres. Es ist klar, 
daß diese Summen kaum zur Besoldung des Bürgermeisters, Notare etc. aus- 
reichten. 

^) Stat. Jahrbuch für Rumänien. S. 454 ff. 
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liehen Gemeinden über die Hälfte der gesamten Ausgaben dieser 
Gemeinden ausmachen, während für die städtischen Gemeinden die 
Yerwaltungskosten bedeutend geringer sind. Man darf natürlich bei 
Betrachtung dieser Zahlen nicht die Anzahl der städtischen und im 
Vergleich dazu diejenigen der ländlichen Gemeinden außer acht 
lassen. Für die Stadtgemeioden waren die Verwaltungskosten zum 
größten Teil aus den Einnahmen aus dem Oktroi bestritten worden, 
während für die ländlichen Gemeinden, wo das Oktroi keine so große 
Eolle bei den Einnahmen spielen konnte, dieselben durch die Zu- 
schläge zu den Staatssteuem bestritten werden mußten. Es wären 
noch als Ausgaben für staatliche Zwecke diejenigen für Sanitätswesen 
und schließlich diejenigen für die Erhebung von Staats- und Kommunal- 
steuern zu erwähnen: 

Sanitätswesen u. Für die Erhebung Gesamtkost. d. dies- 
öffentl. flilfeleist. von Steaena bezgl. Gemeinden 

Frcs. Frcs. Frcs. 



Kesidenzst. 
der Depart. 

Sonst, städt. 
Gemeinden 

Ländliche 
Gemeinden 



2437 091,57 2142430,65 34476446,79 



315144,31 277117,19 



921512,21 681603,39 



4420607,71 
13 075114,58 



Zu diesen von den Gemeinden geleisteten Beträgen kommt der 
Staat durch die Departements mit einer Summe von: 
Frcs. 3 263 565,84 für Sanitätswesen und 
Frcs. 457 735,07 für Steuererhebung den Gemeinden zu Hilfe. 

Das Verhältnis der Verwaltungskosten der Stadt Bukarest zu 
ihren Gesamtausgaben ist fast dasselbe wie in den anderen Depar- 
tementsresidenzen. Sie haben seit 1896 bis 1905 verhältnismäßig 
"wenig geschwankt, wie aus folgender Tabelle zu ersehen ist. 



Verwaltungsausgaben der Stadt Bukarest. 
Finanzjahr Verwaltungskosten in Frcs. Gesamtausgaben in Frcs. 



1896—1897 
1899—1900 
1900—1901 
1901—1902 



2 430 494,74 
2 678172,75 
2 614846,65 
2267 337,90 



12 305 200,49 
14 273 753,84 
13872172,68 
12439193,68 18,2 «/o 
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Finanzjahr Yerwaltungskosten in Eres. Gesamtausgaben in Eres. 
1902—1903 2382605,05 12517 752,72 

1903—1904 2114608,91 11 675 797,23 1) 

1904—1905 2) 2 039 241,74 11 789 550,44 

Die Ausgaben für das Sicherheitswesen der Stadt Bukarest 
werden von der Gemeinde geleistet. Der Staat steuert auch ein Teil 
dazu bei. Die Leitung der polizeilichen Funktion wird von der 
„Polizeipräfektur^^ der Hauptstadt besorgt, dessen Behördenapparat 
dem Ministerium des Innern untersteht. Die Kosten für das Sicher- 
heitswesen beliefen sich in den Jahren 1900/1901, 1901/1902 und 
1903/1904 laut folgender Tabelle: 

Summe d. Ausgaben in frcs. ^) Ausg. d. Gemeinde 

Jahr Gemeindekosten Staatsbeitrag pro Kopf d. Bevölk. 
1900-1901 975 678 1076 910 3,45 

1901—1902 880 604 979 525 3,12 

1903—1904 673 299 2,38 

Wir sehen darin größere Schwankungen. Sie sind so zu erklären : 
Zwischen dem Finanzjahr 1901/1902 und dem vorangehenden 
ist die Eeduktion der Kosten auf die allgemeine wirtschaftliche und 
finanzielle Krise im Lande zurückzuführen, wodurch man bedeutende 
Kürzungen, sowohl im Staatsbudget wie auch in demjenigen der 
Stadt Bukarest vornehmen mußte. Was aber die letztgenannte 
Summe von 673 299 Frcs. für das Finanzjahr 1903/1904 anbetrifft, 
so ist der Unterschied im Vergleich zur erstgenannten von 975 678 
Frcs. dadurch zu erklären, daß ein Teil des Sicherheitspersonals 
durch die Abschaffung der Barrieren bei der Aufhebung des Oktrois 
aus dem Dienste entlassen wurde.*) 

Im Vergleich zu anderen Städten verhalten sicH die Ausgaben 
der Stadt Bukarest für den Sicherheitsdienst, wie aus folgender 
Tabelle^) ersichtlich: 



^) Die Ausgaben haben sieb in den Budgets von 1903/1904 ab um beinahe 
900000 Frcs. verringert, da durch die Abschaffung des städtischen Oktrois sämt- 
liche dazu nötigen Ausgaben ausfielen. 

') Voranschlag. 

*) Auszüge aus den Veröffentlichungen der Stadt Bukarest. 

*) In der Summe von 673299 Frcs. befindet sich ein Betrag von 60000 Frcs. 
eingerechnet, der den Entlassenen als Subvention von der Gemeinde gespendet 
wurde. 

*) Nach Eheberg a. a. O. S. 478. 
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Städte 


Summe d. Ausgaben 


in Mk. 


Pro Kopf der 




pr. 


1902 




Bevölkerung 




auf Gemeindekosten auf Staatskosten 




Berlin 


1 438 544 




7 984 148 


6,45 Mk. 


Frankfurt a. M. 


214 786 




542 080 


4,41 « 


Breslau 


123 084 




588 132 


2,17 „ 


Köln 


171368 




351 909 


2,01 „ 


Königsberg 


48569 




338531 


2,16 „ 


Hannover 


58 236 




328405 


1,98 „ 


Bukarest ^) 


780 542 




861 528 


5,86 „ 



Wir ersehen daraus, daß Bukarest 1900/1901 mit den Ausgaben 
des Sicherheitswesens knapp nach Berlin in der Berechnung pro 
Kopf der Bevölkerung kommt. 

B. Die Ausgaben für obligatorisch-kommunale Zwecke. 

Es sind das diejenigen, die jede auf der Höhe stehende Ge- 
meinde durchzuführen sich für verpflichtet hält. Deren Durchführung 
kann auch vom Staate erzwungen werden. Unter diesen zählt man 
gewöhnlich das Schulwesen, das Brückenbau- und Wegewesen, das 
Armenwesen, sowie das Feuerlöschwesen.-) Jede Gemeinde ist durch 
die Selbstverwaltung befugt, ihr Budget nach Gutdünken selbst auf- 
zustellen. Sie ist aber verpflichtet, diejenigen vom Gesetze vorge- 
schriebenen Ausgaben mit ins Budget aufzunehmen. Die Höhe der 
Beträge richtet sich natürlich immer «nach den Einnahmen. Die 
vorgesetzten Staatsbehörden haben nicht das Recht, Änderungen im 
Budget vorzunehmen. Sie können das Budget nur genehmigen oder 
mit einer Begründung zurückweisen. Hur in dem Falle, als gesetzlich 
vorgeschriebene Ausgaben darin nicht figurieren sollten, können die 
Staatsbehörden die Gemeinden zwingen, dieselben darin aufzunehmen. 
Bei diesen oben angeführten obligatorischen kommunalen Ausgaben, 
übte der Staat bis jetzt große Nachsicht den Gemeinden gegenüber, und 
kam ihnen auch größtenteils zu Hilfe. Wir sehen aber auch noch die 
Eigentümlichkeit, daß der Staat bei der Durchführung dieser rein kommu- 
nalen Aufgaben den Gemeinden sogar bedeutend zu Hilfe kommt, indem 
er einen großen Teil derselben zur Durchführung, entweder auf eigene 
Kosten oder auf Kosten der Gemeinden, selbst in die Hand genommen. 



') Für das Finaozjahr 1900/1901. 
«) Eheberg a. a. 0. S. 476. 
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Wenn in Rumänien das geistige Niveau oder die finanzielle Lage der 
Gemeinden den Staat dazu veranlaßt haben^ so kann das in Deutsch- 
land nicht der Fall sein. Trotzdem ist es den Staatsbehörden gegeben 
(Preußen, Bayern) die Aufnahme von gesetzlich geforderten Ausgaben 
ins Budget zu erzwingen. Den Gemeinden steht die Berufung da- 
gegen zum Oberverwaltungsgericht (in Preußen) frei.^) 

a) Das Schulwesen. Den Gemeinden in Bumänien liegt die 
einzige Pflicht ob, die nötigen Schulräume, seien sie gemietet, selbst- 
erbaut oder Eigentum derselben, für den Elementarunterricht zur 
Verfügung zu stellen, dieselben einzurichten, mit den nötigen 
Materialien zu versehen, sowie instand zu halten. Die Besoldung 
des Lehrkörpers ist Sache des Staates. Den Gemeinden kommen 
auch die Departements mit gewissen Summen zu Hilfe. Außerdem 
wurde den Gemeinden, wie a. a. O. schon erwähnt wurde, eine 
andere Hilfe, zum Zwecke der Erbauung und Instandhaltung von 
Schulen, zuteil, durch die vom Staate gegründete mit einem Fonds 
von 30 Millionen dotierte „Schulkasse". Diese 1896 gegründete 
Institution hatte bis 1898 au die ländlichen Gemeinden die Summe 
von 4822 550 Frcs. verliehen, womit 209 Elementarschulen gebaut 
wurden. Die Gesamtzahl der Elementarschulen in den ländlichen 
und städtischen Gemeindeschulen für das Schuljahr 1901/1902, sowie 
die Zahl der Lehrer wie auch die Schulfrequenz, war folgende: 

Anzahl d. Schulen Lehreranzahl Schüleranzahl ^) 
Ländl. Gemeinden 3653 4694 282225 

Stadt. Gemeinden 385 1357 69688 

In der nun folgenden Tabelle geben wir die Ausgaben des Schuljahres 
1901/1902 für Schulzwecke detailliert für die Residenzstädte, für die 
sonstigen städtischen Gemeinden und für die ländlichen Gemeinden. 
Im Vergleich seien noch diejenigen Beträge, welche die Departe- 
ments für Schulzwecke leisten sowie die im Budget von 1901/1902 
des Unterrichtsministerium vermerkte Summe für den Elementar- 
unterricht : 



1) Eheberg a. a. O. S. 476ff. 

^) Die Tabellen sind aus dem Stat. Jahrbuch für Rumänien zusammen- 
gesetzt a. a. 0. 
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pro 1901/19021) 


in Frcs. 


Schnlzwecke 


^ ,^ Gesamtauscfaben 
Kultus , ^ . , 

d. Grememden. 


Eesidenzstädte 


908 633 


1148401 34476446 


Sonst, städt. Gemeinden 


117 578 


148 617 4420607 


Ländl. Gemeinden 


1412860 


353328 13075114 


Departementsbeitr. 


386659 


17624725 


Ausgab, d. Ministeriums 




Gesamtausgabe d. Unter- 


f. Kultus u. ünterr. 




richts u. Kultusministerien 


für d. Elementar- 




pro 1901/1902 


unterricht 


9433360 




Summa 


12 259 090 


24421570 



Es ist daraus ersichtlich, daß im Verhältnis zu ihren Gesamt- 
ausgaben die ländlichen Gemeinden den größten Betrag für Schul- 
zwecke opfern. Sie bilden 11,55^0 ^^r Gesamtausgaben. Aus der- 
selben Tabelle sind auch noch die Gesamtausgaben der Gemeinden für 
Eultuszwecke , welche sich auf Kirchenbau und ihre Erhaltung be- 
ziehen, ersichtlich.*) 

Die Gemeinde der Stadt Bukarest zahlte für Schulzwecke^ worin 
Miete für Schulhäuser, Erhaltung derselben, Einrichtungen usw. 
verstanden werden, folgende Summen: 

1901/1902 178000 Frcs. pro Kopf der 
1902/1903 153 600 ,, Bevölkerung 

1903/1904 160000 „ 0,56 Frcs. 



Diese Summen schwanken wenig und erscheinen im Verhältnis zu 
den Gesamtausgaben der Gemeinde sehr gering. 

Die Ausgaben der Stadt Bukarest für Kultuszwecke (Bau, Ein- 
richtung, Instandhaltung von Kirchen) waren um etliches größer als 
diejenigen für Schulzwecke. Sie stellten sich für die drei Finanz- 
jahre, von 1901/1902 bis 1903/1904, wie folgt: 



1) Wie Anmerk. 2 auf S. 80. 

') Im ganzen Lande waren im Jahre 1903 6 666 christliche Kirchen, 68 Klöster 
und 11 Moscheen. Stat. Jahrbuch S. 101. 

LV. 6 
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Ausgaben der Stadt Bukarest für Kultus. 

1901 1902 217,600 Frcs. pro Kopf der 
1902 1903 236,100 „ Bevölkerung 
1903 1904 261,600 „ 0,87 Frcs. 

h) Wege- und Bautenwesen. Die Leistungen für Wege 
und Chausseen sind für die ländlichen Gemeinden erstens in Form 
Yon Arbeit-; Spann- und Handdienste (dieselben durch einen fest- 
gesetzten Geldbetrag ersetzbar) und zweitens durch einen Zuschoß 
an die Departements geregelt. Jede ländliche Gemeinde besitzt ein 
„Budget für Wegewesen'^ Die Ausgaben der städtischen Gemeinden 
für Wege- und Bautenwesen werden durch eine Gebäudesteuer und 
eine Wegesteuer^) bestritten. Die Departements erheben ebenfalls 
für Wege- und Bautenwesen einen Betrag durch Zuschläge zu den 
Staatssteuem. Sie bestreiten jedoch des öfteren, dort wo diese 
Summen bei größeren Unternehmungen nicht ausreichen sollten, die- 
selben durch Anleihen. Die Kosten für Wege- und Bautenwesen 
(worin auch die Beleuchtung und Instandhaltung der Straßen etc. 
mit eingerechnet sind) beliefen sich 1901/1902 wie folgt :^ 

Anzahl Ausgaben der für Wege u. Bautenwesen 

32 Eesidenzstädte 7 896 530 Frcs. \ oQ^c^At-Aj^ 

39 sonst. Stadt. Gemein. 1021924 „ ) «^1^*04 J^rcs. 

2907 ländliche Gemeinden 792 700 „ 

32 Departements 2 908 649 „ 

Summa 12 619803 Frcs. 

Die städtischen Gemeinden und besonders die Eesidenzstädte 
scheinen die meisten Kosten zu tragen. Darin werden aber besonders 
die Beleuchtung und Erhaltung der Straßen, sowie das Bautenwesen, 
insbesondere zu verstehen sein, wogegen bei den ländlichen Gemeinden 
dieselben zum großen Teil ausfallen. (Die Bauten, wie z. B. Schulen, 
Kirchen etc. sind für die Gemeinden, wie schon erwähnt, in den 
Bubriken für Schulwesen und Kultus angeführt.) 

Für die Stadt Bukarest sind wir in der Lage die Ausgaben für 
„Technische Arbeiten" für fünf Jahre von 1899—1900 bis 1903—1904 
zu geben ; darin sind Yerwaltungskosten, Personalgehälter, Pläne und 



^} Ersatz für Arbeitsleistungen. 
^ Stat. Jahrbuch a. a. 0. S. 455. 
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Straßenalinierungen, Wasserleitung, Beleuchtung der StraBeii, Brücken 
und Chausseen, Straßenreinigung etc. zu verstehen: 

* 4 , 

Ausgaben der Stadt Bukarest für ,,Technische Arbeiten." 

Finanzjahr Ausgaben in Frcs. % der G-esamtausgaben 

1899/1900 3 684115 ^ 

1900/1901 3 619 613 

1901/1902 2 777 738 

1902/1903 2 682304 

1903/1904 2 698076 23% 

c) Armenwesen. Die Ausgaben der Gemeinden für Annen- 
wesen sind unter der Rubrik für „ärztliche Hilfe" (Service medical 
oder sanitaire) und „öffentliche Hilfeleistung" (Assistence publique) 
in den Budgets der (premeinden eingetragen. Sie beziehen sich auf 
kostenlose ärztliche Hilfe , Unterbringung von Armen , Kranken und 
Krüppeln sowie Irrsinnigen, Tauben, Stummen usw. in Krankenhäuser 
oder betreffenden Anstalten, indem die Gemeinden an die letzteren 
für die Verpflegung gewisse Beträge entrichten; dann beziehen si^ 
sich weiter auf städtische Anstalten für Findlinge und Waisen- 
kinder, für Nachtasyle, Volksküchen, Volksbäder, Unterstützung 
armer Schüler und schließlich in einer Reihe von Subventionen 
an privaten Wohltätigkeits- und Wohlfahrtsanstalten oder Vereinen. 
Bezüglich des Sanitätswesens wurde schon an anderer Stelle (siehe 
S. 66 ff.) gesprochen. Wie hoch sich die Ausgaben der Privat- 
stiftungen (deren Gründungen datieren bis aus dem 17. Jahrhundert) 
stellen, ist schwer festzustellen. Sie bilden jedoch ganz sicherlich 
die stärkste Quelle für das Armenwesen, ganz besonders aber für die 
Krankenfürsorge. Daß die ländlichen Gemeinden dabei schlecht 
wegkommen, kommt daher, daß sich die Anstalten zum größten Teil 
in den Städten befinden. Die Ausgaben der städtischen und länd- 
lichen Gemeinden sowie der Departements für das Armenwesen 
{Sanitätswesen und öffentliche Hilfe) wurden schon a. a. O. (siehe 
S. 77) mitgeteilt. 

Die Gemeinde Bukarest steht in den Ausgaben für Armenwesen 
sicherlich an erster Stelle in Eumäuien. Die Gesatntausgaben dafür 
beliefen sich, wie aus folgender Tabelle ersichtlich ist, für das Finanz- 
jahr 1903/1904 auf 603308 Frcs. 

6* ^ 



— 84 — 



Ausgaben der Stadt Bukarest für Armenwesen. ^) 
Ausgaben for 1903^1904 (Einnahmen) 



1. Ärztliche Hilfe 


472477 Frcs. 




2. Nachtasyl 


14549 „ 


— 


3. Volksküchen 


20879 „ 


6464 Frcs. 


4. Volksbäder 


6 704 „ 


5531 „ 


5. Siechen- n. Waisenh 


. 26 709 ^ 




6. Beiträge an Wohl- 






fahrtsanstiilten und 






Vereine, Hilfeleist. 


61 990 „ 





Gesamtsumme 603 308 „ 5 % d. Gesamtausgaben 

Die Gemeinde Bukarest bestreitet einen Teil (und zwar den 
größten) aus eigenen Mitteln, den anderen aus Revenuen von ihr 
för solche Zwecke übergebenen Kapitalien. 

Aus der Tabelle ist ersichtlich, daß die meisten Ausgaben der 
Stadt Bukarest, für ärztliche Hilfe geleistet werden, wogegen die 
anderen Beträge sich auf Erhaltung des Nachtasyls, der Volksküchen 
und Bäder, sowie in Zuschüssen ao die Wohltätigkeitsanstalten und 
Vereinen beziehen. 

Die Ausgaben für mehrere deutsche Städte beliefen sich 1894 
(nach Flinzers Jahrbuch der Städte VI. S. 201 ff.) wie folgt: 



Städte 

Berlin 
Hamburg 
München 
Leipzig 



Zuschüsse zn den Zuschüsse zu den Kosten der 

Kosten der offenen Armenpflege allg. städt. Krankenanstalten 



5827187 Mk. 
4096406 
848941 

670 785 



>7 



J9 



V 



JJ 



Halle a./S. (96/97) 409287 
Belgrad«) (1899) 76410 
Bukarest (1903/04) 482941 



j> 



>j 



» 



>> 



1 547 485 Mk. 
1050511 

515450 

440 763 „ 
Gesamtbetrag der Ausgaben. 



d) Feuerlöschwesen. Pflicht jeder G-emeinde ist, für das 
Feuerlöschwesen Sorge zu tragen. Für die ländlichen Gemeinden 
steht es noch sehr schlecht mit den Einrichtungen für das Feuer- 
löschwesen. Den städtischen Gemeinden ist der Staat insofern 
zu Hilfe gekommen, als er ihnen Militärmannschaften , ans- 



^) Zusammengestellt ans den Kechnangsausweisen der Stadt Bokarest pro 
1908A904. 

*) Aas Markowitsch : Die Gemeinden und ilir Finanzwesen in Serbien S. 56. 
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gerüstet mit den moderosten Feuerlöschgeräten zur Verfügung stellt, 
wofür aber die Gemeinden entsprechende Beiträge an den Staat zu 
leisten haben. Die Summe, welche die städtischen G-emeinden für 
den Feuerlöschdienst an den Staat (Kriegsministerium) zu leisten 
haben, belief sich in den Jahren 1893 — 1904 im Durchschnitt auf 
730000 Frcs.^) Die Stadt Bukarest zahlt allein davon alljährlich 
die Summe von 186000 Frcs.*) In Deutschland wird ein Teil der 
Kosten durch Zuschüsse des Staates, von YersicheruDgen sowie aus 
Erträgen von Arbeitsverdienst der Feuerwehr bestritten.*) Für das 
Jahr 1899/1900 betrugen sie (laut Tschierschky, in Neefes Jahr- 
buch 1902) für folgende: 



Städte: 


Ausgaben für Feuerlöschwesen. 


Berlin 


2 044 734 Mk. 


Hamburg 


1376912 „ 


Breslau 


339 201 „ 


München 


502319 „ 


Cöln 


225312 „ 


Belgrad *) 


24000 „ 


Bukarest 


148 000 .. 



Anbei geben wir noch für mehrere rumänische Städte die vom 
Kriegsministerium gestellten Mannschaften, sowie die Anzahl der 
Pumpen im Jahre 1895 : 



Städte 


Anzahl der Mannschaften 


Anzahl der Pumpen 


Bukarest 


254 


13 


Jassy 


118 


6 


Galatz 


65 


5 


Braila 


55 


5 


Craiova 


55 


5 


Botoschani 


50 


4 


Caracal 


100 


7 


Ploeschti 


50 


6 


Focschani 


50 


6 


Sonstige Städt.e 


927 


150 




Summa 1714 


Summa 206 



^) Stat. Jahrbuch für Rumänien S. 398. 

') Aus den Hechnungsausweisen der Stadt Bukarest entnommen« 

8) Eheberg a. a. 0. S. 479. 

*) Markowitsch a. a. 0. S. 56. 
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C. Die Ausgaben für fakultativ-kommunale Zwecke. , 

Zu diesen werden diejenigen gezählt^ die über das Minimum, 
welches für staatlich oder obligatorisch-kommunale Zwecke erforderlich 
ist, hinausgehen. Auch diese Ausgaben sind teilweise vom Gesetze 
geforderte, sIq werden jedoch von den Gemeinden, je nach Notwendig- 
keit oder im Maße ihrer finanziellen Verhältnisse, ausgeführt. Die 
Einrichtungen und Anstalten, die die Gemeinden durch dieselben ins 
Leben rufen, beziehen sich auf die Bequemlichkeit und Annehmlich- 
keit des Lebens der Gemeindeangehörigen sowie auch des öfteren 
auf ihre geistige Entwicklung. Man zählt zu diesen Ausgaben für 
fakultativ-kommunale Zwecke, diejenigen für den höheren Unterricht, 
Kunst, Wissenschaft, Museen, dann diejenigen für das Verschönerungs- 
wesen, wie Parkanlagen, Promenaden, Straßenerweiterungen, -Be- 
leuchtung, -Pflasterung, -Kanalisierung, -Reinigung etc., schließlich 
für Wasserleitungen , Markthallen , Schlachthöfe und dergleichen. 
Mit den Ausgaben für die letzteren Einrichtungen und Anlagen sind 
des öfteren auch Einnahmen verbunden, welche die Erhaltungskoßten 
derselben nicht nur decken, aber der Gemeinde auch nicht zu ver- 
achtende Überschüsse abwerfen. (Eheberg, Finanzwissenschaft. 1903. 
Kapitel über Gemeindefinanzwesen.) Diese Ausgaben werden meistens 
von städtischen Gemeinden geleistet, wo schon der geistige höhere 
Stand der Bevölkerung viel mehr Bedürfnisse dieser Art schafft. 
Die Ausgaben der Stadt Bukarest nehmen in dieser Beziehung in 
den Budgets einen bedeutenden Platz ein, wenn auch gleich zu- 
gegeben werden muß, daß die Gemeinde im Laufe der Jahre zu 
diesem Zwecke ganz bedeutende Anleihen aufzunehmen sich genötigt 
sah, wie z. B. für Kanalisierung, Wasserleitungen, Straßenr^gu- 
lierungen usw. und somit es fraglich erscheint, ob die Annuitäten 
und die Erhaltungskosten derselben durch die Einnahmen, die 
dieselben verursachten, gedeckt werden. Wenn wir von den Annui- 
täten absehen dann finden wir für Wasserwerke, für die Ausgaben 
pro 1903/1904, die Summe von 187 022 Pres., denen die Einnahmen 
davon, in der Höhe von 610 756 Pres, gegenüberstehen. Dies würde 
einen Ubersphußi von 423 734 Pres, ergeben. Für mehrere Städte 
Deutschlands belaufen sich die Überschüsse der Wasserwerke folgender- 
maßen: 
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in 1000 Mark: 

Berlin 5451 Dresden 892 

München 887 Nürnberg 238 

Leipzig 809 Belgrad 130 

Bukarest 338,9^) 

Während die Ausgaben für die Erhaltung der Markthallen und 
des Schlachthofes nur die verhältnismäßig geringe Summe von 
42 375 Eres, aufweisen, beliefen sich (1903/1904) die Einnahmen 
daraus auf 462939 Eres., was einen Überschuß von 420 588 Eres, 
ausmacht. Eür die Beleuchtung der Stadt Bukarest wurde im selben 
Einanzjahr die Summe von 554740 Eres, ausgegeben. Die Be- 
leuchtung mit Leuchtgas, welche in den meisten Straßen eingeführt 
ist, befindet sich in den Händen einer Gesellschaft; diejenige mit 
Elektrizität sowie mit Petroleum (letzteres nur mehr in Seitenstraßen 
der Vorstädte) wird von der Gemeinde in eigener Eegie betrieben. 
Eür Kehricht und Reinigung der Straßen sorgt die Gemeinde selbst. 
Die Kosten betrugen 55 631 Eres., welche zu einer Einnahme von 
159 712 Eres, einen Überschuß von 104081 Eres, ergibt. Auch in 
vielen deutschen Städten geschieht ^ie Reinigung der Straßen, sowie 
die Abfuhr des Haus- und Straßenkehrichts auf Kosten der Stadt. 
Nach den Zusammenstellungen Eliuzers im Jahrbuch der Städte YII 
S. 197 ff. betrugen im Jahr 1896/97 die: 







Ausgaben 


Eiunalimen 


Berlin 




2842965 Mk. 


185 749 Mk. 


Leipzig 




192020 „ 


77121 „ 


Dresden 




423 285 „ 


243 781 „ 


München 




260 875 „ 


101 390 „ 


Beigrad (1903) 


40 225 „ 


. 21640 „ 


Bukarest 


1903/04 


44548 „ 


83 185 „ 



Eür die Erhaltung der Gärten sowie für Gartenanlagen, gab die 
Gemeinde Bukarest die Summe von 26 295 Eres. aus. Schließlich ist 
noch zu bemerken, daß die Stadt für das rumänische National- 
theater (Ausgaben für Kunstpflege) die Summe von 40000 Eres, 
alljährlich spendet. Wir geben hier eine zusammenfassende Dar- 
stellung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden und der De- 
partements pro 1901/1902. (Siehe Tabelle auf S. 89.) Wir bedauern 

') pro 1903/1904. : 
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lebhaft;, daß die Yeröffentlichungen der G-emeindefinanzen erst mit' 
diesem Finanzjahr begonnen haben. Es sind dies bis Dato die ersten 
und auch noch die letzten Angaben darüber. Wir können deswegen 
nicht in Erfahrung bringen, welche Schwankungen die Budgets der 
Gemeinden während anderer Finanzgahre aufwiesen. Wir glauben 
aber annehmen zu können, daß dieselben keinen besonderen Schwan- 
kungen ausgesetzt waren, erstens: infolge der schlechten finanziellen 
Lage der ländlichen G-emeinden, wodurch dieselben verhindert waren , 
ihren Aufgaben nachzukommen; zweitens: die günstige Lage der 
städtischen Gemeinden, welche denselben ermöglichte, die Ausgaben, 
zu ihrer Entwicklung aus den XJberschüiBsen der Einnahmen zu decken 
(oder durch Anleihen), so z. B. die Stadt Bukarest, deren Ausgaben 
seit sechs Jahren (wie weiter unten ersichtlich) unwesentliche Schwan- 
kungen aufweisen. Durch die Einführung des „kommunalen Fonds^ 
(nach Abschaffung des Oktrois) sind ein gut Teil von den Ver- 
waltungskosten gestrichen worden , wodurch die Ausgaben Bukarest's 
eine Verminderung' erlitten haben. Danach ist anzunehmen, daß eine 
Verminderung der Verwaltungskosten auch bei den anderen städtischen 
Gemeinden eingetreten ist, doch können wir das leider nicht fest- 
stellen. Anzunehmen ist ja schließlich doch, daß die Ausgaben der 
Gemeinden in den letzten 10 — 15 Jahren sich erhöht haben, was 
doch aus dem Aufblühen der Städte wenigstens, sogar mit Sicherheit 
gefolgert werden kann. Aus der Tabelle ersehen wir, daß die meisten 
Ausgaben die Verwaltungskosten bilden, welche im Verhältnis zu 
ihren Gesamtausgaben für die länjdlichen Gemeinden beinahe die 
Hälfte, während sie für die städtischen Gemeinden beiläufig ein 
Fünftel ihrer Gesamtausgaben betragen. In zweiter Reihe dürfte die 
Summe von über 11 Mill. Frcs. (mit den Rückständen über 13 Mill.) 
in Annuitäten hervorzuheben sein. Zu ihren Gesamtausgaben bilden 
hier diese Ausgaben für die ländlichen Gemeinden einen verhältnis- 
mäßig sehr geringen Betrag, welcher aber für die Stadtgemeinden 
ein desto größerer ist. Zu bemerken ist, daß bei der Summe von 
9 597 458 Frcs., welche die Residenzstädte (32 an der Zahl) für 
Annuitäten 1901/1902 gezahlt haben, auf die Stadt Bukarest allein 
5427479 Frcs. entfallen. (Siehe Tab. auf S. 91.) Die große Summe, 
welche die Stadtgemeinden für Annuitäten jährlich zu bezahlen haben, 
beweist uns, daß dieselben durch die Anleihen in die Lage kamen, ihren 
Aufgaben nachkommen zu können. Ihre Finanzen gestatteten ihnen dies ; 
während bei den ländlichen Gemeinden, von denen ein größerer 
Prozentsatz kaum die Verwaltungskosten zu decken vermochte, die 
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Aufnahme von Anleihen ausgeschlossen war. Hieraus erklärt sich 
wiederum das enorme Zurückbleiben derselben den städtischen gegen- 
über,^) der große Gegensatz zwischen den städtischen und ländlichen 
Gemeinden. An dritter Stelle kommen die Ausgaben für Wege und 
Bautenwesen, in welchen die Beleuchtung der Straßen, das Reinigungs- 
wesen usw. mit einberechnet ist. In der Summe von 9 711000 Fr es. 
sollte richtig auch diejenige der Departements von 2 908 000 Frcs. hin- 
zugefügt werden, denn letztere Ausgaben der Departements werden 
durch besondere Zuschläge zu den Staatssteuern für die Departements 
erhoben. Für die anderen Ausgaben verweisen wir auf die Tabelle 
auf Seite 89. Aus derselben ist schließlich ersichtlich, inwieweit die 
Departements (deren Einnahmen aus Zuschlägen zu den Staatssteuern 
oder aus direkten Zuschüssen von Seiten des Staates bestehen) den 
Gemeinden in der Erfüllung ihrer Aufgaben zur Seite stehen. 



Tabelle der Einnahmen und Ausgaben der Stadt Bukarest. 

12 Jahrgänge zwischen 1832—1898.-) 

(in Frcs.) 



Jahrgang 


Einnahmen 


Ausgaben 


• • 

Überschuß 


Fehlbetrag 


1832 


218 641 


194 814 


23 827 




1859 


447 268 


445 730 


28538 




1866 


2 652 431 


2 528 987 


23 444 




1877 


5 838 201 


6 055 764 




217 563 


1880/81 


7 371 164 


7 801 032 




429868 


1884/85 


8 649 885 


8 355 092 


294 793 




1889/90 


9 607 595 


9 592411 


15184 




1893/94 


11 608 382 


11 580 826 


27 556 




1894/95 


11 465 452 


12 124 105 




658653 


1895/96 


12 693 252 


12 388 590 


304662 


-^ 


1896/97 


13 972 900 


12 305 200 


1 667 700 




1897/98 ») 


13 528 843 


13541206 




12 363 



^) Wir glaubten die Besprechung der Annuitäten auch hier bei den „Ausgaben" 
(obwohl sie später zum Kapitel über das Schuldenwesen gehören) in dieser Form 
bringen zu müssen, um bei jeder Gelegenheit und im Interesse der Klarheit, den 
großen Gegensatz zwischen den städt. und den ländl. Gemeinden sowie die Ur- 
sachen, welche dies bedingten, festzustellen. 

*) Entzogen aus den Rechnungsausweisen der Stadt Bukarest. 

') Voranschlag pro 1897/98, da der ßechnungsausweis leider unauffindbar ist. 
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Dritter Abschnitt. 

Die Einnalimeii. 

Kapitel I. 

Die Erwerbseinkünfte. 

Die Gemeinden in Rumänien, sowohl die ländlichen wie die 
städtischen, haben keinen Besitz an Grund und Boden (unbeweglichem 
Vermögen), sogenanntes Kämmereivermögen, und folglich auch 
keine Einnahmen daraus. Der einzige Besitz der Gemeinden besteht 
in Gebäuden oder Grundstücken im Innern der Städte und Dörfer. 
Durch die Vermietung derselben fließen den Gemeinden aber spär- 
liche und kaum festzustellende Beträge zu. In den Städten sind die- 
selben meist infolge der Alinierung von Straßen bei Expropriationen 
in den Besitz der Gemeinden gefallen. 

Für die ländlichen Gemeinden Rumäniens ganz besonders bildet 
das Fehlen von Einnahmequellen aus dem Gemeindebesitz eine emp- 
findliche Lücke. Es ist vielleicht eine der maßgebendsten Ursachen, 
welche einer natürlichen Entwicklung des Finanzwesens der länd- 
lichen Gemeinden entgegenstand. Man betrachte die Vorteile, 
welche den Gemeinden in Deutschland (besonders Bayern), Oster- 
reich-üngarn , Holland usw. dadurch erwachsen, daß sie ihre 
Einkünfte zum großen Teil auf die Erträge ihres Vermögens 
an Grundbesitz (Forsten) basieren, wodurch sie eine natürliche und 
sichere Einnahmequelle besitzen und nicht in die unangenehme 
Lage kommen, ihre sämtlichen Einnahmen auf Zuschläge zu den 
Staatssteuem , sonstigen Steuern, auch Aufwandssteuem und 
Gebühren zu stützen. Das ganze Finanzsystem der Gemeinden 
richtet sich dort nach den Erwerbseinkünften der Gemeinden. Je 
größer die Erwerbseinkünfte derselben sind, desto weniger Steuern 
und Abgaben sind nötig. Da nun aber in Rumänien die Einnahmen 
der Gemeinden aus Erwerbseinkünften für die ländlichen Gemeinden 
gänzlich in Wegfall kommen, mußte notgedrungen ein finanzwirt- 
schaftliches System geschaffen werden, in dem die Einnahmen der 
Gemeinden, wie wir sehen werden, auf die Zuschläge der direkten 
Staatssteuem, auf Aufwandsteuern, Gebühren usw. sich stützen. 
Hätten die Gemeinden Rumäniens Erwerbseinkünfte aus Grundbesitz 
gehabt, dann wäre ein so kompliziertes, in der ungleichen Veranlagung 
der Steuern so mangelhaftes System nicht nötig gewesen. Sicher- 
lich stünde es heute auch mit dem Finanzwesen der ländlichen Ge- 
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meinden viel besser und die ländlichen Gemeinden wären auch auf 
einer anderen kulturellen Stufe angelangt, als sie es heute sind. 

Die Erwerbseinkünfte der rumänischen Gemeinden beziehen sich, 
wie schon oben erwähnt, auf die Erträge aus den Vermietungen von 
Gebäuden (die nicht zu Gemeindezwecken verwendet werden), Grund- 
stücken, Vermietungen der Fleischbänke in den Hallen, dann von 
Plätzen auf Märkten (dazu Wochen- und Jahrmärkten) usw. Die- 
selben sind unter „spezielle Einnahmen^' in den Budgets angegeben 
und beliefen sich für das Finanzjahr 1901 — 1902 für: 

die Residenzstädte 3 597 767 Frcs. 

die sonstigen Stadtgemeinden 490524 „ 
die ländlichen Gemeinden 379 947 „ 

Summa 4468238 Frcs. 

Aus dem Budget der Stadt Bukarest pro 1903/1904 ist zu ent- 
nehmen, daß die Gemeinde aus den Vermietungen ihres Immobilien- 
besitzes die Summe von 556 699 Frcs. eingenommen hat. Damit sind 
aber die Erwerbseinkünfte der Stadt Bukarest nicht erschöpft, denn 
dieselbe hat ja auch Einnahmen aus den Unternehmungen, wie z. B. 
Straßenreinigung , Wasserleitungen , öffentliche Badeanstalten und 
Speisehäuser usw., wenn auch hier nicht der erwerbsmäßige finanzielle 
Charakter vorliegt, als die Tendenz, einem öffentlichen Bedürfnis zu 
dienen.^) Bei Besprechung der Ausgaben für dieselben wurden 
gleichzeitig auch die Einnahmen aus denselben den Ausgaben gegen- 
übergestellt.^) Es ist daraus ersichtlich gewesen, daß für Wasser- 
leitungen und Straßenreinigung die Einnahmen davon den Ausgaben 
gegenüber bedeutende Überschüsse aufwiesen, während für die Bade- 
anstalten und Speisehäuser die Einnahmen unter den Ausgaben blieben. 

Die Einnahmen aus dem Grundvermögen einiger deutschen Städte 
verglichen mit denjenigen der Stadt Belgrad (Serbien) und Bukarest 
beliefen sich (nach Conrads Hwb. d. Stw.): 

Grundvermögen Vermietung öffentl. Plätze 

in Mark 



Berlin 1886 


978 732 




1 076 062 


München 


1114792 




234971 


Dresden 


747 694 




149 214 


Nürnberg 


1 125 228 




22398 


Belgrad 1888 




365 340 




Bukarest*) 1894/95 




262 950 





1) Eheberg a. a. O. S. 483. «) Siehe 8. 86ff. 

») Stat. Jahrbuch der Stadt Bukarest. 1896 S. 588. 
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Wie groß das unbiewegliche Vermögen der Gemeinden in 
Bumänien ist, wurde bis jetzt noch nicht festzustellen versucht. 
Nicht einmal für die Stadt Bukarest ist das geschehen^ obwohl die 
Absicht für letztere schon längst vorliegt. ^) — In letzter Zeit haben 
eine Beihe von Gemeinden, darunter auch ein paar besser situierte 
ländliche, die ihnen aus den Einnahmen erzielten Überschüsse über 
die Ausgaben, die somit für die Gemeinden ein bewegliches Ver- 
mögen in Geld darstellten, mit günstigen Leihzinsen weiter ver- 
liehen, indem sich ihnen scheinbar dadurch eine neue Er- 
werbsquelle schuf. Diese Einrichtung, welche sich auch in anderen 
Ländern vorfindet, kann unseres Erachtens für Bumänien nicht 
von großem Vorteil sein , wenn man die geringe Summe von nur 
23898 Eres, betrachtet, die die ländlichen Gemeinden dafür einnehmen. 
Sie bilden kaum 0,18% der Gesamteinnahmen der ländlichen Ge- 
meinden. (Für die städtischen Gemeinden besitzen wir keine Angaben.) 

So sieht, es also mit den spärlichen Erwerbseinkünften der Ge- 
meinden in Bumänien aus. Wenn dieselben in anderen westeuropäischen 
Ländern (ja sogar in Serbien) den Gemeindefinanzen zum großen 
Teil als Grundlage dienen, so spielen sie in Bumänien gar keine 
Bolle. Somit blieb also nichts anderes übrig, als das Gemeinde- 
finanzsystem auf Steuern und Gebühren aufzubauen. 

Kapitel IL 
Die Einnahmen öffentlich-rechtlicher Natur. 

Gemeindebesteuerungs System. 

Die „Beglements organiques^^ vom Jahre 1831 und 1832 haben 
«owohl für die städtischen wie für die ländlichen Gemeinden ein 
Finanzbesteuerungssystem aufgestellt , welches für die städtischen 
Gemeinden Bumäniens grundlegend war. Es bestand für die Städte 
aus Zuschlägen zu den direkten Staatssteuern (Kopfsteuer und Ge- 
werbesteuer) aus indirekten Gemeindesteuern (städtisches Oktroi) , aus 
direkten Gemeindesteuern (Luxussteuern usw.), sowie aus Gebühren. 
Für die Landgemeinden waren nur Zuschläge zur Kopfsteuer vor- 
gesehen. Dieses System ist, wie ersichtlich, dem französischen Ge- 
meindebesteuerungssystem nachgebildet. Es hat sich mit der Zeit 
immer mehr ausgebildet, und besteht, wenn auch ii^ etwas veränderter 
Form (durch die Beform des Oktrois) auch heute noch in Bumänien. Es 

^) Persönliche Mitteüang des Direktors des statistischea Bureaus der Stadt 
Bukarest an den Verfasser dieser Schrift. i 
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hat sich ausgebildet und den zeitgemäßen Yerbältnissen angepaßt^ 
erstens durch die Neuorganisation des Finanzbesteuerungswesens des 
neugebildeten rumänischen Staates (1859), zweitens durch die Organi- 
9ation der Gemeinden (1864), wodurch den ländlichen Gemeinden 
größere Einnahmequellen bewilligt wurden, drittens in der Schaffung 
von Maximumgesetzen (nach franz. Muster), wodurch besonders das 
Oktroi und Gebühren wesen, sowohl für die städtischen wie für die 
ländlichen Gemeinden geregelt wurde, und schließlich in allerletzter 
JZeit (1903) durch die Reform des Oktrois und der Gründung des 
^^Kommunalen Fonds" (nach belgischem Muster). Es sei noch hin- 
zugefügt, daß genau wie in Frankreich auch in Rumänien den 
Departements zur Erledigung ihrer Aufgaben, Zuschläge zu den 
<litekten Staatssteuem bewilligt wurden. Wir sehen also, daß dieses 
System auf dem Staatssteuersystem aufgebaut ist. Hier liegt das 
Prinzip der Leistungsfähigkeit vor, auf das sich ja bekanntlich das 
staatliche Steuersystem stützt. Ganz anders liegen die Dinge in 
Deutschland, wo zum größten Teil das Prinzip der Leistung und 
Gegenleistung bei den Gemeindesteuern herrscht. Demnach iat der 
Finanzbedarf der Gemeinden in erster Reihe durch Erwerbseinkünfte, 
•Gebühren und Beiträge zu decken, so daß man erst, wenn dieselben 
nicht ausreichen sollten, zu Steuern Zuflucht nimmt. In erster Reihe 
kommen in diesem Falle die direkten Steuern, z. B. von Grundbesitz 
und Gewerbebetrieb (sog. Realsteuer), sowie vom Einkommen, indem 
dieselben nach besonderen den örtlichen Verhältnissen angepaßte^ 
Grund- und Gewerbesteuern erfolgen, oder es kann die Besteuerung 
nach Prozenten der vom Staate veranlagten Grund-, Gebäude- und. 
-Gewerbesteuer stattfinden. (Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 
1893 und Novelle vom 30. Juli 1895, Preußen). An Stelle der Ein- 
kommensteuer können in Preußen auch Aufwandssteuern treten. 
Die Neueinführung von Miet- und Wohnungssteuem ist jedoch 
nicht zulässig. Auch in Bayern liegt dasselbe Prinzip der Leistung 
und Gegenleistung vor. Die direkten Steuern der bayrischen Ge* 
meinden, Umlagen genannt, werden in Prozenten von sämtlichen 
Staatssteuern erhoben. Ganz verschieden von den anderen deutschen 
Staaten ist Sachsen, wo die Gemeinden ihr Steuerwesen selbständig 
regeln, soweit natürlich nicht reichs- und landesrechtliche Be- 
schränkungen entgegenstehen. Hier liegt also eine weitgehende 
Autonomie vor. Frankreich steht, wie erwähnt, auf ganz anderem 
Standpunkte wie die deutschen Staaten. Hier spielen die Zuschläge 
zu den direkten Staatsstßuem , d. s. der Grund-, der TüiT', und^ 
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Fenster-, der Personal- und Mobiliar-, sowie der Gewerbesteuer 
(Patentsteuer) eine bedeutende Rolle, neben welchen sich ganz be- 
sonders für die Städte das Oktroi als ein wichtiger Faktor hinzu- 
gesellt. Es kommen hinzu die übrigen selbständigen Kommunalsteuem, 
wie die Luxussteuem auf Wagen, Pferde, Fahrräder, die Hunde- 
steuer sowie Anteile der Gemeinden an der staatlichen Jagdschein- 
steuer. Die Tarifsätze der Zuschläge sowie des Oktrois sind in 
Frankreich durch Maximumgesetze (lois des Maximum) festgestellt. 
In Rumänien sind die Zuschläge zu den direkten Staatssteuem eben- 
falls durch Maximumgesetze festgestellt. Dieselben beziehen sich auf 
die staatliche Grundsteuer, Gewerbesteuer, Wegesteuer und Lizenz- 
steuer (beim Verschleiß alkoholischer Getränke). Für die ländlichen Ge- 
meinden werden für die Wegesteuer, Hand- und Spanndienste ver- 
langt, welche jedoch auch durch Geldbeträge ersetzt werden können. 
Auch die Departements beziehen zur Deckung ihres Finanzbedarfs 
Zuschläge zu den direkten Staatssteuern. In zweiter Reihe kam das 
Oktroi, welches besonders den Stadtgemeinden bedeutende Einnahmen 
brachte, da für die ländlichen Gemeinden nur ein ganz geringer Teil 
der Gegenstände, und in beschränkten Tarifsätzen, zur Besteuerung kam. 
Das Oktroi wurde 1903 einer Reform unterzogen und durch den „kommu- 
nalen Fonds" ersetzt, wodurch den ländlichen Gemeinden besondere 
finanzielle Vorteile erwuchsen. Für die städtischen Gemeinden wurden 
auch in ausgedehnterem Maße neue selbständige kommunale Steuern 
zugelassen (Luxussteuern). Dem Gebührenwesen, das in Rumänien 
bisher eine geringe Rolle spielte, wurde durch ein kürzlich geschaffenes 
Gesetz eine Erweiterung zuteil. Auch hier sind die Tarifsätze der 
städtischen Gemeinden bedeutend höher als diejenigen der ländlichen. 

I. Die Zuschläge zu den direkten Staatssteuern. 

Die Einnahmen der Gemeinden von den Zuschlägen zu den 
direkten Staatssteuern sind im Verhältnis zu den Gesamteinnahmen 
von geringer Bedeutung. Sie bilden keine 9 % ^^r Gesamteinnahmen, 
Trotzdem dieselben sichere in jedem Jahre für die Gemeinden wieder- 
kehrende Einnahmen sind, wurden sie mehr zum Zwecke der Depar- 
tements ausersehen, indem man den Gemeinden andere direkte 
Steuern, sowie auch Aufwandsteuern, als Haupteinnahmequellen bot. 
Die Gemeinden lenkten aber auch ihr Hauptaugenmerk auf die letz- 
teren, wodurch sich der geringe Prozentsatz der Zuschläge zu den 
Gesamteinnahmen der Gemeinden erMären läßt. Die Gemeinden 
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sind berechtigt zu folgenden direkten Staats8teuem Zuschläge zu 
erheben : 

1. Grundsteuer, 2. Gewerbesteuer, 3. Wegesteuer, 4. Lizenzsteuer 
(für den Verschleiß alkoholischer Getränke). Die Zuschläge werden 
von den Gemeinden festgestellt, dürfen jedoch nicht über die 
Maximalhöhe, welche durch das Maximumgesetz festgesetzt ist, gehen. 
Es war immer ein Unterschied zwischen den Maximalsätzen der länd- 
lichen und der städtischen Gemeinden, indem für die ersteren der 
Maximalsatz geringer war als für die letzteren. Dieselben beliefen 
sich nach den Gesetzen von 1893 und 1903 für die ländlichen 
Gemeinden auf 20%, für die städtischen Gemeinden auf 40% Zu- 
schlag zu den direkten Staatssteuern. Die Einnahmen der ländlichen 
Gemeinden aus Zuschlägen zu den direkten Staatssteuern beliefen 
sich für das Finanzjahr 1901/1902 auf 3800531 Eres., was zu den 
Gesamteinnahmen der ländlichen Gemeinden 26 % ausmächt. Für die 
städtischen Gemeinden beliefen sie sich auf 2 157 192 Frcs., was zu den 
Gesamteinnahmen der städtischen Gemeinden 5 % ausmacht. Aus 
der Tabelle auf Seite 89 kann man ersehen, wie sich diese Einnahmen 
zu den sonstigen Einnahmen der Gemeinden stellen. Es wurde 
weiter oben hervorgehoben, daß die Departements zu Deckung ihres 
Finanzbedarfs, welcher zur Ausführung ihrer Aufgaben nötig ist, 
ebenfalls Zuschläge zu den obenerwähnten direkten Staatssteuern er- 
heben können. Die Ausgaben der Departements beziehen sich auf 
Verwaltungskosten, Sanitäts- und Armenwesen, für Unterricht und 
ganz besonders für Wege- und Bautenwesen. Nachdem den Depar- 
tements, außer Subventionen oder anderen außerordentlichen Ein- 
nahmequellen, keine anderen Einnahmen zur Verfügung stehen, sind 
sie in der Hauptsache auf die Zuschläge zu den direkten Staats- 
steuern angewiesen. Die Höhe der Zuschläge , welche vom Depar- 
tementsrat festgestellt wird, richtet sich ebenfalls nach dem Maximal- 
tarif der Maximumgesetze. Der Maximalsatz für die Departements 
ist 30% Zuschlag zu den direkten Staatssteuem. Die Einnahmen 
der Departements aus Zuschlägen zu den direkten Staatssteuern be- 
liefen sich pro 1901/1902 auf 12322 381 Frcs., was zu den Gesamt- 
einnahmen der Departements 63 % ausmacht. Wenn wir die Ein- 
nahmen der Gemeinden aus den Zuschlägen denjenigen der Depar- 
tements gegenüberstellen, sehen wir, daß die Summe der letzteren 
beinahe das Dreifache der ersteren bildet. 

In Frankreich sind die Kommunalzuschläge zu den direkten 
Staatssteuern genau durch die Staatsgesetzgebung geregelt, so daß 

LV. 7 
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den Gemeinden und Departements auf diesem Gebiete „eine im 
wesentlichen gebundene Marschrouten" vorgeschrieben ist. Sie be- 
sitzen deutlich den steuerpolitischen Charakter von „Zwecksteuern" 
Hier bezeichnet das Gesetz für eine oder mehrere Steuern, die genaue 
Höhe der Zuschläge oder einen Maximalsatz, bis zu welchem gegangen 
werden darf, sowie zu welchem Zwecke diese Zuschläge zu erheben 
sind. Sowohl die Departements, wie die Gemeinden Frankreichs 
haben ein „ordentliches" und ein „außerordentliches Budget". Die 
Zuschläge für das „ordentliche" der Gemeinden sind folgende: 
1. 5 Centimes im Maximum nur auf Grund- und Personal- und 
Mobiliarsteuer für die ordentlichen allgemeinen Bedürfnisse, falls zu 
deren Deckung ein solcher Steuerbedarf vorliegt. 2. Eventuell bis 
5 Centimes auf alle 4 direkten Steuern für das Vizinalwegewesen. 
3. Bis 4 Centimes auf alle 4 direkten Steuern, für den Primärunter- 
richt, u. a. weniger wichtige. Zusammengefaßt stellen sie sich je 
14 Centimes für die Grund- und Personal- und Mobiliarsteuer, und je 
9 Centimes für die anderen beiden Steuern. Für das außerordent- 
liche Budget werden Zuschläge zu außerordentlichen Ausgaben zur 
„Nützlichkeit für die Gemeinden", (d'utilit6 communale) vom Muni- 
zipalrat auf alle 4 direkten Steuern in den Grenzen der Gesetze 
festgesetzt. Für die Departementszuschläge, welche ebenfalls zu 
gesetzlich bestimmten Zwecken (Bestreitung ordentlicher Departements- 
ausgaben , Vizinalwege , Primärunterricht usw.) erhoben werden, 
stellen sich die Maximalsätze: 37 Centimes für die Grund- und 
Personalsteuer, 12 Centimes für die Tür- und Fenstersteuer und 
für die Patentsteuer. ^) In Rumänien ist die Zweckbestimmung der 
Zuschlagserhebung nicht so streng durchgeführt, wie in Frankreich. 

Nur bei den Departements tritt eine genauere Zweckbestimmung 
ein. Die Departements haben nämlich ein besonderes „Budget der 
Wege". In dasselbe fließen von den Einnahmen aus den Zuschlägen 
nur soviel, als zur Deckung des Finanzbedarfs für Wegebauten und 
anderen technischen Arbeiten erforderlich ist. Meistens wird aber 
bei größeren Unternehmungen zu Anleihen gegriffen. — Für das 
Finanzjahr 1901 — 1902 waren z. B. die Einnahmen der Departements 
aus Zuschlägen zu den direkten Staatssteuern zum speziellen Zwecke 
der Wegebauten und anderen technischen Arbeiten auf 4445454 Frcs. 
festgesetzt (während der Rest aus den Zuschlägen in der Höhe von 
7 876 927 Frcs. für Verwaltungskosten, Sanitätswesen, Schulzwecke usw. 



1) A. Wagner, Finanzwissenschaft 111. 1889 S. 872 ff. 
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in da8 eigentliche „Zehntelbudget" floß). Für die Gemeinden sind 
keine Zweckbestimmungen über die Einnahmen aus den Zuschlägen 
festgesetzt. Sie wären ja übrigens in Anbetracht der relativ geringen 
£olle, die sie zu den sonstigen Einnahmen der Gemeinden spielen^ 
zwecklos. Es wurde ja weiter oben schon erwähnt, daß die Ein- 
nahmen der städtischen Gemeinden aus den Zuschlägen zu den 
•direkten Staatssteuern kaum 5 % betragen. Die Gemeinden stützten 
also ihre Einkünfte auf andere Einnahmequellen, insbesondere auf 
Oktroi, wodurch die Zuschläge zu den direkten Staatssteuern in den 
Hintergrund traten. Im Vergleich zu Frankreich sehen wir, daß die 
Zuschläge für die Departements hier wie dort dieselbe Bedeutung 
haben, wogegen für die rumänischen Gemeinden im Gegensatz zu den 
französischen (wo sie beinahe auf derselben Stufe mit den Einkünften 
aus dem Oktroi stehen) weit zurücktreten. Für die Stadt Bukarest 
beliefen sich die Einnahmen aus den Zuschlägen zu den direkten 
Staatssteuem pro 1901/02 auf 822187 Frcs. Das sind 6,9<>/o der 
Gesamteinnahmen. 

n. Die übrigen selbständigen Kommunalsteuern. 

Außer den Zuschlägen zu den direkten Staatssteuern stehen den 
■Gemeinden Rumäniens noch eine Reihe anderer direkter Steuern rein 
kommunalen Charakters als Einnahmequellen zu Gebote (von dem 
Oktroi abgesehen). Wenn sie auch keine bedeutenden Steuerquellen 
sind, so tragen sie doch auch mit dazu bei, den Gemeinden zur 
Deckung ihres Finanzbedarfs einigermaßen zu Hilfe zu kommen. 
Denn, um es gleich herauszusagen, bilden die ganzen Einnahmen aus 
sämtlichen Steuern, d. h. den Zuschlägen zu den direkten Staats- 
steuem, den übrigen selbständigen Kommunalsteuern, sowie auch 
die Gebühren, noch nicht die Summe, die die kommunalen Aufwands- 
steuern (Oktroi) ergeben. Bei den letzteren liegt der eigentliche 
Stützpunkt in den Einnahmen der Gemeinden. Die Einnahmen 
AUS den ersteren können selbständig, im Vergleich zu den kommunalen 
Aufwandssteuern, oder im Vergleich zu der Gesamtsumme der Ein- 
nahmen, zu keiner Bedeutung gelangen. 

Die übrigen selbständigen Kommunalsteuem, von denen in diesem 
Kapitel die Rede sein soll, sind folgende: 1. die Wegesteuer, 2. die 
spezielle kommunale Gebäude- und Grundsteuer, 3. Gewerbebetriebs- 
steuern, 4. Luxussteuern, 5. Lustbarkeitssteuern, 6. Mitgiftsteuer. 

7. Baumaterialiensteuer. 

7* 
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1. Die Wegesteuer. 

Sie wurde in KumäDien mit dem Wegegesetz von 1868 ein- 
geführt und hat große Ähnlichkeit mit der französischen Wege- 
stener. Für die ländlichen rumänischen Gemeinden besteht noch 
heute und nach dem letzten Gemeindegesetz (von 1904) noch in ver- 
schärfterem Maße die Bestimmung, daß die sämtlichen Einwohner 
der Dörfer (zwischen 21 nnd 60 Jahren) dazu angehalten werden 
müssen, eine Reihe von Arbeitstagen im Jahre zur Erbauung^ 
von Kommunal- und Vizinalwegen, Entwässerungen, Meliorationen usw. 
zu leisten. Die „Leistungen" (prestations) die die Gemeinden ebenso 
wie in Frankreich den Pflichtigen in Form von Hand- und Spanndienste 
auferlegen, können auch durch einen Geldbetrag ersetzt werden. Für 
die städtischen Gemeinden liegt nur ein Ersatz in Geld vor. In. 
Frankreich hat sich diese durch das Gesetz vom 21. Mai 1836 be- 
sonders geregelte Steuer bestens bewährt und besteht auch jetzt 
noch zur Zufriedenheit der Bevölkerung, die, besonders auf dem 
Lande, die Naturalleistung den Geldabgaben vorzieht. Die Ein-^ 
richtung, der Kombination zwischen Arbeitsleistung und Geld- 
abgabe nennt Adolf Wagner eine „steuerpolitisch sehr beachtens- 
werte"; auch könne sie heute noch am Platze sein, wenn man sie 
passend und ohne Schikane zu gestalten weiß und die Wahl zwischen 
Geldzahlung und Arbeitsleistung läßt.^) Leider hat dieses System in 
Rumänien bis jetzt versagt; den besten Beweis dafür finden wir in 
dem Ergebnis über den Stand des Kommunal- und Vizinalwegewesens in 
Rumänien. Eine Berechnung des Ministeriums der öffentlichen Ar- 
beiten stellte 1901 fest, daß, wenn die in den Gemeindeverzeichnissen 
eingetragenen Arbeitstage geleistet worden wären, man (1901) über 
eine Länge von 35000 km Kommunal- und Vizinalwege verfügen 
müßte. In Wahrheit finden sich aber nicht mehr wie 18 000 km vor. 
Die Ursache liegt in der schrecklichen Mißwirtschaft und den Un- 
regelmäßigkeiten, die sowohl bei der Eintragung der Verpflichteten 
in die bezüglichen Gemeinderollen, wie auch in der Nachlässig- 
keit bei der Erhebung der Geldabgabe. Diese Unregelmäßigkeiten 
herrschen teilweise auch noch heute, wodurch es schwer wird, zu be- 
stimmen, wieviel in Arbeitsleistung und wieviel in Geldabgaben ge- 
leistet wurde oder auch noch wird. In Frankreich stellten sich die 
Leistungen in natura auf 60% zu 40% Geldabgaben. Für das 
Finanzjahr 1901/1902 wurden die Einnahmen der Geldabgaben der 

1) Wagner a. a. 0. S. 881. 
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ländlichen Gemeinden ßumäniens für Wegewesen an Stelle der 
Naturalleistungen auf 807 554 Frcs. angegeben. Diese nichtige 
Summe im Vergleich zu einer Landbevölkerung von über 4^2 Millionen 
Seelen beweist uns, daß der Prozentsatz der Verpflichteten, die in 
natura leisten (oder auch nicht!), ein ungewöhnlich großer sein muß.^) 
Die Einnahmen der städtischen Gemeinden für dasselbe Finanzjahr 
beliefen sich auf 1719 249 Frcs. Bevor wir schließen, möchten wir 
noch für die ländliche Bevölkerung auf einige Punkte aufmerksam 
machen, die vielleicht auch dazu beigetragen haben mochten, diesem 
System der Arbeitsleistung und Geldabgabe zuwiderzulaufen. Wir 
meinen, daß die große Zahl der Bauern gerade in der schönen 
Sommer- und Herbstzeit, wann doch auch ein Chausseebau möglich 
erscheint, mit der Landwirtschaft beschäftigt ist, also von der Arbeits- 
leistung für Wegebau abgehalten wird; dadurch stehen zur nötigen 
Zeit den technischen Behörden oder den Bauunternehmern zu wenig 
Arbeitskräfte zur Verfügung. Andererseits kann man aber auch 
nicht von dem Bauer vor Ablauf des Jahres die Geldabgabe für die 
nicht geleistete Arbeit erheben, weil er noch nicht das nötige Geld 
besitzt. Dieses Abarbeiten der Tage, Verrechnen der Geldabgabe, 
das Sichhinziehen der Erhebung usw. bringt sicherlich viele Störungen 
und Unregelmäßigkeiten mit sich. 

2. Die spezielle kommunale Gebäude- und Grund- 
steuer. 

Dieselbe besteht in Rumänien nur für die städtischen Gemeinden. 
Sie hat mit den kommunalen Zuschlägen zur staatlichen Grundsteuer 
(impot foncier) nichts zu tun, ist also eine Steuer für sich. Trotz- 
dem beruht ihre Veranlagung auf der staatlichen Grundsteuer. Die 
städtischen Gemeinden sind demnach befugt, 4% auf den Ertrag der 
Häuser, sowie der leeren Grundstücke, welche sich in ihrem Rayon 
befinden, zu erheben. Für die Gebäude wird der von den staatlichen 
Steuerkommissionen festgesetzte Ertrag, wonach die staatliche Grund- 
steuer (impot foncier) berechnet wird, als Grundlage angenommen; 
für die leeren Grundstücke werden spezielle Steuerkommissionen er- 
nannt, welche die Taxierung des Wertes derselben in Geld vornehmen. 
Von der Wertsumme ausgehend, betrachtet man als Ertrag des leeren 



^) Die geleisteten Tage konnten nicht festgestellt werden, auoh folglich nicht 
die Summe, welche sie in Geldabgaben betragen hätte. Gewöhnlich wird an 
Stelle der zu leistenden Tage der Ersatz in Geld auf 6 Frcs. pro Kopf fest- 
gesetzt. 
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Grundstücks 5^/^, und schließlich wird letztere Summe mit einer 
Steuer von 4^/^ belegt. Die Grund- und Gebäudesteuer war in 
Preußen eine staatliche Ertragssteuer und wurde durch das Kom- 
munalabgabengesetz vom 14, Juli 1893 den Gemeinden überwiesen, 
indem die bis dahin bestehende Mietssteuer aufgehoben wurde. Die 
Grundsteuer spielt besonders in den süddeutschen Staaten eine be- 
deutendere Rolle (für Norddeutschland nähert sich nur Berlin den 
süddeutschen Verhältnissen), wo sie 13-28% ^on dem gesamten 
Steuerertrag ausmacht.^) In Frankreich hat man nur das Zuschlags- 
steuersystem zum „impot foncier'* und keine spezielle Grund- und 
Gebäudesteuer. In Rumänien besteht also außer der Zuschlagssteuer 
zum staatlichen „impot foncier'^ auch noch eine spezielle Grund- und 
Gebäudesteuer. Mit der Entwicklung der Städte hat sie immer mehr 
an Bedeutung zugenommen. Da sie sich jedoch nach dem Ertrag 
der Gebäude und Grundstücke zu richten hat, ist sie auch Schwan- 
kungen ausgesetzt. Das ersieht man deutlich aus den Einnahmen, 
welche sie während der Jahre aufwies. Für die Stadt Bukarest 
finden wir einen bedeutenden Rückgang in den Einnahmen dieser 
Steuer, für das Finanzjahr 1900/01, wie ersichtlich: 

Grund- und Gebäudesteuer. 



1896/97 


875 000 


Frcs. 


1898/99 


931 800 


59 


1899/1900 


935 800 


W 


1900/01 


878 200 


« 


1901/02 


916 100 


« 


1902/03 


909 400 


n 


1903/04 


847 600 


„ das sind 6,9<>/< 


samteinnahmen. 







der Ge- 



Die Erklärung findet sich in dem vor sechs Jahren stattge- 
fundenen Häuserkrach in Bukarest, seitdem der Preis der Häuser 
bedeutend gesunken ist (und sich bis jetzt noch nicht erholen konnte)» 
Im Verhältnis zu den deutschen Städten verhalten sich die Einnahmen 
aus der speziellen Grund- und Gebäudesteuer der Stadt Bukarest,, 
wie aus folgender Tabelle ersichtlich: 



') Eheberg a. a. 0. S. 508ff. 
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Städte 




Grund- 


u. Gebäudesteuer (1899/19001)) 
in 1000 Mk. 


Berlin 






17888,2 


Breslau 






3207,7 


Cöln 






2 102,1 


Frankfurt a. 


M 


• 


2 088,9 


München 






2 356,6 


Dresden 






821,4 


Karlsruhe 






402,0 


Bukarest 






748,6 



3. Die Gewerbebetriebssteuern. 

Außer der Zuschlagssteuer zur staatlichen Patentsteuer (Ge- 
werbesteuer) ist den städtischen Gemeinden noch eine Reihe 
anderer spezieller Gewerbesteuern geboten worden, besser genannt, 
Gewerbebetriebssteuem. Dieselben beschränken sich laut dem Maxi- 
mumgesetz von 1893, auf: 1. eine Mietwagensteuer (Droschken, 
Omnibusse, Straßenbahnwagen usw.) 2. Schildersteuer (Firmen), 3. auf 
den Gewerbebetrieb der Beerdigungsanstalten. 

Durch das neue Maximumgesetz von 1903 kamen zu diesen 
kommunalen Gewerbebetriebasteuem noch eine Mietssteuer auf Hotels, 
eine Mietssteuer auf Bierhäuser und Restaurationen, eine Moststeuer, 
sowie eine Personalsteuer auf „ambulante Händler'* (Straßenhändler) 
hinzu. 

a) Die Mietwagensteuer. Der Maximaltarifsatz für diese 
Steuer ist im neuen Maximumgesetz von 1903 der gleiche geblieben 
wie im Gesetze von 1893. Er lautet: 

Maximumtarifsatz. 
Für eine Platzdroschke 30 Frcs. pro Monat. 

Für einen Fuhr- oder Lastwagen 1 „ „ „ 
Für einen Omnibus oder 

Straßenbahnwagen 60 „ „ „ 

Die Steuer ergab der Stadt Bukarest eine Einnahme: 

1902/1903 von 275 946 Frcs. 
1903/1904 „ 266 349 „ 

b) Firmenschildersteuer. Der Maximal tarifsatz in beiden 
obengenannten Maximumgesetzen lautete: 



1) Nach Eheberg a. a. 0. S. 505. 
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Für die AnbriDgting von Schildern, welche das Gewerbe oder 
die Profession oder den Namen der Gewerbetreibenden etc. kundgaben : 
für die in rumänischer Sprache geschriebenen 5 Frcs. pro Jahr, für 
die in fremden Sprachen oder fremden (nicht lateinischen) Buchstaben 
200 Frcs. pro Jahr. 

c) Die Steuer auf den Beerdigungsgewerbebetrieb 
wird von denjenigen erhoben, die ein solches Gewerbe ausüben. Die 
Steuer wird nach dem von der Stadtgemeinde festgesetzten Be- 
erdigungstarif bemessen, und beträgt 5 Frcs. für jede 100 Frcs. Sie 
besteht, wie die vorige, nur für die Stadtgemeinden. Diese beiden 
letztgenannten Steuern sind im Budget der Stadt Bukarest pro 
1902/1903 zusammen mit 49 041 Frcs. eingetragen, pro 1903/1904 mit 
51439 Frcs. 

Die letzten drei Gewerbebetriebssteuem , die durch das letzte 
Maximumgesetz von 1903 geschaffen wurden: 

d) Die Hotelsteuer und die Gastwirtschaftssteuer, 
(sowie die beiden noch zu nennenden), wurden in der Absicht geschaffen, 
den Stadtgemeinden neue und leicht zu veranlagende Steuerquellen 
zur Verfügung zu stellen. Die Hotel-, sowie die Gastwirtschaftssteuer 
(Restaurants und Bierhäuser) sind ausgesprochene Mietssteuem, denn 
sie werden von den in den Mietskontrakten festgestellten Summen, in 
Prozenten, erhoben und zwar: für die Hotels ö^o der Hotelmiete,^) 
für die Restaurants, Bierhäuser, Klubs usw. 8^0 der Miete. Die 
erste Einnahme aus denselben ergab (also pro 1903/1904) die Summe 
von 55127 Frcs. 

e)Die Moststeuer ist auch eine 1903 erst eingeführte 
Kommunalsteuer. Ihre Veranlagung geschieht auf zweierlei Arten: 
Entweder werden die Traubenmostpressen, die großen mit einer ein- 
maligen Steuer (pro Jahr) von 100 Frcs., die kleinen Pressen von 
50 Frcs., belegt, und zwar nur diejenigen, die im Rayon der Ge- 
meinde funktionieren (wo man also voraussetzt, daß der Most an Ort 
und Stelle zum Verschleiß kommt). Die zweite Art der Veranlagung 
kann durch eine Steuer von 0,60 Frcs. pro Dekaliter für im Rayon 
der Gemeinde produzierten Traubenmost geschehen. Die Stadt 
Bukarest hat die erste Art der Veranlagung bevorzugt und im ersten 
Jahr (1903/1904) die nichtige Summe von 15400 Frcs. aus der Most- 
steuer eingenommen. 



^) Im Falle dieselben vom Eigentümer selbst betrieben werden, wird eine 
Taxierung der Miete durch eine Gemeindekommission vorgenommen. 
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f) Steuer auf den Straßenhandel.^) Wie bekannt, ist der 
Straßenhandel im Süden bedeutend mehr ausgedehnt als im Norden. 
Das rumänische Handelsgesetzbuch schreibt deshalb diejenigen Waren 
vor, die zum Straßenhandel zugelassen werden können. Zugunsten 
der Gemeinden wurden nun die Straßenhändler mit einer Steuer von 
12 Frcs. (pro Jahr) belegt. Diese Steuer brachte der Gemeinde 
Bukarest die Summe von 43 180 Frcs. im Jahre 1903/1904 ein. 

In kurzem sind dies die alten und neugeschaffenen Steuern aus dem 
Gewerbebetrieb. Wenn wir sie einzeln betrachten, scheinen sie eigentlich 
infolge ihrer geringen Summen, die sie abwerfen, bedeutungslos, zu- 
sammengenommen bilden sie doch eine ganz nette Einnahme (für die 
Stadt Bukarest). Die Einnahme aus den Gewerbebetriebssteuern pro 
1903/1904 erzielten für die Stadt Bukarest die Summe von 431495 
Frcs. Die ersten drei alten Steuern (d. s. die Mietwagen-, Schilder und 
Beerdigungsbetriebssteuern) ergeben 317 788 Frcs., während die neu 
hinzugekommenen (Hotel- und Gastwirtschaft-, Most- und Straßen- 
handelsteuer) den Rest von 113 707 Frcs. ausmachen. 

4. Die Luxussteuern. 

Zu diesen sind zu nennen: die Dienstbotensteuer, die Pferde- 
steuer, die Luxuswagensteuer und die Fahrradsteuer. Dieselben 
können nur von den Stadtgemeinden eingeführt werden. 

a)Die Dienstbotensteuer besteht in einer Maximaltaxe 
von 6 Frcs. (pro Jahr) für jeden Dienstboten (bei einem Einzigen 
fallt die Steuer aus). Für Dienstboten jedoch, die verschnürte 
Livres tragen, kann die Steuer bis auf 100 Frcs., für diejenigen die 
einfache Livre tragen, bis 50 Frcs. pro Dienstbote (und pro Jahr) 
festgesetzt werden. Diese Steuer ergab 1903/1904 der Stadt Bukarest 
eine Einnahme von 40 383 Frcs., pro 1902/1903 von 42 222 Frcs. 

b) Die Pferdesteuer. Für Luxuspferde ist der Maxim altarif 
der Steuer auf 40 Frcs. pro Pferd, für die im Geschäftsverkehr be- 
nutzten bis auf 10 Frcs. festgesetzt. 

c) Die Luxuswagensteuer wird auf solche Wagen belegt, 
die aufgesetzte Verzierungen aufweisen (Armoiries, Kronen etc.). Der 
Inhaber solcher Wagen wird mit einer einmaligen Steuer von 200 
Frcs. (pro Jahr) belegt. Aus der Pferde- und Luxuswagensteuer 
hatte die Stadt Bukarest eine Einnahme von 34025 Frcs. 



^) Hausier- oder Wanderhandel. 
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d) Die Pahrradsteuer ist ganz unbedeutend. Sie besteht 
für diejenigen Fahrräder, die nicht für öffentliche Zwecke dienen. 
Der Maximalsatz der Steuer ist 10 Frcs. pro Fahrrad. Die Ein- 
nahme der Stadt Bukarest pro 1903/1904 wies die winzige Summe 
von nur 3146 Frcs auf. 

Die sämtlichen Luxussteuern zusammengenommen ergaben also 
der Stadt Bukarest pro 1903/1904 eine Einnahme von 77 554 Frcs. 

5. Die Lustbarkeitssteuern 

werden erhoben von öffentlichen Bällen, sonstigen Tanzunterhaltungen, 
Theateraufführungen, Zirkus- und Varietevorstellungen, musikalische 
Aufführungen, Panoramas, Dioramas und sonstigen Geschäftsunter- 
nehmungen dieser Art. Die Erhebung der Steuer geschieht folgender- 
maßen: Für Theateraufführungen, Zirkus-, Variete-, musikalische 
Aufführungen in geschlossenen Räumen, werden 5 ^/^ von der Brutto- 
einnahme erhoben, nachdem 30 ^^ für Auslagekosten in Abzug ge- 
bracht wurden. 

Für Konzerte in Gärten, Restaurants, Cafes usw. außer den 
obengenannten wird ein Tagessatz bis zu 10 Frcs. erhoben. Von 
öffentlichen Bällen eine Tagestaxe bis zu 50 Frcs. — Von Panoramas, 
Dioramas usw. eine Tagestaxe bis zu 5 Frcs. 

Die Einnahmen der Stadt Bukarest pro 1903/1904 aus der Lust- 
barkeitssteuer betrugen 46409 Frcs. 

6. Die Mitgiftsteuer. 

Diese Steuer kann auch nur von den Stadtgemeinden erhoben 
werden. Nach dem Maximumgesetz von 1893 bestand sie in einer 
Taxe von 2 Frcs. pro Tausend Frcs. und konnte nur von Mitgiften, 
die über tausend Frcs. betrugen, behoben werden. Durch das neue 
Maximumgesetz von 1903 wurde sie in eine progressive umgeändert, 
so daß für jede konstituierte Mitgift (das Trousseau ausgenommen) 

von 1 000 Frcs. bis 10 000 Pres. 1 Frcs. pro Mille 

„ 10 000 „ „ 30000 „ 2 

„ 30 000 „ „ 50000 „ 3 

„ 50000 „ „ 100 000 „ 4 

„ 100000 „ aufwärts 5 

als Maximalsatz erhoben werden können. Die Mitgiftsteuer ergab der 
Stadt Bukarest pro 1903/1904 eine Einnahme von 54198 Frcs. 
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7. Die Baumaterialiensteuer. 

• Diese Steuer ist sozusagen als Ersatz für das auf Baumaterialien 
gewesene Oktroi anzusehen. Ihre Veranlagung geschieht in der ein- 
fachen Weise, indem man den Quadratmeter der bebauten BodeDfläche 
besteuert, und zwar werden für 

Gebäude mit einem Stockwerk 0,60 Pres, pro qm 
„ „ zwei Stockwerke 0,80 „ „ „ 

« fj <Jrei „ 1,00 „ „ „ 

erhoben. Für Umzäunungen wird die Steuer 0,40 pro laufenden Meter 
erhoben. Richtig genommen ist das überhaupt keine Baumaterialien- 
steuer, sondern trägt nur diesen Namen. Sie brachte der Stadt 
Bukarest pro 1903/1904 nur 25 092 Eres. ein. Zum Vergleich geben 
wir die aus dem Oktroi auf Baumaterialien pro 1902/1903 ein- 
genommene Summe, welche 156182 Frcs. ausmacht. 

Tabelle der übrigen selbständigen Kommunalsteuern. 

(Einnahmen der Stadt Bukarest.)^) 



Name der Steuer 


1902/1903 


1903/1904 


1. Wegesteuer 


288 972 Frcs. 


431071 Frcs. 


2. Gebäude- u. Grundsteuer 


909 499 „ 


847 661 „ 


3. Gewerbebetriebssteuer ^) 


324 987 „ 


431495 „ 


4. Tiuxussteuer 


76 661 „ 


77 554 „ 


5. Lustbarkeitssteuer 


42 722 „ 


46 409 „ 


6. Mitgiftsteuer 


22 920 „ 


54198 „ 


7. Baumaterialiensteuer 


— 


25 092 „ 


"1 


L 665 761 Frcs. 


1913480 Frcs. 




14 7o 


15,6 o/o 




der Gesamteinnahmen. 


Pro 1902/03 kommen 


Pro 1903/04 kommen 


pro Kopf der Bevölkerung 


; pro Kopf 


der Bevölkerung 


5,90 Frcs. 


6,77 Frcs. 



^) Auszüge und Berechnungen nach den Veröffentlichungen über die Finanz- 
lage Bukarests. 

*) 1902/03: Mietwagen-, Firmenschilder- und Beerdigungsbetriebssteuer. 
1903/04: zu den von 1902/1903 kamen noch hinzu: flotel-, Gast- und Schank- 
wirtschaftssteuer, Moststeuer und Straßenhandelsteuer. 
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Wenn wir nun einen Rückblick werfen auf die speziellen selb- 
ständigen kommunalen Steuern, dann können wir folgende Tatsachen 
feststellen : Erstens ist die Wegesteuer ebenso wie in Prankreich eine 
„Zwecksteuer", die in Rumänien aus weiter oben zur Genüge fest- 
gestellten Gründen nicht die erwünschten Resultate gegeben hat, ja 
sogar für die Zwecke, zu denen sie erhoben wird, noch lange nicht 
ausreichende Einnahmen aufweist. Die in zweiter Linie kommende 
spezielle Grund- und Gebäudesteuer für die Stadtgemeinden ist die 
erste größere Steuerquelle derselben; sie richtet sich aber immer 
nach dem Wert der Grundstücke und der Gebäude. Werden viele 
Häuser in einer Stadt gebaut (z. B. Bukarest in den 90 er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts), und steigen die Preise der Häuser und 
Grundstücke, dann sind auch die Einnahmen aus dieser Steuerquelle 
im steten verhältnismäßigen Wachsen begriffen. Tritt dann aber, 
wie es in Bukarest Ende der 90 er Jahre geschehen ist, plötzlich ein 
Häuserkrach ein, so daß die Preise derselben beträchtlich sinken, so 
fallen im Verhältnis auch die Einnahmen aus dieser Gebäudesteuer. 
Für eine Stadtgemeinde ist das aber von besonderer Wichtigkeit, 
denn es darf nicht vergessen werden, daß durch die Erweiterung der 
Stadt durch Neubauten eine beträchtliche Zunahme in ihren Aus- 
gaben platzgreift, da doch die neugebildeten Straßen ausgebaut, 
Pflasterungen, Kanalisierung, Wasserleitung, Beleuchtung der Straßen 
usw. ausgeführt werden müssen. Einerseits also ein Sinken der Ein- 
nahmen, andererseits ein Steigen der Ausgaben. Was nun die letzten, 
anderen Steuern anbetrifft (Gewerbebetrieb, Luxus-, Lustbarkeits- 
und Mitgiftsteuer), so sehen wir, daß dieselben den Stadtgemeinden 
erstens ganz geringe und zweitens unzuverlässige Einnahmen ergeben. 
Man hat dieser Art von Steuerquellen, wie wir sehen, in letzter Zeit 
eine Erweiterung zuteil werden lassen durch die Einführung einer 
Moststeuer, einer ausgebildeten Lustbarkeitssteuer usw. Die Veran- 
lagung derselben ist aber so mangelhaft, die Einnahmen daraus so 
gering, daß man, unseres Erachtens, besser getan hätte, sie gar nicht 
einzuführen. 

III. Die Indirekten Steuern. 

Die bedeutendsten Einnahmequellen der rumänischen Gemeinden 
sind diejenigen der indirekten Aufwandsteuern (Oktroi oder Getälle 
genannt). Wir haben bei der Besprechung dieser Steuern zwei 
Zeitabschnitte zu betrachten: L das kommunale Oktroi bis zur 
Reform von 1903, d. h. bis zur Einführung des „kommunalen 
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Fonds" und 2. die Einführung des „kommunalen Fonds" und die 
ersten Ergebnisse dieser Reform. 

A. Das kommnnale Oktroi in seiner geschichtlichen Entwicklung^ 

bis zur Beform Ton 1903. 

Es ist erwiesen, daß die Städte der beiden Donaufürstentümer, 
Moldau und Walachei, für gewisse Waren bei der Einführung in die 
Gemeinde Abgaben erhoben haben. Es konnte bis jetzt noch nicht 
festgestellt werden, wie weit in die vergangenen Jahrhunderte zurück 
das Oktroi hineinreicht. Die „Reglements organiques" vom Jahre 
1831/1832, in welchen, wie schon erwähnt, der Verwaltung sowie 
dem- Finanzwesen der Städte ein größerer Platz eingeräumt 
wurde, enthalten Bestimmungen über das Oktroi der Städte. 
Dieselben sind den französischen Oktroibestimmungen nachgebildet, 
beziehen sich jedoch auf eine geringe Anzahl von Waren, wie z. B. 
auf Wein, Branntwein und Teerprodukte. Die Erhebung des Oktrois 
geschah nur für die in der Stadt zum Verschleiß kommenden Waren. 
Mit der Zeit entwickelte sich das Oktroiwesen ganz bedeutend und 
man warf ein besonderes Augenmerk auf die Einnahmen aus den- 
selben, so daß die Anzahl und die Art der besteuerten Waren 
wuchs. Aber auch den ländlichen Gemeinden wurde Anfang der 
60 er Jahre des verg. Jahrhunderts die Berechtigung zur Erhebung 
von Oktroiabgaben wenn auch in beschränktem Maße zuerkannt. 
Die Einschränkung für die ländlichen Gemeinden bezog sich nicht 
nur auf die Anzahl der zu besteuernden Waren, sondern auch 
auf die, im Verhältnis zu den städtischen Gemeinden, bedeutend 
herabgesetzten Tarifsätze. Bei der Feststellung der Tarifsätze mußte 
man besondere B-ücksicht auf die städtischen und auf die ländlichen 
Gemeinden nehmen. Wenn für die städtischen Gemeinden das finan- 
zielle Moment in den Vordergrund trat, man also in erster B^ihe 
darauf bedacht war, den städtischen Gemeinden sichere, leicht zu 
veranlagende Einnahmequellen zu schaffen, so trat dieses Moment für 
die ländlichen Gemeinden ganz in den Hintergrund. Hier mußte in 
etster Reihe das wirtschaftliche Moment ins Auge gefaßt werden, um 
den Wohlstand auf dem Lande zu heben. Es durften also für die 
ländlichen Gemeinden Nahrungsmittel, welche zur notwendigen und 
unmittelbaren Ernährung der Landbevölkerung dienten, zur Be- 
steuerung nicht zugelassen werden. Dagegen hat man den Branntwein 
und die diversen alkoholischen Getränke, welche wie bekannt, bei 
größerem Genuß schädlich für den Gesundheitszustand des Volkes 
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wirken, stärker besteuert. Nicht genUgeDd Hücksicbt hat man auf die 
EioAihr von landwirtschaftlichen Produkten der Landbevölkerung, in 
die Städte genommen, indem hier das finanzielle Moment für die Städte 
zu sehr BerücksichtiguDg fand. Die Einfuhr von solchen Produkten war 
mit aller band Schwierigkeiten und Unannehmlichkeiten verbunden, 
welche auf den Innenhandel sehr schädigend wirkten. Dies fUbrte 
eben zur Reform dea Oktrois. Es könnte hier vielleicht auch noch 
gerade an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, daß durch die 
Hindernisse, die dem Innenhandel durch die städtischen Oktrois ent- 
standen, eine Hebung des Wohlstandes der LandbevölkeruDg und 
folglich auch ein Aufblühen der ländlichen (gemeinden nicht statt- 
finden konnte. Also auch eine wichtige Ursache der schlechten Finanz- 
verhältnisse der ländlichen G-emeinden. Die Erbebung des Oktrois 
geschah bei der Einführung in die Gemeinde an die von der Ge- 
meinde bestimmten Stellen der Landstraßen. Pur diejenigen Waren, 
die zur Durchfuhr bestimmt waren, oder über welche noch nicht be- 
stimmt werden konnte, ob sie in jenem Orte zum Verschleiß kommen 
sollten, wurden von der Gemeinde besondere Lagerräume (Entrepöts) 
angewiesen. Diejenigen Waren, welche im Orte selbst hergestellt 
wurden, und dem Oktroi trotzdem unterworfen waren, wurden bei 
ihrer Ausfuhr aus der Fabrik, also wann sie in den Handel gebracht 
wurden, versteuert Die Waren, welche besteuert wurden, sind beinahe 
die gleichen, wie diejenigen des Pariser Oktrois, Es wurden besteuert: 

1. Getränke (alkoholische und Mineralwässer); 2. iNahrunga- 
mittel ; 3. Brennmaterialien ; 4. Baumaterialien ; 6. Viehfutter ; 6. Ver- 
schiedenes. 

Die Tarifsätze, welche während der Jahre (von 1864 ab) durcb 
diverse Maximumgesetze geändert wurden, sind schließlich 1893 durcb 
ein letztes Maximumgesetz festgestellt worden. Diese Tarifsätze waren 
bis 1903, d. h. bis zur Reform des Oktrois in Kraft. Sie bezogei 
sich für die obenerwähnten 6 Posten auf 132 Gegenstände. Wii 
wollen nun jeden Posten einzeln betrachten, indem wir die Durch- 
Gchnittssumme während 5 Jahren (das ist von 1897 — 1901) für jede 
einzelne besteuerte Ware sowie die diesbezüglichen Tarifeätze geben 
Im Anschluß gehen wir etwas näher auf die Einnahmen aus dem 
Oktroi der Stadt Bukarest ein, indem wir hier in der Lage sind, di< 
sämtlichen Einnahmen aus dem Oktroi seit dem Inkrafttreten dei 
letzten Maximumgesetzes d. i. dem 1. Juli 1893 bis zur Aufbebunj 
desselben and der Eintuhrung des kommunalen Fonds (1. April 1903 
geben zu können. 



ä 
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^re Flüssigkeiten. 
a) Gre tränke und anr*;*' 

^ „ T^. , -^ Oktroi waren diejeniffen für Ge- 

Von allen Einnahmen aus ^ ^j^ bedeutendsten. Wie aus der 
tränke und andere FlussigkP ^„^^^ g^^^j^ ^^^ ^^^^ ^„j^^^^ ^„^ 
TabeUe ersichtlich, steht ar^^^ ^.^^^^ ^^^ ^^^.^^^^^ g p^^^ 

die städtischen ijemeinderÄ. j- t- jr u o • j r t^ 

" für die ländlichen Gemeinden nur 5 Frcs. 

1 ^ L- irf ' TX7 • "^ ^'^ Flaschen) konnten jedoch mit einer drei- 
'T ^ ^^ pagnerweine mit einer fünffachen Steuer belegt 

A^ u örken ist noch, daß die Oktroieinnahmen auf Weine 

wer en. u e^^ sämtlichen anderen Oktroieinnahmen die größten 
auch unter r^^j^^^ g^^jl^ kommt das Alkohol von 60 \ aufwärts bei 
^^.° ' rn ^ W^^ur von + 12 ^ K. Der höchste Steuersatz war hier 
emer eiDj.^ Dekaliter, sowohl für die städtischen, wie auch für die 
' Sn Gemeinden. Eine der bedeutendsten und bemerkeus- 
lan 1 \^ Oktroieinnahmen sind diejenigen aus dem Nationalgetränk 
. genannt (ein leichtgebrannter Pflaumenschnaps bis zu 30 \ 
^^ aol). Bemerkenswert sind sie in jener Hinsicht, als sie uns eben 
. ^ Idee geben, wieviel davon genossen wird, wenn man be- 
®^°® .t, daß für die städtischen Gemeinden ' der Steuersatz 1,20 Frcs. 
f^ die ländlichen Gemeinden 0,60 Frcs. pro Dekaliter war. Wir 
^^.en aber das etwas stärker besteuerte Bier d. i. mit 2 Frcs. pro 
kaliter erst an vierter Stelle. Wenn wir nun die Einnahmen der 
§,dtischen und der ländlichen Gemeinden, welche aus dem Oktroi auf 
®)ier erwuchsen, untereinander vergleichen, so können wir schließen, 
aß das Bier fast nur ein städtischer Konsumartikel ist, (was auch 
neine Richtigkeit hat). Auf dem Lande war das Bier ein fast unbe- 
kannter Artikel und erst in letzter Zeit versuchte man es mehr und 
mehr einzubürgern. Es ist hier nicht am Platze, durch einen Ver- 
gleich zwischen den Konsum der Tzuika und des Bieres in Rumänien, 
^mf die sanitären und volkswirtschaftlichen Folgen dieser alkoholischen 
^\)usumationen näher einzugehen. Es sei nur noch bemerkt, daß 
■^U Steuersatz des „kommunalen Fonds" für die städtischen wie länd- 
®^ien Gemeinden ein einheitlicher Steuersatz von 0,70 Frcs. für 
^'^Tipa (also 10 Centimes mehr als es früher für die ländlichen Ge- 
"^™^en war) und für das Bier nur 1 Frcs. pro Dekaliter erhoben 
BaeinJ (früher 2 Frcs.) Somit für die Verbreitung des Bieres auf dem 
^^'flide eine bedeutende Erleichterung geschaffen wurde. Wie aus 
Y~fer Tabelle noch zu ersehen ist, haben die anderen Einnahmen keine 
iKedeutung mehr. Unter diesen 11 Gegenständen durften nur die unter 
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Nr. 3 und 5 bezeichneten h. ländlichen Gemeinden nicht 

steuert werden. 

Dnrchschnittseinnahmen^) der Jlib.^ 1897/1901 aus dem Oktroi 

öemein ' ^^ j (Gemeinden |, Sunn 



Nr. 



Getränke u. 
and. Flüssig- 
keiten 



Maximalsteuersatz d. 

städt. I ländl. 

Gemeinden 



I 



2 



Weine jeder j 8 Free. I 5 Frcs. 



Art 



pro Hektoliter 



Weinsurro- 
gate 



Weinessig u. 
Essenzen 



100 Frcs. 
pro Hektoliter 



Wein-Essig: 
4,0 Frcs. I — 

Essigessenzen : 
40,0 Frcs. j — 

pro Hektoliter 



Bier 



6« 



6*> 



Ciderwein 



Alkohol 



20 Frcs. j 20 Frcs. 
pro Hektoliter 






10 Frcs. I — 
pro Hektoliter 

I V. 60% aufw. 6 FrcsT 
;| „ 40-60% 3,60 „ 
i bis 40% 1,90 „ 

'i pro Dekaliter 



Tzuica 
(Zwetschgen- 
branntwein) 



1,20 Frcs. ! 0,60 Frcs. 
pro Dekaliter 



4 617 373,80 i 



213,39 



30 943,32 



989 614,07 



726.45 




2108 469,04' 1943950.38 4ür)2 



1 167 531,49 i 914 202,20 2 0^ 1 7 : 



1. üognac, 

2. Liquers b. 
d. Einf. in d. 
Gemeinde 



1. 1,00 Frcs. 

2. 1,60 „ 
pro Liter 



Künstl. Mine- 
ral wässser 
(Eau gazeuse) 



1 Frcs. 
pro Hektoliter 



8 



10 



11 



Brauselimo- 
naden (Limo- 
nade gazeuse) 



Medicinal- 
weine 



Nat. Mine- 
ralwässer 



3 Frcs. 
pro Hektoliter 



25 Frcs. 
pro Hektoliter 



Eau de Co- 
logne und 
and. Par- 
füms 



10 Frcs. 
pro Hektoliter 

100 Frcs. 
pro Hektoliter 



187 970,21 



64 912.93 2r>2 h; 



3 325,80 I 2 938,47 



4 175,91 



4 265,0r? 



4 536,49 i — 



91 783,63 ' 2 283,55 



16 272,43 



1,14 



i 



Gesamtsumme 9222 936,03 5 269 230,57 14 4i)2 ^ 



^) Diese und die weiter unten folgenden Tabellen der„Durchschnittseiiina] 
der Jahre 1897/1901 aus dem Oktroi" sind entnommen und vom Verfasse 
arbeitet nach den Tabellen die dem Motivenbericht des Gesetzes zur Keforn 
Oktroi's beigegeben waren. 
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die StadtBukarest waren die Einnahmen aus dem Oktroi 
änke und sonstigen Flüssigkeiten, seit dem Inkrafttreten des 
laximumgesetzes (vom 1. Juli 1893) bis zur Beseitigung des 
nd der Einführung des „kommunalen Fonds" (1/14. April 1903) 
dem Folgenden ersichtlich : 



1893/1894 1) 


2208166 Eres. 


1894/1895 


3 107 558 


» 


1895/1896 


3 691 045 


M 


1896/1897 


4344981 


» 


1897/1898 


3 490 149 


» 


1898/1899 


3518114 


H 


1899/1900 


3 539 528 


» 


1900/1901 


3463865 


» 


1901/1902 


2 695 281 


!} 


1902/1903 


2403624 


« 



• sehen hier ein rapides Steigen der Einnahmen bis 1896/97 
r 1 200 000 Frcs. zu den Einnahmen des Jahres 1894/95. Dann 
in plötzliches Zurückgehen, ein Stillstand und schließlich in den 
leiden Jahren ein neues bedeutendes Zurückgehen. Die hohe 
der Jahre 1895/97 ist durch die guten Weinernten im Lande 
r; während seither die Weinernte mit jedem Jahr (infolge der 
a) zurückging. 

der folgenden Tabelle geben wir die Einnahmen der vier be- 
bten Gegenstände, d. s. Wein, Bier, Alkohol und Tzuica die 
. Oktroi für Getränke und sonstigen Flüssigkeiten die größten 
ergaben. 

unahmen der Stadt Bukarest aus dem Oktroi auf: 







In Frcs. 






r 


Wein 


Bier 


Alkohol 


Tzuica 


fc 


1 154 703 


229 902 


358137 


273 318 


• 

1 


1 399 990 


399 926 


551 982 


481888 


1 


2 133 522 


424663 


369 279 


478816 


m 


2692416 


528 299 


391637 


427415 


t 


1350858 


679 039 


560 625 


610 225 


1 


884 723 


930006 


698821 


6779^9 



:k J^^inanzjahr 1893/94 fehlen die ersten ^rei Monate, April, Mai and JxmJL, 
nererhebang erst am 1. Juli 1893, mit dem Inkrafttreten des Maximnm- 
»e^ann. 

8 
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In Frcs. 



Finanzjahr 


Wein 


Bier 


Alkohol 


Tzuica 


1899/1900 


1475010 


787 711 


541048 


439 331 


1900/01 


1 949 598 


483 349 


367400 


387 245 


1901/02 


1 315 645 


434907 


346 941 


354207 


1902/03 


965 258 


479 781 


419912 


316645 



Auch aus dieser Tabelle ist ersichtlich, daß die größten Ein- 
nahmen die Weinsteuer ergab. Weiter, daß gerade während der 
Finanz- Jahre 1895/97 die Einnahmen daraus den Höhepunkt erreichten 
und seither in stetem Fallen begriffen sind. Beim Bier bemerken 
wir bis 1898 ein starkes Steigen, dann wieder ein plötzliches Sinken 
der Einnahmen. Im Vergleich zu den Einnahmen aus der Tzuica, 
deren Einnahmesummen fast dieselben Schwankungen aufwiesen, sind 
diejenigen des Bieres höher. Es ist nur zu bemerken, daß das Oktroi 
auf Bier (welches in Bukarest mehr eine selbständige städtische Bier- 
steuer war, da das Bier schon in den in Bukarest befindlichen Fabriken 
besteuert wurde oder bei der Ausfuhr aus der Fabrik) 20 Frcs. pro 
Hektoliter war, während auf Tzuica nur 12 Frcs. pro Hektoliter. 
Der Unterschied im Konsum muß also vielleicht ein geringer gewesen 
sein. Das beweist aber auch noch, daß der Konsum des Bieres in 
Bukarest besonders, eine beachtenswerte Verbreitung gefunden hat. — 
Dieselben Schwankungen finden sich auch beim Alkohol vor, wo auch 
bis 1898 ein Steigen, dann aber ein allmähliches Sinken beobachtet 
werden kann, übrigens ist die Produktion des Alkohols auch 
noch mit dem Ausfall der Maisernten im Lande in Verbindung zu 
bringen. 

b) Nahrungsmittel. 

Die Oktroierhebung auf Nahrungsmittel war, wie aus der Tabelle 
auf den ersten Blick zu ersehen ist, hauptsächlich den Stadtgemeinden 
zugedacht. Denn von 69 Gegenständen wurden von den ländlichen 
Gemeinden kaum 21 versteuert und von diesen kommen auch wieder 
nur das feine Mehl, der Zucker und vielleicht noch der Kaffee in 
Betracht. Auf Zucker war für die ländlichen Gemeinden der höchst 
zulässige Steuersatz nur 5 Frcs. pro 100 kg (zu 15 Frcs. in den städt. 
Gem.) auf Kaffee nur 20 Frcs. pro 100 kg (zu 40 Frcs. in den Stadtgem.). 
Wenn wir die Einnahmen der Stadtgemeinden betrachten, sehen 
wir an erster Stelle den Zucker, dann die Oktroieinnahmen auf Mehl 
von größerer Bedeutung. Es könnten höchstens die Einnahmen von 
Kaffee, Olivenöl, Südfrüchten und Tee noch in Betracht gezogen 



Darehsclmlttseiiiiiahmeii der Jahre 1897/1901 ans dem Oktroi auf: 



Nr.') 


mittel 


MfLxtina! Steuersatz d. 
atädt. 1 ländl. 


Stadt. 


Ländl. 
Gemeinden 


Geaamt- 
Summe 


18 


Frisohea 
Flei.cb, 
geBalzenBB, 

netea, etc. 


5 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


84 277,82 


- 


84277,82 


19 


Rauchtieisch 
Warntwaren 


pro 100 Kilo 


19 404,12 


- 


19404,12 


20 


Schweine 
Basen 
Fasan \ 
Auerhahn. 
Trappen } 


ö Frcs. 1 - 
0,20 Frcs. 1 - 
1 Frcs. 1 — 
pro Stück 


324,20 


- 


324,20 


21 


Bntter 


pro 100 Kilo 


24601,25 


- 


24,601,26 


.2 


Andere 
Fettstoffe 


2 FrcB. 1 - 
pro 100 Kilo 


22 873,53 


- 


22873,53 


23 


Käae 


10 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


71507,63 


- 


71507,63 


24 


Frische 
Fische 
wie z. B. 

Sterlet, Thnn 
Heringe 
HeerCsche 


10 Fros. 1 — 

pro 100 Kilo 

20 Frcs. 1 — 


67874,73 


- 


67 874,73 


25 


Gesabene 
oder ge- 

FiBche 


5 Pres. 1 _ 
pro 100 Kilo 


120 916,98 




120915,98 


86 


Thuuu.Sar- 
dellen in 
FäBBem 


10 FrcB. 1 — 
pro 100 Kilo 


26 566,32 


- 


26666,32 


27 


Caviar 150 i'rcs. | - 
(Kefal) pro ICO Kilo 


584,60 


- 


584^ 


28 


Caviar (von I'IOO Fros. | 100 Pres. 
Stör) pro 100 £.ilo 


45602,75 


175,87 


46778,02 


29 


Hecttroggen 


60 FrcB. \ 50 Frcs. 
pro 100 Kilo 


5480,21 


68,62 


5548,73 


30 


Hommer u, 
Austern 


20 Frca. 1 — 
pro 100 Kilo 


6344,07 


- 


6344,07 


31 


MDsebeln u. 
Krebse 


5 Pres. 1 - 
pro 100 Kilo 


ti 695,20 


- 


669&,20 


32 


Reis 


2 Krcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


95598,96 


- 


95598,96 



') Laufende Nummer des Mazimaltarifs. 



Nr. 


Nahrnngs- 
mittel 


Maximalateqersatz d. 

Stadt. 1 ländl. 

Gemeinden 


Stadt. 


Ondl. 


Gesamt- 
summe 


83 


Kartoffel u. 
Kartoffel- 
mehl 


3,30 Frcs. 1 - 
pro 100 Kilo 


26603,- 


- 


26 603,— 


31 


Mehlpasten 


10 Frca. 1 10 Frca. 
pro 100 Kilo 


25574,17 


1230,98 


26805,15 


36 


GrieMorten 


5 Frca. 1 ß Frcs. 
pro 100 Kilo 


10 351,50 


1 139,69 


11491,19 


36 


TapiocB, 
Arow-rootu, 
Sago 


5 Frca. [ 5 Frca. 
pro 100 Kilo 


716,23 


113,93 


830,16 


37 


1. LuxuBmelil 

2. Ordm. , 


3 Frcs, ! 2 ÜVcs. 
3,50 Fres. — 
pro 100 Kilo 


1372296,44 


131 872,50 


1 404 167,94 


88 


Gemüse 


2 FrOB. 1 — 
pro 100 Kilo 


49624,05 


- 


49 524,06 


3» 


Kaatanienu. 
KtatKÖen- 
mehl 


5 FVps. I — 
pro 100 Kilo 


8890,06 


- 


8890,05 


40 


AtÜB 


pro 100 Kilo 


179,63 


- 


179,63 


41 


Fleisch-, 
fTÜ.I^"''"' 3'' Fr«. 1 - 
osw. Kon- 


58043,69 


- 


58042,69 


42 


Fleisc-h- 
extrakte 


1 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


1 676,30 


- 


1675,30 


43 


Trüffel 


10 FrOB. 1 — 
pro 100 Kilo 


2024,30 


- 


2 024,20 


44 


tiamnae- 
koaBerven 
ia Büchaen, 
Fäaser etc. 

Oliveo gesalz 
in Fässer 


30 Frca. | — 
pro 100 Kilo 


12 400,07 


- 


13 400,07 


46 


6 FrcB. 1 — 
pro 100 Kilo 


82870,92 


- 


83870,92 


46 


Ohven in 
Flaschen 
od. Blech- 
hüchaen 


15 Frcs. { 16 FrcB. 
pro 100 KUo 


1284^ 


4148,03 


5 432,63 


47 Kapern 


15 Frcs. 1 - 
pro 100 Kilo 


390,92 


- 


390,92 


.Q 1 SenffPulver 


10 Frcs, 1 — 
pro 100 Kilo 


2340,56 


- 


2340,55 


49 ' TiBchsftucen 


25 Frca. | — 
pro 100 Kilo 


73,60 


- 


73,60 


^ 1 gekocht 


5 Frca. | - 
pro 100 KUo 


1019,- 


- 


1019,-- 
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Nr. 


Nahrungs- 
mittel 


Maximalste uereatz d. 
Stadt. 1 ländl. 


Stadt 


Land). 

Gemeinden 


Gewmt- 


51 


nerveu in 
Honig, 
Zuoker od. 
Alkotol 


100 Frcs. . — 
pro 100 Kilo 


15 803,16 


- 


15 803,lfi 


53 


Ghokolade 


10 Jt'rcH. I — 
pro 100 Küo 


20871,33 


- 


20871,33 


53 


aO frcs. 1 ~ 
pro 100 Kilo 


26 796,98 


- 


26 796,98 


54 


Chokolade- 

d. Gemeinde P" '™ ^''^ 
bergeateUteai 


171,10 


- 


171,10 


66 


Zocker- ll 60 Frcs. | — 
fabrikate , pro 100 -Kilo 


21333,19 


- 


21333,19 


66 


^"""'."•'''"pS-KJ.Kii""' 


■13209B7,M 


51085,59 


1 372 672,63 


57 


Kandis- 1 20 Frcs. 20 l^rca. 
aucker | pro 100 Kilo 


13509^ 


768,98 


14 272,31 


BS 


Sacharin 


pro 100 Kilo 


3461^ 


- 


3461,30 


69 


Zucker un- 
raffiniert 


10 Frcs. 1 10 Frca. 
pro 100 Kilo 


13228,79 


348,81 


13577,60 


60 


Uelasse 


8 FrcB. 1 8 Frca. 
pro 100 Kilo 


301,96 


lä,48 


214,43 


61 


gebrannt) 


40 Frcs. 1 20 Frcs. 'i ,„. „„, a„ 
pro 100 Kilo il 4ft>3ai,32 


27857,21 


433178,53 


62 


Kaffee, gebr. 
a. Surrogate 


40 Fr«. ; 20 Frcs. 
pro 100 Kilo 


29633,76 


1260,15 


30893,90 


63 


Kakao m 

Bohnen 

Kakao i.Palv, 

od.Tahletten 


10 Free. | 10 Frca. 
pro 100 Kilo 


1697,77 


86,20 


1783,97 


64^ 


16 i^cs. 1 15 Frcs. 
pro 100 Kilo 


3 008,18 


10,80 


3048,98 


66 


Tee 


150 Frca. 1 50 Frca. 
pro 100 Kilo 


136998,69 


4431,26 


141439,96 


66 


Kakao- 

tutter 


15 Frcä. 1 lö Frca. 
pro 100 Kilo 


822,66 — 


822,66 


«7 


Pfeiler, 
Kümmel etc. 


b Frcs. 1 - 
pro 100 Kilo 


13461,50 


— j 13461,50 


68 


üewiira- 
^elken 


20 Frcs. 1 - 
pro 100 Kilo 


2072,66 


- 


2072,60 


es 


Sairan 


16 Frca. 1 - 
pro 100 Kilo 


95,70 


- 


95,70 


70 


Vanille 


500 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


3 716,92 


- 


3 716,92 



Nr. 


NahruBjtB- 
mittel 


atädt. 1 ländl. 
Gemeinden 


Stadt. 
Gemeipden 


Läüdl. Gesamt- 
Gemeinden Summe 


71 


Feigen, Ho- 


5 Frcs. ( 3 Frca. 
pro 100 Küo 


90 715,75 


8308,25 


99024.— 


72 


Zitrooen, 
Zitronat e'tc 


10 Frei. 1 5 Fros. 
pro 100 Kilo 


295690,86 


4 397,99 


299988,84 


73 


Feigen in 
Schachteln, 
Datteln uflw. 


20 Frc». 1 ö Frcs. 
pro 100 KUo 


36 875,55 


1 188,70 


38064,30 


74 


Uandeln, 

Bananeii, 
smer.NüsaB 
Ualaga- 
traubeo 

Pistazien u. 
and. unge- 
nanate 
Früchte 


20 Frca. | — 
pro 100 Kilo 


24 661,15 


- 


24661,16 


75 


20 Frca. 1 — 
pro 100 Kilo 


34 495,57 


— 34495,67 


76 


Bierhefe 


40 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


44 181,56 


- 


44 181,56 


77 


OliTenöl 


10 FrcB. 1 5 Free, 
pro 100 Kilo 


302 793,65 


12 725,90 


316618,55 


78 


Fischöle 


7,50 FrOB. 1 7,50 FrcB. 
pro 100 KUo 


14569,37 


680,69 15260,06 


.79 


Feine Kon- 
ditorei waren 
in die Gem. 
eingeführt 


120 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


1 
18689,79 , — 

1 


18689,79 






Geaamtaomme 


5050772,55 


252 336,98 


6303108,53 



weiden. Die meisten KonBumtionsartikel, die in der Tabelle an- 
gegeben sind, werden aus dem Auslande bezogen. Sie bildeten 
aber so geringe EinTiahoieR, daß man es für gut gehalten hat, bei 
der Eeform des Oktroiwesens einen Teil derselben im Wegfall zu bringen. 
In der Tabelle fehlen die Gegenstände tod der Zahl IS bis 17, 
welche sich auf lebendes Schlachtvieh bezieben. Dieselben sollten nur 
yon den städtischen Cremeinden erhoben werden, wurden aber von 
der Stadt Bukarest allein erhoben. {Daher das Fehlen der statistbchen 
Daten.) 
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Wie aus der Zusammenstellung weiter unten ersichtlich ist,^) waren 
die Einnahmen der Stadt Bukarest auf Nahrungsmittel bis 1899 
im Steigen, fielen dann aber wieder um 300000 Frcs. Die Er- 
klärung findet man in den Mißernten des Landes und in dem darauf 
folgenden allgemeinen Notstand. 



1893/94 


1161000 


Frcs. 


1898/99 


2106000 Frcs. 


1894/95 


1 597 000 


» 


1899/1900 


1891000 „ 


1895/96 


1 773 000 


» 


1900/01 


1 819 000 „ 


1896/97 


1 861 000 


M 


1901/02 


1830000 „ 


1897/98 


1939000 


» 


1902/03 


1 780 000 „ 



Die bedeutendsten Artikel der Konsumation, welche die meisten 
Einnahmen ergaben, waren Zucker, Kaffee, Tee, Mehl, Südfrüchte, 
Olivenöl und das Oktroi auf eingeführtes und zum Konsum verwen- 
detes Schlachtvieh. 



Einnahmen der Stadt Bukarest aus dem Oktroi auf: 



1 *^ ^a^ ^b «Af^ *i^ ^ ^^ ^^k ^^B 


Zucker 


Schlachtvieh 


i Mehl 


Südfrüchte 


1 Kaffee 


Tee 


Olivenöl 


! inauzjanr 


Frcs. 


Frcs. 


Frcs. 


Frcs. 


Frcs. 


Frcs. 


Frcs. 


1893/94 


337 326 


146653 


159 676 


88093 


69022 


42 449 


58 775 


1894/95 


487 221 


227 733 


230068 


122 076 


103 709 


39851 


63 597 


1895/96 


558310 


240 453 


235624 


135 718 


166212 


54 392 


72817 


18%/97 


545 107 


253964 


224 743 


156268 


134137 


52168 


80248 


1897/98 


571 757 


232 546 


232 571 


210 139 


165634 


58537 


81088 


1898/99 


647 128 


247 972 


231668 


241 313 


170 402 


66 288 


93 018 


1899/1900 


569 564 


252 545 


257 211 


183 403 


137 093 


45 686 


69987 


1900/01 


518 172 


241 101 


247 518 


166155 


162 826 


55 809 


72356 


1901/02 


524 388 


228 591 


244940 


200722 


138400 


55894 


92 836 


1902/03 


568516 


230959 


244 708 


222 263 


156 487 


44 926 


80 062 



Wie aus dieser Tabelle ersichtlich sind unter diesen hier angege- 
benen Konsumartikeln die bedeutendsten Einnahmen aus dem Oktroi 
auf Zucker gewesen, dann folgen diejenigen auf Schlachtvieh, Mehl, 
Südfrüchte, Olivenöl und schließlich auf Tee. Auch hier sehen wir 
ein beständiges Steigen bei den einzelnen Artikeln, bis zum Jahre 1899, 
dann wieder ein Sinken. 

c) Brennmaterialien. 

Von diesen 16 Gegenständen, welche dem Oktroi unterworfen 
waren, verdienen nur das Petroleum, als Beleuchtungsmaterial und 



^) Ans den jährlichen Rechnungsausweisen der Stadt Bakarest entnommen. 
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das BranJioIz ab fleizungsmatmal größere Beachtmig. Beim Petraleim 
finden wir aadi einen großen Untencined im SleoersUz, d. h. 12 
pro 100 kg bei den städtischen Gememdeo. wihr&id die ländHcben 
meinden höchstens 2 Frcs. pro lOO kg erheben durften. Das Bxcnn- 
hoh, welches in Rgmanipn als Heizangsmaterial die größte Yerfarei- 
timg besitzt; durfte mir Ton den Stadtgemeinden mit Oktroi belegt 
werden. 



Dnrtkseludttsdinudnai der Jakre 1897 bis 1901 ans d 

Oktroi nnf : 



5r, 



fmui* 



ftadt. 



emtz d. 
HndL 



Stadt. 
' Gemeiiiden 

I 



LindL 
Gemeinden 



: 1 Frei. I — 
ffy KiAofpho^- I 5 Frcs. [ — 
ntom pro 100 Kilo 



33668.17 



81 



5 Fita. — 
pro 100 Kilo 



33338^ — 



Minenüfette 

«» büutheCne pro 100 Kilo 

1 d, Seifeii- \ 
' iDdostrie I 



83 



-1—5-^ 



Waelis 



15 Frw. 



5 Frc». ! 



pro 100 Kilo 



6331^ 



84 Gelb.Waehs. 



10 Frcs. I 5 Frc». i 
pro 100 Kilo I 



»:tenfi»^- 



20Frca. 



86 



' Stearine o. 
r Parftfine 



pro 100 Kilo 



I 
i 

t 



128^ 



87 



12 Fret. | 12 Fn». 1 
pro 100 Kilo ' 



6474549 



UnKhHtt- i 5 Frcf. | — 
kerzen pro 100 Kilo 



835,15 



88 



Stearin- oderi ^ß y^^^ | 8 Frcs. ^ 



Spermancei- 
kerzen 



pro 100 Küo 



89 



90 



l 



Holzkohle, l 0,10 Frc«. | — 
Kokf ete. i pro 100 Küo 



132244,54 



124 601,18 



Napbta 



2 Frcs. I — 
U pro 100 Kilo 

ii 



41 252,76 



36.40 



3366ai7 



33338.06 



81487— 2521,74 84008.74 



22,59 6353,81 



7994,47 t 288,47 8282,94 



164,73 



405,62 65 150,81 



835,15 



9758,98 142003,52 



124 601,18 



41 252,76 
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Nr. 


Brenn- 
material 


Maxi malst euersatz d. 

städt. ländl. 

Gemeinden 


Städt. 
Gemeinden 


Ländl. 
Gemeinden 


Gesamt- 
summe 


91 


Petroleum, 
raff., Brenn- 
petroleum, 
eingef. oder 
in der Gem. 
raffiniertes 


12 Frcs. 1 2 Frcs. 
pro 100 Kilo 

• 


1 547 725,83 


99886,30 


1 647 612,13 


92 


Ceresine u. 
Ozocherit 


30 Frcs. 1 30 Frcs. 
pro 100 Küo 


2 414,— 


— 


2414, 


93 


• 

Ceresin- 
kerzen 


150 Frcs. 150 Frcs. 
pro 100 Küo 


3 236,75 


660,94 


3 897,69 


94 


Wachs- 
kerzen 


60 Frcs. — 
pro 100 Küo 


6832,38 


— 


6832,38 


95 


Brennholz, 
eine Fuhre 
mit 4 Zug- 
tieren 
eine Fuhre 
mit 1, 2, od. 
3 Zujrtieren 


0,30 Frcs. 1 — 

1 Frcs. 1 — 

0,50 Frcs. 1 — 
pro 100 Küo 


414 587,12 


— 


414 587,12 

1 

1 






Gesamtsumme 


2 501 422,15 


113 581,04 


2 615 003,19 



Das Oktroi der Stadt Bukarest auf Brennmaterialien *) ergab 

folgende Einnahmen: 

In 1000 Frcs. * 
Gesamteinnahmen der Stadt Bukarest dayon büdeten die bedent. Einnahmen 



Finanzjahr 


Brennmaterial 


Petrolenm 


Brennholz 


1893/94 


726,6 


401 


215 


1894/95 


706 


385 


209 


1895/96 


920,7 


520 


246 


1896/97 


982 


572 


230 


1897/98 


1069 


611 


256 


1898/99 


1105 


644 


262 


1899/1900 


1078 


599 


259 


1900/01 


917 


498 


247 


1901/02 


874,5 


468 


233 


1902/03 


906,3 


481 


248 



^) Siehe Bemerkung auf S. 119. 
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Während beim Petroleum ein größeres Steigen der Einnahmen 
bis 1898/99 festgestellt werden kann, dann aber wieder ein Zurück- 
gehen, ist während der ganzen Jahre hindurch beim Brennholz eine 
sehr geringe Steigerung zu verzeichnen, sowie auch ein langsames 
Nachlassen. 

d) Baumaterialien. 

Auf Baumaterialien wurde, wie ersichtljch, nur von den städtischen 
Gemeinden Oktroi erhoben. Und zwar kommen hier die Einnahmen 
des Oktroi's auf Bauholz, sei es in rohem Zustande (Nr. 96) oder ver- 
arbeiteten Zustande (Nr. 98). (S. Tab. Seite 123.) Durch die Beform 
des Otroiwesens kamen diese sämtlichen Oktroiartikel in Wegfall. 
Sie wurden aber durch eine spezielle kommunale Baumaterialien- 
steuer ersetzt (wie weiter oben S. 107 ersichtlich). 

Die Einnahmen der Stadt Bukarest aus dem Oktroi auf 
Baumaterialien sind im Vergleich zu den genannten Summen der 
gesamten städtischen Gemeinden (Siehe Tab. S. 123) sehr hoch, wie 
aus dem Folgenden ersichtlich: 

In 1000 Frcs. 

1893/94 339,5 1898/99 453,1 

1894/95 401,1 1899/1900 345,9 

1896/96 422,7 1900/01 183,6 

1896/97 337,8 1901/02 144,6 

1897/98 347,5 1902/03 156,1 

Aus dem Oktroi auf Baumaterialien ergaben der Stadt 
Bukarest die größten Summen die Einnahmen von Bauholz und 
Material aus gebrannter Erde. Und zwar: . 





Tn Frcs. 




Finanzjahr 


Bauholz 


Ziegelmaterial 


1893/94 


190 452 


79 823 


1894/95 


191 500 


107 215 


1895/96 


227 000 


114 049 


1896/97 


215 973 


38 938 


1897/98 


206 927 


48 518 


1898/99 


272 038 


63 343 


1899/1900 


188 463 


61748 


1900/01 


107 454 


21351 


1901/02 


96 798 


8 434 


1902/03 


101 461 


12 759 
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Darchschnittseinnahmen der Jahre 1897/1901 aus dem Oktroi auf: 



Nr.») 


Baumaterialien 


Maximalsteuersatz 


Einnahmen in Frcs. 


96 


Bauholz (Rohzustand) 


1 Eres. 


pro Kubikmeter 


275 240,79 


97 


Bauholz ohne Rinde 


1,40 


» 


» n 


39 629,57 


98 


Bauholz, wie Bretter, 
Balken etc. 


2 


ft 


n n 


203 803,78 , 


99 


Möbelholz 


0,40 


n 


„ 100 kg 


3 957,02 


100 


Bearb. Konstruktionssteine 


0,50 


n 


r, 100 , 


1 875,87 


101 


Unbearb. Konstruktions- 
steine 


0,20 


n 


„ 100 „ 


1622,— 


102 


Cement 


0,20 


» 


„ 100 „ 


32 621,30 


103 


Cementplatten 


0,40 


n 


„ 100 „ 


606,95 


104 


Gips, Kalk etc. 


0,15 


n 


» 100 „ 


85 124,75 


105 


Sandstein 


0,20 


n 


„ 100 „ 


1 284,18 


106 


Sand 


0,20 


» 


„ Kubikmeter 


8 255,65 


107 


Kies 


0,50 


n 


n n 


7 230,05 


108 


Materialien aus gebr. Erde 


2 


n 


„ 1000 Stück 


71 931,55 


109 


Terra-Cotta, Majolika 


0,25 


n 


„ 100 kg 


9 950,22 


110 


Marmor u. Alabaster 
(nnbearb.) 


0,50 


n 


„ 100 „ 


8 013,25 


111 


Bearbeiteter Marmor 


1 


n 


„ 100 „ 


1 730,24 










Gesamtsumme 


752 877,17 



^) Laufende Nummer des Maximaltarifes. — Einnahmen nur der städtischen 
Gemeinden. Die ländlichen Gemeinden erhoben keine Oktroi auf Bau- 
materialien. 
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Hier sehen wir auch ein Steigen der Einnahmen bis 1899, was 
auf eine große Bautätigkeit schließen läßt. Dann aber das plötzliche 
und starke Sinken der Einnahmen, welches mit dem darauffolgenden 
Häuserkrach und dem Notstande jener für Kumänien so schlechten 
Erntejahre in Verbindung gebracht werden soll.^) 

e) Viehfutter. 

Auf Viehfutter wurde auch nur von den Stadtgemeinden Oktroi 
erhoben. Und zwar wurden pro Wagen Heu, Luzern, Klee je 
2 Frcs., pro Wagen Stroh 0,70 Eres. Oktroi erhoben; während auf 
Hafer, Gerste und Hirse 0,20 Frcs. pro Hektoliter, Oktroi war. 

Durchschnittseinnahmen der Jahre 1897—1901 der städtischen 

Oemeinden aus dem Oktroi auf: 



Nr. 


Viehfutter 


Maxiinalsteuersatz 


Einnahmen in Frcs. 


112 


Heu, Luzerne, Klee 


2 Eres, pro Fuhre 


129 187,65 


113 


Stroh 


0,70 „ „ „ 


7 256,35 


114 


Hafer, Gerste, Hirse 


0,20 „ „ Hekto 


152 346,15 






Summa 


288 790,15 



Die Einnahmen der Stadt Bukarest waren wie folgt : 



Ges. 


Summe in Frcs. 


Hen, Klee, nsw. 


Hafer, Gerste 


1893/94 


191451 


95197 


92824 


1894/95 


179690 


66231 


108 049 


1895/96 


187 690 


71247 


110 228 


1896/97 


207 682 


79104 


123215 


1897/98 


230 300 


98394 


126490 


1898/99 


229 288 


95966 


127 542 


1899/1900 


216 138 


91701 


120 168 


1900/01 


192400 


89807 


99399 


1901/02 


165040 


71743 


90722 


1902/03 


179610 


67554 


108179 


Hier sehen wir das übliche 


Steigen und Sinken 


wie bisher bei 


den anderen Oktroiartikehi. 







1) Siehe darüber S. 101 ff. 



/ 
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f) Verschiedenes. 

Die unter diesem Titel verzeichneten 18 Gegenstände sind meist 
chemische Substanzen, Farbstoffe, Seifen usw. welche teilweise auch 
von den ländlichen Gemeinden mit Oktroi belegt wurden. Die Ein- 
nahmen aus denselben sind, wie aus der folgenden Tabelle ersichtlich, 
fast nicht beachtenswert. 

Burclisclinittseinnalinien der Jahre 1887/1901 ans dem Oktroi auf: 



Nr. 


Ver- 
schiedenes 


Maximalsteuersatz d. 
städt. ländl. 
Gemeinden 


Städt. 
Gemeinden 


Ländl. 
Gemeinden 


Gesamt- 
summe 


115 


Essenzöle, 
gen. Dang- 

Ilangylris etc. 

Essenzöle 

für die 

Likörfabr. 


1,50 Frcs. 1 — 

100 Frcs. 

40 Frcs. 1 — 
pro Kilo 


18 545,62 


— 


18 545,62 


116 


Aromatische 
Pflanzen- 
atofilB f. d. 
Likör- 
fabrikation 


2 Frcs. — 
pro Kilo 


55,40 


— 


1 • 

55,40 


117 


Glycerin u. 
Anilin 


10 Frcs. — 
pro 100 Kilo 


8839,75 


— 


1 

8 839,75 


118 


Seifen, par- 
fümierte 


100 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


33 820,03 




1 

33 820,03 

1 


119 


Haarpomad., 

Zahnpasten 

Pulver 


100 Frcs. 1 100 Frcs. 
pro 100 Kilo 


25 754,14 


15,15 


25 769,29 


120 


Weinstein- 
säure 


10 Frcs. — 
pro 100 Kilo 


5 461,14 


— 


5 461,14 


121 


Kartoffel- 
Fuselöl, 
Holzgeist 
etc. 


50 Frcs. 1 — 
. pro 100 Kilo 


127,65 


• 


127,65 


122 


Waschblau 


15 Frcs. 1 

pro 100 Kilo 


7 034,81 


— 


7 034,81 


123 


Stärke 


5 Frcs. 1 5 Frcs. 
pro 100 ^lo 


16 935,48 


902,50 


17 837,93 


124 


Lack, Fir- 
niss usw. 


20 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


48490,29 


— 


48490,29 

1 
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Nr. 


Ver- 
schiedenes 


Mazimalsteuersatz d. 

städt. 1 ländl. 

Gemeinden 


Städt. 
Gemeinden 


Ländl. 
Gemeinden 


Gesamt- 
summe 


125 


Grundfarben 


8 Frcs. — 
pro 100 Kilo 


9 596,25 


— 


9 596,25 


126 


Feine Farb- 
stofiTe 


25 Frcs. — 
pro 100 Kilo 


13099,82 


— 


13 099,82 


127 


Seifen aller 
Art (außer 
d. Luxus- 
seifen) 


2 Frcs. 1 2 Frcs. 
pro 100 Kilo 


35 716,29 


8 630,78 


44 347,07 


128 


Fischleim 


50 Frcs. 50 Frcs. 
pro 100 Kilo 


1064,20 


3,60 


1067,80 


129 


Citronensalz 


20 Frcs. 1 20 Frcs. 
pro 100 Kilo 


3304,50 


579,19 


3 883,69 


130 


Alaun 


5 Frcs. 1 5 Frcs. 
pro 100 Küo 


3635,49 


313,27 


3 948,76 


131 


Ziegelrot 


25 Frcs. 1 25 Frcs. 
pro 100 Küo 


1 101,20 


39,08 


1 140,28 


132 


Parfüms in 
Pulver od. 
flüssig 


200 Frcs. 1 — 
pro 100 Kilo 


19 380,59 




19 380,59 






Summa 


251 962,65 


10 483,57 


262 446,22 



Die Einnahmen der Stadt Bukarest von diesen Posten waren 
wie folgt: 





in Frcs. 




in Frcs. 


1893/94 


43 851 


1898/99 


102 250 


1894/95 


71762 


1899/1900 


80726 


1895/96 


89 842 


1900/01 


83 872 


1896/97 


102 575 


1901/02 


89376 


1897/98 


98177 


1902/03 


94391 



Die Gespann- und Lastwagengebühr. ^), 

Dieselben hängen in engster Verbindung mit dem Oktroiwesen, 
denn sie wurden erstens als Gespanngebühr für jedes bespannte Zug- 



^) Die Gespann- und Lastwagengebühr wurde nur von den städtischen Ge- 
meinden erhoben. 
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tier beim Eintritt in die Gemeinde erhoben und zweitens als Last- 
wagengebübr für jeden beladenen Wagen, der über 250 kg Waren 
enthielt, die nicht dem Oktroi unterworfen waren. Diese 
Gebühren brachten den Stadtgemeinden, wie ersichtlich, ganz bedeutende 
Einnahmen. Doch hatten sie vom wirtschaftlichen 'Standpunkte be- 
trachtet eine schlechte Wirkung auf den Innenhandel und Verkehr, 
wie weiter unten zu ersehen sein wird. Wir geben im folgenden die 
Einnahmen sämtlicher städtischen Gemeinden und anbei diejenigen 
der Stadt Bukarest daraus. 

Einnahmen aus der Gespann- und Lastwagengebähr der 

städtischen Gemeinden. 

(Durchschnittseinnahmen der Finanzjahre 1897/1901). 



Nr.») 


Für jedes bespannte 
Zugtier 


Maximalsten ersatz 


Einnahmen 
in Frcs. 


133 


an einem Fuhrwerk beladen 
mit einer Waffenlast von 
mehr als 50 Kg 


0,10 Frcs. p. Kopf 


1 453 429,87 


134 


Für jedes Fuhrwerk (mit 
mehr als 260 Kg. Waren- 
belastung 


0,Ö0 Frcs. p. Fuhrwerk 


963 916,80 






Summa 


2 417 346,67 



Die Einnahmen aus diesen Gebühren beliefen sich für die Stadt 

Bukarest : 

in Frcs. 

357 903 1898/99 

458 186 1899/1900 

493 926 1900/01 

427 553 1901/02 

463 728 1902/03 



1893/94 
1894/95 
1895/96 
1896/97 
1897/^ 



in Frcs. 
501 968 
434 243 
448 776 
399 669 
411 688 



Wir geben nun die Ergebnisse der einzelnen Posten und ersehen 
daraus, daß die Getränke und anderen Flüssigkeiten die meisten 
Erträge sowohl für die Stadt- wie auch für die Landgemeinden ab- 
warfen. Für die Stadtgemeinden sind, und yielleicht auch zum Teil 
für die ländlichen Gemeinden, die Einnahmen aus Nahrungsmittel 
und Brennmaterialien hervorzuheben. Ganz besonders bildete aber 

^) Laufende Nummer des Maximaltarifs. 
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für die städtischen Gemeinden die Gespann- und Lastwagengebühr 
eine bedeutende Einnahmequelle. 

Burchsclinittseinnalinien der Jahre 1897/1901, aus dem Oktroi der : 

Samme 
14 492 166,60 

5 303 108,53 

2 615 003,19 

752 877,17 

288 790,15 

262 446,22 

2 417 346,67 



. Stadt. Gemeinden 

a) Getränke u. sonst. 9 222 936,03 

Flüssigkeiten 



b) Nahrungsmittel 

c) Brennmaterialien 

d) Baumaterialien 

e) Viehfutter 

f) Verschiedenes 

g) Bespannungs- und 
Lastwagengebühr 



5 050 772,55 

2 501 422,15 

752 877,17 

288 790,15 

251 962,65 

2 417 346,67 



Ländl. Gemeinden 
5 269 230,57 

252 335,98 
113 581,04 

10 483,57 



Summa 20486107,37 5645 631,16 26131738,53 

Schließlich geben wir noch hier die Oktroieinnahmen aus der 
Stadt Bukarest seit dem Inkraftreten des letzten Maximumgesetzes 
(1. Juli 1893) bis zur Aufhebung des Oktrois und der Einführung 
des kommunalen Fonds, sowie eine weitere Tabelle mit den Oktroi- 
einnahmen der letzten 5 Jahre von 1897 — 1901 von 12 weiteren 
Städten (Bukarest einbegriffen) Eumäniens, indem wir von den 71 
städtischen Gemeinden diejenigen mit den größten Einnahmen aus dem 
Oktroi^ sowie auch welche mit den kleinsten Einnahmen daraus, wählten. 

Nettoeinnahmen ^) ans dem Oktroi der Jahre 1897 bis 1901^ 

Ton 12 rnmänisclien Stadtgemeinden. 

in Frcs. 



Nr. 


Städte 


1897/98 


1898/99 


1899/1900 


1900/01 


1901/02 


1 


Bakarest 


7 268366 


7 613 972 


7 158 996 


6 680694 


5805 053 


2 


Jassy 


1309972 


1 374 512 


1 513 264 


1 398 733 


1 375 373 


3 


Galatz 


1223 260 


1 218 426 


1 046 812 


1 095 523 


989 017 


4 


Braila 


941468 


783491 


841692 


1 049 476 


974 612 


5 


Botoschani 


431213 


451 129 


431234 


471833 


503814 


6 


Tumu-Severin 


202626 


218438 


237847 


221831 


211146 


7 


CoDstantza 


329 407 


388141 


367 247 


332169 


350121 


8 


Tumu- 














Magnrele 


153 423 


174 615 


125084 


199 494 


224244 


9 


Vasloi 


189891 


164442 


201774 


194186 


202048 


.10 


2SLmnicea 


Ö3172 


54 726 


27 732 


35498 


254784 


11 


Cortea de 














Argesch 


24 727 


31751 


35781 


53 275 


34053 


12 


Baia de Arama 


4078 


3678 


5319 


4125 


4665 



^) Die Nettoeinnahmen wurden durch Abzug von 10 % als Y erwaltungskosten; 
von den Bruttoeinnahmen berechnet. 
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Brnttoeinnahmen der Stadt Bukarest aus dem Oktroi: 





in Frcs. 




in Frcs. 


1893/94 1) 


5 107 750 


1898/99 


8128 565 


1894/95 


6 619 339 


1899/1900 


7 689 860 


1895/96 


7 694121 


1900/01 


7 221 336 


1896/97 


8 427 743 


1901/02 


6 278669 


1897/98 


7 766 109 


1902/03 


6 142 503 



Da wir bei der nun folgenden Besprechung der Aufhebung des 
Oktrois und der Einführung des kommunalen Fonds noch näher auf 
das Oktroiwesen einzugehen haben, beschränken wir uns vorläufig 
hier mit dem Gesagten und geben nur noch eine Vergleichstabelle 
der Einnahmen aus den Verbrauchssteuern mehrerer deutschen Städte, 
sowie von Paris und Bukarest und die Belastung pro Kopf der Be- 
völkerung. 

Einnahmen aus den Verbrauchssteuern (1899 — 1900).*) 







in 1000 llk. 


Städte 


Einnahmen aus 


den 


Belastung pro Kopf 


V erbranciisstenem 


der BerSlkerung: 


Berlin 


769,5 




0,42 Mk. 


Breslau 


2261,2 




5,52 „ 


Köln 


389,9 




1,09 „ 


München 


2441,0 




5,24 „ 


Dresden 


2042,7 




5,26 „ 


Stuttgart 


1 141,5 




6,63 „ 


Karlsruhe 


371,1 




3,99 „ 


Straßburg 


3 345,1 




22,69 „ 


Metz 


1 062,7 




18,11 „ 


Paris ») 


92 240,0 




38,75 „ 


Bukarest *) 


6 151,8 




25,35 „ 



^) Fehlen 3 Monate; siehe Anmerkung auf S. 113. 

*) Nach Eheberg a. a. O. S. 503. 

*) Für Paris nahmen wir die im Budget von 1902 veranschlagte Summe von 
115,3 Mill. Frcs., das sind 92,24 Mill. Mark, was pro Kopf der Bevölkerung 
38,75 Mk. ausmacht. (Im Hdwb. d. Stw. ist für das Oktroi der Stadt Paris, pro 
1896 die Summe von 126,1 Mill. Mk. vermerkt, was eine Belastung von 52,84 Mk. 
pro Kopf der Bevölkerung ausmachen würde. Siehe Hwb. d. Stw. S. 126.) 

^) Einnahmen des Finanzjahres 1899/1900. Einwohnerzahl von Bukarest 
282000 angenommen. 

LV. 9 
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B. Die Beseitigung des Oktrois und die Einführung des 

kommunalen Fonds. 

Wir haben bisher versacht die bedeutendsten Einnahmequellen 
der städtischen und der ländlichen Gemeinden in Rumänien, sowie 
die Ergebnisse daraus festzustellen. Man konnte bei jeder Gelegenheit 
den großen Unterschied der Einanzverhältnisse zwischen den städtischen 
und den ländlichen Gemeinden konstatieren. Mit der Zeit stiegen 
die Bedürfhisse der Städte immer mehr und folglich stieg auch der 
Finanzbedarf derselben. Der Finanzbedarf konnte somit , ohne zu 
Anleihen Zuflucht zu nehmen, durch die gewöhnlichen Einnahmen 
nicht mehr gedeckt werden. Andererseits konnte man die Finanz- 
verhältnisse der ländlichen Gemeinden durch das bestehende Besteue- 
rungssystem nicht bessern. Eine Neugestaltung in den direkten 
Steuern, also eine derartige Mehrbelastung der ländlichen Bevölkerung, 
konnte unmöglich zugelassen werden, denn die ländliche Bevölkerung 
konnte leider durch die schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
einmal in die Lage kommen die bestehenden direkten Steuern und 
Abgaben ordentlich zu entrichten. Von großer Bedeutung waren 
aber die Aufwandsteuem. Die Vorzüge derselben sind ja bekannt 
und bestehen speziell darin, daß sie eine leichte Einnahmequelle für 
die Gemeinden bilden. Für die Finanzverhältnisse oder auch die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der ländlichen Gemeinden waren sie in 
Bumänien in der Form, wie sie bis 1903 bestanden, von schädlichster 
Wirkung. Denn hier muß man folgendes besonders berücksichtigen, 
nämlich, daß das tinanzielle Moment, welches bei den städtischen 
Gemeinden besonders hervortrat, sowie die Art der Veranlagung mit 
dem ganzen Steuerhebungssystem, ein ^Hindernis für die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Landbevölkerung war. Eine 
Reform des Oktroiwesens war also absolut notwendig geworden. Die 
Beform mußte aber mehrere Wirkungen ausüben : erstens, die Mängel 
des Oktroiwesens beseitigen, damit besonders dem Innenhandel die 
größte Freiheit gewährt sein soll, um dadurch also auch gleichzeitig die 
Hindernisse, welche einer Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der ländlichen Bevölkerung entgegenstanden, beseitigen zu können; 
zweitens, mußte den städtischen Gemeinden neue Einnahmequellen 
geschaffen und drittens, mußte den ländlichen Gemeinden insbesondere 
eine bedeutende Steigerung der Einnahmen, welche zur Erledigung 
ihrer Aufgaben dringend nötig waren, garantiert werden. Was den 
ersten und den dritten Funkt anbelangt, hat man einen vollen Erfolg 
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zu verzeichnen, wie weiter unten auch zu ersehen sein wird. Durch 
die fieform des Oktrois erwuchsen jedoch den städtischen Gemeinden 
keine größeren Einnahmen. Allerdings darf man aber nicht ver- 
gessen, daß ein Teil der Verwaltungskosten, welche sich bisher auf 
die Erhebung des Oktrois bezogen, in Wegfall kamen. Man ist je- 
doch bezüglich der Städte einen Schritt noch weiter gegangen und 
hat ihnen durch die Erweiterung des Gebührenwesens eine Reihe 
neuer Einnahmequellen zur Verfügung gestellt. 

Die Mängel, die dem Oktroiwesen in Rumänien anhafteten, lassen 
sich durch einige Worte und an der Hand von wenigen Beispielen, 
wie folgt, skizzieren. 

Erstens traf für Rumänien die gegen das Oktroi aufgestellte Be- 
hauptung in vollstem Sinne des Wortes zu, wonach „die mit dem 
Oktroi notwendig verbundene Abschließung der Gemeinden zum 
Schmuggel verleitet, die Entwicklung des Verkehrs hindert und folglich 
sehr lästig wirkt." ^) . Denn die Oktrois waren erstens auf manche 
Gegenstände wie z. B. Alkohol (6 Eres, pro Dekaliter) von be- 
deutender Höhe, was natürlich zum Schmuggel verleitete; anderer- 
seits war aber auch die Anzahl der zu besteuernden Gegenstände 
dermaßen groß, daß es für den Verkehr hinderlich wirkte. Der 
Schmuggel bildete sich mit der Zeit sehr stark aus. Da die rings 
um den Städten befindlichen ländlichen Gemeinden auf manche nam- 
haften Gegenstände gar keine oder geringere Oktrois erhoben als die 
angrenzenden Städte selbst^ so bildeten sich in den ersteren ganze An- 
siedlungen von Schmugglerbanden, welche die von ihnen fabrizierten 
Produkte in die Städte schmuggelten oder zu denen die kleinen 
Händler der Städte kamen, Einkäufe zu billigen Preisen zu machen, 
um auf eine Art und Weise selbst die Ware in die Stadt zu schmuggeln. 
Es ist selbstverständlich, daß zur Unterdrückung dieses Schmuggel- 
wesens ein bedeutendes polizeiliches Aufgebot erforderlich wurde, 
welches nicht nur große Kosten verursachte, aber sehr oft durch die 
Maßregeln, welche zur Ergreifung der Schmuggler angewandt wurden, 
die Ruhe und Sicherheit der Vorstadtbewohner sehr stark beein- 
trächtigte.^) — Die Anzahl von 132 Gegenständen, die an den Toren 
der Städte dem Oktroi unterworfen waren, ist entschieden zu groß 



1) Eheberg a. a. O., S. öOlff. 

*) Es verging fast kein Tag, wo an den Eingängen, z. B. der Stadt Bukarest 
ganz besonders, Kämpfe zwischen Schmugglern und der „Oktroipolizei" statt- 
fanden, sehr oft mit tödlichen Folgen. 

9* 
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gewesen. Es erwies sich, daß 89 derselben anf den Handel und Ver- 
kehr schädlich wirkten. 

Zweitens, der Innenhandel und Verkehr waren durch das Oktroiwesen 
ganz besonders geschädigt. Denn abgesehen von den 89 Gegenständen, 
welche direkt auf denselben schädigend wirkten, verursachte das 
System der Durchfuhr mit seinen vielen Formalitäten und Gebühren 
eine Unmenge Unannehmlichkeiten. Drittens, bildete sich zwischen den 
Gemeinden ein dem Handel schädigendes Schutzzollsystem aus, in^ 
dem manche Gemeinden die in anderen Gemeinden hergestellten 
Produkte, wie z. B. Bonbons, Süßigkeiten, im allgemeinen Likörs^ 
Eauchfleisch usw., für welche am Produktionsort keine Abgaben ent- 
richtet wurden, bei der Einfuhrung in ihre Gemeinde mit Oktroi be- 
legten. Umgekehrt wurden sehr oft von den Gemeinden die für die 
Ausfuhr bestimmten und von der Gemeinde hergestellten Produkte 
mit einer Steuer belegt, was natürlich die staatlichen Aufsichtsorgane 
zum Einschreiten dagegen veranlaßte. Viertens, ein in die Gemeinde 
eingeführter Gegenstand, welcher mit Oktroi belegt wurde, und zum 
Verkauf in der Gemeinde bestimmt war, konnte nur unter den un- 
sinnigsten Formalitäten wieder ausgeführt werden (wenn man auf die 
Auszahlung des Oktrois nicht geradezu verzichten wollte). 

Fünftens. Ganz abgesehen von den bisher erwähnten Mängeln des 
Oktroiwesens in Rumänien, war das Oktroiwesen in der bis zu seiner 
Eeform bestehenden Gestalt ein Hindernis zur Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Landbevölkerung. Einerseits durch die 
Besteuerung mancher landwirtschaftlichen Produkte, andrerseits aber 
durch die Umständlichkeit der Durchfuhr der Waren durch die 
Gemeinden, aber ganz besonders auch durch die „Gespann- und Last- 
wagengebühr", welche bei Eintritt jedes beladenen Fuhrwerks in die 
Gemeinde, zu entrichten war.^) Hatte z. B. ein Bauer eine Fuhre 
Heu nach der etwas entfernten Stadtgemeinde zu verkaufen, und 
mußte er durch mehrere Gemeinden fahren, da mußten in jeder 
Gemeinde dieselben Durchfuhrformalitäten wiederholt werden, was 
eine Unmenge Zeit in Anspruch nahm. Kam er des Abends, wo 
es schon finster war, am Ziel an, dann mußte er bis zum nächsten 
Morgen nach Sonnenaufgang vor den Toren der Stadt warten, am 
kontrolliert zu werden, denn während der Nacht konnte keine Kon- 
trolle stattfinden. Wenn nun so mehrere hundert Wagen mit allerlei 
Waren vor den Toren der Stadt im Winter zu warten hatten 



1) Siehe darüber Seite 126 ff. 
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(speziell wenn Wochenmarkt war), dann kann man sich leicht vor- 
stellen, wie das Oktroiwesen unter einer solchen Verwaltungsform auf 
den Handel und Verkehr schädlich wirken mußte. Wenn nun der 
Bauer keine versteuerten Waren mit sich führte, so mußte er die 
lästige Bespannungsgebühr doch entrichten. 

In diesen fünf Funkten ist die Stellung des Oktroiwesens (als 
Besteuerungsform) als wirtschaftliches Moment festzustellen versucht 
worden. Wenn wir nun die Stellung des Oktroiwesens als finanzielles 
Moment betrachten, dann müssen wir in erster Keihe auf den großen 
Unterschied hinweisen, der zwischen den städtischen und den länd- 
lichen Gemeinden bezüglich der Einnahmen bestand. 

Denn, wie schon aus dem vorigen Kapitel über das Oktroi zu 
ersehen war, war nicht nur die Anzahl der von den ländlichen Ge- 
meinden besteuerten Gegenstände, eine bedeutend kleinere, aber auch 
die Einnahmen der sämtlichen über 2900 zählenden ländlichen Ge- 
meinden mit 4^/2 Millionen Einwohnern, ^/g kleiner als diejenigen 
der 71 Städte Rumäniens mit 1^2 Millionen Einwohner. 

Die Einnahmen aus dem Oktroi waren: 

Ländliche Gemeinden 5645000 Frcs., 
Städtische „ 20486000 „ 

Obiges einmal festgestellt, fragt man sich nun, ob dieses Steuer- 
erhebungssystem auch gleichmäßig in allen städtischen und in den 
ländlichen Gemeinden durchgeführt war? Da finden wir sowohl bei 
den städtischen wie auch bei den ländlichen Gemeinden gewaltige 
Unterschiede. Im großen Ganzen betrachteten die städtischen Gemeinden 
die Oktrois als die bedeutendsten Steuereinnahmequellen. Aus dem 
Beispiel der Stadt Bukarest ersieht man, daß dieselbe bei einer Ein- 
nahme von 1370000 Frcs. aus direkten Steuern, eine Gesamtein- 
nahme von 6 850000 Pres, an Oktrois aufweist. Dagegen gab es 
andere Städte, welche im Vergleich zur Einwohnerzahl viel höhere 
oder viel niedrigere Oktroieinnahmen hatten. Auch die Anzahl der 
zu versteuernden Gegenstände in den Städten, wie auch die Tarife 
(welche sich nach dem bestehenden Maximumgesetz richten mußten) 
waren von Stadt zu Stadt verschieden. In den ländlichen Gemeinden 
waren die Unterschiede noch viel namhafter. In sehr vielen spielten 
die Oktroieinnahmen gar keine Rolle. In kleinen ländlichen Ge- 
meinden waren sie verhältnismäßig sehr groß, in anderen großen 
wieder sehr klein. Nirgends also eine einheitliche Durchführung der- 
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selben. Der Finanzbedarf der ländlichen Gemeinden wuchs aber 
beständig und die Einnahmen aus den Oktrois konnten unter solchen 
umständen nicht größer werden. Es mußte also hier etwas getan werden. 

Wenn wir nun die beiden Momente betrachten, wie z. B. durch 
das wirtschaftliche Moment die wirtschaftliche Lage des Bauernstandes 
und folglich der ländlichen Gemeinden gefährdet war, und somit 
dieses eine Rückwirkung auf die finanzielle Situation der letzteren 
ausübte, so finden wir die Notwendigkeit einer gründ- 
lichen Finanzreform darin schon gegeben. 

Bevor wir nun auf die Reform des Oktrois in Rumänien ge- 
nauer eingehen, möchten wir einen kleinen Blick in die Gemeinde« 
finanzverhältnisse anderer Staaten (bezüglich der Erhebung indirekter 
Verbrauchssteuern) werfen. 

In Deutschland^) gibt es noch eine ganze Reihe von Städten, 
welche Verbrauchssteuern erheben. 

In Preußen wurde aber die Erhebung der letzteren durch das 
Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 dahin geregelt, daß (laut 
§ 14) die Neueinführung oder die Erhöhung bestehender Steuern auf 
den Verbrauch von Fleisch, Getreide, Mehl, Backwerk, Kartoffeln 
und Brennstoffen verboten wurde. ^) In Bayern und der Pfalz werden 
Verbrauchssteuern auf Malz und Bier, auf Fleisch und Getreide, und 
in der Pfalz auch noch auf sonstige Eßwaren des Marktverkehrs so- 
wie auf Brennmaterialien und Viehfutter erhoben. Dieselben dürfen aber 
nicht die gesetzlich festgesetzten Maximalgrenzen übersteigen. In 
Sachsen, wo die Gemeinden ihr Steuerwesen selbständig regeln 
können, dürfen indirekte Abgaben (hier nur Verzehrungs- und Bier- 
steuer) nur mit ministerieller Genehmigung erhoben werden. Die 
meisten indirekten Abgaben werden von den elsässischen Städten er- 
hoben, wo sie über 80 % ^es Steuerbedarfes decken. In allen Staaten 
liegt aber die Tendenz vor, die indirekten Verbrauchssteuern soviel 
wie möglich einzuschränken. 

In Frankreich sind die kommunalen Verbrauchssteuern (Oktroi) 
am meisten ausgebildet. Sie bestanden seit Hunderten von Jahren 
(angeblich aus dem 12. oder 13. Jahrhundert, laut Ad. Wagner) und 
wurden 1789 am 14. Juli beim Ausbruch der Revolution durch die 
Beseitigung der Barrieren von Paris abgeschafft. Das Gesetz vom 



^) Siehe Eheberg a. a. O. S. 492fif. 

^) Als Ersatz wurde den Gemeinden die bis dahin bestehenden Ertrags- 
steuern des Staates überwiesen. 
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19./25. Februar 1791 beseitigte das Oktroi nunmehr gänzlich. Die 
Folge war eine Zerrüttung der Finanzen der Gemeinden, so daß 
unter dem Direktorium man sich genötigt sah, zu den „indirekten 
Verbrauchssteuern" zurückzukehren und durch das Gesetz vom 
9. Germinal des Jahres V „indirekte und lokale Kontributionen" 
zur Deckung des Eestbedarfes der Gemeinden zuließ. Zuerst wurde 
das Oktroi in Paris (Oktober 1798), dann mit der Zeit auch in den 
anderen Gemeiden eingeführt. In Frankreich beanspruchte der Staat 
10^0 der Einnahmen aus dem Oktroi und verzichtete erst 1852 
darauf. Das Oktroi hat eine Ausbildung im Laufe des vorigen 
Jahrhunderts durch eine Beihe von Gesetzen bekommen^), auf die 
wir hier nicht einzugehen haben. Die letzte Fassuug des französischen 
Oktroi Wesens kann (laut Beitzenstein -Wagner) folgendermaßen cha- 
rakterisiert werden: 1. es ist eine eigene Kommunalauflage „zur Er- 
gänzung der für den Bedarf nicht ausreichenden Einnahmen der 
größeren Gemeinden, bestimmt, in seinem Ertrage die Mittel für die 
Erfüllung der lokalen Verwaltung zu gewähren"; 2. diese Abgabe 
wird „von Gegenständen des örtlichen Verbrauches" erhoben; 3. ihre 
„Erhebung und örtliche Begelung gehört im Prinzip zu den Attri- 
butionen der Gemeindeverwaltung". Auf jeden dieser drei Punkte 
kurz eingehend, sei bemerkt, daß das Oktroi in Frankreich nur von 
den städtischen Gemeinden erhoben wird, während die ländlichen 
Gemeinden ihren Bedarf ausschließlich aus den Zuschlägen zu den 
Staatssteuern decken. ^) Zweitens, die Gegenstände, die mit Oktroi 
belegt werden, sind folgende: „Getränke und Flüssigkeiten, Eßwaren, 
Brenn- und Beleuchtungsgegenstände , Viehfutter , Baumaterialien 
u. dgl. und schließlich verschiedene Objekte." Die Maximalsteuersätze 
sind im Generaltarif festgesetzt. Die Verwaltungs- und Erhebungs- 
formen wurden schon durch das Gesetz von 1816 festgesetzt: die ' 
Eigenverwaltung (regle simple), die Verwaltung durch einen Dritten 
mit vertragsmäßiger Festsetzung eines bestimmten Mehrertrages dar- 
über und über die Kosten hinaus (regle interessee); die Verpach- 
tung und das Abonnement mit der staatlichen Verwaltung der in- 
direkten Steuern (Wagner). Die erste Erhebungsform ist die aus- 
gebreitetste in Frankreich. Die neuen Verkehrsmittel, wie Eisen- 
bahnen usw., haben der Erhebung und Kontrolle wesentliche Schwierig- 
keiten verursacht, dadurch konnte das Oktroi auch in Frankreich zu 



1) Siehe Reitzenstein a. a. 0. und Ad. Wagner Fw. III. Bd. S. 888ff. 
Schönberg a. a. 0. S. 80. 
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keiner Popularität gelangen und es besteht und bestand immer noch 
in vielen Gemeinden Frankreichs die Absicht einer Beseitigung des- 
selben. ^) Eine geringe Anzahl Städte haben es auch durchgebracht, 
das Oktroi abzuschaffen, trotzdem besteht es heute noch in über 
1500 Gemeinden. Vielleicht, daß nach einer Reform des staatlichen 
Finanzwesens Frankreichs, wie sie gegenwärtig beabsichtigt wird, ^) 
eine Regelung des Oktrois als eine unausbleibliche Folge sein wird. 
Wir sind deswegen auf das Oktroiwesen Frankreichs etwas näher ein- 
gegangen, weil dasselbe nicht nur als Vorbild den westeuropäischen 
Staaten wie Belgien, die Niederlande, Südwestdeutschland und auch 
noch Italien gedient hat, aber in letzter Zeit noch den Balkanländem, 
Serbien, Bulgarien und Rumänien diente. In Serbien wurde in 
einigen Städten das kommunale Oktroi nach Pariser Muster einge- 
führt, ^) während Rumänien und Bulgarien das bestehende Oktroi, wie 
wir weiter unten sehen werden, einer Reform unterzogen haben. 
Den Reformen dieser beiden letztgenannten Länder, lagen teilweise 
die Reformen des Oktrois in Belgien und in den Niederlanden zu- 
grunde, weshalb wir es für nötig erachten, auf dieselben kurz einzu- 
gehen. 

In Belgien*) gab es 1860 nur 78 von 2538 Gemeinden, die 
Oktroi erhoben. Trotzdem empfand man es als lästig und störend, 
und forderte seine Beseitigung. Dieselbe erfolgte auch durch das 
Gesetz des berühmten Finanzministers Fröre-Orban, von 1860. Für 
die in Wegfall kommenden Oktroieinnahmen der Gemeinden zog 
Fröre-Orban die Mittel des Staates als Ersatz heran. Er 
wollte aber damit nicht nur die vollständige Deckung der bisher durch 
die Oktrois eingenommenen Beträge dadurch bezweckt haben, aber 
auch noch die Gewähr haben, daß die dazu heranzuziehenden Steuern 
und Monopole auch fernerhin dem steigenden Bedarf der Gemeinden 
durch eine verhältnismäßige Entwicklung standhalten werden. Die 
1858 festgestellte Summe der Oktroieinnahmen von 10876085 Frcs. 
mußte erstens aufgebracht werden. Zu diesem Zwecke schlug er 



^) (Lyon 1870.) 

*) Als Finanzminister, im Ministerium Combes, bereitete ßouvier eine Reform 
der Staatssteuern vor, und zwar eine allgemeine Einkommensteuer. 

■) Siehe Markowitsch B., Die Gemeinden und ihr Finanzwesen in Serbien- 
Jena 1904. 

^) Siehe darüber ausfuhrlich die Artikel Keitzensteins in Conrads Jahrbuch 
für N. 0., N. F. 1884 Bd. 9, sowie in Schönbergs Handb. IH. 2. 
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folgende Emnahmequelleii vor, die vom belgischen Parlament in nach- 
stehender Form angenommen worden: 

40% <l6<3 Bruttoertrages des Postregals, für die ersten 3 Jahre 
aber 42 % ; 75 % des Kaffeezolles ; 34 % der Steuer auf ausländischen 
Wein, Branntwein, Zucker usw. ; 36 % der Steuer auf inländisches 
Bier, Branntwein usw. Für den Staat sollte aus den gesamten Er- 
trägen dieser Steuern eine Einnahme von 15 Hill, gesichert werden. 

Die Summen, welche diese Steuerquellen für die Gemeinden ab- 
warfen, bildeten den „fonds coramunal". Die Einnahmen des Kom- 
munalfonds zeigen, wie aus dem Folgenden zu ersehen, bedeutende 
Steigerungen : 

1861 15 255 570 Frcs. 1882 27 590 000 Frcs. 

1870 22 590000 „ 1885 28050000 „ 

Von Bedeutung ist das Prinzip, nach welchem die Verteilung 
(Repartition) des Kommunalfonds an die Gemeinden gelangt. Sämt- 
liche Gemeinden partizipieren an dem Ertrage des Konmiunalfonds. 
Der Anteil jeder einzelnen Gemeinde wird nach dem Verhältnis ihres 
aus den Steuerrollen des Vorjahres sich ergebenden Steuersolls der 
Gebäude-, Personal- und Patentsteuer bestimmt. Für jene Gemeinden 
aber, die bis dahin Oktrois erhoben hatten, mußte man den vollen 
Ersatz des seither von ihnen bezogenen Ertrages vergüten und man 
bestimmte als fixe Summe diejenige 1859 aus dem Oktroi bezogene. 
Nachdem also diese letzteren Gemeinden ihren vollen Betrag er- 
hielten, konnte für den Best des Kommunalfonds die Verteilung an 
die anderen Gemeinden nach obigem Prinzip stattfinden. — Welche 
sind nun die Vorteile und Nachteile dieser Beform gewesen? 

Vorteile genossen diejenigen Gemeinden, die früher kein Oktroi 
erhoben hatten, durch die Zuschüsse des Kommunalfonds; während 
für diejenigen Gemeinden, die bis dahin Oktroi erhoben hatten, eine 
Steigerung der Einnahmen aus dem Kommunalfonds, trotz des immer- 
währenden Wachstums des letzteren, infolge des Verteilungsprinzips 
nicht möglich war. Denn eine Steigerung konnte nur dann stattfinden, 
wenn der Anteil jener einen Gemeinde, z. B. nach dem Verhältnis 
ihres aus den Steuerrollen des Vorjahres sich ergebenden Steuersolls 
der Gebäude-, Personal- und Patentsteuer, die Oktroisumme über- 
schritt. 1881 finden wir aber noch 13 Städte, die dieselben Einnahmen 
wie 1859 hatten. Den Gemeinden Belgiens wurden jedoch durch das 
Gesetz vom 19. August 1889 neue Einnahmequellen überwiesen, die 
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einen zweiten Kommunal fonds bildeten. Der zweite Kommunal- 
fonds wird aus dem Ertrag der durch obiges Gesetz geschaffenen 
Lizenzsteuer vom Kleinhandel mit geistigen Getränken und von 
den Eingangszöllen auf Vieh und Fleisch gebildet. Die Verteilung 
dieses Kommunalfonds findet diesmal nach der Einwohnerzahl 
statt. ^) 

In den Niederlanden werden, von 1848 ab, die bis dahin 
sich immer mehr und mehr ausbildenden Verbrauchssteuern nach 
und nach abgeschafft. Das Gesetz vom 6. Juli 1850 beseitigte die 
Frovinzialakzisen und gab den Provinzen als Ersatz Zuschläge zu den 
direkten Staatssteuern. Im Gemeindegesetz vom 29. Januar 1851 
werden diejenigen Verbrauchsabgaben, die für den Konsum der äußeren 
Klassen drückend erschienen, abgeschafft. Als Ersatz wurden den Ge- 
meinden Zuschläge zu den direkten Staatssteuern sowie selbständige 
Personal- und Verbrauchssteuern gewährt. Die gänzliche Beseitigung 
der Verbrauchssteuern geschah durch das Gesetz vom 7. Juli 1865. 
Als Ersatz wurde den Gemeinden eine Erhöhung des Maximums der 
Zuschläge zur Personalsteuer gegeben, dadurch, daß dieselben für den 
Fall der Erreichung des Maximums der Zuschläge zur Grund- und 
Gebäudesteuer (10 bzw. 40%) ermächtigt wurden, Zuschläge zur 
Staatspersonalsteuer zu erhebfen, aber unter der Voraussetzung, daß 
selbständige Personalsteuern von gleichem Ertrage erhoben würden. 
Andererseits wurde aber den Gemeinden % des Ertrages der Staats- 
personalsteuer überwiesen. Durch das Gesetz vom 11. Juli 1884 
wurde jedoch für letztere eine Durchschnittssumme der Finanzjahre 
1882/83, 83/84, 84/85 festgesetzt, die die Gemeinden fortan be- 
ziehen.^) 

Wenn wir nun einen Rückblick auf das Gesagte werfen, dann 
können wir als gemeinsames Moment der besprochenen westeuropäischen 
Staaten die Tendenz einer partiellen Aufhebung oder 
gänzlichen Beseitigung der Verbrauchssteuern feststellen. 
(Eine gänzliche Beseitigung der Verbrauchssteuern hat nur Holland 
durchgeführt, zu dem in schroffem Gegensatze Frankreich steht.) 

Wir gehen nun auf die Reform des Oktrois in Rumänien über. 
Weiter oben legten wir die Ursachen dar, durch welche die Not- 
wendigkeit einer Reform des Oktrois sich ergab. 



1) Schönberg, Hdwb. in. 2. S. 82. 
») Schönberg, Hdwb. III. 2. S. 82ff. 



Die Tendenz einer Oktroire^bestand in Rumänien schon seit 
1893, wann auf ^eranlasMji^es damaUgen Bürgermeisters von 
Bukarest (Pake Protopogg^i) ^ie Handelskammer von Bukarest 

das Oktroiwesen eiDei»iiK.«i* l j • r>( x 

7^ . J»RBtudium unterzog und sogar ein Gesetz- 

entwurf zu seiner ^B^p^ ausgearbeitet hatte. Die seit dann ad 
acta gelegten -^^(^ darüber wurden 1901 neuerdings von der 
±5u ^es er ^öDJJfiide?orstehung hervorgeholt und durch neue während 
er ®^ ©®^^%Dhten Erfahrungen, mit Bemerkungen versehen, dem 
^/^.f?^y)wium eingesandt, welches sich mit der Sache eingehend 
beschafügt^ und schUeßUch im Dezember 1902 dem rumänischen Ab- 
ge r e ö^j^g^^gg (durch den Pinanzminister En^il Constinescu) die 
„ ese ^%j»]^gQ 2ur Beseitigung des Oktrois und der Einführung des 
•^^^^nalfonds" vorlegte. 

querst wurde allgemein anerkannt, daß eine Eeform des Oktroi 
/Hilfe des Staates undurchführbar sei. Es lagen nun drei Vor- 
^er von Reformen dieser Art vor. Die belgische Reform, die 
lländische und die preußische (von 1893).^) In jeder dieser drei 
eformen hat aber der Staat als Ersatz für die beseitigten Einnahme- 
Hellen einen Teil seiner eigenen opfern müssen. In Rumänien 
Konnte man nicht leichtfertig hin einen Teil der Staatseinnahmen 
opfern, denn erstens waren die Finanzen des rumänischen Staates 
Jdamals (nach zwei Jahren schlechter Ernte) kaum wieder ins ordent- 
/'liche Greleise gebracht worden, andererseits aber waren die Einnahmen 
T der Gemeinden aus den Oktrois zu einer beträchtlichen Höhe an- 
i gewachsen (so daß der Staat beinahe 10 ^/^ seiner Einnahmen hätte 
opfern müssen). Es mußte also ein Ausweg gefunden werden. Und 
4 man glaubte ihn gefunden zu haben, indem man außer einer neu zu 
/ schaffenden Verkehrstaxe (taxe de circulation), welche 4 ^/g Mill. Frcs. 
einbnngen sollte, eine Besteuerung des Alkohols, des Weines, Brannt- 
weines, des Zuckers, der aus dem Auslande eingeführten Konsum- 
:el usw. vorschlug, anfangs nur 32 Gegenstände. Die Einnahmen 
faus sollten einen „Kommunalfonds" bilden, der dann nach einem 
bestimmenden Prinzip an die Gemeinden verteilt werden soll. 
>ie Erhebung der Steuern für den Kommunalfonds, sowie die Ver- 
waltung desselben soll sich in der Hand des Staates befinden. 



^) Dem man für seine Verdienste um die Stadt Bukarest daselbst ein Stand- 
bild errichtete. 

^) Bulgarien hat 1900, unseres Wissens auch eine Reform des Oktrois durch- 
geführt. 



*•, 
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Dieses ist die Grundlage d^r Reform des Oktrois auch ge- 
blieben. 

Die Summe, welche an die Gemeindtscx zur Verteilung kommen 
sollte, wurde aus dem Durchschnitt der Okti:>ieinnahmen der letzten 
5 Jahre, also von 1897—1901, festgestellt und trgab 26 131 738 Pres. 
Diese Summe sollten also die 32 zu besteuemdeii Verbrauchsgegen- 
stände mindestens ergeben. Man berechnete aber eue Einnahme von 
26300000 Frcs. und stellte folgende Rechnung auf: 

Einnahmen: 

Verbrauchssteuer (32 Artikel) 26 300 000 ^rcs. 

Verkehrsgebühr (taxe de circulation) 4400000 , 



30 700000 Fr«|. 

Ausgaben: y 

5 ^Iq, aus der Gesamtsumme der Einnahmen, ^ 

an den Staat, für Steuererhebung und 

Verwaltung 1537 000 Frcs. ^ 

8 % von den dadurch verbliebenen 29 165 000 

Frcs. zur Bildung eines Reservefonds 2333 200 „ 

An die Stadtgemeinden 18296170 „ 

An die Landgemeinden 8468440 „ 

30634810 Frcs. 
Rest, dem Reservefonds zu überweisen 65190 „ 

* 30 700000 Frcs. 

Der Staat behielt sich 5% von den Gesamteinnahmen fjir den 
Kommunalfonds, als Erhebungs- und Verwaltungskosten, vor. 8 ?/o der 
Restsumme sollten abgezogen werden, um einen Reservefonds zu b^den ; 
und den ländlichen Gemeinden wollte man auf die von ihnen reclitlich 
zu beziehende Summe, 60% inehr geben. Die große Schwierigkeit 
entstand aber bei der Feststellung der Steuersätze der 
32 Gegenstände und speziell bezüglich der im Inlande hergestellten^ 
und in großem Maße verbrauchten, wie z. B. Alkohol, Wein, Brannte 
wein, Tzuica, Bier usw., welche die stärksten Steuerquellen des Kom- 
munalfonds bilden sollten. Wie bekannt, waren die Oktroisteuersätze^ 
für Alkohol, Wein, Tzuica usw. wie der meisten Verbrauchsgegen- 
stände bei den ländlichen Gemeinden bedeutend kleiner als bei den 
städtischen. Ging man mit dem Steuersatz über den bei den länd- 
lichen Gemeinden erhobenen hinaus, dann mußte man mit einer 
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Schwächung der Leistungsfähigkeit der ländlichen Bevölkerung Ton 
4,7 Mill. Seelen, und einer Bevorteilung der nur 1,16 Mill. Seelen 
zählenden Stadtbevölkerung rechnen. Nun konnte man aber wieder 
nicht gut den von den ländlichen Gemeinden erhobenen Maximal- 
steuersatz als einheitlichen annehmen, da durch denselben man nicht 
die gewünschten Summen hätte einbringen können. Wir wollen das 
an einem Beispiel näher betrachten. Die Konsumation des Weines 
beträgt in Eumänien, wie annähernd festgestellt werden konnte, 14 Mill. 
DekaUter. Das Oktroi auf Wein war in sehr wenigen Stadtgemeinden 
40 Centimes pro Dekaliter und näherte sich in den allermeisten dem 
Maximalsteuersatz von 80 Centimes. In den meisten ländlichen Ge- 
meinden war auch der für dieselben zulässige Maximalsteuersatz von 
50 Centimes pro Dekaliter eingeführt. Bei der Feststellung eines 
einheitlichen Steuersatzes für die ländlichen und städtischen Gemeinden 
wäre es nicht möglich gewesen 70 oder 80 Centimes pro Dekaliter 
zu nehmen, denn dadurch wäre die ländliche Bevölkerung stark be- 
nachteiligt gewesen, ihre Leistungsfähigkeit herabgesetzt und der Er- 
folg der geforderten Einnahme fraglich geworden. Andererseits wäre 
eine Steuer von 50 Centimes pro Dekaliter, ohne die ländliche Be- 
völkerung zu schädigen, eine Bevorteilung der städtischen gewesen, 
und es wäre wieder fraglich geworden, ob die Summe von 7 Mill. Eres., 
welche durch diesen Steuersatz (von 50 Centimes) eingebracht worden 
wäre, durch eine verhältnismäßige und eventuelle Steigerung des Wein- 
konsums der städtischen Bevölkerung vielmehr überschritten worden 
wäre. Die bisherigen durchschnittlichen Einnahmen aus dem Oktroi 
auf Wein, welche 6,912 Mill. Eres, waren, wären durch die 7 Mill. 
kaum überschritten gewesen, während man eine Mehreinnahme schon 
deshalb benötigte, da durch den Wegfall der durch die Aufhebung 
des Oktrois nicht mehr zu besteuernden Gegenstände auch eine bis- 
herige Einnahme von im Durchschnitt 4,88 Mill. Eres, ausblieb. Der 
Gesetzgeber schlug also einen einheitlichen Steuersatz von 60 Centimes 
pro Dekaliter Wein vor, wodurch man eine Einnahme von 8 400 000 Eres. 
erhoffte. Dadurch benachteiligte man die ländliche Bevölkerung um 
1 Centimes pro Liter, was kaum einen größeren Einfluß ausüben 
konnte, und man bevorteilte die städtische Bevölkerung um 2 Centimes 
pro Liter. In derselben Weise mußte man auch bei den sonstigen 
zu besteuernden Verbrauchsartikel, sehr vorsichtig vorgehen, denn 
sonst hätte man ja seinen Zweck verfehlt. Auf Seite 142 und 143 geben 
wir eine Tabelle der 32 zur Versteuerung vom Gesetzgeber vorge- 
schlagenen Gegenstände. 
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Verbrauchsartikel ^) 



Durchschnitt- 
liche Produktion 
im Lande oder 

Einfuhr wäh- 
rend der Jahre 

1897 bis 1901 



Durchschnitt- 
liche Einnahmen 
der städt. und 
ländLGemeinden 
aus dem Oktroi 
dieser Artikel 
von 1897 bis 
1901 



Tarifsatz des 
Gesetzentwurfes 

des 
Kommunalfonds 



2 

3 

4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 

19 
20 

21 

22 

23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 

30 
31 

32 



Alkohol 

Andere alkohol. Produkte 
und Essenzen 

Liköre, in welchen unver- 
steuerter Alkohol 

Bier 

Bierhefe 

Wein 

Champagner 

Tznica(Pflaumenbranntwein) 

Petroleum (raffin.) 

Benzin 

Mineralöle 

Zucker (aller Sorten) 

Konditoreiwaren 

Kohlen, Koks, Briketts 

Tee 

Kaffee 

Kaffeesurrogate 

Südfrüchte, Orangen, Zi- 
tronen usw. 

Oliven, gesalz., in Fässern 

Oliven von Volo usw. und 
andere Südfrüchte 

Gesalzene Fische, Heringe, 
Makrellen usw. 

Austern- und Hummer- 
konserven usw. 

Olivenöl u. a. Genußöle 

Kakao u. Schokolade jed. Art 

Reis 

Luxusmehl 

Ordinäres schwarzes Mehl 

Griessorten, Sesam usw. 

Mehlpasten, worin unver- 
steuertes Mehl 

Stearine und fette Säuren 

Stearinkerzen, worin noch 
unversteuerte Stearine 

Mineralwasser, natürliches 
und fabriziertes 



1605357 dl 



80447 kg 



13000 

670843 

167 858 

14 000000 

100000 

3200000 

31 139 847 

568546 

1 737 539 

17000000 

231558 

295 723 483 

204118 

2 103 936 

9 492 752 
3 054 247 



} 



kg 
dl 

kg 



» 

n 
n 
n 
n 



n 



508018 

1208486 

306 642 

4 381 022 

180337 

8 545 425 

20000000 

180000000 

778536 

20415 
1 242 226 

18460 

2 423 467 



n 

n 
n 
» 
n 

n 



n 



) 



) 



Frcs. 
4 052 419 



252883 

1 030 701 

44181 

6 912 959 

2 081733 

1 647 612 

33338 

84 008 

1 400 421 

37136 

124 601 

141429 

464 071 

407 902 
82 870 

102 652 

104176 

58042 

315 518 

31627 

95 598 

1 404 167 

11419 

26805 
65150 

142003 

94067 



/6 Cent, pro Grad 
\ u. pro dl 

0,50 Frcs. pr. kg 



1,60 

1 
0,30 
0,60 
0,50 
0,70 

5 Cent. 

5 

5 
10 
50 „ 

1 Frcs. 

1 

0,30 

0,15 



» 

n 
n 



n 






5 Cent. 
5 



10 
10 

50 
8 

15 
4 
2 

0,5 
5 

10 
12 

15 

10 



11 



17 



11 



11 

11 

11 

11 



21 249 560 



» n 

. dl 



n 
11 



11 



11 



11 



11 
































11 
11 

11 

11 



kg 



n 11 
n n 



n 

t 

kg 



n 

n 
n 

11 11 
11 11 

11 11 
11 11 



11 

11 

11 
11 
11 
11 
11 
11 
11 

11 
11 

11 

11 



*) Die bei manchen Artikeln eingetretenen Modifikationen des im Gesetz- 
entwurfe festgesetzten Tarifsatzes, sowie die noch hinzugekommenen Artikel, 



Erentuelle 


Tarifsätze des 


Tarifsätze der 




dos Kom- 


M Bximumges etzea 


BtastL indirekten 








Verbrauchs- 
steuern, erhoben 




bei 






JBemerkuDgen 


Anwendung 


für die 


für die 


Dei den F&briken 






städtischen 


ländlichen 


oder darch Zölle 




Tari&ätzo 


Gemeinden 


Gemeinden 






Pres. 
8484 20* 


6 Frca. pro dl 


6 Frca, pro dl 


( 10 Cent, pro 
XGrad q. pro dl 


Die Euenzen werden 


40233 


„ 


- 


1 Frcs. pro kg 


durch dtks Gesetz 
extra versteuert ; 


20800 


1.60 Frc». pro) 


1,60 Frcs. pro 1 


1.20 „ „ „ 


siehe nächste Seite. 


670843 


2 „ „ dll2 „ ""„ dl 


1 60 S\ 




50357 


0,40 „ „kg — 


0,60 „ „ kg 




8400000 


0,80 „ „ dl 


0,60 Frcs. „ „ 






50000 


040 „ „ l 


25 „ " i 


1 Frcs. „ „ 




2240000 


1,20 „ „ dl 


0,60 „ „ dl 




S.Modif.d.Ge8..Entw. 


1656 992 


0,13 „ „kg 


0,02 „ „kg 


0,07 Pres. „ ,, 




28427 


5 CeLt. " ,r 




0,07 „ „ „ 


S.]|[odif.d.aes.-Bntw. 


86877 


5 ,. .. „ 


2 Cent. „ „ 


0.07 „ „ , 




1700000 


2O,l0,l5O.„ „ 


20,10,5C. „ „ 


0.30 „ „ „ 




115 779 


1,50 Frcs. „ „ 




0,95 , „ , 




295 723 


1 ,. „ t 




0,50 „ „ t 




204118 


1,50 „ „kg:0,50FrM. „ „ 


0,75 „ „ kg 
0,25,0,SbFr.p.kg 




\ 631091 


0,40 „ „ „ 


0,20 „ „ „ 


S.Modif.d.Gea.-Entw. 


474638 


5 a, 10 C. „ „ 


2 n. 5 C. „ „ 


2, 4, 5 0. „ „ 




152 712 


6 ., ,. „ 




3 „ ., „ 




60802 


1Ä11.20 „ „ „ 


16,5,20.,,,, 


12 n. 23 




120849 


10 u. 20 „ „ „ 


- 


8 u. 10 „ „ „ 




153321 


35 „ „ „ 


_ 


60 u. 25 „ „ „ 




350482 


10 , , ,. 


5 ^- „ „ 


10 u. 35 „ ,, „ 




27049 


10,15,20,, „ „ 


10> 16 „ >. „ 


10,30,16 „ „ „ 


S.Modif.d.GeB.-Entw. 


341817 


3 , 




5 „ „ „ 




400000 
900000 


2 „ „ „ 
0,5 „ „ „ 


2 C. „ „ 


} - 


S.Modif.d.Oes.-Eiitw. 


38927 


5 „ „ „ 


5 C. „ „ 


25 „ „ „ 




2W1 


10 „ „ „ 


10 „ „ „ 


25 „ „ „ 




149067 


12 „ „ „ 


12 „ „ „ 


25 „ „ „ 




2769 


16 „ ., „ 


8 „ „ „ 


4 „ ,1 „ 




242 347 


10 „ „ „ 


10 „ „ „ 


2 n. 4 , 


S.Modi[.d.Ge».-Entw. 


27 962256 











geben wir auf Seite 144. — Diese Tabelle ist entnommen aas den statiatisehen 
Beilagen zum Kotivenbericbt des Gesetzentwurfes bzgL der Reform dei Oktroi- 



- 144 — 

Eingetretene Modifikationen des Gesetzentwurfes. 
Laufende Nr. des Tarifs. 

2. Bei „Andere alkoholische Produkte und Essenzen" wurden 
die letzteren von den ersteren getrennt, beiden Posten aber 
ein Steuersatz von 1 Pres, pro Kilogramm festgesetzt, 
während im Gesetzentwurf 0,50 Pres, vorgesehen war, 
8. Tzuica (Pflaumenbranntwein) wurde getrennt und folgender- 
maßen besteuert: 

a) Tzuica bis 30 Grad (^Iq) Alkoholgehalt, 70 Centimes pro 
Dekaliter. 

b) Tzuica über 30 Grad {^Iq) Alkoholgehalt, 3^2 Centimes 
pro Grad und Dekaliter. 

10. Benzin wurde dem Posten Nr. 30, d, i. Stearin u. a. fette 
Säuren zugewiesen und mit 12 Cent, pro Kilogramm be- 
steuert, erfahrt somit eine Erhöhung von 7 Centimes pro 
Kilogramm, als im Gesetzentwurf vorgesehen war. 

17, Kaffeesurrogate (Cichorie); hier wurde der Tarifsatz von 
15 Cent, auf 10 Cent, herabgesetzt. 

24. Kakao, Chocolade usw. wurde geteilt in: 

a) Kakaobohnen, mit einem Steuersatz ] im Gesetzent- 
von 8 Cent, pro Kilogramm wurf waren 15 

b) Kakao (in Pulverform) Chokolade usw. i Cent.proKlgr. 
20 Cent, pro Kilogramm vorgesehen. 

26. u. 27. Für Mehl wurde ein einheitlicher Steuersatz von 
75 Cent, zu 100 Kilogramm festgesetzt. Im Gesetzentwurf 
waren 2 Pres, und 0,50 Pres, pro 100 kg. vorgesehen. 
32. Mineralwasser; hier wurde der Tarifsatz von 10 Cent, pro 
Kilogramm auf 7 Cent, pro Kilogramm herabgesetzt. 
Zwei Posten wurden also geteilt, andere zwei zusammengezogen 
und einer (Benzin) einem anderen zugewiesen. 
Die noch hinzugetretenen Artikel sind: 

1. Essenzöle (alkoholische) Steuersatz 1,50 Frc. pro Kilogramm. 

2. Öle genannt Iris, Hang aus Oran- 
genblumen sowie alle anderen zur 
Likörfabrikation gebrauchten . . 10,0 „ „ „ 

3. Weinessig und Alkoholessig . . 0,30 „ „ Dekaliter. 

4. Essigessenzen 0,75 „ „ Liter 

5. Glucose (Traubenzucker) . . . 2^/2 Cent, pro Kilogramm, 

6. Tapioca, Arow-root und Sago .6 ,1 ,, „ 
Somit wurde die Zahl der versteuerten Artikel auf 38 gebracht 
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Die Tabelle enthält, wie ersichtlich 1. den aut 5 Jahre berechneten 
durchschnittlichen Verbrauch der 32 Artikel, 2. die durchschnittlichen 
bisherigen Einnahmen daraus, 3. die vorgeschlagenen Steuersätze, 
4. die eventuellen Einnahmen für den Kommunalfonds, 5. die ge- 
wesenen Steuersätze des Maximaltarifs und 6. die Steuersätze, durch 
welche der Staat dieselben Artikel (bei den Fabriken oder durch Zölle) 
besteuert. Die Summe, die für den Kommunalfonds erwartet wurde, 
ist, wie ersichtlich, 27 982555 Frcs. zu der aus denselben Artikeln 
bisher bezogenen, d. s. 21249 560 Frcs. ein zu erwachsender Mehr- 
ertrag von 6 732695 Frcs. — (Daß man sich bezüglich der letzten 
Summe getäuscht hat, werden wir weiter unten sehen.) 

Diese Vorlage hat gleich am Anfang der Beratungen des Ab- 
geordnetenhauses, wo sie zuerst eingebracht wurde, eine Änderung 
erfahren durch die seitens des Finanzministers selbst beantragte Be- 
seitigung der vorgeschlagenen Verkehrsgebühr und deren Ersetzung 
durch Abtretung eines von den drei Zehnteln auf die direkten Staats- 
steuern (decimes de perception) von den Einnahmen des Staates, 
also ein Zuschuß des Staates an den Kommunalfonds; zweitens, 
durch ein neu zu schaffendes V2 Zehntel derselben Steuer : zusammen 
veranschlagt auf 4 700000 Frcs. Für die zweite Steuer, dem ^j^ 
Zehntel, wurde aber die Bestimmung getroffen, daß es nur so lange 
zu erheben sei, bis die sonstigen Einnahmequellen des Kommunal- 
fonds ausreichende Erträge geben würden, um die den Gemeinden 
zu überweisende Minimalsumme, welche durch dieses Gesetz fest- 
gestellt ist, zu decken. Diese Änderung wurde auch von den beiden 
gesetzgebenden Körperschaften angenommen und ist Gesetz geworden. 

Hinsichtlich der vorgeschlagenen Steuerartikel und der Steuer- 
sätze sind fast keine Änderungen vorgenommen worden. Zu erwähnen 
ist nur wegen seiner Bedeutung als Verbrauchsartikel, das Mehl, welches 
man einem einheitlichen Steuersatz von 75 Cent, pro 100 Ejlogramm 
unterwarf, während es vorgeschlagen war, 2 Frcs. pro 100 Kilogramm 
für feines, sogenanntes Luxusmehl und 50 Cent, pro 100 Kilogramm 
für ordinäres Mehl. Die Zahl der besteuerten Artikel stieg aber 
von 32 auf 38, weil man bei manchem Artikel, wie Essenzöle, Essig- 
essenzen, Kakao usw. Detailierungen vornahm. ^) 

Dies sind also die Einnahmequellen, welche den Kommunalfonds 
heute bilden. 



*) Der Tarif der Artikel ist aus einer Vergleichstabelle auf Seite 154 und 
155 zu ersehen. 

LV. 10 
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Die Verwaltung des Kommunalfonds untersteht dem 
Finanzministerium durch eine speziell dazu geschaffene Abteilung, 
welche von der Direktion des Rechnungswesens des Staates abhängt. 
Das Budget des Kommunalfonds wird alljährlich zu gleicher Zeit mit 
dem Budget des Staates dem Abgeordnetenhause vorgelegt. Die Er- 
hebung der Einnahmen für den Kommunalfonds geschieht durch die 
sämtlichen staatlichen Steuereinnehmer sowie von den durch dieses 
Gesetz als nötig sich erweisenden und vom Finanzminister zu er- 
nennenden Beamten. 

Die Veranlagung der Verbrauchssteuern für den Kommunalfonds 
geschieht : 

1. Für Alkohol, Bier, Petroleum und Zucker, gemäß denselben 
Bestimmungen, welche für die Erhebung der staatlichen Verbrauchs- 
steuern auf diese Artikel, gelten. 

2. Für die sonstigen inländischen Fabrikate, gemäß den Bestim- 
mungen über die staatliche Zuckersteuer. 

3. Für die ausländischen Produkte, welche durch die staatlichen 
Zollämter gehen, gilt das Zollgesetz. 

Für die Veranlagung der Steuer auf Wein, Branntwein und 
Tzuica (Zwetschengeist) wurden besondere Bestimmungen getroffen, 
da dieselbe augenscheinlich etwas Schwierigkeiten verursacht. Be- 
vor wir aber darauf eingehen, möchten wir als bemerkenswerte Be- 
stimmung vorläufig nur erwähnen, daß die Steuerabgaben nicht vom 
Produzenten, sondern direkt vom Käufer entrichtet werden 
(Einlageverfahren). Nur wenn der Produzent seinen Artikel selbst 
(en detail) in Verschleiß bringt, wird er dafür steuerpflichtig. 

Die Steuer auf Wein, Branntwein und Tzuica wird ebenfalls vom 
Eläufer bei der Abholung vom Produktionsort erhoben. Der Produ- 
zent, welcher bezüglich der von ihm produzierten Quantitäten oder 
zur Feststellung seines Vorrates niemals kontrolliert werden soll, ist 
bei Strafe verpflichtet, den Steuereinnehmer von dem Verkauf in 
Kenntnis zu setzen, und darf die Ware nicht eher ausfolgen, bis 
nicht die Steuer entrichtet wurde. Obwohl die Steuer vom Käufer 
zu entrichten ist, kann dieselbe nach Belieben auch vom Produzenten 
entrichtet werden. Nur in jenem Falle, als der Produzent von Wein, 
Branntwein oder Tzuica seine Ware am Produktionsort in Detail- 
verschleiß bringt, wird die Größe seines Warenlagers vom Steuer- 
einnehmer festgestellt, und das gesamte Warenlager der Steuer unter- 
worfen. Der Steuereinnehmer kann einen Kredit von 450 Frcs. auf 
45 Tage nur dem Weingau oder Pflaumenanlagen besitzenden Produ- 



— 147 — 

zenten gewähren. ^) — Jeder Transport von Wein, Branntwein und 
Tzuica muß von einen vom Steuereinnehmer beigegebenen Schein be- 
gleitet sein, worin die Entrichtung der Steuer bescheinigt wird. 
Ist der Schein nicht vorhanden und die Steuer nicht entrichtet worden, 
dann werden sowohl der Produzent wie der Käufer gesetzlich gestraft ; 
ist der Schein auf dem Wege®) verloren gegangen, dann wird der 
Ordnung halber der verantwortliche Verkäufer bestraft. Lauter Vor- 
sichtsmaßregeln, wie wir sehen, um einer Hintergehung der Steuer 
soviel wie möglich Einhalt zu tun. 

Es würde im ersten Augenblick scheinen, als ob die sofortige 
Entrichtung der Steuer durch den Käufer, für denselben bei größeren 
Einkäufen mit späteren Zahlungsterminen ein Hindernis sein könnte, 
indem derselbe die nötige Summe vielleicht im Momente nicht auf- 
zubringen imstande wäre. Das soll dadurch vereitelt werden, indem 
man staatliche, städtische oder private (vom Finanzministerium privi- 
legierte) Lagerräume*) den Käufern zur Verfügung stellt. Bei der 
Entnahme aus den Lagerhäusern muß die Steuer entrichtet werden. 
Eine dreimonatUche Zahlungsfrist kann nur nach Hmterlegung von 
öflFentlichen Wertpapieren gestattet werden. Im letzteren Falle wird 
auf den kreditierten Betrag eine Verzinsung von 2 % pro Jahr 
gelegt. 

Wir gehen mm über auf die Verteilung (Repartition) des 
Kommunalfonds. 

Hier mußte man sehr vorsichtig zu Werke gehen. Das vom 
Finanzminister vorgeschlagene Verteilungsprinzip wurde ohne Modi- 
fikationen angenommen. Es besteht darin : 1. werden von der Ge- 
samtsumme des Kommunalfonds 5% abgezogen und dem Staate für 
die Erhebungs- und Verwaltungskosten zugewiesen. Von der ver- 
bliebenen Summe werden 2. 8 % abgezogen, welche die „Reserve des 
Kommunalfonds^ zu bilden haben. Die Restsumme wird dann folgender- 
maßen an die städtischen und an die ländlichen Gemeinden verteilt: 

a) an die städtischen Gemeinden werden, jeder einzelnen, ein 
Minimumbetrag zugeteilt, in der Höhe der Durchnittseinnahmen aus 
dem Oktroi der Finanzjahre 1897 — 1901, jedoch mit einem Abzug 
von 10%, welch letzterer von den städtischen Gemeinden als Er- 
hebungs- und Verwaltungskosten (für Oktroi) bisher verausgabt wurde ; 

^) Darüber hinaus bestimmt den Kredit die höhere Finanzbehörde. 
') Die Kontrolle kann leicht dadurch geübt werden, daß die meisten Trans- 
porte per Bahn gehen. 
') Entrepots. 

10» 
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b) die ländlichen Gemeinden bekommen allesamt einen Betrag 
in der Höhe ihrer Oktroieinnahmen des Jahres 1901, plus einen 
Zuschlag zu diesen Betrag, von 50 ^o« jDie Verteilung unter die länd- 
lichen Gemeinden geschieht nach dem Aufkommen der Patentsteuer, 
der Lizenzabgaben für alkoholische Getränke, sowie den Wegeabgaben 
(staatlichen) gemäß den Steuerrollen des Vorjahres. Unter keinem 
Fall darf aber die Einnahme einer ländlichen Gemeinde unter der- 
jenigen des Jahres 1901 sein. ^) — So die Verteilung. 

Der Finanzminister bestimmt alle 5 Jahre nach der allgemeinen 
Volkszählung nach den obigen Normen die Verteilung. Nach der 
Genehmigung des Ministerrats und der königlichen Sanktion verbleibt 
sie unverändert 5 Jahre bestehen. Die oben erwähnte Verteilung 
gilt bis zum 31. März 1906. Nachdem in diesem Jahre (1905) eine 
Volkszählung stattgefunden, wird mit dem nächsten Finanzjahre 1906 
— 1907 eine neue Verteilungsbestimmung (nach obiger Norm) zu er- 
warten sein. Bei dieser neuen Bestimmung soll Kücksicht genommen 
werden auf die Verbesserungen, die man machen könnte, damit der 
jeder ländlichen Gemeinde zukommende Pflichtteil im Verhältnis mit 
der Steuerleistungslähigkeit ihrer Einwohner sei und zwar berechnet 
nach dem Ertrage der bestehenden direkten Staatssteuern im Momente 
der Verteilung. 

Man fragte sich, nach was für einem Verteilungsprinzip man 
die Verteilung des Kommunalfonds vornehmen soll. Da mußte zuerst 
eine Scheidung der Gemeinden, der städtischen und der ländlichen, 
vorgenommen werden; erstens, infolge der im entgegengesetzten Ver- 
hältnis stehenden bisherigen Einnahmen aus den Oktrois der städti- 
schen und der ländlichen Gemeinden zu ihrer Einwohnerzahl. Man 
konstatierte zuerst bei den städtischen Gemeinden trotz größerer 
Unterschiede in den Verhältnissen der Oktroieinnahmen eine verhält- 
nismäßig gute finanzielle Lage. Es war nun zu berechnen, welches 
Verteilungsprinzip hier vorläufig am angebrachtesten erschien? 

Eine Verteilung nach der Einwohnerzahl oder nach der Leistungs- 
fähigkeit (force contributive) der Bevölkerung ? '^) Erstens ist in 
Rumänien die Verteilung der Bevölkerung noch nicht so ausgeglichen, 
daß man darauf sich hätte stützen können und zweitens folgt auch 
daraus, daß die Verteilung des Reichturas eine absolut ungleiche ist, 
so daß es städtische Gemeinden gibt, die im Verhältnis zu der Ein- 



^) Wir werden weiter unten noch darüber Aufschluß geben. 
*) Siehe TabeUe S. 149 
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wohnerzahl anderer, entgegengesetzt große oder geringe Leistangs- 
fähigkeit besitzen. Für die Betrachtung zog man die Steuerleistong 
jeder Gemeinde bezgl. der staatlichen Wegesteuer, Lizenzstener, Ge- 
werbesteuer (Patentsteuer) und Gebäudesteuer, herbei. Man konnte 
also weder das eine noch das andere Prinzip absolut zur Anwendung 
bringen. Deswegen kam man auf die bisherigen Einnahmen der Ge- 
meinden aus dem Oktroi selbst, zurück und gab ihnen die Durchschnitts- 
summe ihrer Oktroieinnahmen der letzten 5 Jahre. Von diesen 
5 Finanzjahren waren die ersten beiden 1897/98 und 98/99 besonders 
gute ; während die beiden letzten schlechte waren und das von 1899/1900 
ein mittleres war. Da dies aber die Bruttoeinnahmen darstellte, zog 
man von dieser Summe 10 ^/^ als bisher von den städtischen Ge- 
meinden dafür verausgabten Erhebung- und Verwaltungskosten ab. — 
Man glaubte auf diese Weise die beste vorläufige Verteilung vor- 
genommen zu haben. 

Anders stand es mit den ländlichen Gemeinden. Hier hat man 
das Verteilungsprinzip nach der Leistungsfähigkeit (Steuerkraft) jeder 
einzelnen Gemeinde (nach den Steuerrollen der oben erwähnten Steuern) 
angewendet, mit dem Vorbehalt aber, daß jede ländliche Gemeinde 
als Mindestbetrag den vollen Betrag ihrer Oktroieinnahme von 1901 
erhalten solL Die Summe, welche an die ländlichen Gemeinden zur 
Verteilung kommt, ist aber um 50 \ größer als diejenige 1901 von 
den ländlichen Gemeinden aus dem Oktroi eingenommene. Es konnte 
somit ein Ausgleich dadurch geschehen, indem man von denjenigen Ge- 
meinden, die durch dieses Verteilungsprinzip eine bedeutende Mehrein- 
nahme als bisher aus den Oktrois erhielten, einen Betrag abzog, welcher 
denjenigen überwiesen wurde, welche infolge desselben Verteilungs- 
prinzips, einen kleineren Betrag erhalten hätten, als der von ihnen 
1901 einkassierte. 

Diese Verteilungsprinzipien, welche vorläufig gelten und für die 
nächste fünJQährige Periode, welche mit dem Finanzjahr 1906/07 be- 
ginnt, wahrscheinlich eine kleine Änderung erfahren werden, haben 
wenigstens das eine Gute aufzuweisen, daß sie den städtischen und den 
ländlichen Gemeinden die bisherigen Einnahmen aus den Oktroi garan- 
tierten; den ländlichen einen Mehrertrag von 50% bieten, wodurch, 
wie wir weiter unten sehen werden, die Finanzlage der letzteren eine 
bessere Gestaltung angenommen hat. 

Die Finanzlage Rumäniens, sowohl diejenige des Staates, wie auch 
der Gemeinden, hängt im allgemeinen von dem Ausfall der 
Ernte des Landes ab. Da man den Gemeinden durch diese erste 
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Verteilucgsform als Mindestbetrag, die bisherigen Oktroieinnahmen 
garantierte, so konnte eine eventuelle Mißernte des Landes eher leicht 
eine Einwirkung auf die Steuerquellen des Kommunalfonds ausüben, 
wodurch man in die peinliche Lage gekommen wäre, den Gemeinden 
die ihnen zukommenden Mindestbeträge vielleicht nicht abliefern zu 
können. Darum hat man, aus Vorsicht, einen Reservefonds des 
Kommunalfonds geschaffen, der aus folgendem zusammengesetzt 
wird: 1. 8% der verbliebenen Summe des Kommunalfonds, nachdem 
5^0 von seiner Gesamtsumme dem Staate überwiesen wurde; 2. aus 
den Überschüssen der Einnahmen über die Voranschläge des Budgets 
des Kommunalfonds; 3. aus jedem zufalligen oder außerordentlichen 
Einkommen. 

In erster Eeihe sollen die Defizite des Kommunalfonds gedeckt 
werden, damit die Mindestbeträge an die Gemeinden gesichert sein 
sollen. % des Betrages des Reservefonds wird aber alle 3 Jahre 
unter die sämtlichen Gemeinden des Landes verteilt, im Verhältnis zu den 
Beträgen, die sie nach der Verteilung der laufenden Periode erhalten, 
während ^/g den Reserven der nächsten Jahre einverleibt wird. Die 
unter die Gemeinden zur Verteilung kommende Extrasumme aus dem 
Reservefonds, darf nur zu gemeinnützigen Zwecken, wie z. B. Pflaster- 
und Chausseebauten, Wasserleitungen usw. verbraucht werden, in 
keinem Falle aber zu Personalausgaben. Die Verteilung dieser Extra- 
summe könnte nur dann stattfinden, wenn der Kommunalfonds ge- 
nügende Einnahmen gibt, damit nach Abzug der 5% für den Staat 
und der 8% für den Reservefonds die Restsumme noch so groß ist 
um den, den Gemeinden abzuliefernden Betrag zu decken. Geschieht 
letzteres nicht, dann muß natürlich zur Deckung des Defizits der 
Reservefonds herangezogen werden. Damit wird aber die Ektrasumme, 
von der oben die Rede, immer fraglicher. Weiter unten werden wir 
sehen, inwieweit der Reservefonds seinen Erwartungen entsprochen 
hat. — Dies ist die Reform des Oktrois und die Bestimmungen über 
die Einführung des Kommunalfonds in Rumänien. Dieses Gesetz 
wurde am 1. April a. St. 1903 in Kraft gesetzt, so daß wir in der 
Lage sind, die Ergebnisse der beiden Finanzjahre 1903/04 und 1904/05 
geben zu können. Siehe Tabelle auf Seite 153. 

Ein Vergleich zwischen den beiden Jahrgängen zeigt uns, von 
welcher Bedeutung die Verbrauchssteuern für die Einnahmen des 
Kommunalfonds sind. Wenn im ersten Jahre die Einnahmen daraus 
bedeutend den Voranschlag übertrafen, so sanken sie im nächsten 
Jahre wieder ganz gewaltig. Der Unterschied zwischen den beiden Jahr- 
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gangen ist aber auch bei den Zehntelzuschlägen zu ersehen, jedoch 
nicht in jenem Maße wie bei den Verbraachsstenern. Wenn wir die 
Aasgaben betrachten, sehen wir im zweiten Jahre 1904/05, daß die 
Summe, welche an die Gemeinden abgeliefert wurde, diejenige des 
Vorjahres um beinahe ^/^ Mill. Frcs. überstieg. Das ergibt sich aus 
der Höhe des vorjährigen Aufkommens der weiter oben genannten 
staatlichen Steuern bezüglich der an die ländlichen Gemeinden in jedem 
Jahr danach neu zu berechnenden und abzuliefernden Summe. 
Nachdem also durch die gesteigerte Leistungsfähigkeit der Bevöl- 
kerung der ländlichen Gemeinden im Finanzjahre 1903/04 durch die 
gute wirtschaftliche Lage, welche durch eine reiche Ernte bedingt 
war, größere Steuerleistungen an den Staat erfolgten, mußte gemäß 
den obigen Verteilungsbestimmungen des Kommunalfonds, die an die 
ländlichen Gemeinden abzuliefernden Beträge demgemäß gesteigert 
sein. 1904/05 waren aber bedeutend geringere Einnahmen. Durch 
die vorjährige (1903/04) günstige wirtschaftliche und finanzielle Lage, 
eine für 1904/05 dadurch bedingte Steigerung des an die ländlichen 
Gemeinden abzuliefernden Betrags. Dadurch ergab sich ein Defizit 
von 629636,49 Eres. Während man im Finanzjahr 1903/04 trotz 
mehrerer außerordentlicher Ausgaben dem Reservefonds die bedeutende 
Summe von 4428195,55 Frcs. einverleibte, mußte man schon im 
nächsten Jahre 1904/05 den Defizit dieses Jahres, von 629 636,49 Eres., 
aus dem Reservefonds decken. Diese kolossalen Schwankungen sind 
aber für einen nachhaltigen finanziellen Erfolg der Reform von großer 
Bedeutung, denn sie könnten bei einem aufeinanderfolgenden Defizit 
mehrere Jahre die Lage des Kommunalfonds erschüttern und die 
Einnahmen daraus für die Gemeinden in Frage stellen. Wenn wii 
auch nicht gleich annehmen wollen, daß dies eintreten wird, so ist 
doch dieses Moment von besonderer Bedeutung, weil es uns die 
schwache Grundlage dieser Reform entdeckt. 

Ein Blick in die Tabelle ^) der Einnahmen aus den Konsumartikeln 
läßt uns ersehen, daß hier bei den diversen Hauptartikeln die Erträge 
des Finanzjahres 1904/05 gegenüber 1903/04 bedeutend geringer 
waren, was dem Voranschlag von 1904/05 gegenüber einen Fehlbetrag 
von 2 569 701 Frcs. ausmacht, während den Einnahmen aus den Ver- 
brauchsartikeln im Jahre 1903/04 gegenüber einen von 3 998 965,37 Frcs. 
Beim Alkohol ein Fehlbetrag von 1,4 Mill. Frcs., beim Wein 1,7 Mill. 
Frcs. sind Summen, welche von der größten Bedeutung sind. Sie 



») Siehe die TabeUe auf S. 154 und 155. 
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sind eben wieder dadurch zu erklären, daß nach dem guten Jahre 
1903, das nächste Jahr 1904, ein für die Maisernte ganz besonders 
schlechtes war. Die Maisernte hat aber einen Einfluß nicht nur auf 
die Spiritusfabrikation, sondern auch auf die Leistungsfähigkeit der 
ländlichen Bevölkerung insbesondere, da der Mais die Hauptnahrung 
derselben ist. Die rumänische Reform, welche wie zu ersehen ist, 
die belgische als Vorbüd nahm, hat ihre Schwäche, wie es sich ge- 
zeigt, in ihren finanziellen Grundlagen. Denn wenn wir die beiden 
Reformen vergleichen, dann sehen wir, daß man in Belgien die Ein- 
nahmen aus dem Postregal und dem Kaffeezoll als wenig schwankende 
betrachten konnte. Die beiden bildeten aber schon eine sichere Ein- 
nahme von 25 7o des gewünschten Ertrages für den Kommunalfonds. 
Bei den anderen Steuern und Akzisen Belgiens hatte man kaum 
was zu befürchten, da die Finanzen Belgiens (als stark ausgebildet 
industrielles Land) nicht von dem Ergebnis seiner Ernte abhing. ^) 
Anders in Rumänien. Hier kann man als sichere, wenig schwankende 
Einnahmen höchstens die 1 ^^ Zehntel, die der Staat an die Gemeinden 
abgetreten hat, rechnen. Dieselben bilden nur 15 7o der Gesamt- 
einnahmen für den Kommunalfonds, während der Rest der Einnahmen, 
also ganze 85^0 ^on dem Ergebnis der Ernte abhängig sind. Man 
könnte ja selbstverständlich dagegen einwenden, daß in schlechten 
Jahren die Einnahmen aus den Oktrois auch bedeutende Fehlbeträge 
aufwiesen. Das beweist uns ja immerhin nicht mehr als daß die 
damalige Finanzwirtschaft sich auf einer schlechten Grundlage be- 
fand. Bei einer Reform des Oktrois hätte man eben auch dieses 
Moment mehr berücksichtigen sollen. Der ganze Erfolg der Reform 
soll sich ja nicht nur darauf beschränken, die bisherigen Mißstände 
des Oktroiwesens beseitigt zu haben und den städtischen Gemeinden 
die Summen zu garantieren, die dieselben bis jetzt aus dem Oktroi 
bezogen. Man muß ja noch berücksichtigen, daß eben durch die 
Beseitigung der Mißstände des Oktrois, von den Städten wie von den 
ländlichen Gemeinden insbesondere, eine nunmehr freiere Entwick- 
lung, sowohl ihres wirtschaftlichen Lebens, wie auch ihrer Finanzen 
zu erwarten ist, und daß folglich von den Einkünften des Kommunal- 
fonds auch eine verhältnismäßige Entwicklung zu erwarten sei. Nach- 
dem aber die finanzielle Grundlage dieser Reform, sich durch die 
im zweiten Finanzjahre schon ergebenden Differenzen, als nicht zu- 



') Höchstens von einer grölieren Industriekrisis. 
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verlässig erwiesen hat, könnte man leicht an einen nachhaltigen Erfolg 
der Reform des Oktroiwesens zweifeln. 

Auf die Vorteile und Nachteile dieser Reform einzugehen, ist 
es vorläufig noch sehr schwer und vielleicht auch noch nicht zeit- 
gemäß, um etwas Bestimmtes behaupten zu wollen. Denn von einem 
Erfolge könnte nur nach Verlauf mehrerer Jahre die Rede sein, wenn 
die Finanzlage des Kommunalfonds eine andauernd befriedigende war 
und wenn festzustellen sein wird, inwieweit durch diese Reform die 
ländlichen Gemeinden besonders, erstens in die Lage versetzt wurden, 
ihren Aufgaben nachzukommen, zweitens, welche Fortschritte sie in 
Wirklickeit aufweisen. Wie unrichtig es wäre, schon jetzt ein Ur- 
teil zu fällen, nachdem man erst nur die finanziellen Ergebnisse 
des Kommunalfonds einer Kritik unterziehen könnte, wollen wir in 
wenigen Worten erläutern: 

Durch die Beseitigung des Oktrois wurden erstens der größte 
Teil der Verbrauchsartikel freigegeben, wodurch schon eine größere 
Erleichterung dem Handel zuteil wurde. Es sind nun darunter 23 
Artikel landwirtschaftlicher Produkte gewesen, welche direkt auf die 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischhandel usw. schädigend gewirkt 
haben. Durch deren Beseitigung, durch die Beseitigung der Barrieren 
und den nunmehr gegebenen freien Verkehr, konnte jeder Bauer un- 
gehindert seine Ware nach der Stadt führen. Es ist das unstreitig 
ein Vorteil dieser Reform, durch welchen man eine Hebung des Wohl- 
standes der ländlichen Bevölkerung zu erwarten hat. Konnte man 
nun in diesen beiden Jahren diesen Einfluß der Reform auf die Land- 
bevölkerung feststellen? Nein! Weil nach dem zufriedenstellenden 
Jahre 1903 der schlechte Ausfall der Maisernte sowie die herrschende 
Dürre des Jahres 1904 die schlechtesten Wirkungen auf die land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse und besonders, wie schon erwähnt, auf 
die Mais konsumierende ländliche Bevölkerung ausübte. Was konnten 
aber nun die geschaffenen Erleichterungen der Reform, für Vor- 
teile bieten, wenn z. B. der Bauer nicht nur kein Futter hatte, 
um es in der Stadt zu verkaufen, aber nicht einmal genügend vor- 
handen war, um sein Vieh zu nähren, er vielmehr gezwungen war, 
um es nicht verhungern zu lassen, um ein Spottgeld zu verkaufen. 
Dadurch wurde er aber auch seiner Verkehrsmittel bar; er konnte 
weder Gemüse noch Brennholz usw. nach der Stadt transportieren. 
Es ist klar, daß unter solchen wirtschaftlichen Verhältnissen^) von 

^) Kann ja auch nicht konstatiert werden, welche Preisschwankungen die 
£onsumartikel nach der Aufhebung des Oktrois erfahren haben. 
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Vorteilen oder Nachteilen der Reform nicht gesprochen werden darf, 
vielmehr nach Verlauf mehrerer guten Jahre man erst die wirt- 
schaftlichen Einflüsse, die durch diese Eeform erwachsen sein könnten, 
einer Untersuchung zu unterziehen. 

Wir gehen nun dazu üher, die finanziellen Vorteile und Nach- 
teile der Reform zu besprechen. Durch die Reform werden den 
städtischen und ländlichen Gemeinden die bisherigen durchschnittlichen 
Einnahmen aus dem Oktroi garantiert, den ländlichen mit einem Zu- 
schlag von 50 % 3,uf ihre Gesamtsumme. Trotz der im zweiten 
Finanzjahre sich ergebenden geringen Einnahmen von über 3 500000 
Frcs. haben die städtischen wie die ländlichen Gemeinden ihre für 
normale Zeiten berechneten Einkünfte voll erhalten, was als ein 
finanzieller Vorteil anzusehen ist. Ob nun aber mit einer zu erwar« 
tenden Steigerung der Einnahmen des Kommunalfonds und der bal- 
digen allmählichen Einführung des Verteilungsprinzips nach der 
Leistungsfähigkeit für die städtischen Gemeinden, auch alle gleich- 
mäßig daraus profitieren werden (was in Belgien nicht geschehen ist; 
s. S. 136 flf), bleibt abzuwarten. Die finanziellen Verhältnisse der 
Städte Rumäniens waren übrigens bis jetzt zufriedenstellend. Für die 
finanziellen Verhältnisse der ländlichen Gemeinden, die, wie bekannt, 
sich bisher in einer sehr schlechten Lage befunden haben, hat die 
Reform schon eine gute Wirkung ausgeübt und verspricht für die 
weitere Entwicklung derselben noch weitere bedeutende Vorteile. Bei 
den ländlichen Gemeinden wurde ja schon das Verteilungsprinzip nach 
der Leistungsfähigkeit angewendet, mit dem Vorbehalt, daß die Ge- 
meinden nicht weniger als ihre Einnahmen von 1901 empfangen 
sollen. Möglich wurde das durch den Zuschuß von 50% zu ihrer 
Gesamtsumme von 1901. Die Finanzlage vor und nach der Reform 
kann aus der folgenden Tabelle auf S. 159 ersehen werden. 

Wie daraus zu ersehen ist, waren vor der Reform noch 25 länd- 
liche Gemeinden mit einer Einnahme von weniger als 500 Frcs., 
während nach der Reform keine mehr eine Einnahme von weniger als 
500 Frcs. hatte ; die Zahl der Gemeinden vor der Reform zwischen 500 — 
1000 Frcs. ist aber von 146 auf 25 gesunken usw. Wir könnten nun, nach- 
dem der Erfolg der Reform für die ländlichen Gemeinden unbestritten 
ist, hoflfen oder erwarten, daß durch die Besserung der finanziellen Lage 
die Ausführung der Aufgaben, wie sie durch das neue Gesetz für die 
ländlichen Gemeinden, von 1904, bis ins Detail erläutert wurden, 
durchgeführt und daß das ländliche Gemeindewesen nunmehr einen 
merklichen Aufschwung zu verzeichnen haben wird. Ein 



paar gute Jahre mit guten Einnahmeii für den Kommunalfonds, eine 
durch die Verhältnisse gegebene, pflichttreue ÄuBführung der Ge- 
meindeaufgaben , können die Reformen des Gremeindefinanzweseus 
and des ländlichen Gtemeindewesens (1904) mit Erfolg krönen! 
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IT. Die Gebühren and die Beiträge. 

Eine weitere Einnahmequelle der Gemeinden sind die Gebühren ; 
sie sind Abgaben, welche von den Gemeindebehörden als Entgelt 
für spezielle Handlungen und Leistungen erhoben werden. Sie sind ge- 
setzlich einseitig festgestellt und werden tou denjenigen, die die 
Handlung oder die Leistung veranlaßt haben, entrichtet. Der Be- 
griff derselben unterscheidet sich also nicht Ton dem der Staats- 
gebühren. Die Herstellang gewisser Einrichtungen der Gemeinden 
geschieht durch die Gesamtheit, wird also durch Steuereinnahmen 
usw. bestritten, während die Benutzung derselben nnd folglich auch 
die Vorteile, die daraus entstehen, nur einem Teil der Bevölkernng 
zugute kommen. Es ist also gerechtfertigt, daß diejenigen, die aus 
diesen Leistungen der Behörden spezielle Vorteile erzielen, auch da- 
für bestimmte Gebühren zu leisten haben. Es liegt ja auch der 
Zweck der Erhebung von Gebühren darin, daß die Kosten, welche 
einzelne Handlungen den Behörden Terursachen, durch die Einnahme 
aus den Gebühren teilweise gedeckt werden sollen. Die Gebühren 
bilden jedoch für die Gemeinden nebenbei eine beacbteasweite Einnahme- 



'J Bisher wurde die Zahl der ländlichen Gemeinden mit 2907 angegebea. In 
dieser Tabelle wurden die Budgets von 4 Weiler aU selbständige tiemeinde- 
budgets gerechnet, wodurch eine Erhöhung der Zahl eintrat. (S. darüb. stat. 
Jahrb. für ßnm. 1904 a. a. 0.) 
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quelle und müssen z. B., wie es das preußische Kommunalabgabengesetz 
vom 14. Juli 1893 vorschreibt, von den Gemeinden ernoben werden, wenn 
auch die Einrichtungen einzelnen Gemeindeangehörigen oder einzelnen 
Klassen der Bevölkerung von solchen vorzugsweise zum Vorteil ge- 
reicht und die Ausgleichung nicht auf andere Weise (durch Beiträge 
oder durch Mehr- oder Minderbelastung im Steuerwesen) erfolgt, und 
wenn kein Zwang zur Benutzung der Veranstaltung besteht. Die Ge- 
bühren, welche die Gemeinden für einzelne Handlungen ihrer Organe 
erheben, pflegt man Verwaltungsgebühren zu nennen, die- 
jenigen für die Benutzung der von ihnen unterhaltenen Anlagen, 
Anstalten und Einrichtungen Benutzungsgebühren. Zu den 
ersteren werden gezählt diejenigen auf dem Gebiete der Bechtspflege 
der kommunalen Polizeiverwaltung, wie Erlaubniserteilungen und Kon- 
zessionen; zu den letzteren z. B. die Benutzung der öffentlichen 
Maß- und Wägeanstalten, Markt-, Messe- und Schrannengebühren usw. 
Nach dem preußischen Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 
bedarf die Pestsetzung dieser Gemeindegebühren der Genehmigung 
der vorgesetzten Behörden. ^) In Rumänien sind die Gebühren durch 
die Maximumgesetze festgestellt. Als Einnahmequelle für die Ge- 
meinden sind sie von ganz geringer Bedeutung, dies im schroffen 
Gegensatz zu den anderen vorgeschrittenen Ländern, wo sie vielfach 
auch als Grundlage eines finanzwirtschaftlichen Systems dienen. Daß 
das Gebührenwesen in Rumänien im Laufe der Jahre sich ausbilden 
mußte, liegt ja klar auf der Hand, denn mit der Entwicklung der 
Städte (den Gemeindeanlagen, Anstalten, Einrichtungen) entstanden 
ja auch mit der Zeit die Benutzungsgebühren derselben. 

Neuester Zeit (für die ländlichen Gemeinden durch das Ge- 
meindegesetz von 1904) wurden in Rumänien auch die Beiträge 
eingeführt, das sind Geldabgaben, den Gebühren ähnlich, welche 
Grundeigentümern oder Gewerbetreibenden insbesondere, von den 
Gemeinden auferiegt werden, wo den ersteren ganz besondere wirt- 
schaftliche Vorteile entstehen. Inwieweit sie in den rumänischen Ge- 
meinden eingeführt wurden, ist bis jetzt noch nicht festgestellt worden. 
Sie bedürfen (ebenso wie in Preußen) der Genehmigung der vorge- 
setzten Behörden. 

Verwaltungsgebühren. Zu diesen Gebühren können wir 
diejenigen zählen, die meistens bei der Austeilung von Zeugnissen, 
Legitimationsschriften (Identitätsbillets) , bei Abschriften von Ur- 



1) Eheberg a. a. O. S. 484 ff. 
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kimdeii; welche sich auf das Zivilstandswesen beziehen; dann weiter 
Gebühren, welche aas dem Vollzug einer Zivilstandshandlmig hervor- 
gehen; schließlich diejenigen, welche von Erlaubnisscheinen bei Aus- 
führung von Bauten oder Reparaturen, Erlaubnisscheinen für den 
Verkauf des Schlachtviehes usw. 

Die im Gebührengesetz von 1903 festgesetzten Maximumtarif- 
sätze, sowie die Fälle, für welche sie erhoben werden, sind folgende: 

A. Zivilstandswesen. 

1. Für einen Legitimationsschein für Personen im 

Alter von über 21 Jahren, gültig 1 Jahr 1 Frcs. 

2. Für eine Abschrift nach einem Taufschein 1 „ 

3. Für eine Abschrift nach einem Vermählungs- 
schein, welche bei Einhändigung des Ver- 
mählungsscheines als obligatorisch mitgenommen 
werden muß 3 „ 
Für ein einfaches Vermählungsbulletin 5 „ 

4. Für die Eintragung eines Scheidungsurteils 10 „ 

5. Für eine Adoptionsurkunde 5 „ 

Dies sind die Tarifsätze, welche sich, wie ersichtlich, auf das 
Zivilstandswesen beziehen. Die unter 2. bis inklusive 4. festgesetzten 
Tarifsätze dürfen in den ländlichen Gemeinden nicht eingeführt werden. 
Den Gemeinden steht es aber frei, für die sonstigen Gebühren, welche 
bei Zivilstandshandlungen erhoben werden, die Tarifsätze selbst zu 
bestimmen. Die Einnahmen der Stadt Bukarest aus den Gebühren 
des Zivilstandswesens beliefen sich 1903/04 auf 24701 Frcs. 

B. Bei Verkauf von Schlachtvieh, muß jeder Verkauf dem 
Gemeindeeinnehmer mitgeteilt werden, welcher die diesbezügliche Er- 
klärung, den Besitzer sowie das Sanitätszeugnis des Tieres zu regi- 
strieren hat. Er stellt für jedes Schlachtvieh einen Verkaufserlaubnis- 
schein aus. Die Gebühr dieser Handlung beträgt: 

1, Für ein großes Schlachtvieh 0,50 Frcs. 

2, „ „ kleines „ 0,25 „ 

Die Einnahmen der Stadt Bukarest daraus waren 12 138 Frcs. 

C. Durch die Erlaubnis, zur Ausführung von Bauten, 
welche die Gemeindebehörden, als Aufsichtsbehörden der Baaten- 
polizei erteilen, erheben die städtischen Gemeinden Gebühren, 
welche durch das Gebührengesetz (1903) folgende Maximaltarifsätze 
aufweisen : 

LV. 11 
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1. Für eitlen Neubau mit einem Stockwerk wird für jeden 
Quadratmeter Flächeninhalt eine Gebühr Ton 0,50 Frcs. 
erhoben. 

2. Für die Neubauten mit mehreren Stockwerken kann die 
Gebühr im Verhältnis zur Zahl der Stockwerke erhöht 
werden, indem man aber noch die Keller- und Mansarden- 
räume als Stockwerke betrachtet. 

3. Für gründliche Verbesserungen (Renovierungen) an ein- 
stöckigen Häusern, eine Gebühr von 26 Frcs. 

4. Für jede gründliche Renovierung von mehrstöckigen Ge- 
bäuden kann für jedes weitere Stockwerk eine Gebühr von 
25 Frcs. erhoben werden. 

5. Für einfache Verbesserungen der Gebäude werden er- 
hoben : 

Für ein einstöckiges Haus 5 Frcs. 

10 
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Für des Finanzjahr 1903/04 waren die Einnahmen der Stadt 
Bukarest aus diesen Gebühren 43190 Frcs. 

D. Für die Ausstellung von Dienstbücher wird auch 
eine Gebühr entrichtet, welche der Stadt Bukarest 1903/04 eine 
Einnahme von 34915 Frcs. einbrachte. 

Die Einnahmen aus den sämtlichen obenerwähnten Verwaltungs-» 
gebühren beliefen sich für die Stadt Bukarest wie folgt: 

Verwaltungsgebühren der Stadt Bukarest pro 1903/04: 

a) Zivilstandsgebühren 24701 Frcs. 

b) Schlachtviehverkaufsgebühren 12138 „ 

c) Bautenausfiihrungs- und Reparations- 
gebühren 43190 „ 

d) Ausstellung von Dienstbüchern 34915 „ 

Summe 114944 Frcs. 

Benutzungsgebühren. Die Gemeinden Rumäniens haben im 
Verhältnis zu den Gemeinden anderer Länder wenig Benutzungs-» 
gebühren und auch geringe Einnahmen aus denselben. Wir ver- 
zeichnen : 

1. Maß- und Wagegebühren. Darunter nennen wir erstena 
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das Vormessea von Getreide durch städtische Beamte, dann das Ab» 
wägen der Lastwagen auf den kommunalen Wagen, schließlich daa 
Ausmessen der Wein- und Branntweinfässer. Die Stadt Bukarest 
bezog daraus die geringe Summe von 5242 Eres, (pro 1903/04). Eine 
bedeutendere Einnahme erwuchs der Stadt Bukarest aus der Gebühr 
von Zeichen (Markieren) der im Handel und speziell von den Markt- 
und Straßenhändlem benutzten Handwagen und Gewichte. Dieselbe 
betrug 66 321 Frcs.^) 

2. Schlachtgebühr und ärztliche Beschaugebühr. 
Für das Schlachten des Viehes in den städtischen Schlachthäusern 
beziehen die städtischen Gemeinden folgende Gebühren: 

Für Ochsen und Büffel 4 Frcs. pro Stück 

„ Kälber und Büffelkälber 2 
„ Hammel, Schafe und Ziegen 1 
„ Lämmer 0,50 

„ Schweine 1,50 

Da das Schlachten in Gegenwart eines Tierarztes vor sich geht, 
ist die ärztliche Beschaugebühr darin schon eingerechnet. Eine andere 
ärztliche Beschaugebühr war die weiter oben erwähnte, welche bei Ver- 
kauf von Schlachtvieh erhoben wird. (Siehe S. 161.) Die Schlacht- 
gebühr ist die bedeutendste unter sämtlichen. Sie erbrachte der 
Stadt Bukarest im Finanzjahr 1903/04 eine Einnahme von 462 939 Frcs. 

3. Wasserleitungsgebühren. Die Erhebung dieser Gebühr 
geschieht entweder in einer einmaligen jährlichen Entrichtung von 6 Frcs. 
pro Zimmer (nur in den Häusern wo Wasserleitung eingeführt ist) 
oder dort, wo man durch Genehmigung der Gemeinden Wassermesser 
eingeführt hat (z. B. in Bierfabriken, Bäckereien, Badeanstalten) 
0,15 Frcs. pro Kubikmeter. Die Stadt Bukarest hatte 1903/04 eine 
Einnahme von 610756 Frcs. Hier könnte noch eine Einnahme von 
20 000 Frcs, erwähnt werden, welche die Stadt Bukarest für die durch 
städtische Beamte ausgeführten Arbeiten bei Einführung der Wasser- 
leitung in Privathäuser erhoben hat. Schließlich könnten wir als 
Gebühren noch diejenige aus der Kehrichtabfuhr aus privaten 
Häusern, die der Gemeinde Bukarest eine Einnahme von 159 800 Frcs. 
einbrachte, erwähnen sonst aber noch eine ganz geringe Summe von 
den Friedhofsgebühren für die Erhaltung einzelner Gräber. Zu er- 



^) Sämtliche Einnahmen beziehen sich auf das Finanzjahr 190B/04. 

11* 
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wähnen wäre hier noch die 1903 abgeschaffte Gespann- und Last- 
wagengebühr, über welche aber schon ausführlich auf Seite 126 die 
Rede war. 

Gebühreneinnahmen der Stadt Bukarest pro 1903/04.^) 

Verwaltungsgebühren 114944 Frcs. 

Maß- und Wagegebühren 66 321 „ 

Schlachtgebühren 462 939 „ 

Wasserleitungsgebühren 610 756 „ 

Kehrichtabfuhr 169800 „ 

Summe 1415 760 Frcs. 

d. s. 11,5 ®/o der gesamten Einnahmen. Bei den ländlichen Gemeinden 
spielen die Einnahmen aus den Gebühren eine ganz unbedeutende 
KoUe. Sie erreichen kaum 5 % der Gesamteinnahmen. Während in 
den städtischen Gemeinden dieselben zwischen 0,30^0 ^^^ ^h^^lo 
schwanken, indem Bukarest zu den anderen Stadtgemeinden den höchsten 
Prozentsatz aufweist. 



Vierter Abschnitt. 

Budget- und Rechnungswesen. 

Jede Gemeinde Eumäniens ist verpflichtet, in den Grenzen ihrer 
Selbstverwaltung für ihre Finanzen Sorge zu tragen. Das Gesetz be- 
stimmt, daß die Gemeinden ein ordentliches Budget für die ordent- 
liehen, alljährlich wiederkehrenden Ausgaben und Einnahmen und ein 
außerordentliches für die außerordentlichen aufzustellen haben. An- 
dererseits bestimmt das Gesetz eine Keihe von Ausgaben, welche als 
obligatorische in das ordentliche Budget zu vermerken sind und stellt 
den Gemeinden frei, für ihre Sonderaufgaben außerordentliche (fakul- 
tative) Ausgaben zu entrichten. Die letzteren müssen jedoch nur aus 
den außerordentlichen Einnahmen gedeckt werden. Die ordentlichen 
Einnahmen bestehen aus den Erwerbseinkünften der Gemeinden, sowie 
aus denjenigen Steuern und Gebühren, welche wir in den vorigen Kapiteln 
gesehen und durch die Gesetze festgestellt sind. Die außerordentlichen 
Einnahmen werden aus den durch die Gesetze festgesetzten außerordent- 
lichen Steuern und Abgaben, sowie durch Veräußerungen des Gemeinde- 
vermögens usw. erzielt. Hierzu könnte man auch die außerordentlichen 



^) Entzogen aus dem Eechnungsausweis der Stadt Bukarest, pro 1903/04. 
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Kredite hinzurechnen, welche sehr oft von den G-emeinden fiir ihre 
besonderen Bedürfnisse in Anspruch genommen, meistens durch Auf- 
nahme von Anleihen gedeckt werden. Die Ausgaben der Gemeinden, 
welche sich nach den Einnahmen zu richten haben und vom Gesetze 
als „obligatorisch" verlangt werden, beziehen sich auf die Yerwaltungs- 
kosten, worin auch die Besoldung des gesamten Beamtenpersonais 
verstanden wird (wie Bürgermeister, Helfer, Sekretär, Steuereinnehmer, 
Sanitätsagent, Hebamme usw.), weiter auf diejenigen für Kultus und 
Unterricht, für das Sanitätswesen , Bautenwesen, Flantationen usw. 
Der Bürgermeister bereitet das Budget vor, welches er dem Gemeinde- 
rate zur Beratung und Genehmigung in den ersten Tagen des Januars 
unterbreitet. Für die ländlichen Gemeinden wird das, von dem Ge- 
meinderat genehmigte Budget durch den Kommunalinspektor dem 
Departementspräfekten übergeben, welcher dasselbe dem Departe- 
mentsausschuß unterbreitet. Der Kommunalinspektor ist befugt, seine 
Bemerkungen über das Budget dem Departementsausschuß schriftlich 
zu unterbreiten. Auch dem Dorfrate steht es zu, seine Bemerkungen 
und Forderungen bezüglich des Budgets direkt an den Departements- 
ausschuß kommen zu lassen. Der Departementsausschuß ist be- 
rechtigt, nach Prüfung des Budgets und Kenntnisnahme der diversen 
Bemerkungen und Forderungen, das Budget demgemäß zu modi- 
fizieren. ^) 

Auch in den städtischen Gemeinden imterbreitet der Bürger- 
meister in der Januarsession das Budget dem Gemeinderate. Die 
Budgets der Departementsresidenzen werden durch den Departements- 
präfekten an das Finanzministerium gesandt, um dem Könige zur 
Sanktion unterbreitet zu werden. Die Budgets der sonstigen städtischen 
Gemeinden unterstehen der Genehmigung des Departementsauschusses. 
Die Bechnungsausweise des verflossenen Finanzjahres der Departe- 
mentsresidenzen werden durch das Finanzministerium au den obersten 
Rechnungshof zur Kontrolle übersandt. Während diejenigen der 
sonstigen städtischen Gemeinden, sowie diejenigen der ländlichen Ge- 
meinden dem Departementsausschuß zur Kontrolle unterbreitet werden.^) 
Das war in kurzem über das Budget- und Bechnungswesen der Ge- 
meinden zu sagen. Hinzu kommen noch, als Subjekt kommunaler 
Finanzwirtschaft die Departements, deren Aufgaben sich auf das 
Bauten- und Wegewesen, Erhaltung der Ruralspitäler, das Pensions- 



^) Gesetz für die Organisation der ländlichen Gemeinden vom Jahre 1904. 
^) Gesetz für die Organisation der städtischen Gemeinden vom Jahre 1894. 
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"wesen der Departements- und städtischen Eommunalbeamten usw. be- 
ziehen. Zu diesem Zwecke sind sie, wie wir weiter oben gesehen haben, 
befagt, Zehntelzuschläge zu den direkten Staatssteuern zu erheben. 
Außerdem zu Anleihen befugt, welche bis zur Höhe von 100 000 Frcs. 
der Sanktion des Königs bedürfen, darüber hinaus der Genehmigung 
cler gesetzgebenden Körperschaften. Die Departements setzen vier 
Budgets auf: 

a) Budget der Zehntel, worin die Zehntelzuschläge zu den direkten 
Staatssteuem einfließen und woraus dann die sämtlichen Yerwaltungs- 
kosten gedeckt werden. 

b) Budget der Wegie, worin ein geringer Teil der Steuerzuschläge 
dazu herangezogen werden, da es sich hier meistens um die Aus- 
führung größerer Bautenunternehmungen handelt, deren Kosten durch 
Aufnahme von Anleihen größtenteils gedeckt werden. 

c) Budget der Pensionen, dessen Einnahmen aus den gesetzlich 
festgesetzten Gehaltsabzügen geschieht. 

d) Budget der Euralspitäler, welches zum größten Teil durch 
Zuschüsse des Staates genährt wird. Mit der Aufstellung und Be- 
ratung des Budgets befaßt sich der Departementsrat. Die Budgets 
unterstehen, außer demjenigen für Wegewesen, der Kontrolle und 
Genehmigung des Ministeriums des Innern. Das Budget für Wege- 
wesen dem Ministerium für öflFentliche Arbeiten. ^) 

Es erübrigt noch, im nächsten Abschnitt einen Überblick über 
das Schuldenwesen zu geben. 



Fünfter Abschnitt. 

Das Schuldenwesen, 

Durch die Entwicklung der Gemeinden und der steten Steigerung 
der Bedürfnisse der Bevölkerung treten den Gemeinden immer mehr Auf- 
gaben zur Lösung entgegen. Die jährlichen Überschüsse der Budgets, die 
die ordentlichen und zufalligen Einnahmen ergeben, reichen in den 
meisten Fällen lange nicht dazu aus, um die Ausgaben, die für die 
Ausführung jener Aufgaben erforderlich sind, zu decken. Dadurch 
sehen sich die Gemeinden genötigt, Kredite in Anspruch zu nehmen 
(wenn sie nicht gerade zur Veräußerung ihres Immobilienbesitzes Zu- 
flucht nehmen wollen). Durch die Stellung der Gemeinden zum 



^) Gesetz für die Departementsräte yon 1894. 



— 167 — 

Staate ist auch ihr Anleihewesen der Einwirkung und Aufsicht der 
Staatsbehörden unterworfen und zwar : in dem GenehmigungBrecht des 
Staates bei der Aufnahme von Anleihen, zweitens in der Form der 
Anleihen und drittens in der Beschaffung der Mittel. Die Gemeindto 
müssen, um die Genehmigung zu erlangen, den Nachweis erbringen, 
daß die Aufnahme der Anleihe zu einem bestinunten Zweck, der 
notwendig und der Gesamtheit nützlich ist, geschieht, andererseits die 
Möglichkeit einer in bestimmter Zeit zu erfolgenden Tilgung. Die 
für die Gemeinden angemessenste Schuldform ist diejenige der An- 
leihen mit festem Zinsfuß und bestimmten Rückzahlungsterminen. 
Gewöhnlich wird eine dreißigjährige Amortisationsperiode als das 
äußerste angesehen. Es ist Sache der Geldinstitute, Banken usw., 
sich über die Leistungs- und Kreditfähigkeit der Gemeinden zu unter- 
richten. Wo aber die Anleihen in der Form von auf den Inhaber 
lautenden Schuldtiteln lauten, die Schuldtitel auf einen größeren Um- 
lauf berechnet sind, dadurch dem Inhaber ein Urteil über ihre Sicher- 
heit fehlt, ist um so mehr eine eingehende Prüfung sowie die Erfüllung 
besonderer Vorbedingungen von seiteu der Staatsbehörden zu fordern. 
Bei der Beschaffung der Mittel ist es als eine Aufgabe des Staates 
anzusehen, selbst für die Befriedigung der Ereditbedürfnisse der 
Gemeinden Sorge zu tragen. Dies geschieht, indem der Staat die 
Mittel direkt den Gemeinden zur Verfügung stellt, speziell dort, wo 
die Ausführung der Aufgaben besonders in seinem Interesse liegt, 
dann aber, indem er Kreditinstitute zu diesem Zwecke gründet, oder 
auch Privatinstitutionen seine Unterstützung verleiht. ^) 

Nach dem Gesagten liegt uns nunmehr die Aufgabe vor, zu unter- 
suchen, wie sich das Schuldenwesen der rumänischen Gemeinden ge- 
staltet. In Betracht kommen die ländlichen Gemeinden, die Eesidenz- 
städte , ^) die sonstigen städtischen Gemeinden , sowie die Departe- 
ments selbst. 

Die im ersten Teil dieser Arbeit besprochenen rumänischen Ge- 
meindegesetze haben die G^nehmigungerteilung zur Aufnahme von An- 
leihen oder sonstigen Vermögenswechsel, wie z. B. An- oder Verkauf 
von Immobilien usw., gewissen höheren Staatsbehörden überwiesen. Das 
letzte G^meindegesetz von 1904*) erweitert und präzisiert die Be- 



") Eheberg a. a. O. S. 508fiF. 
*) Departementsresidenzen. 

') Gesetz für die Organisation der ländlichen Gremcinden vom 1. Mai 1904. 
Art 62 u. ff. 
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Stimmungen darüber, indem die jeweilige Genehmigung von der Höhe 
der in Frage stehenden Summe, dem Departementsausschuß, dem 
Ministerium des Innern, dem König oder den gesetzgebenden Körper- 
schaften zu unterliegen hat. Demnach sind die Ankäufe und Ver- 
äußerungen von Immobilien, die Anleihen sowie Hypothekenaufnahmen 
Yon 300 — 3000 Frcs. der Genehmigung des Departementsausschusses 
unterworfen; im Betrage von 3000 — 25000 Frcs. ist schon das Mini- 
sterium des Inneren anzurufen. Des weiteren unterliegen der Ge- 
nehmigung der letzteren Behörde, die Annahme von Schenkungen 
oder Erbschaftshinterlassungen an die Gemeinde oder an die in ihren 
Grenzen befindlichen Wohlfahrtsanstalten bis zum Betrage von 
10000 Frcs. Der königlichen Genehmigung unterliegen die Anleihen 
sowie die Hypothekenaufnahmen von 26000 — 100000 Frcs., die An- 
käufe oder Veräußerungen usw., welche 26 000 Frcs. überschreiten; 
die Konzessionierung von Arbeiten, welche die Gemeinde gleich oder 
nachträglich durch jährliche Abzahlungen erwirbt; schließlich jed- 
welche Donation von Immobilien, welche die ländliche Gemeinde, dem 
Staate, dem Departement oder jedwelcher öflFentlichen Wohlfahrts- 
anstalt zu machen gedenkt. Der Genehmigung durch den König 
muß aber in jedem dieser Fälle diejenige des Ministerrats voran- 
gehen. Schließlich unterliegen den gesetzgebenden Körperschaften 
die Anleihen jedwelcher Art, welche 100000 Frcs. übersteigen. Diese 
scharf durchgeführte Präzisierung über die Erteilung des Geneh- 
migungsrechtes ist unseres Erachtens für die ländlichen Gemeinden voll- 
ständig am Platze. Denn es ist ja bekannt, wie weiter oben beim Kapitel 
über die Erwerbseinkünfte dargelegt wurde, daß die Gemeinden 
Bumäniens kein Kämmereivermögen besitzen, welches für dieselben 
als eine natürliche Grundlage zur Aufnahme von Anleihen dienen 
könnte. Die Leistungsfähigkeit der Gemeinde ist aus dem Vergleich 
ihrer jährlichen Budgets zu ersehen. Andererseits ist aber durch die 
im Jahre 1900 eingeführte Form der Anleihen, die auf den Inhaber- 
scheinen beruht, wo die Papiere auf der Börse kursieren, dem 
Effektenhandel also unterworfen sind, die größte Vorsicht der be- 
treffenden Staatsbehörden besonders geboten. 

Für die städtischen Gemeinden im allgemeinen sind die Bestim- 
mungen wesentlich anders, als bei den ländlichen. Laut dem letzten 
Gesetze für die Organisation der städtischen Gemeinden (von 1894) 
kann die Konzessionierung eines Unternehmens, wo der Bückkauf der 
Gemeinde in der Form der jährlichen Abzahlung vorliegt, oder wo 
dem Unternehmer für eine bestimmte Zeit das Recht der Nutznießung 
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des Unternehmens anerkannt wird^ erst durch einen Beschluß des 
Gemeinderates zuerkannt werden, nachdem aber jener Beschluß, dem 
ein Gutachten des Ministerrats beigefügt werden muß, die Ge- 
nehmigung des Königs erlangt hat. Das Genehmigungsrecht durch 
den König erstreckt sich aber nur so weit, als die Annuitätensumme 
den 20. Teil der ordentlichen Gemeindeeinnahmen nicht überschreitet 
und wenn die Konzession auf höchstens 20 Jahre erteilt wird. Für 
Konzessionen, welche darüber hinausgehen sollten, ist die Ge- 
nehmigung der gesetzgebenden Körperschaften erforderlich. Die An- 
leihen, wie auch die sonstigen Verträge der städtischen Gemeinden, 
durch welche die Einnahmen der folgenden Finanzjahre in Betracht 
kommen würden, müssen nach einem Beschluß des Gemeinderates der 
Genehmigung des Ministeriums des Inneren unterliegen, wenn die 
yereinbarte Annuität vereinigt mit den Annuitäten der vorigen An- 
leihen den 20. Teil der ordentlichen Einnahmen des Jahres, in wel- 
chem die Anleihe stattfindet, nicht überschreitet, und wenn die 
Amortisationsfrist auf höchstens fünf Jahre lautet. Für die Anleihen, 
wo die Amortisationsfrist zwischen 5 — 20 Jahren liegt, oder wo die 
Gesamtsumme der Annuitäten den 20. bis zum 10. Teil der ordent- 
lichen jährlichen Gemeindeeinnahmen ausmacht, muß die Genehmigung 
des Königs, dem darüber ein Gutachten des Ministerrates vorliegt, 
eingeholt werden. Weiter hinaus sind die gesetzgebenden Körper- 
schaften maßgebend. Bei den städtischen Gemeinden liegt also der 
Schwerpunkt oder die Grundlage der Anleihen in den Budgets 
der Gemeinden selbst. Der Maßstab, der hier angewendet wurde, 
ist augenscheinlich ein anderer. Die Anleihesummen sind hier den 
Einnahmen mehr angepaßt. Doch auch hier ist eine vorsichtig vor- 
genommene Scheidung der Genehmigungserteilung anzutreffen. 

Die Departements nähern sich in dieser Hinsicht mehr den Be- 
stimmungen über die ländlichen Gemeinden. Hier legte man be- 
sonderen Nachdruck auf den Beschluß des Departements- 
rates selbst, indem das Departement nur unter folgenden Bedin- 
gungen eine Anleihe aufzunehmen berechtigt ist: 1. wenn mindestens ^/g 
der gesamten Mitglieder des Departementsrates ihre Zustimmung ge- 
geben ; 2. wenn die Anleihe zu einem außerordentlichen besonders ge- 
nannten Zweck aufgenommen werden soll; 3. wenn die Mittel zur Deckung 
der Zinsen sowie der Amortisierung vorgesehen sind. Als Anleihen werden 
hier besonders auch alle jene Arbeiten oder Konzessionen angesehen, 
deren Kostenbegleichung in der Form von Annuitäten ausgeführt wird. 
Das Genehmigungsrecht wird hier dem König überlassen und zwar für 
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die Ankäufe, Veräußerung und sonstigen Transaktionen für Mobilien und 
Immobilien im Werte von über 20 000 Frcs. und für die Anleihen 
und Hypotheken bis zur Summe von 100000 Frcs. Darüber hinaus 
haben, ebenso wie bei den ländlichen Gemeinden der Fall, die gesetz- 
gebenden Körperschaften zu bestimmen. Die Departements, deren 
Einnahmen hauptsächlich aus Zuschlägen zu den direkten Staats- 
steuem bestehen, sind außerdem noch für die Ausführung besonderer 
Zwecke, wie z. B. die Erhaltung der Kuralspitäler durch reiche, 
direkte Zuschüsse des Staates begünstigt. Trotzdem sind sie es, die 
noch in weit höherem Maße genötigt sind, Zuflucht zu Anleihen zu 
nehmen. Das kommt infolge der ihnen vom Staate übertragenen Auf- 
gaben, besonders des Wege-, Bau- und Brückenwesens (Qerichts- 
häuser, Gefängnisse usw.). Die Erhaltung dieser Bauten, welche im 
großen Ganzen unproduktiv sind, erfordert Mehrausgaben, die 
noch zu der Annuitätensumme zugezählt werden müssen. Deswegen 
ist hier um so mehr Vorsicht ratsam, und es wurde vorausgesetzt, daß 
der Departementsrat, der gewöhnlich aus gebildeteren Elementen be- 
steht, die Interessen seines Departements am besten zu wahren ver- 
stehen wird. Ein Genehmigungsrecht in den oben erwähnten Grenzen 
ist auch hier dem König und dem Parlament vorbehalten. — Dieses 
Genehmigungsrecht ist in fast allen Ländern in tieferem oder höherem 
Maße durchgeführt,, indem je nach der Größe der Anleihe die Ge- 
nehmigung der staatlichen Behörden oder eine gesetzliche Ermächti- 
gung gefordert wird. 

Wo haben die Gemeinden und Departements Rumäniens ihre 
Schulden kontrahiert, und unter welcher Form? 

Im Jahre 1864, in einer Zeit großer Finanzkrisen in Bumänien, 
wurde von selten der Staatsregierung eine Bank gegründet, genannt 
„Caisse de depots et consignations^,^) deren Zweck darin bestand, 
die ihr anvertrauten Depositengelder dem Staate, den Gemeinden und 
Wohlfahrtsanstalten, den Privatleuten (auf Grund von Wertpapieren) 
Darlehen zu gewähren. Dieses Institut hatte mehrere Mal infolge 
seiner mangelhaften Organisation Krisen durchzumachen, welche aber 
glücklich überstanden wurden. Auch war der Umstand maßgebend, 
daß die Depositen auf Verlangen der Deponenten sofort ausgezahlt 
werden mußten, was gewöhnlich in Zeiten wirtschaftlicher Krisen 
eintrat, während die Depositenkasse nicht nur die nötigen Summen 



^) Depositen- und Konsignationskasse. 
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nicht bei der Hand hatte, sondern sehr oft knapp vorher Anleihen- 
verpflichtungen den Gemeinden und Departements gegenüber einge- 
gegangen war. Im Jahre 1880 wurde an diese Institution eine Spar- 
kasse angegliedert, auf die man große Hoffnungen setzte, weil 
man erwartete, daß die kleinen Summen der Arbeiter und Hand- 
werker nun dem Institute zufließen werden und der Volkswirtschaft 
von höherem Nutzen sein könnten. Dies hat sich auch richtig ein- 
gestellt und die Sparkassenbücher sowie die eingelieferten Summen 
nahmen ganz bedeutende Dimensionen an. Die Lage der Depositen- 
und Sparkasse wurde von Tag zu Tag, von Jahr zu Jahr eine immer 
bessere und stärkere und sie konnte nun ohne Bedenken die nötigen 
Anleihen an die Gemeinden, Departements usw. gewähren. Der ge- 
wöhnliche Zinsfuß war 5 — 6 7o« Da kamen die wirtschaftlichen 
Krisen der Jahre 1898/99. Die Ansprüche der Gemeinden, Departe- 
ments und Wohlfahrtseinrichtung zur Linderung der Not wurden 
immer größer. Gleichzeitig forderten die Deponenten ihre Depositen- 
gelder. Der Zufluß der Gelder an die Bank stockte fast gänzlich. 

Bis August 1899 konnte die Depositen- und Sparkasse sämtliche 
Depositenrückzahlungen pünktlich begleichen. Von da ab ging es 
immer schwerer, so daß Mitte Januar 1900 die Kasse nicht mehr in 
der Lage war, die geforderten Depositen zu entrichten. Der Depositen- 
zufluß in Bargeld verminderte sich von 1898/99 zu 1899/1900 von 
130,15 Mill. Frcs. auf 100,17 MUl., die Effekten von 213,34 Mill. auf 
169,3 Mill. Frcs. Die Kückzahlungen beliefen sich 1898/99 auf 
127,1 Mill. in Bargeld und 215,1 Mill. in Effekten. Unter diesen 
Umständen wurde durch Modifizierung der Art. 7 und 8 des Gesetzes für 
die „Depositen-Konsignations- und Sparkasse" dieselbe ermächtigt, eine 
Anleihe zur Deckung ihrer Depositenrückzahlungen aufzunehmen. Diese 
Anleihe wurde im Auslande kontrahiert, indem die Kasse ihre eigenen 
öffentlichen Wertpapiere als Sicherung überreichte. Die Anleihesumme 
war 10 657 201,75 Frcs. Der dafür gezahlte Zinsfuß schwankte zwischen 
7 und 9 %. Die Gefahr war beseitigt. Man hatte aber eingesehen 
gehabt, daß solche langfristige Kreditoperationen, wie es die Anleihen 
von Gemeinden und Departements erfordern, für ein solches Institut, 
wie die „Depositen- und Sparkasse", ein gewagtes Unternehmen ist. 
Die Folge davon war die Schaffung eines neuen Kreditinstituts, das 
an die Depositen- und Sparkasse angegliedert, aber unabhängig und 
selbständig operiert. Das ist der „Departemental- und Kommunal- 
Kredit". Dieses Institut bildet nur den Vermittler zwischen Publikum 
als Gläubiger und Inhaber von „Departemental- und Kommunalobli- 
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Tabelle der Darlehen^ welche die ^Depositenkasse^ gewährt hat:^) 

(In Frcs.) 



Jahr 


Staat 


Departe- 
ments 


Gemeinden 


Wohlfahrts- 
ansf^lten 


Private 


Summa 


1865—67 


5 728 546,32 




642 592,58 


.^ 




6 371 138,90 


1868 


4 376 259,26 


— 


177 777,77 


— 




4 554 037,03 


1869 


1 522 469,71 




168825,— 


— 


— 


1 709 294,71 


1870 
1871 
1872 


764000, 










764000,- 


11025000,— 




1 762 500, 


500000,- 




13 287 500,- 


1873 


2000000, 




100000,— 


50000, 




2150000,- 


1874 


1800000,— 


73000.— 


1084000,— 


76000,— 




3033000,- 


1875 


7 280000, 


1553000, 


400000,— 


— 


— 


9233000,- 


1876 


6 744 450,— 


141000, 


1 172 750,— 


390000,— 




8448200,- 


1877 


957350,— 




1 245 161,78 


527 000,— 




2 729 511,78 


1878 


76 461,82 




— 


— 


149400, 


225681,82 


1879 


3064207,35 


440000, 


400000,— 


— 


2830280, 


6 734 487,35 


1880-1881 


1 322 862,54 


2100860, 


1820000, 


446 710,71 


5 169 840, 


10860273,25 


1881 1882 


2 507 326,05 


100000,- 


6680000,— 


1300000, 


12 932 298, 


23 519 624,05 


1882 1883 


2 585 151,13 


785000, 


8 340 206,77 


100000, 


6 737 900, 


18 548 257,90 


1883—1884 


48042,19 


272000, 


5 070 000,— 




1002600,— 


6392642,19 


1884—1885 


426 783,90 


1 673 995.01 


4411000,-. 


312000,— 


2507800, 


9 331 578,91 


1885-1886 


554 913,97 


1 874 687,29 


5136 725,- 


1 150000,— 


2 863 975, 


11580301,26 


1886—1887 


7 032 542,69 


375000, 


2 197 054,17 


430000, 


646800,— 


10681396,86 


1887 1888 


5 067 225,93 


350000, 


2563556,85 


800000,— 


325000,— 


9 105 782,78 


1888—1889 


1 031 876,45 


280019,93 


2425553,22 


300000,— 


9000, 


4046449,60 


1889—1890 


920448,98 


180 784^37 


1 594 898,79 




— 


2696132,14 


1890-1891 


3 181 579.65 


952 861,30 


1163034,59 


500000,— 


1 273 140,— 


7 070 615,54 


1891 1892 


2 219 591,37 


575 913,19 


1 671 561,64 


— 


2962875, 


7429941,20 


1892—1893 


2624594,56 


2 186 276,81 


7 585 526,44 


650000, 


1 136 600,— 


14 182 997,81 


1893—1894 


4 224 634,16 


3 109 428,30 


4 146 116,70 


2008000, 


1567900, 


15056079,16 


1894-1895 


3358364,41 


900 369,47 


8381500, 


1475000,— 


378200, 


14 493 433,88 


1895-1896 


16313882,60 


1460702,03 


6906500, 


325000,— 


2841300, 


27847 384,63 


1896—1897 


5 152 673,30 


718350.— 


7 661 000,— 


2 371 000,— 


1683250, 


17586273,30 


1897—1898 


337 949,90 


1024850,— 


4469430, 


5 325 964,10 


914500, 


12072694,— 


1898-1899 


197 419.64 


2 922 944,66 


12 395 981,60 


608000,— 


1 871 500, 


17 995845,90 


1899—1900 


1409249,40 


627466, 


7 849 448.58 


135000,— 


202100, 


10223263,98 


1900—1901 


86522,10 


80800, 


1213500^ 


500000, 


1500, 


1 881 822,10 


1901—1902 


3908,40 


28136,33 


1561689,05 


— 




1 5^ 733,78 




105946287,78 


24 787 444,69 


112415390,53 


20279674,81 


50007 758, 


313436555,81 



*) Entzogen ans einem Referat, vom 2. November 1902, an den Yerwaltongsrat der 
^epositen-Xonsignations- and Sparkasse.'' Bukarest 1902. 
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gationen'' und den Gemeinden sowie Departements, an die das Institut 
in der Form von Inhaberpapieren die Anleihen gewährt. Bevor 
wir aber darüber > näher eingehen, wollen wir sehen, wieweit die 
Depositen- und Sparkasse mit der Gewährung der Anleihen an diese 
Körperschaften, gegangen ist. Das ersieht man am besten an der 
anbei gegebenen Tabelle. Vom Jahre ihrer Gründung, d. i. 1865 
bis zum 30. September 1902, belief sich die Gesamtsumme der von 
ihr gewährten Darlehen auf 313436555 Frcs. 81 Cent. An jenem 
Tage schuldete man noch der Depositen- und Sparkasse: 

Der Staat 9313550,76 Frcs. 

Die Departements 3 221922,19 „ 

Die Gemeinden 28860977,59 „ 

Wohlfahrtsanstalten 7 81 7 1 79,22 „ 

Private, auf Grund von Effekten 687 500,00 „ 

Summe 49901129,76 Frcs. 

Durch das oben erwähnte 1900 gegründete Institut, welches Obli- 
gationen zum Zinsfuß von 5 ^o fi^usgab, waren die Departements, die 
Gemeinden usw. in die Lage gekommen, sich billigere Anleihen zu 
verschaffen, indem sie die Obligationen als Tilgung, der Depositen- 
und Sparkasse zum Kurse von 80 % übergaben, welche dieselbe willig 
annahm, trotzdem der Tageskurs damals zwischen 81 % und 82 ^/^ 
lag. Auf diese Weise zahlte man bis zum 30. September 1902 an 
die Depositen- und Sparkasse die Summe von 18 220880 Frcs. im 
Nominalwerte von 22 776100 Frcs. — Der „Departement- und Kom- 
munalkredit" hatte bis zum 30. September 1902 Obligationen im 
Nominalwerte von 30156 600 Frcs. ausgegeben und zwar: 

1. Für die Konversion eines Teiles der 
zwischen den Departements und den Ge- 
meinden kontrahierten Anleihen mit der 

Depositen- und Sparkasse 22 776100 Frcs. 

2. Für neue Anleihen an Departements 

und Gemeinden direkt durch den Kredit 7 379 500 „ 

30 155 600 Frcs. 

Das Institut des „Departemental- und Kommunalkredit" wurde 
durch das Gesetz vom 5./18. April 1900 geschaffen. Am 1. Juni a. St. 
desselben Jahres begann es seine Operationen gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen. Es ist, wie erwähnt, ein selbständiges unabhängiges 
Institut, es befindet sich aber unter der Leitung und der Kontrolle 
des Verwaltungsrates der Depositen- und Sparkasse. Der gemeinsame 
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Verwaltungsrat dieser Institute besteht aus je drei Delegierten des 
Senates, des Abgeordnetenhauses und der Regierung, dann dem 
Präsidenten der Handelskammer von Bukarest, und schließlich dem 
Delegierten des Ausschusses der staatlichen Kechtsanwälte. Die An- 
leihen, die der Departemental- und Kommunalkredit vermittelt, 
werden durch vod ihm ausgegebene 5 ^^ Inhaberscheine dem Schuld- 
aufnehmer (Departement oder Gemeinde sowie Wohlfahrtsanstalt) 
übermittelt und zwar zum Nominalwert. Es bleibt dem Schuldner 
überlassen, dieselben in Umlauf zu setzen. Sie führen nicht den 
Titel jeder besonderen Anleihe, sondern werden im Namen des Kredit- 
emittiert. Er spielt hier, wie gesagt, nur den uninteressierten Vers 
mittler zwischen dem Schuldscheininhaber und dem Schuldner, doch 
garantiert er, daß die Anleihen in den Grenzen des Gesetzes durch- 
geführt, daß er von den Schuldnern die Prozente aowie die Annui- 
täten einzieht, um den Inhabern dieser Schuldscheine die Zinsen zu 
entrichten sowie die jährlichen Amortisationen (Tilgungen) vornehmen 
zu können. Für die Verwaltungskosten des Kredits werden von jedem 
Schuldner bei der Einziehung der Annuitäten 0,50% vom Nominal- 
wert des Anleihekapitals zugerechnet und miteingezogen. 

Um den Obligationen eine genügende Sicherheit zu geben, hat 
der Gesetzgeber den „Departemental- und Kommunalkredit^ teil- 
weise mit Vorrechten (Privilegien) versehen, teilweise aber weitere 
Beschränkungen den Departements und Gemeinden usw. auferlegt. 
Der „Departemental- imd Kommunalkredit^ ist demnach im Kechte, sich 
durch die sämtlichen Einnahmen des Schuldners zu sichern, vor jed- 
welchem Gläubiger und auch vor dem Staate. Zweitens durch ein 
beschränktes Verfahren, die Schuldner zu zwingen, ihren Ver- 
pflichtungen nachzukonmien , eventuell im Notfalle sogar die Ver- 
waltung der Einnahmen derselben selbst in die Hand zu nehmen, 
um auf jeden im angemessensten Falle die Interessen der von ihm 
vertretenen Schuldscheininhaber zu sichern. Schließlich wird den 
Departements, den Gemeinden und den Wohlfahrtsanstalten die Be- 
schränkung auferlegt, daß sie vom „Departemental- und Kommunal- 
kredit keine Anleihen aufnehmen^ dürfen, wenn die Summe ihrer 
zu zahlenden Annuitäten den vierten Teil ihrer Budgetseinnahmen über- 
schreiten würde. Dies ist also eine weitere angemessene Sicherung. 

Die Anleihen werden mit 5% verzinst und sind einer TUgongs- 
frist von höchstens 40 Jahren unterworfen.^) Der auf den Schuld- 



^) Seit kurzem ist der 2iinsiii£ auf 4^2 \ herabgesetzt worden. 
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scheinen vermerkte Zinsfuß kann vom Yerwaltungsrat, mit der Ge- 
nehmigung des Finanzministers geändert werden» er darf aber 5% 
pro Jahr nicht überschreiten. 

In kurzem sei festzustellen, daß bis zum 31. März (a. St.) 1905 
die im Umlauf gesetzten Schuldscheine im Nominalwerte Ton 
43 085 000 Frcs. waren, durch die jährlichen Tilgungen aber am selben 
Tage nur 41 257 300 Frcs. im Umlauf waren. Die Keste des ver- 
flossenen Finanzjahres 1903/04 waren nur 25 478,80 Frcs., welche auch 
pünktlich einkassiert wurden. Pro 1904/905 wurden 2 665 688,42 Frcs. 
amortisiert mit dem erwähnten Rest von 1903/04 eine G^samt- 
einnahme von 2 691167,22 Frcs. Somit fehlt zu dem pro 1904/05 
festgestellten Gesamtbetrag der fälligen Einnahmen , welcher auf 
2 709951,75 Frcs. berechnet war, ein Betrag von 18 784,52 Frcs., der 
im Finanzjahr 1905/06 einbezogen werden muß. Um gegen 
eventuelle Verluste gesichert zu sein, wurde ein Keservefonds gegründet, 
der aber 15 7o ^^s verliehenen Nominalbetrages nicht überschreiten 
darf. Erst nahm man für denselben von jeder Anleihe 1 7o ^^^ Nominal- 

a. 

wertes, dem aber nachher noch die Überschüsse der Verwaltungsgelder 
beigegeben wurden. Am 31. März 1904 war der Reservefonds in der Höhe 
von 683000 Frcs. in Effekten angegeben; während am 31. März 1905 
er schon auf 1000 900 Frcs. in Effekten und 120817,27 Frcs. in Bar- 
geld, das ist zusammen 1121717,27 Frcs., herangewachsen. Am 
10. Januar . 1905 kursierten die Obligationen an der Bukarester Börse 
in der Höhe von 102 %. Nach dem bisher Gesagten kann man, glauben 
wir, sich selbst ein Bild von dem bisherigen Wirkungskreis dieses 
Institutes machen, sowie seine Bedeutung beurteilen. Wir glauben 
aber trotzdem hier nochmals darauf hinweisen zu müssen, daß der 
größte Teil der Anleihen die der Departemental- und Kommunalkredit 
bisher gewährt hat, speziell in der Konvertierung der mit der „Depo- 
siten- und Sparkasse^ noch bestehenden Anleihen der Gemeinden usw. 
beruht. Unleugbar wird sich die „Depositen- und Sparkasse", nachdem 
sie wieder durch die Entlastung durch den „Depai^temental- und Kom- 
munalkredit" erstarkt, einen Teil der noch bestehenden Anleihen bei- 
behalten haben. Aus den Bechnungsausweisen des „Departemental- 
und Kommunalkredits" ist das nicht zu ersehen. — Noch 1901/02 waren 
die Annuitäten der Departements und sämtlicher Gemeinden (außer 
Bukarest und die Residenzstädte) über 6,5 Mill. Frcs., welche zu den 
2,7 Mill. des Departemental- und Kommunalkredits pro 1904/05 bei- 
nahe auf das Dreifache der Schuldenhöhe dieser Körperschaften schließen 
läßt, als der Departementalkredit bisher gewährt hat. Es wäre sicherlich 
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wünschenswert und für die nächste Zeit für den Kredit von Vorteil, 
wenn er mit der Konvertierung der Anleihen der Gemeinden (vor- 
sichtig) fortfahren würde, denn dadurch würde die Sicherheit der 
Schuldscheine durch die Verteilung auf das ganze Territorium des 
Landes eine immer größere; andererseits würde aber derDepartemental* 
kredit wie auch der Staat eine bessere Einsicht in das Schuldenwesen 
der Gemeinden erlangen. Staat und „Kredit^ würden demgemäß 
leichter die nötigen Maßregeln (z. B. im Genehmigungsrecht) im ge- 
gebenen Momente anwenden, um die Gemeinden vor einer Über- 
schuldung zu schützen. Große Vorsicht wäre bei der Genehmigung 
von Anleihen schon deswegen noch geboten, weil, wie schon weiter 
oben bemerkt, das Schuldenwesen der Gemeinden auf ihre Budgets- 
einnahmen beruht, die letzteren aber von der finanziellen und somit 
von der wirtschaftlichen Lage des Staates abhängig sind. Eine Ver- 
blendung : durch die erhöhten Einnahmen , infolge mehrerer guter 
Jahre, eine dadurch gesteigerte Nachfrage nach Anleihen, die der 
Kredit auf der Basis der gewachsenen Einnahmen gerne gewähren 
würde, und dann eine wirtschaftliche Krisis! Der Kommunalkredit 
hätte nachher sicherlich keine leichte Arbeit, sich die Annuitäten zu 
holen. Eine sogar leichte vorübergehende Verschuldung der länd- 
lichen Gemeinden würde aber für die weitere Entwicklung des Ge- 
meindewesens nachhaltige Polgen haben. — 

Außer diesem großen Darlehensinstitut hat der Staat 1896 eine 
sogenannte „Schulkasse" gegründet und mit 30 Mill. Frcs. dotiert.^) 
Ihre Aufgabe ist, wie schon a. a. O. besprochen, die Verwaltung der 
bestehenden und künftigen Schulfonds zu übernehmen, besonders aber 
den Gemeinden Darlehen zu gewähren zum Zwecke der Erbauung 
und Installierung der Schulen mit dem nötigen Material. Das den 
Gemeinden gewährte Anleihekapital wird mit demselben Zinsfuß ver- 
liehen, welchen die Schulkasse für das empfangene Kapital vom 
Staate, demselben entrichten muß. Der Wirkungskreis dieser Kasse 
erweitert sich immer mehr. Schon 1898/99 hatte die Kasse an die 
Gemeinden die Summe von 4822 550 Frcs. verliehen gehabt, wofür in 
28 Departements 209 Elementarschulen errichtet wurden.^) 

Wir wollen nun in kurzem einen Überblick über das Schulden- 
wesen der Stadt Bukarest geben. Diese Stadt hat in den letzten 
20 Jahren besonders einen riesenhaften Aufschwung genommen. Schon 



^) Gesetz für die Errichtung einer Schulkasse von 1896. 
^) Ann. stat. pour la Roumanie 1904 S. 86. 
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die Bevölkerung nimmt einen immer größeren Zuwachs, was durch 
die Zählungen von 1,894, 1900 und 1905 bewiesen wird. Die Zäh- 
lung von 1894 ergab 232000, 1900 282000 und im März 1905 über 
300 000 Einwohner. Noch vor etlichen Dezennien hatte Bukarest ein 
orientalisches, speziell türkisches Gepräge. Heute ist es eine im besten 
Sinne des Wortes moderne, vielen westeuropäischen Städten an 
die Seite zu stellende Stadt. Es ist klar, daß solche riesenhafte 
Veränderungen mit einem nicht unbedeutenden Kapitalaufwand zu- 
stande kommen konnte. Das war aber nur auf dem Wege der An* 
leihen möglich. Der Nominalwert der Anleihen der Stadt Bukarest 
von 1884/1903 beläuft sich, wie aus der beigegebenen Tabelle ersichtlich, 
auf 128480500 Frcs, wovon am 31. März 1904 26 560439,15 Eres, 
getilgt waren. Es verblieben also noch : 101 920 060 Frcs. an jenem 
Tage, Schuldenlast der Gemeinde Bukarest. Die Tilgungsdauer der 
Anleihen ist gewöhnlich auf 40 Jahre berechnet. Das aber meist bei 
den großen Anleihen. Die kleineren werden auf 18 Jahre oder auch 
auf noch kürzere Fristen aufgenommen. Der Zinsfuß variiert zwischen 
4—6 7o> gewöhnlich war er aber 4 V2 ^lo' ^^^ Anleihen werden meistens 
durch ein Konsortium von Bankiers oder durch die „Depositen- 
kasse'^ im Inlande placiert und zwar in der Form von zinstragenden 
Obligationen, auf den Inhaber lautend. Die kleineren Anleihen werden 
gewöhnlich bei der Depositenkasse aufgenommen (ohne Ausgabe von 
Schuldscheinen), kurzfristig rückzahlbar. Für die laufenden Arbeiten 
der Stadt befindet sich eine „Kasse der städtischen Arbeiten 'S welche 
ein Konto-Korrent bei der „Depositenkasse^^ hat. Der Zinsfuß richtet 
sich nach dem jeweiligen Diskont. Bis 1903 hatte die Kasse der 
städtischen Arbeiten von der „Depositenkasse^^ 13 631500 Frcs. ge- 
liehen gehabt, welche am 31. März 1904 getilgt waren. Die Annui- 
täten der Stadt Bukarest belaufen sich im Durchschnitt auf 5,5 Mül. Frcs. 
Die Annuitäten des Jahres 1903/04 waren im Verhältnis zu den Ge- 
samtausgaben 48,6 %. — Die finanzielle Lage der Stadt Bukari^st ist 
trotz dieses hohen Prozentsatzes eine gute. Die Ausgaben werden 
durch die Einnahmen gedeckt, der Tilgungsprozeß der Anleihen geht 
normal vor sich. Wie ersichtlich, ist die Gemeinde Bukarest diejenige von 
den Gemeinden Kumäniens, welche die größte Schuldenlast aufweist. 
In der Annuitätensumme der Residenzstädte pro 1901/02, welche mit 
10,4 Mill. vermerkt ist, kommt die Last zur Hälfta auf die Stadt 
Bukarest^ und zur anderen Hälfte auf die Kesidenzstädte verteilt.^) — 



^) Siehe TabeUe ^uf Seite 8^. 
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JDämit glaaben wir in kurzen Worten ein Bild über das Schulden- 
wesen der rumänischen Gemeinden gegeben zu haben. Zum Schluß 
geben wir noch eine kleine Vergleichstabelle der Schuldenlast mehrerer 
deuüschen Städte (n. G. Tenius, für 1899 bzw. 1900) und der Stadt 
Bukarest pro 1903/1904. 

Tergleichstabelle (in Mk.)^) 



Städte 


Gesamt- 
Schuldenlast 


Gesamt- 
ausgabe für 
Tilgung und 
Verzinsung 


Bevölkerung 


Ausgabe für 
Tilgung u. Ver- 
zinsung pro 
Kopf d. Bevölk. 


Berlin 

Breslau 

Dresden 

Frankfurt a. M. 

Karlsruhe 

Halle a. S. 

München 

Stuttgart 

Straßburg 

Bukarest *) 


300 747 405 
48 904 316 
58 045 481 
94 026 958 
22 338 471 
19 213 028 

134 331 730 
24 671 456 
21 013 783 
81536048 


16 062 285 
2 645 408 
2 677084 
5 445 408 
1 012 563 
.1174 000 
8 761 202 
1 069 518 
2 950 795 
4 540 484 


1 824 250 
40i»500 
383150 
259 400 
93100 
130 250 
466 000 
172 250 
147 450 
282000 


8,80 Mk. 

6,46 „ 

6,99 „ 
20,99 „ 
10,87 „ 

8,13 „ 
18,80 „ 

6,21 „ 
20,02 „ 

16,10 r, 



Zusammenfassende Barstellung und Kritik der Organisation 
und des Finanzwesens der Gemeinden in Bumänien. 

Wenn wir einen Rückblick auf die Entwicklung des Gemeinde- 
wesens in Rumänien werfen wollten, besonders auf die diversen 
Phasen, welche ihre Organisation im Laufe der Jahrhunderte bis in 
die neueste Zeit aufzuweisen hat, dann ergeben sich für sie folgende 
bemerkenswerte Momente: Am Anfang der Gründung der Donau- 
fürstentümer eine republikanische Organisation der Staaten und 
eine stramme Organisation der Gemeinden, im Besitze einer voll- 
ständigen Freiheit, sowie Selbstverwaltung, was wahrscheinlich noch 
als Spuren römischer Überlieferung angesehen werden kann. Die 
freien Dörfer. — Nach der Gründung beginnt eine bis in das 
19. Jahrhundert sich hinziehende Verfallsperiode : Durch die allmäh- 
liche Ausbildung der Hörigkeit schwindet die persönliche Freiheit, als 
Folge die Selbstverwaltung der Dörfer und eine durch die politischen 
Umstände, durch die türkische Unterjochung und dem Handel mit 
den Landesthronen sich einstellender wirtschaftlicher und finanzieller 



^] Entzogen und bearbeitet nach Neefe's stat. Jahrbuch deutscher Städte. 
Breslau 1902. 

«) Für Bukarest : pro 1903/04. 

12* 
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Niedergang der Länder. In den ersten Dezennien des 19. Jahr- 
hunderts: nur hörige Dörfer: Eron-, adlige und klösterliche 
Dörfer. — Daneben aber die gesonderte Lage der Städte, welche, 
während der Jahrhunderte, durch ihre wirtschaftliche und politische 
Macht sich ihre Selbstverwaltung und eine höhere Stellung im Staate 
erhalten haben. Dies ist die Situation der Dörfer und der Städte im 
zweiten Dezennium des 19. Jahrhunderts. In dieser Zeit ist das Ein- 
greifen der russischen Keformgesetze (Keglements organiques 1832) 
von großer Bedeutung. Erstens, durch die Neuorganisierung sowie die 
Kegelung des Finanzwesens der Städte, zweitens der teilweisen Organi- 
sation, sowie Kegelung des Justizwesens der Dörfer. Diese £>eform 
kann als Grundlegung der Organisation und eines geordneten Finanz- 
wesens für die weitere Entwicklung der Städte angesehen werden. 
Für die Dörfer aber noch immer kein Fortschritt, da die Hörigkeit 
immer noch bestand, die Lösung des gutsherrlicb-bäuerlichen Ver- 
hältnisses noch nicht vollzogen war. Eine Besserung in der Organi- 
sation tritt aber 1851 in der Walachei ein, durch die Einführung der 
Dorfversammlung und Wahl des Dorfrates. — 1859 die Vereinigung 
der Donaufürstentümer ; als Folge Neuorganisierung des Staatswesens, 
Durchführung einer ßeihe von Reformen u. a. die Lösung des guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisses und das Gemeindegesetz von 1864. 

Diese erste Periode der Gesetzgebung von 1832/64; erscheint uns 
jener Zeit entsprechend gewesen zu sein, denn sie bildet eine Über- 
gangszeit, eine Vorbereitung zur modernen und weit komplizierteren 
Organisation, durch das Gemeindegesetz von 1864. 

Damit treten wir in die zweite moderne Periode der Gesetz- 
gebung. Die Gemeinde wird gebildet: sie muß mindestens 500 Mit- 
glieder besitzen, was durch Vereinigung von mehreren Nachbardörfern 
durchgeführt wird. Der Gemeinde werden Pflichten und Bechte 
gesetzlich bestimmt. Die Gemeindeversammlung wählt den Gemeinde- 
rat und zu gleicher Zeit ihren Bürgermeister. Pflichten und Bechte 
des Gemeinderates und des Bürgermeisters werden festgesetzt. Der 
Staatsaufsicht wird das nötige Feld eingeräumt. Trotz der sorg- 
fältigen Bestimmungen des Gesetzes kommen die ländlichen Gemeinden 
nicht viel weiter. Die Ursachen lagen: a) die Anzahl von 500 Mit- 
gliedern für die Gemeinde war zu klein gefaßt : daraus ergab sich eine 
zu geringe Anzahl von Steuerpflichtigen. Als Folge einer schwachen 
Finanzlage : Vernachlässigung der Gemeindeaufgaben usw. ; b) die Ge- 
meinde wird organisiert, das Hauptdorf, wo der Gemeinderat tagt und 
der Bürgermeister wohnt, wird bevorzugt und gewinnt dadurch; die 
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sich anschließenden Dörfer der Gemeinde werden vernachlässigt; 
c) der Genehmigung der Gemeinderatsbeschlüsse durch die Staats- 
behörden wird ein zu großer Zeitraum gegeben, wodurch große Ver- 
zögerungen in der Ausfuhrung derselben eintreten; d) die ländliche 
Bevölkerung war noch zu unreif, sie konnte nicht das nötige, den 
Anforderungen des Gesetzes geschulte Yerwaltungspersonal stellen. 

Im Jahre 1874 tritt ein neues Gemeindegesetz, vom ersten ab- 
weichend, in Kr^rft. Die Gemeinde muß 500 Steuerpflichtige 
besitzen. Es werden zwei Wahlkörper gebildet und den Gutsbesitzern, 
bis zu einem gewissen Maße, der Sitz im Gemeinderate gesichert. Der 
Bürgermeister wird von den Staatsbehörden aus der Mitte des Ge- 
meinderates ernannt. Die Bestimmungen des Gesetzes erweisen sich 
al3 fast undurchführbar, das Gesetz wird nach 16 Monaten des Be- 
stehens beseitigt und durch dasjenige von 1864 ersetzt. Dieses erste 
Gemeindegesetz dauert mit kleinen Veränderungen bis zum Jahre 
1887, Auf seiner Grundlage wird ein neues Gemeindegesetz ge- 
schaffen. — Die städtischen Gemeinden entwickeln sich merklich. Die 
Ausführung ihrer Aufgaben ging ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit 
gemäß zufriedenstellend vor sich und ihre Finanzlage war eine gute. 
Das Gesetz von 1887 war deshalb besonders für die ländlichen Ge- 
meinden gedacht. Es enthält als Hauptbestimmung : die Bildung der 
Gemeinden mit dem Mindestmaß von 200 Steuerpflichtigen Ein- 
wohnern, als unterste Grenze. Die sonstigen Bestimmungen werden 
weiter ausgebildet und präzisiert. Das Gesetz enthält noch erweiterte 
Bestimmungen über die Aufgaben der ländlichen Gemeinden. 

Im Jahre 1894 wird in Anbetracht der Sonderstellung der städtischen 
Gemeinden, für die Organisation derselben ein neues Gesetz geschaffen, 
welches auf der Grundlage des Gesetzes von 1864 aufgebaut ist und 
keine wesentlichen Veränderungen in der Organisation der Städte 
vornimmt. Es ist auch heute noch in Kraft und bestimmt also die 
gegenwärtige Organisation der Städte. 

Das Gesetz von 1887 bleibt für die ländlichen Gemeinden be- 
stehen. Die ländlichen Gemeinden können kaum weiter. Das Grund- 
übel, welches in der schwachen finanziellen Lage besteht, war durch 
die Bestimmung der Mindestzahl von 200 Steuerpflichtigen immer 
noch nicht beseitigt. Dazu treten immer mehr die schlechten Folgen 
des Oktroiwesens hinzu. Eine Beform desselben stellt sich als notwendig 
heraus. Im Jahre 1903 wird das Oktroi beseitigt und durch die 
Bildung eines „Kommunalfonds^^ ersetzt. Die ländlichen Gemeinden 
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-sind dadurch besonders bedacht worden, denn der Betrag ihrer bis- 
herigen Einnahmen aus dem Oktroi erfährt eine Steigerung von 50^/o. 
Nach dieser einleitenden finanziellen Keform folgt gleich darauf die 
organisatorische. Die Neuorganisierung der ländlichen Gemeinden 
wird vorgenommen. Gleichzeitig mit der Neubildung der Gemeinde, 
.wo diesmal als unterste Grenze für dieselbe eine Einnahme von 
8000 Frcs. vorausgesetzt wird, was sich aber nicht gut durchführen 
ließ, wird das Dorf organisiert. Jedes Dorf wählt seinen Dorfrat, 
an dessen Spitze der Dorfdclegierte, vom Dorfe mitgewählt, gestellt 
wird. Der letztere referiert über die Bedürfnisse des Dorfes an den 
Bürgermeister und an den Gemeinderat. Er nimmt an den Sitzungen 
des letzteren Teil und vertritt daselbst die Interessen seines Dorfes. 
Im Notfalle kann er seine nicht berücksichtigten ForderuDgen den 
vorgesetzten Staatsbehörden unterbreiten. — Der Gemeinderat be- 
gutachtet, beratet und beschließt die Maßnahmen für die Bedürfnisse 
der Gemeinde. Seine Beschlüsse unterstehen den vorgesetzten Staats- 
behörden. Als weitere Staatsaufsicht und als Aneiferungsorgan wird 
jedem Bezirk ein Kommunalinspektor, der juristisch gebildet ist, bei- 
gegeben* Die Gemeinden, welche eine jährliche Einnahme von 
8000 Eres, besitzen,, müssen sich einen Tierarzt, einen sogenannten 
„Garnisonchef" zur Polizeiaufsicht, sowie eine Hebamme halten. Die- 
jenigen Gemeinden, welche kein jährliches Einkommen von 8000 Frcs. 
haben, werden mit der Verpflichtung zur Haltung des obigen Personals 
in Kommunalkreise vereinigt. Für die Lösung höherer Kommunal- 
aufgaben werden die Gemeinden nach Bedarf verpflichtet, Kommunal- 
verbände zu bilden. Schließlich werden bis ins kleinste die Pflichten 
der Gemeinden und ihres Personals bezüglich der Durchführung der 
Gemeihdeaufgaben bestimmt. Dies ist die gegenwärtige Organisation 
der ländlichen Gemeinden, welche durch das Gesetz vom 1. Mai 1904 
bestimmt wurde. 

Nachdem durch die Reform des Oktrois und der Bildung des 
Kommunalfonds, dann durch die Bestimmungen des letzten Gesetzes 
von 1904, aber auch fast den sämtlichen Schwächen des ländlichen 
Gemeindewesöns Rechnung getragen wurde, muß sich nun die Frage 
ergeben, ob durch dieses Gesetz nun endlich das ländliche Gemeinde- 
wesen, in nächster Zeit eine günstige Entwicklung erfahren wird? 
Die Antwort auf diese Frage ist nicht gerade leicht zu geben. 
Denn angenommen, daß durch diese gesetzlichen Bestimmungen die 
nötigen Erleichterungen in der Verwaltung und jn der Ausführung 
der Aufgaben der Gemeinden geschaffen würden, letzteres auch nun- 
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mehr begünstigt durch eine gebessertje finamzielle Lage derselben, 
dann könnten sich bezüglich des Erfolges doch noch einige Bedenken 
einstellen. Erstens ist es fraglich, ob das geistige Niveau der länd- 
lichen Bevölkerung der Ausführung dieser vielen und verzwickten Be- 
stimmungen auch entspricht. Daraus ergibt sich teilweise, ob zweitens 
der Gemeinsinn der Bevölkerung, um den gesetzlichen Forderungen 
zu entsprechen, auch genügend ausgebildet ist? Drittens, und ganz 
besonders ob auch jeder einzelne, sei er ein ehrenamtlicher oder ein 
besoldeter Beamter der Gemeinde, gewissenhaft seine Pflicht und 
Schuldigkeit tut! Besonders die beiden letzten Funkte sind von be- 
sonderer Bedeutung und ausschlaggebend für eine demnächst zu 
erwartende günstige Entwicklung -des ländlichen Gemeindewesens 
Bumäniens. 

Gleichzeitig mit der Entwicklung der Gesetzgebung ist auch die 
Ausbildung des Finanzwesens der Gemeinden vor sich gegangen. 
Schon früh wird Hand in Hand mit der Neuorganisierung der Städte 
durch die Reglements organiques „ein Gemeindebesteuerungssystem" auf- 
gestellt, welches sich in der Hauptsache auf das Staatssteuersystem 
stützt. Die Städte sind berechtigt, durch die Bestimmungen der 
Reglements organiques: 1. Zuschläge zu den direkten Staatssteuern 
zu erheben. 2. Eine geringe Anzahl Gegenstände wie Wein, Brannt- 
wein, Teerprodukte usw. mit Oktroi zu belegen. 3. Eine beschränkte 
Anzahl Luxussteuern und Gebühren zu erheben. Dieses sind die An- 
fänge geordneter moderner Gemeindebesteuerung in Rumänien. Sie 
bestanden wie gesagt für die Städte und waren für die Entwicklung 
derselben, unseres Erachtens, grundlegend. Dieses Steuersystem hat 
sich der Entwicklung des Ertragssteuersystems des Staates immer 
angepaßt und das Finanzwesen hat sich demgemäß immer mehr aus- 
gebildet. Nach der Vereinigung der Donaufürstentümer Moldau und 
Walachei, in dem heutigen Rumänien, und nach der Organisierung 
der ländlichen Gemeinden (1864) übertrug sich dieses Steuersystem 
auch auf die letzteren. 

Die Zuschläge zu den direkten Staatssteuern waren in ihrer Höhe 
sowohl für die Departements, wie für die Gemeinden durch die ge- 
setzgebenden Körperschaften festgesetzt, und zwar durch besondere 
o^er durch Maximumgesetze. Sie waren die sichersten und nicht viel 
schwankenden Einnahmen der Gemeinden, lieferten aber im Verhältnis 
zum Gesamtbedarf einen viel zu geringen Prozentsatz der Beträge. 
Andererseits ist, vielleicht als Ausnahmefall, hervorzuheben, daß die 
Gemeinden in Rumänien kein Eigentum an Wiesen-, Weide-, Acker- 
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oder Forstland besitzen und somit keine Erwerbseinkünfte haben 
konnten. Das ist unseres Eracbtens für die ganze weitere Entwick- 
lung des Finanzwesens der Gemeinden ausschlaggebend gewesen, weil 
das ganze Finanzwesen der Gemeinden sich auf Steuern stützen mußte. 
Letzteres möge man besonders im Auge behalten, denn dann ist die 
weitere Entwicklung des Finanzwesens und zwar die Entwicklung der 
Steuern leicht erklärlich, sie ergibt sich von selbst. Die in den 
Städten bestehenden Zehntelzuschläge zu den direkten Staatssteuem 
wurden, wenn auch in beschränktem Maße, den ländlichen Gemeinden 
zuerkannt. Mit der Entwicklung der Städte und auch der ländlichen 
Gemeinden stieg auch der Finanzbedarf derselben. Eine Anziehung 
der Steuerschraube bei den Zuschlägen zu den direkten Staatssteuem 
konnte erstens nur mit großer Vorsicht geschehen, zweitens nur bis 
zu einem gewissen Grade. Für die städtischen Gemeinden wurden 
teilweise auch selbständige Steuern und Gebühren gewährt, neben dem 
sich noch die indirekten Verbrauchssteuern befanden. Es ist aber 
nun sehr natürlich, daß von dem Momente an, wo die direkte Be- 
steuerung an die äußerste, den Verhältnissen entsprechende Grenze 
gelangt ist, man zur indirekten Besteuerung immer mehr Zuflucht 
nehmen mußte. Durch die Annehmlichkeiten, die diese Art der Be- 
steuenmg gewährt, wurde sie immer mehr bevorzugt. Die Anzahl 
der dem Oktroi unterworfenen Verbrauchsgegenstände stieg zusehend, 
die Einnahmen aus den Oktrois gewannen immer mehr an Bedeutung 
und errangen sich die erste Stellung unter den sonstigen Einnahmen. 
Schließlich sahen die Städte dieselben als ihre hauptsächlichste Ein- 
nahmequelle an und schenkten derselben besondere Beachtung. Dann 
sah man sich aber noch genötigt, den finanziellen Bedürfnissen der 
ländlichen Gemeinden auch Rechnung zu tragen und gewährte ihnen 
mit der Zeit, wenn auch immer in beschränkterem Maße als den 
Städten, auch die Rechte auf Erhebung des Oktrois von Verbrauchs- 
gegenständen. Von 2900 Gemeinden Rumäniens waren kaum ein paar 
Dutzend ländlicher Gemeinden, die auf das Oktroi verzichteten. 
Zwischen Stadt und Stadt, zwischen Stadt und Land wirkten sie sehr 
oft als Schutzzoll. Besonders waren es die ländlichen Gemeinden^ 
die durch das Oktroiwesen in Mitleidenschaft gezogen waren. Die 
Einfuhr- und Durchfuhrverhältnisse waren elend. Das Schmuggel- 
wesen nahm mächtig überhand. Das Oktroiwesen wirkte direkt 
schädigend auf die ganze Volkswirtschaft, indirekt auf das ländliche 
Gemeindewesen. Schließlich sah man die Notwendigkeit der Besei- 
tigung solcher Mißstände ein. Das Oktroiwesen wurde einer Reform 
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unterzogen. Die sämtlichen Torsteuem wurden abgeschafft. An Stelle 
des Oktroi wurde der Kommunalfonds (nach belgischem Muster) ge- 
bildet. Die Einnahmen für denselben beruhen aber noch immer auf 
Verbrauchssteuern und zwar auf «38 Gegenstände. Die bedeutendsten 
sind : Wein, Branntwein, Alkohol, Pflaumenschnaps (Tzuika), Bier, Kaffee, 
Zucker, dann eine größere Anzahl von Südfrüchten usw. Die Erhebung 
geschieht durch die staatlichen Steuereinnehmer, entweder beim Produ- 
zenten oder beim Käufer und an den Zollgrenzen des Landes. Die 
Verwaltung des Kommunalfonds ist dem Finanzministerium anvertraut. 
Die Verteilung geschieht für die städtischen Gemeinden nach den 
durchschnittlichen Einnahmen aus dem Oktroi der Jahre 1897/1901. 
Für die ländlichen Gemeinden nach dem Verhältnis des Steuersolls 
der direkten Staatssteuern für das verflossene Finanzjahr zu den 
Oktroieinnahmen des Jahres 1901/02 mit einem Aufschlag von 60 %• 
Der Mindestbetrag jeder einzelnen städtischen Gemeinde darf unter 
keinen Umständen unter dem Durchschnittsbetrag der Jahre 1897/1901 
sein; für die ländlichen Gemeinden dagegen nicht unter denjenigen 
des Finanzjahres 1901/02. Die Überschüsse nach der Verteilung 
fallen einem Beservefonds zu, der alle drei Jahre an die Gemeiaden 
zur Verteilung kommen soll. — 

Dies ist die Entwicklung der indirekten Gemeindebesteuerung in 
Bumänien. unstreitig hat man durch diese Beform den volkswirt- 
schaftlichen Verhältnissen Bumäniens ' ganz bedeutende Dienste und 
Besserungen zuteil werden lassen. Die Grundlage der Beform bilden 
aber immer noch im großen Maße die Verbrauchssteuern, weswegen 
die finanzielle Lage des Kommunalfonds immer von der jeweiligen 
wirtschaftlichen Lage des Landes abhängig ist. Die Beseitigung sämt- 
licher Verbrauchssteuern, wie sie durch die holländische Gemeinde- 
besteuerungsreform (1866) durchgeführt wurde, wo der Staat den 
Gemeinden an Stelle ^/^ der Personalsteuern und 2 ^/g ®/o der Gebäude- 
steuer abtrat; oder, wie das durch das Kommunalabgabengesetz vom 
14. Juni 1893 in Preußen geschah, wo man die staatlichen Ertrags- 
steuern zur Verfügung der Gemeinden stellte, konnte in Bumänien 
unter jenen finanziellen Verhältnissen des Staates nicht geschehen. 
Nur unter gewissen Bedingungen gewährte der Staat 1 ^2 Zuschlag- 
Zehntel zu den direkten Staatssteuem als Einnahmequelle für den 
Kommunalfonds. Eine Gleichmäßigkeit in den jährlichen Einnahmen 
des Kommunalfonds ist also durch die Beform des Oktroi nicht zu 
erwarten. Abzuwarten bleibt aber noch, ob durch die Beform die 
gehofften wirtschaftlichen Vorteile sich einstellen werden, wodurch 
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auch eine Steigerung der Einnahmen des Kommunalfonds sich ein- 
stellen müßte. Eine solche ist aber unbedingt nötig, da die Entwick- 
lung des ländlichen Gemeindewesens, besonders eine Steigerung des 
Finanzbedarfes als Folge haben wü^rde. 

Die Gestaltung des heutigen Gemeindebesteuerungssystems : läßt 
sich folgendermaßen resümieren : 1. Zuschläge zu den direkten 
Staatssteuern. 2. Selbständige Kommunalsteuern für 
die städtischen Gemeinden, dann Gebühren. (Beide von ge- 
ringer finanzieller Bedeutung.) 3. Kommunalfonds (die bedeutendste 
Einnahmequelle der Gemeinden). 4. Als außerordentliche Einnahmen : 
die Anleihen, welche 1900 für die Gemeinden in günstiger Weise 
geordnet wurden, durch die Schaffung eines Institutes, welches durch 
die Ausgabe verzinsbarer Inhaberpapiere, Darlehen an die Gemeinden 
gewährt (wie weiter oben beim Kapitel über das Schuldenwesen des 
näheren besprochen wurde). 

Dieses System beruht im großen ganzen auf demjenigen der 
Leistungsfähigkeit. Es schmiegt sich eng an das Besteuerungssystem 
des Staates an. Sehr stark kommt hier die Bevormundung des Staates 
zum Ausdruck. Das gegenwärtige Finanzwesen der Gemeinden hat 
sich aus den wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen des Staates 
herausgebildet und denselben angepaßt, deswegen kann es für die 
gegenwärtigen Verhältnisse als zeitgemäß, und als das zweckmäßigste 
angesehen werden. 

Die gegenwärtige Organisation der städtischen Gemeinden; die 
kürzlich durchgeführte Neuorganisierung der ländlichen; die Aus- 
führung der Gemeindeaufgaben, welche durch die gesetzlichen Be- 
stimmungen, durch das gegenwärtige Gemeindesteuer- und Anleihe- 
wesen begünstigt ist; alles zusammengefaßt, lassen ein demnächstes 
Aufblühen des Gemeindewesens Kumäniens bestens erhoffen. Staats- 
und Gemeindebeamte mögen gewissenhaft ihre Pflicht tun! Dann 
wird die so sehnlichst erwünschte Besserung der Lage der ländlichen 
Gemeinden sich bald einstellen, dann wird die Lage der ländlichen 
Bevölkerung sich bessern und einem gleichmäßigen parallelen Auf- 
blühen der städtischen und ländlichen Gemeinden wird alsdann nichts 
mehr im Wege stehen ! 



